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1 Einführung 
 
1.1 Motivation und Zielsetzung 
 
Die Größenordung der in den neunziger Jahren jährlich von den alten in die neuen 
Bundesländer fließenden Transfers lag nach Schätzungen des DIW bei ca.  
100 Mrd. DM.1 Im Jahre 2003 betrug das Nettotransfervolumen nach einer Schätzung 
des IWH sogar 83 Mrd. €.2 Die Transfers in die neuen Bundesländer wurden und 
werden vornehmlich mit dem Ziel geleistet, den wirtschaftlichen Aufholprozess 
Ostdeutschlands zu unterstützen und so möglichst rasch die von Art. 72 Abs. 2 GG 
angestrebte Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet zu erreichen. Auch 
wenn das Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner der neuen Flächenländer bereits von 
31,1 % des Niveaus der westdeutschen Flächenländer im Jahre 1991 auf immerhin  
64,9 % im Jahre 2003 angestiegen ist,3 ist damit zu rechnen, dass noch über einen 
langen Zeitraum hinweg hohe Summen öffentlicher Finanztransfers in die neuen Länder 
fließen werden. Allein der Solidarpakt II umfasst ein den ostdeutschen Ländern in den 
Jahren 2005 bis 2019 zugute kommendes Finanzvolumen von 156 Mrd. €.4 
 
Vor diesem Hintergrund erscheint es wichtig, die ökonomischen Auswirkungen zu 
untersuchen, die distributiv orientierte Finanzausgleichsmaßnahmen auf den Verlauf 
interregionaler Konvergenzprozesse haben. Wäre die räumliche Wanderung für alle 
Produktionsfaktoren bis auf einen eventuell vorhandenen fixen Faktor kostenlos 
möglich, so würden interregionale Konvergenzprozesse unter der üblicherweise 
getroffenen Annahme struktureller Gleichheit der Regionen unendlich schnell 
ablaufen.5 Da dies in der Realität tatsächlich nicht zu beobachten ist, kommt der 
Ausgestaltung des Finanzausgleichs im Anpassungsprozess besondere Bedeutung zu 
und es sollte insbesondere geklärt werden, welche Wohlfahrtswirkungen von den 
Finanzausgleichsmaßnahmen ausgehen. 
                                                 
1  Vgl. Bach / Vesper (2000), S. 203. 
2  Vgl. IWH (2003), S. 2. Die Zahlen von DIW und IWH sind allerdings aufgrund unterschiedlicher 
Abgrenzungen nur bedingt miteinander vergleichbar. Zu einer ausführlichen Betrachtung der seit der 
Wiedervereinigung geleisteten West-Ost-Transfers s. den Abschnitt 2.1.3. 
3  Ergebnisse eigener Berechnungen auf der Basis von Arbeitskreis Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnungen der Länder (2000, 2004a), Finanzausgleich (1991) und Statistisches Bundesamt 
(2004). 
4  Vgl. Kitterer (2002), S.1. 
5  Vgl. Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 174. 
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Derzeit existieren in der Literatur nur relativ wenige theoretische Modelle zu diesem 
Themenkomplex, die sich zudem in ihrem Aufbau6 und demzufolge auch in ihren 
prognostizierten Ergebnissen deutlich unterscheiden. Zu nennen sind vor allem die 
wachstumstheoretischen Arbeiten von Kellermann (1998) und Schmidt (1997), 
Homburg (1993), Thomas (1994) und Funke / Strulik (2000).7  
 
Alle diese Modelle haben jedoch die Schwäche, dass sie die institutionellen 
Gegebenheiten auf den Arbeitsmärkten der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere 
die Lohnfindung im Rahmen kollektiver Lohnverhandlungen, gar nicht oder – im Falle 
des Modells von Funke / Strulik (2000) – nur in stark stilisierter Form abbilden.8 Dies 
erscheint problematisch, da vermutlich insbesondere die von den Tarifparteien 
vereinbarte rasche Anpassung der ostdeutschen Löhne an das Westniveau9 
maßgeblichen Einfluss auf den Verlauf des ökonomischen Aufholprozesses der neuen 
Bundesländer haben dürfte. 
 
Eine weitere Schwäche der vorhandenen Modelle stellt die Tatsache dar, dass sie 
entweder keine oder eine an das Ramsey-Cass-Koopmans-Modell10 angelehnte 
mikroökonomische Fundierung aufweisen, so dass sich generationenspezifische 
Wohlfahrtswirkungen nicht bestimmen lassen. Dies hat zur Folge, dass die Problematik 
der Belastung zukünftiger Generationen nicht analysiert werden kann, was jedoch 
geboten erscheint, denn bereits die von Kellermann (1998) und Schmidt (1997) in 
einem neoklassischen Modellrahmen durchgeführte Simulation liefert Hinweise darauf, 
dass einige Generationen negativ, andere hingegen positiv von der Einführung des 
Finanzausgleichs betroffen sein werden.11 
 
Darüber hinaus ist an den vorhandenen Modellen zu kritisieren, dass sie alle von 
Extremfällen interregional entweder vollkommen und kostenlos mobiler oder 
                                                 
6  Dies gilt insbesondere bezüglich der getroffenen Annahmen über die Produktionstechnologie und die 
interregionale Mobilität der Produktionsfaktoren. 
7  Die genannten Modelle werden in den Abschnitten 2.3.1, 2.3.2 und 2.5.5 genauer dargestellt. 
8  Eine einfache mikroökonomische Fundierung des Gewerkschaftsverhaltens in dem Modell von  
Funke / Strulik (2000) nimmt Kilin (2003), S. 7 vor. Er erweitert das Modell außerdem um Human-
kapital; vgl. ebenda, S. 4 und S. 8. 
9  Vgl. Burda / Funke (1993), S. 538 für einen Überblick über die quartalsweise Lohnentwicklung in den 
ersten Jahren nach der Wiedervereinigung und Abschnitt 2.5.1, insbesondere für die weitere 
Entwicklung bis heute. 
10  Vgl. Ramsey (1928), Cass (1965) und Koopmans (1965). 
11  S. hierzu Abschnitt 2.3.1. 
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vollkommen immobiler Produktionsfaktoren ausgehen. Tatsächlich ist die Wanderung 
in eine andere Region für einen Arbeiter zwar möglich, jedoch fallen hierbei 
Wanderungskosten an, die ein rational handelnder Haushalt in sein Entscheidungskalkül 
einbeziehen wird. Ähnliches gilt für den Faktor Kapital bezüglich der bei 
Neuinvestitionen anfallenden Investitionsanpassungskosten. Die Tatsache, dass 
Konvergenzprozesse in der Realität nicht unendlich schnell ablaufen, legt den Schluss 
nahe, dass deren Verlauf maßgeblich durch das Vorhandensein von Wanderungs- und 
Investitionsanpassungskosten beeinflusst wird,12 so dass es geboten erscheint, diese 
auch im Rahmen einer modelltheoretischen Analyse von Übergangsprozessen zu 
berücksichtigen. 
 
Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, neben einer Darstellung des gegenwärtigen Standes 
der Forschung zum Thema einen Modellrahmen zu entwickeln, der versucht, die 
genannten Schwächen der vorhandenen Ansätze13 zu beheben und anschließend mittels 
Simulationsanalysen für realistische Parameterwerte zu genaueren Einschätzungen 
darüber zu gelangen, wie sich Finanzausgleichsmaßnahmen auf den Verlauf von 
Konvergenzprozessen und auf die Wohlfahrt in einer Volkswirtschaft auswirken. 
Aufgrund der Ergebnisse von Kellermann (1998) und Schmidt (1997)14 wird als den 
Simulationen zugrundeliegender Modellansatz ein Modell überlappender 
Generationen15 gewählt, damit generationenspezifische Wirkungen untersucht werden 
können. 
 
Ferner werden zunächst die gegenüber einer Basissimulation mit immobilen privaten 
Produktionsfaktoren und vollkommenem Arbeitsmarkt eintretenden Veränderungen 
getrennt für Fälle mit Investitionsanpassungskosten, Kapitalmobilität und Investitions-
anpassungskosten, Haushaltsmobilität, mobile Faktoren sowie alternative Szenarien mit 
unvollkommenen Arbeitsmärkten analysiert. Dies geschieht, um die Effekte identi-
fizieren zu können, die durch jede einzelne der vorgenommenen Modifikationen 
ausgelöst werden und die aufgrund der Komplexität des Modellrahmens für den zuletzt 
                                                 
12  Dies zeigt insbesondere auch das Modell von Burda (2003), das im Abschnitt 2.4.3 näher besprochen 
wird. 
13  Eine weitere bedeutende Schwäche der o.g. vorhandenen Modelle, auf die auch im Rahmen dieser 
Arbeit nur am Rande eingegangen wird (s. Abschnitt 2.1), ist, dass sie die mit dem Finanzausgleich 
verbundene Anreizproblematik nicht berücksichtigen. 
14  S. oben (S. 2) und Abschnitt 2.3.1. 
15  Diese Modellklasse geht auf Arbeiten von Allais (1946), Samuelson (1958) und Diamond (1965) 
zurück. 
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untersuchten Fall mit Faktormobilität und unvollkommenen Arbeitsmärkten kaum mehr 
separat erkennbar sind. 
 
Die Komplexität umfangreicher Generationenmodelle hat im Regelfall auch zur Folge, 
dass eine wohlfahrtstheoretisch optimale Finanzpolitik nicht mehr ohne weiteres 
ermittelt werden kann. Daher handelt sich bei in solchen Modellen durchgeführten 
Simulationsanalysen üblicherweise um Wirkungsanalysen, die zwei oder mehrere 
alternative Politikoptionen miteinander vergleichen.16 Entsprechend wird auch im 
Rahmen dieser Arbeit vorgegangen: einander gegenübergestellt werden innerhalb jeder 
Modellvariante jeweils ein Referenzfall ohne Finanzausgleich und ein Fall mit einem an 
den bundesdeutschen Länderfinanzausgleich angelehnten finanzkraft-orientierten 
Finanzausgleich. Dieser Vergleich erscheint besonders interessant, da sowohl von 
politischer als auch von finanzwissenschaftlicher Seite immer wieder die Abschaffung 
des Länderfinanzausgleichs oder zumindest eine deutliche Absenkung der 
Ausgleichsintensität gefordert wird.17 
 
 
1.2 Aufbau der Arbeit 
 
Der Hauptteil der vorliegenden Arbeit gliedert sich in die drei Kapitel 2, 3 und 4, 
gefolgt von einer Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse im Kapitel 5. Das 
zweite Kapitel gibt zunächst einen Überblick über die für das Thema wichtigen 
institutionellen, theoretischen und empirischen Grundlagen. Im Abschnitt 2.1 erfolgt 
eine Darstellung des Finanzausgleichssystems in der Bundesrepublik Deutschland, 
wobei besonderes Augenmerk auf den Länderfinanzausgleich und die Transfers von den 
alten in die neuen Bundesländer gelegt wird. Danach wird im Abschnitt 2.2 auf die in 
der Literatur verwendeten Konvergenzkonzepte sowie die wichtigsten Erkenntnisse der 
theoretischen und empirischen Konvergenzforschung eingegangen, bevor im 
darauffolgenden Abschnitt 2.3 die Hauptfrage der Arbeit nach dem Zusammenhang 
zwischen Finanzausgleichsmaßnahmen und der Konvergenz von Regionen in den 
Mittelpunkt rückt. Im Rahmen dieses Abschnitts werden die Ergebnisse der unter 1.1 
genannten existierenden wachstumstheoretischen Modelle mit vollkommenem 
                                                 
16  Vgl. beispielsweise Auerbach / Kotlikoff (1987), Fehr (1999), Braun (2000) und Körber (2001). 
17  S. hierzu den Abschnitt 2.1.2. 
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Arbeitsmarkt, eines alternativen Ansatzes von Kessler und Hansen (2003) sowie 
empirischer Untersuchungen zum Thema dargestellt. Die nachfolgenden Abschnitte 2.4 
und 2.5 beschäftigen sich mit der Bedeutung von Anpassungskosten und 
Arbeitsmarktunvollkommenheiten, insbesondere kollektiver Lohnverhandlungen für 
den Verlauf interregionaler Konvergenzprozesse, beides Aspekte, die – wie bereits im 
Abschnitt 1.1 erläutert – in den vorhandenen Modellen zum Zusammenhang von 
Finanzausgleich und Konvergenz überwiegend vernachlässigt werden. Das Kapitel 
schließt mit einem Zwischenfazit, in dem Anforderungen an ein neu zu entwerfendes 
Modell formuliert werden, dessen Ziel es ist, die Hauptschwächen der vorhandenen 
Ansätze zu beheben. 
 
Dieses Modell, dessen Varianten die theoretische Grundlage für die im Rahmen der 
Arbeit durchgeführten Simulationsanalysen bilden, wird im darauffolgenden Kapitel 3 
schrittweise entwickelt, und zwar ausgehend von einer Basisversion mit vollkommenem 
Arbeitsmarkt und interregional immobilen Produktionsfaktoren,18 die bis auf ihre 
mikroökonomische Fundierung eng an das neoklassische Modell von Kellermann 
(1998) und Schmidt (1997) angelehnt ist. Im Abschnitt 3.2 werden verschiedene Maße 
erläutert, die später zur Analyse der Auswirkungen des Finanzausgleichs, die während 
des interregionalen Konvergenzprozesses auftreten, dienen. Anschließend wird das 
Grundmodell in den Abschnitten 3.3 bis 3.5 um interregionale Kapitalmobilität unter 
Berücksichtigung von Investitionsanpassungskosten, um interregionale Haushaltsmobi-
lität unter Berücksichtigung heterogener Wohnsitzpräferenzen sowie um Arbeitsmarkt-
unvollkommenheiten in Form gewerkschaftlich gesetzter Löhne erweitert, bevor diese 
Modifikationen im Abschnitt 3.6 in einer Modellvariante zusammengeführt werden. 
 
Im letzten Hauptkapitel 4 werden schließlich die Ergebnisse der in dem neu 
entwickelten Modellrahmen durchgeführten dynamischen Simulationsanalysen vorge-
stellt. Das schrittweise Vorgehen bei der Modellierung ermöglicht es, die Auswirkun-
gen der einzelnen Modifikationen zunächst getrennt voneinander zu untersuchen. Dies 
geschieht in den Abschnitten 4.3 und 4.4, nachdem zunächst die in allen Simulationen 
des Kapitels verwendeten Parameterwerte erläutert19 und die Ergebnisse einer zu 
Vergleichszwecken durchgeführten Basissimulation in der Grundversion des Modells 
                                                 
18  S. Abschnitt 3.1. 
19  S. Abschnitt 4.1. 
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dargestellt werden.20 Durch das gewählte Vorgehen sind – wie bereits im Abschnitt 1.1 
angesprochen – die durch die jeweilige Modellerweiterung ausgelösten Effekte und 
Wirkungen klarer erkennbar und leichter nachvollziehbar, als dies in der den realen 
Verhältnissen am nächsten kommenden, aber auch komplexesten Variante mit 
Anpassungskosten und unvollkommenen Arbeitsmärkten aus dem Abschnitt 3.6 der 
Fall wäre. Die Ergebnisse einer in dieser Modellvariante durchgeführten Simulation 
werden im Abschnitt 4.5 analysiert. Abgeschlossenen wird das Kapitel durch 
Sensitivitätsanalysen für diese letzte durchgeführte Simulation.21 Im Kapitel 5 werden 
die Ergebnisse der Arbeit zusammengefasst. 
                                                 
20  S. Abschnitt 4.2. 
21  S. Abschnitt 4.6. 
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2 Institutionelle, theoretische und empirische Grundlagen 
 
2.1 Der Finanzausgleich in der Bundesrepublik Deutschland 
 
2.1.1 Einführender Überblick 
 
Unter „Finanzausgleich“ wird in der modernen Finanzwissenschaft die Regelung der 
Aufgaben-, Ausgaben- und Einnahmenverteilung zwischen den einzelnen 
Gebietskörperschaften innerhalb eines Staates oder auch eines übergeordneten, politisch 
zusammengehörigen Raumes wie beispielsweise der EU verstanden. Für die 
Einnahmenverteilung bei als gegeben angesehener Aufgaben- und Ausgabenverteilung 
findet sich in der Literatur der Begriff „aktiver Finanzausgleich“, während bezüglich der 
Verteilung der öffentlichen Aufgaben – und damit zumindest in der Bundesrepublik 
Deutschland im Regelfall auch der Ausgaben22 – von „passivem Finanzausgleich“ 
gesprochen wird.23 
 
Innerhalb des aktiven Finanzausgleichs lassen sich der primäre und der sekundäre 
(aktive) Finanzausgleich unterscheiden. Bei ersterem werden in Deutschland die 
Steuereinnahmen zunächst nach gesetzlich festgeschriebenen Regeln24 auf die einzelnen 
gebietskörperschaftlichen Ebenen – also Bund, Länder und Gemeinden – (sog. 
„primärer vertikaler Finanzausgleich“) und innerhalb dieser Ebenen (sog. „primärer 
horizontaler Finanzausgleich“) verteilt. Der nach Bedarfsgesichtspunkten gestaltete 
sekundäre Finanzausgleich, der ebenfalls horizontale und vertikale Elemente enthält, 
dient dazu, die hieraus resultierende Primärverteilung zu korrigieren.25 
 
                                                 
22  Dies ergibt sich daraus, dass nach Art. 106 GG jede staatliche Ebene die im Rahmen der Erfüllung 
ihrer Aufgaben anfallenden Ausgaben grundsätzlich selbst finanzieren muss. Eine Ausnahme ist 
allerdings der Bereich der Mischfinanzierung, in den die Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91a und 
91b GG, die Finanzhilfen des Bundes nach Art. 104a Abs. 4 GG, die Geldleistungsgesetze nach Art. 
104a Abs. 3 GG und die Auftragsverwaltung nach Art. 104a Abs. 2 GG fallen. Vgl. hierzu 
Bundesministerium der Finanzen (2004), S. 3ff. und Ehrlicher (1980), S. 674ff. 
23  Vgl. Peffekoven (1980), S. 608. 
24 Zur Problematik des bei der vertikalen Umsatzsteuerverteilung angewandten, für den Zeitraum ab 
2005  in § 4 des Maßstäbegesetzes verankerten Deckungsquotenverfahrens s. Wissenschaftlicher 
Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2000), S. 12ff. 
25  Vgl. Huber / Lichtblau (1997), S. 25. 
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Die primäre horizontale Steuerverteilung auf Länder und Gemeinden erfolgt in 
Deutschland grundsätzlich nach dem Prinzip des örtlichen Aufkommens, wobei 
letzteres den Steuereinnahmen der Finanzbehörden im jeweiligen Gebiet entspricht. 
Ausnahmen stellen die Zerlegung der Lohnsteuer nach dem Wohnsitzprinzip, der 
Körperschaftsteuer nach dem Betriebsstättenprinzip, der Zinsabschlagsteuer 
proportional zur Höhe des auf Einkommen- und Körperschaftsteuer angerechneten 
Zinsabschlags und die Verteilung der Umsatzsteuer (abgesehen von den 
Ergänzungsanteilen)26 nach Einwohnern dar.27 Elemente des sekundären aktiven 
Finanzausgleichs in Deutschland sind der kommunale Finanzausgleich28 auf der Ebene 
der Gemeinden und der Länderfinanzausgleich.29 
 
 
2.1.2 Der Länderfinanzausgleich 
 
Die Regelungen im Rahmen des deutschen Länderfinanzausgleichs werden seit langem 
in Politik und Wissenschaft kontrovers diskutiert.30 Nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 11.11.199931 wurde eine Reform des Finanzausgleichs 
notwendig, die zur Verabschiedung des Maßstäbegesetzes32 und eines neuen 
Finanzausgleichsgesetzes im Jahre 2001 führte. Beide Gesetze traten zu Beginn des 
Jahres 2005 in Kraft. Die Grundstruktur des Systems des Länderfinanzausgleichs wurde 
allerdings durch die Neuregelungen nicht verändert.33 
 
Der Länderfinanzausgleich dient dazu, die unterschiedliche Finanzkraft der Länder 
angemessen auszugleichen, wie es in Art. 107 Abs. 2 GG gefordert wird. Dadurch 
                                                 
26  Die Umverteilung von Umsatzsteuereinnahmen im Rahmen des Umsatzsteuer-Vorwegausgleichs wird 
in dieser Arbeit als Teil des sekundären Finanzausgleichs angesehen. S. hierzu den nachfolgenden 
Abschnitt 2.1.2. 
27  Zu den mit den geltenden Zerlegungsregeln insbesondere der Lohnsteuer und der Umsatzsteuer 
verbundenen Problemen s. Kitterer / Burckardt / Löwer (2004), S. 22ff. und Kitterer (1994a), S. 6f. 
28  Zum kommunalen Finanzausgleich s. Bundesministerium der Finanzen (2004), S. 56ff. und Ehrlicher 
(1980), S. 684ff. 
29  Zum Länderfinanzausgleich s. den folgenden Abschnitt 2.1.2. 
30  Kritische finanzwissenschaftliche Analysen älterer Versionen des Länderfinanzausgleichs finden sich 
beispielsweise bei Huber / Lichtblau (1997), Peffekoven (1987; 1994) und Wissenschaftlicher Beirat 
beim Bundesministerium der Finanzen (1992). 
31  S. Bundesverfassungsgericht (1999). 
32  Zum Maßstäbegesetz, insbesondere zur Kritik am Gesetzgebungsverfahren, s. Lenk (2001). 
33  Zu einem ausführlichen Überblick über die bis zum Jahre 2004 gültigen Regelungen s. Thöne / Jacobs 
(2001), S. 23ff. 
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sollen die Aufgabenwahrnehmung der Länder34 sowie die in Art. 72 Abs. 2 GG 
angestrebte Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet gewährleistet 
werden. Zu einer völligen Nivellierung der Finanzkraft der Länder sollte es allerdings 
nicht kommen, da in Art. 30 GG ebenso der Wettbewerb der Regionen befürwortet 
wird.35 Der Länderfinanzausgleich wird in einem dreistufigen Verfahren (Umsatzsteuer-
Vorwegausgleich, Länderfinanzausgleich i.e.S. und Bundesergänzungszuweisungen) 
durchgeführt, das nachstehend kurz dargestellt werden soll:36 
 
• Umsatzsteuer-Vorwegausgleich: Der Umsatzsteuer-Vorwegausgleich dient der 
Verbesserung der Einnahmensituation finanzschwacher Bundesländer, deren 
Aufkommen aus Einkommen- und Landessteuern unterhalb des Länderdurchschnitts 
liegt. Um ihre Finanzkraft zu erhöhen, erhalten sie vorab maximal 25 % des den 
Ländern insgesamt zustehenden, ansonsten nach Einwohnerzahlen zu verteilenden 
Umsatzsteueraufkommens als sogenannte Ergänzungsanteile. Das Volumen des 
Umsatzsteuer-Vorwegausgleichs belief sich 2003 auf 9,1 Mrd. € und kam zu knapp 
98 % den neuen Bundesländern und Berlin zugute.37 
 
• Länderfinanzausgleich i.e.S.: Im Rahmen dieser zweiten horizontalen Stufe des 
Verfahrens werden weitere Finanzmittel von finanzstarken an finanzschwache 
Länder umverteilt. Hierzu wird zunächst für jedes Land seine relative Finanzkraft 
ermittelt, die als Quotient von Finanzkraft- und Ausgleichsmesszahl definiert ist. 
Die Finanzkraftmesszahl eines Landes ergibt sich durch die Addition seiner 
Steuereinnahmen einschließlich 64 % der Steuereinnahmen seiner Gemeinden in 
normierter Form38 zuzüglich bergrechtlicher Förderabgaben und abzüglich 12 % der 
                                                 
34  Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (1992), S. 36. 
35  Vgl. Huber / Lichtblau (1997), S. 24; Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der 
Finanzen (1992), S. 40 und S. 65. 
36  Zu den im Folgenden beschriebenen, ab 2005 geltenden Regelungen des Finanzausgleichs s. 
Bundesministerium der Finanzen (2003), S. 40ff. Vergleiche von alten und neuen Regelungen und 
detaillierte Berechnungen der finanziellen Auswirkungen der einzelnen Veränderungen im 
Finanzausgleichssystem finden sich bei Fehr (2001). 
37  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2004), S. 40. Als einzige westdeutsche Bundesländer erhielten 
2003 Niedersachsen und das Saarland vergleichsweise niedrige Leistungen aus dem Umsatzsteuer-
Vorwegausgleich; vgl. ebenda. 
38  Die Normierung wird vorgenommen, um den Anreiz der Gemeinden zur Pflege der eigenen 
Steuerquellen zu erhalten; vgl. Peffekoven (1987), S. 197. Aus wohlfahrtstheoretischer Sicht ist der 
normierte Eingang von Steuereinnahmen in Finanzausgleichssysteme jedoch nicht unproblematisch, 
wie ein auf den kanadischen Finanzausgleich bezogenes Modell von Smart (1998) zeigt, denn die 
Normierung löst einen Substitutionseffekt aus, der in Richtung zu hoher Steuersätze auf 
Gemeindeebene wirkt; vgl. Smart (1998), S. 195. 
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im Vergleich zum Vorjahr über dem Länderdurchschnitt liegenden 
Steuermehreinnahmen39 auf Landesebene. 
 
Die Ausgleichsmesszahl soll den Finanzbedarf eines Landes widerspiegeln. Hierbei 
wird prinzipiell davon ausgegangen, dass der Pro-Kopf-Finanzbedarf in allen 
Ländern gleich hoch ist, weshalb grundsätzlich das durchschnittliche Pro-Kopf-
Steueraufkommen aller Bundesländer (einschließlich 64% der normierten 
Gemeinde-Steuereinnahmen) als Finanzbedarf angesehen wird. Von diesem Prinzip 
wird allerdings an zwei Stellen abgewichen (sog. Einwohnerveredelung):40 zum 
einen werden die Einwohner der Stadtstaaten auf Landes- und Gemeindeebene mit 
dem Faktor 1,35 gewichtet, zum anderen erfolgt auf Gemeindeebene eine 
Höhergewichtung der Einwohner der besonders dünn besiedelten Länder 
Mecklenburg (Faktor 1,05), Brandenburg (Faktor 1,03) und Sachsen-Anhalt (Faktor 
1,02). Die Ausgleichsmesszahl eines Landes ergibt sich durch die getrennt für das 
Land und seine Gemeinden durchgeführte Multiplikation des durchschnittlichen 
„Pro-Kopf“-Steueraufkommens41 mit den gegebenenfalls „veredelten“ Einwohner-
zahlen und die anschließende Addition dieser beiden Werte. 
 
Die Umverteilung von Steuereinnahmen finanzstarker Länder mit einer relativen 
Finanzkraft von über 100 % an finanzschwache Länder mit einer relativen 
Finanzkraft von unter 100% erfolgt nach einem für Geber- und Zahlerländer 
symmetrischen, abschnittsweise linear-progressiven Tarif. Die Grenzauffüllung liegt 
bei einer relativen Finanzkraft von unter 80 % bei 75 %, sinkt dann linear auf 70 % 
bei einer Finanzkraft von 93 % und weiter auf 44 % bei einer Finanzkraft von  
100 %. Die Finanzkraftreihenfolge der Länder darf sich durch den Finanzausgleich 
nicht verändern. Das Gesamtvolumen des Länderfinanzausgleichs i.e.S. betrug 2003 
6,6 Mrd. €, wovon 5,5 Mrd. € in die neuen Länder und nach Berlin flossen.42 
 
 
                                                 
39  Dieses sogenannte „Prämienmodell“ wurde zum Jahr 2005 neu eingeführt, um die Anreize der Länder 
zur Erzielung von Steuermehreinnahmen zu stärken. Zur Kritik s.u. 
40  Zur Problematik von Einwohnerwertungen und möglichen Reformansätzen s. Kitterer / Burckardt / 
Löwer (2004), S. 58ff. 
41  Gemeint ist das Steueraufkommen „pro Kopf“ bei Berücksichtigung der „veredelten“ 
Einwohnerzahlen. 
42  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2004), S. 43a. 
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• Bundesergänzungszuweisungen: Auf der dritten Stufe des Länderfinanz-
ausgleichs, die als Element des vertikalen sekundären Finanzausgleichs mit 
horizontalen Wirkungen einzuordnen ist, gewährt der Bund bedürftigen Ländern 
Zuweisungen. Hierbei ist zwischen allgemeinen Bundesergänzungszuweisungen, die 
die relative Finanzkraft finanzschwacher Länder weiter anheben, wobei Fehlbeträge 
zu einer relativen Finanzkraft von 99,5 % zu 77,5 % ausgeglichen werden, und 
Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen, die der Finanzierung bestimmter 
besonderer Bedarfe dienen, zu unterscheiden. Sonderbedarfs-Bundesergänzungs-
zuweisungen werden z.Zt. kleinen Bundesländern wegen überproportional hoher 
Kosten der politischen Führung und den neuen Bundesländern und Berlin zum 
Abbau teilungsbedingter Sonderbelastungen, zum Ausgleich unterproportionaler 
kommunaler Finanzkraft sowie zur Abdeckung überproportionaler Lasten bei der 
Zusammenführung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe gewährt. Der Gesamtbetrag 
der Bundesergänzungszuweisungen betrug 2003 15,2 Mrd. €. Die neuen Länder und 
Berlin erhielten hiervon 12,7 Mrd. €.43 
 
Seit langem wird das System des Länderfinanzausgleichs von finanzwissenschaftlicher 
Seite vor allem aufgrund seiner unnötig hohen Komplexität und der damit verbundenen 
mangelhaften Transparenz und aufgrund seiner negativen Anreizwirkungen in Bezug 
auf die Pflege der eigenen Steuerquellen der Länder kritisiert. Beide Kritikpunkte 
bleiben auch nach der 2005 in Kraft getretenen Reform weitestgehend unverändert 
bestehen. Der Komplexitätsgrad wurde zwar an einigen Stellen, etwa durch den Wegfall 
der meisten Garantieklauseln im Länderfinanzausgleich i.e.S., reduziert, dafür sind 
jedoch die finanziellen Auswirkungen der Tarife auf allen Stufen des Systems schwerer 
durchschaubar geworden,44 so dass man insgesamt kaum von einer Erhöhung der 
Transparenz sprechen kann. 
 
Die negativen Anreizwirkungen des Finanzausgleichs werden vor allem an den hohen 
marginalen Abschöpfungsquoten festgemacht, die dieser verursacht. So hätte 
beispielsweise Nordrhein-Westfalen (einschließlich seiner Gemeinden) im Jahre 2002 
                                                 
43  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2004), S. 45a. Die genannten Beträge ergeben sich allerdings 
aufgrund der im Jahr 2003 gültigen Regelungen, die zusätzlich Sonderbedarfs-
Bundesergänzungszuweisungen für die Haushaltsnotlagenländer Bremen und Saarland und 
Übergangszuweisungen für finanzschwache alte Länder vorsahen (zusammen knapp 1 Mrd. €).  
44  Vgl. Peffekoven (2001), S. 429; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung (2001), S. 212. 
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72,4 % eines zusätzlichen Euros Lohnsteuereinnahmen an andere Länder oder den Bund 
abführen müssen, während der entsprechende Wert für das Saarland 91,9 % betrug.45 
Wäre der Finanzausgleich 2002 nach den ab 2005 gültigen Regeln durchgeführt 
worden, hätten die marginalen Abschöpfungsquoten zwischen 70,2 % für Nordrhein-
Westfalen und 93,1 % für das Saarland gelegen. Folglich ändern sich die Abschöp-
fungsquoten durch die Reform kaum, vielmehr ist gerade für finanzschwächere Länder 
sogar mit einer Erhöhung der Grenzbelastungen zu rechnen.46 Hieran kann auch die neu 
eingeführte Prämienregelung für überdurchschnittliche Steuermehreinnahmen nichts 
ändern, da sich diese nur wenig auf die marginalen Abschöpfungsquoten auswirkt.47 
 
Nach herrschender Meinung führen die hohen Grenzbelastungen dazu, dass die Länder 
nur noch geringe Anreize haben, neue Steuerquellen zu attrahieren bzw. ihre 
bestehenden Steuerquellen auszuschöpfen.48 Baretti / Huber / Lichtblau (2002) liefern 
Ansätze, die diese Einschätzung sowohl modelltheoretisch als auch empirisch 
untermauern sollen. Ein Prinzipal-Agenten-Modell von Bordignon / Manasse / Tabellini 
(2001) zeigt, dass der wohlfahrtstheoretisch optimale Umverteilungsgrad in einem 
redistributiven Finanzausgleichssystem zur Absicherung gegen ideosynkratische 
Schocks c.p. sinkt, wenn die Länder die Möglichkeit zu Moral-Hazard-Verhalten in 
Bezug auf die Ausschöpfung ihrer Steuerquellen haben.49 
 
Die meisten aktuellen Reformvorschläge zum Finanzausgleich zielen darauf ab, dessen 
negative Anreizwirkungen durch eine Absenkung der Grenzbelastungen zu 
reduzieren.50 Inwieweit die hohen Abschöpfungsraten in der Realität allerdings 
tatsächlich zu Fehlanreizen führen, ist in der Literatur nicht unumstritten.51 Deshalb und 
                                                 
45  Die marginalen Abschöpfungsquoten der übrigen Länder lagen zwischen diesen beiden 
Extremwerten. Vgl. Fehr / Tröger (2003), S. 394f. 
46  Vgl. ebenda, S. 398. 
47  Dies würde selbst bei einer erheblichen Erhöhung des Prämiensatzes, beispielsweise von den 
derzeitigen 12 % auf 50 %, gelten. Vgl. Fehr (2001), S. 579. Hiervon abweichend beurteilt Peffekoven 
(2001), S. 428 das Prämienmodell positiv. 
48  Vgl. beispielsweise Baretti / Huber / Lichtblau (2001), S. 38; Fehr (2001), S. 578; Fehr / Tröger 
(2003), S. 391; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
(2001), S. 214; Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (1992), S. 76f. 
49  Vgl. Bordignon / Manasse / Tabellini (2002), S. 719f. 
50  Vgl. beispielsweise Baretti / Huber / Lichtblau (2001), S. 44f.; Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2001), S. 328ff.; Scherf (2001), S. 288ff.; Thöne / Jacobs 
(2001), S. 125ff. I.a.R. beinhalten die Reformvorschläge einen linearen Ausgleichstarif mit einem 
Ausgleichssatz im Bereich von ca. 50 bis 60 %, wie er vom Wissenschaftlichen Beirat beim 
Bundesministerium der Finanzen (1992), S. 77ff. vorgeschlagen wurde. 
51  Vgl. Geske (2002), S. 99; von Löffelholz / Rappen (2002), S. 171; Wissenschaftlicher Beirat beim 
Bundesministerium der Finanzen (1992), S. 75f. 
2   Institutionelle, theoretische und empirische Grundlagen   13
aufgrund der Tatsache, dass die Grenzabschöpfungen für alle Länder sehr hoch sind und 
insofern die Vermutung nahe liegt, dass negative Anreizwirkungen im Falle ihres 
Vorhandenseins in allen Ländern in ähnlicher Form vorliegen und deswegen den 
grundsätzlichen Verlauf interregionaler Konvergenzprozesse nicht allzu sehr 
beeinflussen dürften, erscheint es vertretbar, die mit dem Finanzausgleichssystem 
verbundene Anreizproblematik in den folgenden Teilen der Arbeit zu vernachlässigen, 
um die modelltheoretischen Analysen nicht zu überfrachten. Bei der Beurteilung der 
Wohlfahrtswirkungen des Finanzausgleichs ist jedoch zu bedenken, dass die 
vorhandenen Fehlanreize u.U. zusätzliche negative Wohlfahrtseffekte auslösen, die im 
Modell nicht abgebildet werden. 
 
 
2.1.3 Die Transfers in die neuen Bundesländer 
 
Hauptuntersuchungsgegenstand dieser Arbeit ist, wie die Konvergenzprozesse zwischen 
den betrachteten Regionen, worunter man sich beispielsweise die alten und die neuen 
Bundesländer vorstellen kann, durch die interregionale Umverteilung von 
Steuereinnahmen beeinflusst werden. Bei der Bestimmung des Umfangs der in die 
neuen Länder fließenden Transferleistungen gibt es allerdings eine Vielzahl von 
Abgrenzungsproblemen.52  
 
Der 2001 beschlossene, für die Jahre 2005 bis 2019 geltende Solidarpakt II umfasst ein 
den neuen Länder zugute kommendes Transfervolumen von insgesamt 156 Mrd. €, das 
sich auf zwei sogenannte „Körbe“ verteilt. Der Korb I besteht aus insgesamt 105 Mrd. € 
Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen zur Deckung teilungsbedingter Sonder-
lasten und zum Ausgleich unterproportionaler kommunaler Finanzkraft,53 deren 
jährliche Höhe ausgehend von 10,5 Mrd € ab dem Jahre 2006 degressiv abgeschmolzen 
wird. Der Korb II enthält Bundesmittel zur Finanzierung von überproportional in den 
neuen Ländern anfallenden Leistungen in Höhe von insgesamt 51 Mrd. €, über deren 
zeitliche Verteilung der Bund entscheiden kann.54 
 
                                                 
52  Vgl. Bach / Vesper (2000), S. 202; Ragnitz (2004a). 
53  Zu den Bundesergänzungszuweisungen s. den vorhergehenden Abschnitt 2.1.2. 
54  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2003), S. 58ff. 
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Es dürfte unmittelbar einleuchtend sein, dass die Gesamtsumme der Transfers zwischen 
West- und Ostdeutschland höher anzusetzen ist als die im Rahmen des Solidarpakts I 
bzw. II, des Umsatzsteuer-Vorwegausgleichs und des Länderfinanzausgleichs i.e.S. von 
den alten in die neuen Bundesländer fließenden Beträge.55 Weitere öffentliche 
Finanzmittel vielmehr auch durch allgemeine Ausgaben des Bundes, die mittels 
westdeutscher Steuereinnahmen finanziert werden, und durch die Abdeckung von Sozi-
alversicherungsdefiziten in den Osten Deutschlands transferiert.56 Darüber hinaus 
kommt es bereits beim primären horizontalen Finanzausgleich, insbesondere bei der 
Verteilung der Umsatzsteuer nach Einwohnern, zu einer Umverteilung von 
Steuereinnahmen zugunsten der neuen Bundesländer, die als Transfer interpretiert 
werden kann.57 
 
Allerdings sind auch nicht die gesamten Nettoleistungen gemäß der Abgrenzung des 
Bundesministeriums der Finanzen, die im Falle der Bundesleistungen als 
Bruttozahlungen abzüglich des Bundesanteils des ostdeutschen Steueraufkommens 
definiert sind,58 als Transfers anzusehen. Ihre Finanzierung erfolgt nämlich teilweise 
über das Instrument der Staatsverschuldung, wodurch jedoch nicht nur westdeutsche, 
sondern auch ostdeutsche Steuerzahler belastet werden. 
 
Bach und Vesper (DIW) ermitteln für die Jahre 1991 bis 1999 ein jährliches West-Ost-
Transfervolumen, das unterhalb der Nettoleistungen gemäß Bundesministerium der 
Finanzen liegt, wobei die von ihnen gewählte Abgrenzung allerdings zu kritisieren ist. 
So umfasst diese einerseits die den Ländern und Gemeinden in Ostdeutschland 
gewährten Investitionshilfen und Bundesergänzungszuweisungen in voller Höhe, 
obwohl deren Finanzierung anteilig auch aus in den neuen Ländern erzielten 
Steuereinnahmen des Bundes erfolgte. Andererseits werden sonstige Bundesleistungen 
unabhängig von ihrer Finanzierung nur insoweit in das Transfervolumen einbezogen, 
als ihre Höhe über das in Westdeutschland übliche Niveau hinausgeht. 
Umverteilungsmaßnahmen im Rahmen der primären Steuerverteilung sehen Bach und 
                                                 
55  Zum Länderfinanzausgleich s. den vorigen Abschnitt 2.1.2. 
56  Vgl. Bach / Vesper (2000), S. 202. 
57  Kitterer / Burckardt / Löwer (2004), S. 38ff. und Kitterer (1994a), S. 5ff. plädieren dafür, dass die 
primäre Steuerverteilung sich an der regionalen Wirtschaftskraft orientieren sollte, was derzeit bei der 
Verteilung der Lohnsteuer, der Zinsabschlagsteuer und der Umsatzsteuer nicht der Fall ist. Folgt man 
dieser Ansicht, wären die Abweichungsbeträge zwischen der derzeitigen und einer an der regionalen 
Wirtschaftskraft orientierten Primärverteilung als Transfers anzusehen. 
58  Vgl. Bach / Vesper (2000), S. 202. 
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Vesper überhaupt nicht als Transfers an.59 
 
Die folgende Tabelle 1 gibt einen Überblick über die Höhe der öffentlichen 
Finanztransfers für Ostdeutschland gemäß DIW und über die Nettoleistungen gemäß 
Bundesministerium der Finanzen in den Jahren 1991 bis 1999. Die jährliche 
Größenordnung letzterer entsprach in den neunziger Jahren ungefähr 4 bis 5 % des 
westdeutschen Bruttoinlandsprodukts.60 Für die Jahre nach 1999 liegen leider sowohl 
vom DIW als auch vom Bundesministerium der Finanzen keine Angaben über die 
Leistungen Westdeutschlands für die neuen Bundesländer mehr vor. Eine 
Abschätzung61 gemäß der Transferdefinition des Bundesministeriums der Finanzen für 
das Jahr 2003 stammt vom IWH. Nach dieser lagen die Nettotransferleistungen 2003 
bei 83 Mrd. € bzw. 4 % des westdeutschen Bruttoinlandsprodukts.62 Die absolute Höhe 
der Transfers ist also von 1999 bis 2003 um ca. 6 Mrd. € gestiegen. 
 
Tabelle 1: Öffentliche Finanztransfers für Ostdeutschland 1991-1999 (in Mrd. DM) 
 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 
DIW  
Finanztransfers 
Gebietskörperschaften 45 46 50 57 75 72 64 65 66 
davon Investitions-
hilfen des Bundes 5 - 2 - 7 7 7 7 7 
Finanztransfers 
Sozialversicherungen 20 43 47 41 39 46 44 46 43 
Insgesamt 65 89 97 98 114 118 108 111 109 
BMF  
Nettoleistungen 
insgesamt 106 114 128 126 140 140 136 142 150 
davon Nettoleistungen 
Bund 42 51 75 71 90 91 84 87 96 
Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Bach / Vesper (2000), S. 203. 
 
                                                 
59  Vgl. Bach / Vesper (2000), S. 202. 
60  Vgl. Ragnitz (2001), S.88. Die von Ragnitz ermittelten Nettotransfervolumina weichen allerdings 
geringfügig von den in Tabelle 1 genannten Zahlen des Bundesministeriums der Finanzen ab. 
61  Schätzungen des Transfervolumens sind aufgrund der fehlenden Angaben über die Regionalisierung 
von Einnahmen und Ausgaben des Bundes notwendig. Vgl. IWH (2003), S. 2. 
62  Vgl. IWH (2003), S. 2. 
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Eine Vielzahl von Autoren sieht eine investive Verwendung eines möglichst großen 
Teils der Transfermittel und insbesondere Infrastrukturinvestitionen als wichtig für 
einen positiven Verlauf des Aufholprozesses an.63 Deshalb wird häufig für eine 
investive Zweckbindung der den ostdeutschen Ländern zur Verfügung gestellten Mittel 
plädiert,64 da die Befürchtung besteht, dass diese sonst nicht zielgerichtet zur 
Schließung der vorhandenen Infrastrukturlücke verwendet werden.65 In diesem 
Zusammenhang ist auch die zum Jahre 2002 erfolgte Umwandlung der investiv 
zweckgebundenen Finanzhilfen nach dem Investitionsfördergesetz Aufbau Ost in nicht 
zweckgebundene Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen66 zu kritisieren. 
Tatsächlich zeigt sich, dass – gemessen an dem für die Jahre ab 2002 gültigen 
Berechnungsschema – von allen Bundesländern nur Sachsen die Sonderbedarfs-
Bundesergänzungszuweisungen zum Abbau des infrastrukturellen Nachholbedarfs 
zweckentsprechend verwendet.67 
 
Analysiert man die Gesamtausgaben der ost- und westdeutschen Länder und 
Gemeinden, lässt sich jedoch feststellen, dass trotz der (weitgehend) fehlenden 
Zweckbindung der Anteil der Sachinvestitionen im Osten in den Jahren seit der 
Vereinigung höher liegt als im Westen.68 Infolgedessen konnten sie ihren Ausstattungs-
rückstand bezüglich der öffentlichen Infrastruktur seit der Vereinigung bereits deutlich 
verringern und die vorhandene Lücke gegenüber dem Westen etwa halbieren.69 
Dennoch wurde im Vorfeld der Beratungen zum Solidarpakt II der damals noch 
vorhandene infrastrukturelle Nachholbedarf auf 80 bis 150 Mrd. € geschätzt.70 Es lässt 
                                                 
63  Vgl. beispielsweise DIW / IAB / IfW / IWH / ZEW (2003), S: 756; IWH (2003), S.3; Kitterer (2002), 
S. 8ff.; Ragnitz (2001), S. 93. Eine differenzierte Betrachtung der mikro- und makroökonomischen 
Wirkungen der Transfers nach Ostdeutschland liefert Ragnitz (2001), S. 88ff. Dass eine investive 
Mittelverwendung positive Wirkungen auf die Geschwindigkeit des Konvergenzprozesses und auf die 
gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt hat, lässt sich auch mittels dynamischer Simulationen in einer um 
konsumtive Staatsausgaben erweiterten, mikroökonomisch fundierten Version des Modells von 
Kellermann (1998) und Schmidt (1997) zeigen, das im Abschnitt 2.3.1 näher betrachtet wird. Die 
Ergebnisse der Simulationsanalysen sind beim Autor dieser Arbeit erhältlich. 
64  Vgl. Kitterer (2002), S. 11; Ragnitz (2004b), S. 11ff.; Wissenschaftlicher Beirat beim 
Bundesministerium der Finanzen (1992), S. 111ff. und 119ff. 
65  Der Sachverständigenrat weist zwar auf diese Problematik hin, schließt sich aber der Forderung nach 
einer investiven Zweckbindung der Mittel nicht an. Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2001), S. 215. 
66  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2001), S. 215. 
Diese Mittel waren allerdings nicht für Infrastrukturinvestitionen, sondern zur Förderung der privaten 
Investitionstätigkeit bestimmt. 
67  Vgl. Ragnitz (2004b), S. 5ff. 
68  Vgl. Bach / Vesper (2000), S. 205f.; Kitterer (2002), S. 3f. 
69  Vgl. Bach / Vesper (2000), S. 212. 
70  Vgl. Ragnitz (2004b), S. 15. 
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sich also zusammenfassend festhalten, dass die in vergleichsweise hohem Maße 
investive Verwendung der West-Ost-Transfers zwar einen erkennbaren Aufholprozess 
bei der öffentlichen Infrastrukturausstattung der neuen Ländern in Gang gesetzt hat, 
eine völlige Angleichung mittelfristig aber nicht zu erwarten ist. 
 
 






Der Begriff der Konvergenz findet in der wachstumstheoretischen Literatur in zwei 
verschiedenen Bedeutungen Verwendung. Zum einen kann hiermit die Annäherung 
einer wachsenden Ökonomie an ihr langfristiges Gleichgewicht, den sogenannten 
Steady State, gemeint sein, zum anderen aber auch die allmähliche Angleichung des 
Wohlstands in verschiedenen Regionen, wobei als Wohlstandsindikatoren 
beispielsweise die Pro-Kopf-Einkommen oder die Arbeitsproduktivitäten, d.h. die 
Outputmengen pro Arbeiter, dienen.71 Bei der Betrachtung von Konvergenzprozessen 
zwischen Regionen werden üblicherweise zwei verschiedene theoretische Konvergenz-
konzepte unterschieden: die absolute und die bedingte Konvergenz.72 
 
Von absoluter Konvergenz wird gesprochen, wenn die Kapitalintensität, d.h. die 
Kapitalmenge pro Arbeiter, in ärmeren Regionen mit einer höheren Rate wächst als in 
reicheren, so dass es zu einem Aufholprozess bezüglich der Arbeitsproduktivitäten 
kommt. Ärmere Regionen sind hierbei solche, die im Ausgangszeitpunkt eine niedrigere 
Arbeitsproduktivität und Kapitalintensität aufweisen als reichere.73 
 
Bedingte Konvergenz liegt vor, wenn innerhalb einer Gruppe strukturell gleicher 
Regionen, d.h. solcher, die sich in ihren exogen angenommenen Modellparametern 
                                                 
71  Vgl. Kellermann (1998), S. 1; Schmidt (1997), S.1 und S. 23. 
72  Vgl. Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 44ff.; Kellermann (1998), S. 21ff.; Schmidt (1997), S. 12ff. 
Schmidt (1997), S. 71ff. unterscheidet hiervon abweichend vier unterschiedliche theoretische Konver-
genzkonzepte. 
73  Vgl. Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 44f.; Schmidt (1997), S. 12ff.; Kellermann (1998), S.22. 
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nicht unterscheiden, ärmere Regionen schneller wachsen als reichere. Für strukturell 
unterschiedliche Regionen muss dies dagegen nicht unbedingt gelten. Das Konzept der 






Seit Mitte der achtziger Jahre ist eine große Anzahl empirischer Untersuchungen zur 
Konvergenz zwischen Regionen durchgeführt worden, deren Vergleichbarkeit 
allerdings durch die sehr uneinheitlichen Definitionen des Begriffs „Konvergenz“ und 
die daraus resultierenden unterschiedlichen getesteten Hypothesen und Ergebnisse stark 
eingeschränkt wird. Dennoch lassen sich grundsätzlich zwei verschiedene empirische 
Konvergenzkonzepte voneinander abgrenzen: die σ - und die β -Konvergenz.75 
 
σ -Konvergenz liegt innerhalb einer betrachteten Gruppe von Regionen vor, wenn es im 
Laufe der Zeit zu einer relativen Annäherung76 der durchschnittlichen Pro-Kopf-
Einkommen bzw. alternativer Wohlstandsindikatoren zwischen den Regionen kommt. 
Erkennbar wird eine solche Entwicklung durch im Zeitablauf abnehmende 
Variationskoeffizienten der absoluten oder Standardabweichungen der logarithmierten 
Werte77 des jeweils gewählten Wohlstandsindikators.78 
 
Im Gegensatz zu derjenigen der σ -Konvergenz ist die Definition der β -Konvergenz 
sehr eng an die obenstehend vorgestellten theoretischen Konvergenzkonzepte angelehnt. 
Absolute β -Konvergenz liegt hiernach vor, wenn zum Ausgangszeitpunkt ärmere 
Regionen schneller wachsen als reichere, also ein negativer Zusammenhang zwischen 
dem Anfangswert des untersuchten Wohlstandsindikators und seiner Wachstumsrate 
                                                 
74  Vgl. Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 46ff.; Schmidt (1997), S. 14ff.; Kellermann (1998), S. 21ff. 
75  Vgl. Schmidt (1997), S. 133f. 
76  Teilweise wird auch bei einer absoluten Annäherung der jeweiligen Werte bzw. bei einer hieraus 
resultierenden Abnahme der Standardabweichung der absoluten Werte von σ -Konvergenz 
gesprochen. Eine solche Definition steht jedoch im Widerspruch zu dem dieser Arbeit 
zugrundeliegenden Verständnis von Konvergenz, nach dem letztere vorliegt, wenn es aufgrund einer 
höheren Wachstumsrate in ärmeren Regionen zu einer relativen Angleichung der Wohlstandsniveaus 
kommt. Vgl. hierzu Schmidt (1997), S. 72 und S. 136. 
77  Beide Methoden führen in der Praxis zu sehr ähnlichen Ergebnissen. Vgl. Schmidt (1997), S. 136. 
78  Vgl. Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 462ff.; Lüschow (1997), S. 20ff.; Schmidt (1997), S. 136f. 
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besteht. Bei Untersuchungen auf bedingte β -Konvergenz werden zusätzlich zum 
jeweiligen Wohlstandsindikator weitere erklärende (Struktur-)Variablen in die 
Schätzgleichung mit aufgenommen. Analog zum theoretischen Konzept der bedingten 
Konvergenz wachsen, sofern bedingte β -Konvergenz vorliegt, ärmere Regionen 
schneller als strukturell identische reichere, während es zwischen strukturell 
verschiedenartigen Regionen nicht zu Konvergenzprozessen kommen muss.79 
 
Die beiden Konzepte der σ -Konvergenz und der absoluten β -Konvergenz bedingen 
sich nicht wechselseitig. Zwar liegt beim Auftreten von σ -Konvergenz automatisch 
auch absolute β -Konvergenz vor, umgekehrt muss dies jedoch nicht gelten. Beim 
Vorliegen absoluter β -Konvergenz kann nämlich der Fall eintreten, dass eine 
ursprünglich ärmere Region so schnell wächst, dass sie eine ursprünglich reichere 
bezüglich des Wohlstandsniveaus nicht nur ein-, sondern überholt. In diesem Falle ist es 
möglich, dass es im Vergleich zum Ausgangszustand zu einem Auseinanderdriften des 
relativen Wohlstands beider Regionen und somit zur σ -Divergenz kommt.80 
 
 




Die Grundversion des neoklassischen Wachstumsmodells, durch das die moderne 
Wachstumstheorie begründet wurde, ist zeitgleich, aber unabhängig voneinander von 
Solow (1956) und Swan (1956) entwickelt worden. Es wird eine geschlossene 
Volkswirtschaft betrachtet, in der zum Zeitpunkt t durch den Einsatz der zwei 
Produktionsfaktoren Kapital tK  und Arbeit tL  mit Hilfe einer linear-homogenen, 
substitutionalen Produktionstechnologie ( )t tF K , L  der homogene Output tY  produziert 
wird, der sowohl produktiv als auch konsumtiv verwendet werden kann. Der partielle 
Grenzertrag eines Produktionsfaktors strebt bei gegen unendlich gehender 
Einsatzmenge gegen Null und bei gegen Null gehender Einsatzmenge gegen unendlich 
                                                 
79  Vgl. Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 462f.; Lüschow (1997), S. 17ff.; Schmidt (1997), S. 138ff. 
80  Vgl. Schmidt (1997), S. 141ff. 
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(sogenannte Inada-Bedingungen).81 Ein exogen vorgegebener Anteil s des Outputs wird 
gespart und entspricht aufgrund des angenommenen Kapitalmarktgleichgewichts den 
Bruttoinvestitionen zum Zeitpunkt t. Die Wachstumsrate der Bevölkerung n und die 
Abschreibungsrate des Kapitalstocks δ  sind ebenfalls modellexogene Parameter.82 
 
Aufgrund der Annahme der linearen Homogenität lässt sich die Pro-Kopf-Produktions-
funktion t t ty Y / L=  als Funktion der Kapitalintensität t t tk K / L=  darstellen:83 
 
(1) tt t t t
t t
K1y F(K , L ) F ,1 f (k )
L L
⎛ ⎞= ⋅ = =⎜ ⎟⎝ ⎠
. 
 
Für die Nettoinvestitionen pro Kopf, d.h. die Veränderung der Kapitalintensität in der 
Zeit t
.
k , ergibt sich aus den getroffenen Modellannahmen die folgende, sogenannte 




t t tk s f (k ) ( n) k= ⋅ − δ + ⋅ . 
 







k f (k )s ( n).
k k
= ⋅ − δ +  
 
Diese nimmt im Steady State des Modells den Wert Null an. Aufgrund der 
abnehmenden Grenzproduktivität des Faktors Kapital ergibt sich für den ersten 
Summanden auf der rechten Seite der Gleichung (3) ein fallender Verlauf in 
Abhängigkeit von tk . Hieraus folgt, dass die Kapitalintensität mit einer positiven Rate 
wächst, sofern ihr momentaner Wert unterhalb des Steady-State-Niveaus k* liegt.86 Die 
Wachstumsrate ist dabei umso höher, je weiter die Ökonomie von ihrem Steady State 
                                                 
81  Vgl. Inada (1963). Eine Produktionsfunktion mit den genannten Eigenschaften wird „neoklassische 
Produktionsfunktion“ genannt. Vgl. hierzu Schmidt (1997), S. 8. 
82  Vgl. Kellermann (1998); S. 13ff. Für einen ausführlichen Überblick über das neoklassische 
Wachstumsmodell s. Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 23ff. 
83  Vgl. Kellermann (1998), S. 14. 
84  Vgl. ebenda, S. 15. 
85  Vgl. ebenda. 
86  Für Volkswirtschaften mit einer Kapitalintensität oberhalb des Steady-State-Niveaus ergeben sich 
hingegen negative Wachstumsraten. 
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entfernt ist.87 Die These der bedingten Konvergenz, nach der ärmere Volkswirtschaften 
bei struktureller Gleichheit schneller wachsen als reichere,88 wird also vom 
neoklassischen Wachstumsmodell bestätigt, nicht jedoch zwangsläufig diejenige der 
absoluten Konvergenz.89 Dies soll nachfolgend anhand einer Grafik verdeutlicht 
werden. 
 
Abbildung 1: Konvergenz im neoklassischen Wachstumsmodell 
 
 
                            
                           A 
                           B 
                           C 
                           D                                                                       n + δ  
                                                           
 
                                                                                                           k        
                                          armk       reichk  
Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 48. 
 
Das Vorliegen der bedingten Konvergenz zwischen einer armen Region mit einer 
Kapitalintensität armk  und einer reichen Region mit einer Kapitalintensität reichk  wird in 
der Grafik erkennbar, wenn man für beide Regionen eine einheitliche Sparquote arms  
sowie strukturelle Gleichheit in den sonstigen Modellparametern unterstellt. In diesem 
Falle entspricht die Wachstumsrate der Kapitalintensität in der armen Region der 
Strecke BD und ist höher als diejenige in der reichen Region (Strecke CD ). 
 
Unter der Annahme struktureller Unterschiede, beispielsweise einer höheren Sparquote 
reichs  in der reichen Region, kann es hingegen zur absoluten Divergenz beider Regionen 
kommen, d.h. die reiche Region wächst schneller als die arme. Dies ist in Abbildung 1 
                                                 
87  Vgl. Kellermann (1998), S. 16; Barro/Sala-i-Martin (2004), S. 37ff.; Schmidt (1997), S. 12f. 
88  S. Abschnitt 2.2.1. 
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der Fall: die Wachstumsrate der reichen Region beträgt AD > BD. Im neoklassischen 
Wachstumsmodell muss es also nicht zur absoluten Konvergenz strukturell ungleicher 
Regionen kommen.90 
 
Als Maße für die Geschwindigkeit, mit der eine geschlossene Volkswirtschaft gegen 
ihren Steady State konvergiert, finden sich in der Literatur meistens sogenannte 
Konvergenzkoeffizienten, die über Taylor-Approximationen ersten Grades an der Stelle 
der Steady-State-Kapitalintensität k* ermittelt werden. Ein solcher Konvergenz-
koeffizient gibt an, um welchen Anteil sich die Lücke zwischen den natürlichen 
Logarithmen der momentanen Kapitalintensität ln tk  und der Steady-State-Kapital-
intensität ln k* in jeder Periode schließt. Für den Fall einer Cobb-Douglas-
Produktionsfunktion91 
 
(4) 1t t tY K L
α −α= ⋅    0 1< α <  
 
bzw. in Pro-Kopf-Schreibweise 
 
(5) α= tt ky  
 
nimmt der Konvergenzkoeffizient den Wert ( ) ( )1 n− α ⋅ + δ  an.92 Bei Regionen mit 
bedingter Konvergenz (s.o.) wird sich der Aufholprozess umso schneller vollziehen, je 





Das Generationenmodell (Modell überlappender Generationen, Overlapping 
Generations Model) geht auf Arbeiten von Allais (1947), Samuelson (1958) und 
Diamond (1965) zurück.93 Im Gegensatz zum neoklassischen Wachstumsmodell, wo 
eine konstante gesamtwirtschaftliche Sparquote angenommen wird, ist diese im 
                                                 
90  Vgl. Kellermann (1998), S. 21ff.; Schmidt (1997), S. 16; Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 48. 
91  Vgl. Cobb / Douglas (1928), S. 152 und S. 156ff. 
92  Vgl. Mankiw / Romer / Weil (1992), S. 422; Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 56f.; Kellermann (1998), 
S. 19. Eine leicht verständliche Herleitung findet sich bei Frenkel / Hemmer (1999), S. 171f., 
allerdings für eine Modellvariante mit technischem Fortschritt. 
93  Ausführliche Überblicke über das Generationenmodell finden sich beispielsweise bei Auerbach / 
Kotlikoff (1987), S. 26ff.; Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 190ff.; Maußner / Klump (1996), S. 132ff. 
und Romer (2001), S. 75ff. 
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Generationenmodell mikroökonomisch fundiert94 und kann je nach Entwicklungs-
zustand der betrachteten Ökonomie unterschiedliche Werte annehmen. 
 
In der einfachsten Version des Modells leben in der betrachteten Volkswirtschaft in 
jeder Periode, deren Länge auf ca. 30 Jahre anzusetzen ist, Mitglieder zweier 
Generationen, deren Konsum- und Sparentscheidungen Ergebnisse der Optimierung 
einer einheitlichen Nutzenfunktion sind. Die Mitglieder der jungen Generation bieten 
preisunelastisch eine Einheit Arbeit an. Einen Teil ihres Arbeitseinkommens 
konsumieren sie in der Jugendperiode, den anderen Teil sparen sie. Die alte Generation 
arbeitet nicht, sondern finanziert ihre Konsumausgaben allein aus den verzinsten 
Ersparnissen der Vorperiode.95 
 
Im Generationenmodell entspricht beim angenommenen Kapitalmarktgleichgewicht die 
Gesamtersparnis der jungen Generation dem Kapitalstock der Folgeperiode. Die 
Bedingung einer konstanten Kapitalintensität im Steady State96 wird unter der Annahme 
einer positiven Bevölkerungswachstumsrate n folglich bei einer Pro-Kopf-Ersparnis der 
jungen Generation von ( ) t1 n k+ ⋅  erfüllt. Bei bestimmten Nutzenfunktionen ist es 
allerdings möglich, dass mehrere Steady States existieren.97 Dies soll anhand der 
Abbildung 2 illustriert werden. 
 
Die Kurve ( )1,t ts k  stellt die Pro-Kopf-Ersparnis der jungen Generation in Abhängigkeit 
von der Kapitalintensität tk  dar. Potentielle Steady States liegen in den Schnittpunkten 




2k  und 
*
3k , wobei derjenige bei 
*
2k  allerdings instabil ist. Volkswirtschaften mit 
einer Ausgangs-Kapitalintensität, die kleiner als *2k  ist, entwickeln sich zu einem 
langfristigen Gleichgewicht bei *1k , solche mit einer größeren Ausgangs-Kapital- 
                                                 
94  Neben dem Generationenmodell weist auch das Ramsey-Cass-Koopmans-Modell, das einen 
repräsentativen Haushalt mit unendlichem Lebenshorizont betrachtet, eine mikroökonomische 
Fundierung der Sparquote auf. Die Konvergenzeigenschaften dieses Modells unterscheiden sich 
jedoch nicht grundsätzlich von denjenigen des neoklassischen Wachstumsmodells. Vgl. Barro / Sala-i-
Martin (2004), S. 102ff.; Kellermann (1998), S. 25ff. 
95  Vgl. Galor / Ryder (1989), S. 363. 
96  Analog zum neoklassischen Wachstumsmodell; vgl. den ersten Teil des Abschnitts 2.2.2. 
97  Vgl. Galor / Ryder (1989), S. 363; Kellermann (1998), S. 35ff.; Maußner / Klump (1996), S. 134ff. 
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intensität zu einem Steady State bei *3k . Diese Dynamik wird in der Grafik durch die 
eingezeichneten Pfeile angedeutet. Im Generationenmodell kann also der Fall auftreten, 
dass im Gegensatz zum neoklassischen Wachstumsmodell98 die These der bedingten 
Konvergenz nicht bestätigt wird, da strukturell gleichartige Regionen zu 
unterschiedlichen Steady States streben.99 Volkswirtschaften, die sich zu einem 
langfristigen Gleichgewicht bei *1k  hinentwickeln, befinden sich vielmehr in einer 
sogenannten „Armutsfalle“, aus der sie sich aus eigener Kraft nicht befreien können.100 
 
Abbildung 2: Multiple Gleichgewichte im Generationenmodell 
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Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Galor / Ryder (1989), S. 372. 
 
Ebenso wie für das neoklassische Wachstumsmodell101 lässt sich auch für das 
Generationenmodell über eine Taylor-Approximation ersten Grades an der Stelle k* ein 
Konvergenzkoeffizient als Maß für die Geschwindigkeit, mit der eine Ökonomie zu 
ihrem Steady State konvergiert, ermitteln. Im Generationenmodell gibt dieser an, 
welcher Anteil der Lücke zwischen der momentanen Kapitalintensität tk  und der 
Steady-State-Kapitalintensität k* in der laufenden Periode geschlossen wird. Für den 
Fall der Cobb-Douglas-Produktionsfunktion (4) entspricht er der Produktionselastizität 
                                                 
98  S. den ersten Teil des Abschnitts 2.2.2. 
99  Vgl. Kellermann (1998), S. 37ff.; Maußner / Klump (1996), S. 136. 
100  Vgl. Kellermann (1998), S. 39; Maußner / Klump (1996), S. 99ff. und S. 136. Lewis (1954) hat bereits 
in den fünfziger Jahren das Big-Push-Modell entwickelt, nach dem zur Befreiung einer Ökonomie aus 
einer Armutsfalle eine größere Kapitalzufuhr von außen notwendig ist. 
101  S. den ersten Teil des Abschnitts 2.2.2. 
( ) t1 n k+ ⋅
( )1,t ts k
tk  
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Da das neoklassische Wachstumsmodell103 langfristiges Wachstum im Steady State 
nicht modellendogen erklären, sondern allenfalls durch die zusätzliche Annahme einer 
exogen gegebenen Rate des technischen Fortschritts abbilden kann,104 entstand  
– angestoßen durch ein erstes Modell von Romer (1986) – in den späten achtziger 
Jahren die Forschungsrichtung der „neuen“ bzw. „endogenen“ Wachstumstheorie, die 
zum Ziel hat, diesen Mangel zu beheben. Innerhalb der neuen Wachstumstheorie lassen 
sich zwei Hauptstränge unterscheiden, in die die meisten Modelle eingeordnet werden 
können: 
 
• Der erste Hauptstrang, dessen bekannteste Modelle von Romer (1990), Grossman / 
Helpman (1991) und Aghion / Howitt (1992) stammen, erklärt das Zustande-
kommen der technischen Fortschrittsrate durch die explizite Modellierung eines 
Forschungs- und Entwicklungssektors, in dem Wissen akkumuliert wird, das die 
Produktivität der übrigen Produktionsfaktoren im Güterproduktionsprozess erhöht. 
• Der zweite auf einem bereits aus den sechziger Jahren stammenden Modell von 
Uzawa (1965) basierende Strang geht auf Lucas (1988)105 zurück und betont die 
Rolle des Humankapitals bei der Produktion des gesamtwirtschaftlichen Outputs. 
Lucas erweitert das ursprüngliche Modell von Uzawa insbesondere um 
Humankapitalexternalitäten,106 wodurch Marktlösung und soziales Optimum 
auseinanderfallen.107 
 
Zentrales Kennzeichen der meisten Modelle der neuen Wachstumstheorie ist, dass die 
im neoklassischen Wachstumsmodell getroffene Annahme gesamtwirtschaftlich 
                                                 
102  Vgl. Romer (2001), S. 81f. 
103  S. den ersten Teil des Abschnitts 2.2.2. 
104  Zum neoklassischen Wachstumsmodell mit technischem Fortschritt s. beispielsweise Barro / Sala-i-
Martin (2004), S. 54ff. oder Romer (2001), S. 12ff. 
105  Vgl. Lucas (1988), S. 17ff. 
106  Vgl. ebenda, S. 18f. 
107  Diese Eigenschaft besitzen typischerweise auch die Modelle mit Forschungs- und 
Entwicklungssektor, da das vorhandene Wissen dort die Generierung neuen Wissens positiv 
beeinflusst. 
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abnehmender Skalenerträge in den akkumulierbaren Produktionsfaktoren108 aufgegeben 
wird.109 Häufig wird von konstanten Skalenerträgen ausgegangen, da dieser Fall 
analytisch vergleichsweise leicht handhabbar ist.110 Das einfachste Modell der neuen 
Wachstumstheorie mit konstanten Skalenerträgen ist das AK-Modell von Rebelo 
(1991).111 Da viele endogene Wachstumsmodelle letztendlich lediglich verfeinerte 
Varianten des AK-Modells darstellen,112 sollen dessen Konvergenzeigenschaften im 
Folgenden kurz erläutert werden. 
 
Vom neoklassischen Wachstumsmodell113 unterscheidet sich das AK-Modell durch 
seine Produktionsfunktion 
 
(6) t tY A K= ⋅    bzw.  t ty A k= ⋅ . 
 






k s A ( n).
k
= ⋅ − δ +  
 
Die Wachstumsrate der Kapitalintensität ist also nicht von deren momentanem Wert tk , 
sondern nur von exogen vorgegebenen Modellparametern abhängig115 und folglich im 
Zeitablauf konstant. Dementsprechend befindet sich im AK-Modell eine betrachtete 
Volkswirtschaft jederzeit in ihrem Steady State, und es kommt zu keinen 
Konvergenzprozessen zwischen strukturell gleichen Ökonomien. Aus dem AK-Modell 
leitet sich also weder zwangsläufig absolute noch bedingte Konvergenz zwischen 
                                                 
108  In der zu Beginn dieses Abschnitts besprochenen Grundversion des neoklassischen 
Wachstumsmodells existiert mit dem (privaten) Kapital nur ein akkumulierbarer Produktionsfaktor. 
109  Die Annahme konstanter oder steigender Skalenerträge ist allerdings nicht zwingend notwendig, um 
den technischen Fortschritt und damit letztendlich das Wachstum der Pro-Kopf-Einkommen 
modellendogen zu erklären. Für ein Beispiel eines endogenen Wachstumsmodells mit abnehmenden 
Skalenerträgen in den akkumulierbaren Faktoren s. Romer (2001), S. 110f. Ferner ist diese Annahme 
auch keine „Erfindung“ der neuen Wachstumstheorie, sondern geht auf Young (1928) und Knight 
(1944) zurück und wurde in wachstumstheoretischen Modellen bereits in den sechziger Jahren von 
Arrow (1962) und Frankel (1962) verwendet, so dass letztere den eigentlichen Anfangspunkt der 
endogenen Wachstumstheorie darstellen. Vgl. hierzu Cannon (2000). 
110  Vgl. Romer (2001), S. 107. 
111  Vgl. Rebelo (1991), S. 502f. 
112  Vgl. Sala-i-Martin (1990), S. 3. 
113  S. den ersten Teil des Abschnitts 2.2.2. 
114  Vgl. Kellermann (1998), S. 42; Schmidt (1997), S. 65. 
115  Der (in den frühen Modellen mit Forschungs- und Entwicklungssektor im Gegensatz zum AK-Modell 
üblicherweise positive) Einfluss der Bevölkerungswachstumsrate auf das langfristige Wachstum wird 
von Jones (1995) kritisiert, da er im Widerspruch zur Empirie steht. Neuere Modelle, beispielsweise 
von Peretto (1998), Young (1998), Blackburn / Hung / Pozzolo (2000) und Arnold (2002), vermeiden 
deshalb diese Abhängigkeit von der Bevölkerungswachstumsrate. 
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mehreren geschlossenen Volkswirtschaften ab.116 
 
Andere Konvergenzeigenschaften als das AK-Modell weist allerdings das Modell von 
Jones und Manuelli (1990) auf, bei dem die Produktionsfunktionen des AK-Modells 
und des neoklassischen Wachstumsmodells additiv kombiniert werden.117 Unter dieser 
Annahme ist die Wachstumsrate der Kapitalintensität in anfänglich ärmeren Regionen 
höher als in strukturell gleichartigen reicheren, die These der bedingten Konvergenz 
wird folglich bestätigt.118 Bei großen Kapitalintensitäten verschwinden die Unterschiede 
in den Wachstumsraten jedoch fast völlig, ohne dass ärmere Regionen das 
Wohlstandsniveau der reicheren erreichen.  
 
Temporäre Konvergenzprozesse sind auch in komplexeren endogenen 
Wachstumsmodellen möglich, in denen Volkswirtschaften eine Übergangsphase zum 
Steady State durchlaufen.119 Festzuhalten bleibt jedoch, dass sich im Gegensatz zum 
neoklassischen Wachstumsmodell aus den Modellen der endogenen Wachstumstheorie 
i.a.R. keine langfristig vollständige Angleichung der Wohlstandsniveaus strukturell 
identischer Volkswirtschaften ableitet.120 
 
 
2.2.3 Ergebnisse empirischer Konvergenzuntersuchungen 
 
In der Folge eines viel beachteten, aber auch stark kritisierten ersten Beitrags von 
Baumol (1986), der absolute β-Konvergenz für 16 reiche Industriestaaten im Zeitraum 
1870 bis 1979 nachweist,121 ist eine sehr große Anzahl empirischer Konvergenz-
analysen sowohl für die internationale Ebene als auch für Regionen innerhalb einzelner 
                                                 
116  Vgl. Kellermann (1998), S. 42ff.; Schmidt (1997), S. 65f. 
117  Vgl. Jones / Manuelli (1990), S. 1014. 
118  Weitere Modelle der neuen Wachstumstheorie, in denen bedingte Konvergenz auftreten kann, 
stammen von Basu / Weil (1998) und Barro / Sala-i-Martin (1997). In diesen Modellen mit 
Forschungs- und Entwicklungssektor ist die Möglichkeit von Konvergenz dadurch bedingt, dass sich 
technologische Neuerungen nur langsam über die Welt ausbreiten. 
119  Vgl. Barro (1991), S. 409; Mankiw / Romer /Weil (1992), S. 424. Graphische Veranschaulichungen 
von Übergangsprozessen finden sich beispielsweise in Lucas (1988), S. 24f. und Romer (2001),  
S. 104f. 
120  Vgl. Kellermann (1998), S. 44f.; Schmidt (1997), S. 67. 
121  Die Kritik richtet sich vor allem gegen die Länderauswahl, denn das Sample von Baumol enthält 
ausschließlich Staaten, die 1979 ein hohes Bruttoinlandsprodukt aufwiesen. Staaten mit guten 
Ausgangsbedingungen im Jahr 1870, aber einer vergleichsweise schlechten wirtschaftlichen Entwick-
lung im Untersuchungszeitraum wurden dagegen nicht berücksichtigt. Vgl. De Long (1988), S. 1138f.  
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Länder durchgeführt worden. Im Rahmen dieses Abschnitts soll ein Überblick über 
Ergebnisse ausgewählter Untersuchungen gegeben werden, in denen entweder die 
Bundesrepublik Deutschland und europäische Staaten oder Regionen innerhalb 
Deutschlands als Untersuchungseinheiten enthalten sind.122 
 
Für sehr heterogene, große Samples von Ländern, die sowohl Industriestaaten als auch 
Entwicklungsländer enthalten, lässt sich über längere Zeiträume weder σ-, noch 
absolute β-Konvergenz feststellen.123 Hingegen hat innerhalb der damaligen 24 OECD-
Staaten von 1950 bis 1985 ein σ-Konvergenzprozess stattgefunden: Der Variations-
koeffizient des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf hat sich von 0,46 auf 0,29 verringert.124 
Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich für die westdeutschen Bundesländer (mit West-
Berlin), wo der Variationskoeffizient der Arbeitsproduktivitäten im Zeitraum 1950 bis 
1993 von 0,26 auf 0,12 gesunken ist.125 
 
Tabelle 2 gibt einen Überblick über die Ergebnisse von Untersuchungen auf bedingte β-
Konvergenz. Da die Schätzgleichungen der genannten im Gegensatz zu denjenigen 
früherer Arbeiten aus Varianten des neoklassischen Wachstumsmodells abgeleitet 
wurden,126 lassen sie sich als Konvergenzkoeffizienten127 interpretieren, geben also an, 
welcher Anteil der Differenz im Bruttoinlandsprodukt (bzw. in der Untersuchung von 
Seitz (1995) der Bruttowertschöpfung) pro Kopf zwischen zwei strukturell identischen 
Regionen innerhalb einer Periode geschlossen wird. Auch wenn die Ergebnisse 
aufgrund unterschiedlicher Schätzansätze nur eingeschränkt miteinander vergleichbar 
sind, zeigt sich, dass die ermittelten β-Koeffizienten größtenteils im Bereich von 2 bis  
3 % liegen, was für die meisten Untersuchungen auf bedingte β-Konvergenz gilt.  
 
                                                 
122  Literaturhinweise zu Konvergenzuntersuchungen für andere Länder finden sich in Barro / Sala-i-
Martin (2004), S. 482f. 
123  Für eine aktuelle Untersuchung s. Miller / Uphadhyay (2002), S. 278ff. Zu den unterschiedlichen 
Konvergenzkonzepten s. den Abschnitt 2.2.1. 
124  Vgl. Dowrick / Nguyen (1989), S. 1013. Miller / Upadhyay (2002), S. 278 weisen zudem für 23 
Hocheinkommensländer auch absolute β-Konvergenz nach, wobei sich ihre Untersuchung auf die 
Jahre 1960 bis 1989 bezieht. 
125  Vgl. Kellermann (1998), S. 97f. Kellermann (1998), S. 110ff. zeigt darüber hinaus, dass für diese 
Ländergruppe im Zeitraum 1971 bis 1990 auch absolute β-Konvergenz vorliegt. 
126  Vgl. ebenda, S. 58f. Üblicherweise wird in empirischen Konvergenzanalysen für alle Untersuchungs-
einheiten eine identische Cobb-Douglas-Produktionstechnologie unterstellt. Durlauf / Kourtellos / 
Minkin (2001) zeigen, dass sich die Anpassung an die Daten verbessern lässt, wenn man Unterschiede 
in den Produktionsfunktionen zulässt. 
127  Zur Definition von Konvergenzkoeffizienten s. den vorhergehenden Abschnitt 2.2.2. 
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Tabelle 2: Ergebnisse von Untersuchungen auf bedingte β-Konvergenz 
 
Untersuchung Sample Zeitraum 
^β  
Barro / Sala-i-Martin (2004),  
S. 515ff. 87 Länder 1965-1995 0,0248 
98 Länder 0,0289 




90 westeuropäische Regionen 0,018 
Barro / Sala-i-Martin (1991) 




Seitz (1995) 313 westdeutsche Kreise 1980-1990 0,027 
Quelle: Untersuchungsergebnisse s.o.; eigene Darstellung. 
 
Speziell für den Konvergenzprozess zwischen West- und Ostdeutschland haben viele 
Autoren in den neunziger Jahren insbesondere mit Hinweis auf die vergleichsweise 
hohe Faktormobilität zwischen den beiden Teilen Deutschlands mit einer deutlich 
höheren Konvergenzgeschwindigkeit gerechnet.128 Inwieweit diese Einschätzung heute 
und für die weitere Zukunft noch zutrifft, erscheint angesichts der seit einigen Jahren 
beobachtbaren Abschwächung des Aufholprozesses fraglich.129 
 
Das Konzept der bedingten β-Konvergenz lässt sich kritisieren, weil sein ökonomischer 
Aussagegehalt für strukturell verschiedenartige Regionen, deren Wohlstandsniveaus 
aufgrund der vorhandenen Unterschiede tatsächlich nicht konvergieren, gering ist.130 Im 
Rahmen der vorliegenden Arbeit erscheint diese Kritik allerdings weniger relevant, da 
vorrangig Konvergenzprozesse zwischen Ost- und Westdeutschland oder Staaten 
innerhalb der EU betrachtet werden sollen, die aufgrund ähnlicher natürlicher 
Gegebenheiten und der einheitlichen (Rahmen-)Gesetzgebung in der Bundesrepublik 
Deutschland bzw. auf EU-Ebene eine vergleichsweise homogene Struktur aufweisen, 
                                                 
128  Vgl. Barrell / te Velde (2000), S. 278; Burda / Funke (1995), S. 333ff.; Keller (1997), S. 1f. 
129  Barrell / te Velde (2000), S. 293f. führen diese Abschwächung vor allem auf einen vergleichsweise 
geringen Humankapitalbestand in Ostdeutschland zurück, dessen Erhöhung nur mittel- bis langfristig 
erfolgen kann.  
130  Vgl. Keilbach (2000), S. 22; Durlauf (1996). Auf die Frage nach den Ursachen struktureller 
Unterschiede von Volkswirtschaften, die im Rahmen von Untersuchungen auf β-Konvergenz 
vernachlässigt wird, wird im ersten Teil des nachfolgenden Abschnitts 2.2.4 näher eingegangen. 
2   Institutionelle, theoretische und empirische Grundlagen   30
was sich auch im Nachweis absoluter Konvergenz auf der Ebene der OECD-Staaten und 
der deutschen Bundesländer widerspiegelt. Insgesamt kann also festgehalten werden, 
dass zwischen der hier betrachteten Art von Regionen tatsächlich Konvergenzprozesse 
ablaufen und somit zur theoretischen Analyse der Auswirkungen von Finanzaus-
gleichsmaßnahmen ein auf der neoklassischen Wachstumstheorie basierendes Modell 
gewählt werden sollte, das abnehmende Grenzerträge in den akkumulierbaren Faktoren 
unterstellt, denn die Annahme konstanter oder steigender Skalenerträge würde 
zumindest langfristig im Widerspruch zur beobachtbaren Konvergenz der Pro-Kopf-
Einkommen stehen.131 
 
Die auf einem solchen Modell basierenden Ergebnisse lassen sich jedoch nicht 
unbedingt auf kleinräumigere Einheiten innerhalb der betrachteten Gebiete übertragen, 
denn für diese lässt sich das Vorliegen von Konvergenz zumindest anzweifeln. So 
kommt beispielsweise Bode (1998) zu dem Schluss, dass zwischen den zu 75 Regionen 
zusammengefassten kreisfreien Städten und Kreisen Westdeutschlands132 im Zeitraum 
von 1976 bis 1992 eine Tendenz zur σ -Divergenz bestanden hat.133 Seine über die 
Schätzung von Markov-Ketten ermittelten Untersuchungsergebnisse sind jedoch 
interpretationsfähig. Dies wird durch die von Carlberg vertretene Auffassung belegt, der 
in den vorliegenden Schätzungen Bodes eher Hinweise auf eine σ -Konvergenz 
erblickt.134 Zudem ermittelt Lüschow (1997) für die Ebene der Kreise und kreisfreien 
Städte der alten Bundesländer während des Betrachtungszeitraums 1978 bis 1993 eine 
Abnahme des Variationskoeffizienten der Arbeitsproduktivitäten von 20,7 auf  
16,3 %,135 was ebenfalls eher für das Vorliegen eines Konvergenzprozesses spricht. Auf 
die ökonomischen Ursachen, die zu einer divergierenden Entwicklung auf 
kleinräumigerer Betrachtungsebene führen können, während die Wohlstandsniveaus auf 
der Ebene von Bundesländern oder Nationalstaaten konvergieren, wird im zweiten Teil 
des folgenden Abschnitts 2.2.4 näher eingegangen. 
 
 
                                                 
131  Vgl. hierzu den vorhergehenden Abschnitt 2.2.2 zu den Konvergenzeigenschaften wachstumstheo-
retischer Modelle. Mankiw / Romer / Weil (1992), S. 420f. zeigen, dass die Erweiterung der 
Grundversion des neoklassischen Wachstumsmodells um den Produktionsfaktor Humankapital die 
Anpassung an die empirischen Daten verbessert. 
132  Vgl. Bode (1998), S. 152ff. 
133  Vgl. ebenda, S. 122f. 
134  Vgl. Carlberg (1998), S. 191. 
135  Vgl. Lüschow (1997), S. 103. 
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2.2.4 Ansätze zur Erklärung der empirischen Ergebnisse 
 
Ursachen internationaler Wohlstandsunterschiede 
 
Wie im vorangegangen Abschnitt erläutert wurde, lässt sich im weltweiten Maßstab 
keine absolute, sondern lediglich bedingte Konvergenz der Pro-Kopf-Einkommen 
feststellen. Insbesondere haben sich die zwischen den reichen Industriestaaten und 
armen Ländern der Dritten Welt bestehenden Wohlstandsunterschiede offensichtlich 
über lange Zeiträume hinweg nicht erkennbar verringert. Seit Mitte der neunziger Jahre 
hat sich die Konvergenzforschung verstärkt der Frage nach den Ursachen dieser 
Entwicklung zugewandt. 
 
Zunächst ist festzuhalten, dass die beobachtbaren erheblichen Wohlstandsdifferenzen 
nicht allein auf Unterschiede in der Ausstattung mit physischem Kapital zurückgeführt 
werden können, denn dann müsste dessen Grenzproduktivität in armen Ländern über 50 
mal so hoch sein wie in reichen, was große Kapitalströme auslösen würde, die jedoch 
empirisch nicht beobachtbar sind.136 Vielmehr zeigen Hall und Jones (1999) mittels 
eines auf der Methode des Growth Accounting137 basierenden Ansatzes, dass die 
Abweichungen in der totalen Faktorproduktivität zwischen den jeweils 5 reichsten und 
ärmsten Ländern ihres insgesamt 127 Staaten umfassenden Samples mehr als die Hälfte 
der Arbeitsproduktivitätsdifferenzen erklären.138 Offensichtlich werden die weltweiten 
Wohlstandsunterschiede also zum größten Teil durch Unterschiede in der totalen 
Faktorproduktivität verursacht. 
 
Die teilweise sehr geringe totale Faktorproduktivität in Ländern der dritten Welt139 kann 
nicht allein durch Unterschiede im technologischen Wissen bedingt sein, denn dies 
würde unplausibel lange Lags in der Ausbreitung des Wissens voraussetzen.140 Also 
müssen andere Faktoren hierfür verantwortlich sein, für die Hall und Jones (1999) 
                                                 
136  Vgl. Lucas (1990), S. 92. 
137  Die ursprüngliche Verfahren des Growth Accounting geht auf Abramowitz (1956) und Solow (1957) 
zurück und dient dazu, die Wachstumsrate des technischen Fortschritts aus den Wachstumsraten des 
Outputs, des Kapitalstocks und der Bevölkerung zu ermitteln. Zum Growth Accounting vgl. 
beispielsweise Romer (2001), S. 28ff. 
138  Vgl. Hall / Jones (1999), S. 92. Hendricks (2002), S. 203ff. kommt zu ähnlichen Ergebnissen. 
139  Diese beträgt nach Hall / Jones (1999), S. 91 in einigen Ländern nur etwas mehr als 10 % des US-
Niveaus. 
140  Die Lags müssten ca. 100 Jahre oder mehr betragen. Vgl. Romer (2001), S. 125f. 
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zusammenfassend den Begriff „soziale Infrastruktur“ geprägt haben. Sie verstehen 
hierunter „[...] the institutions and government policies that provide the incentives for 
individuals and firms in an economy.”141 Unter diese weitgreifende Begriffsdefinition 
lässt sich eine Vielzahl von Faktoren subsumieren, die c.p. das Wohlstandsniveau in 
einer betrachteten Volkswirtschaft erhöhen. Wie empirische Forschungsergebnisse 
zeigen, gilt dies insbesondere für folgende Merkmale von Ökonomien: 
 
• Eine moderate Staatsquote,142 
• ein gut entwickeltes und funktionierendes Banken- und Finanzmarktsystem,143 
• möglichst geringe Verzerrungen auf mikroökonomischer Ebene,144 
• eine niedrige Inflation,145 
• einen hohen Offenheitsgrad,146 
• politische Stabilität147 sowie 
• ethnische Homogenität.148 
 
Für die hier vorrangig betrachteten Konvergenzprozesse innerhalb Europas ist jedoch zu 
vermuten, dass Unterschiede in der sozialen Infrastruktur aufgrund der ähnlichen 
Rahmenbedingungen und der empirisch tatsächlich beobachtbaren konvergenten 
Entwicklungen149 keine entscheidende Rolle spielen,150 weshalb es gerechtfertigt 
erscheint, sie im weiteren Verlauf der Arbeit zu vernachlässigen. 
 
 
Zur Bedeutung der räumlichen Betrachtungsebene 
 
Im vorangegangenen Abschnitt 2.2.3 wurde festgestellt, dass zwischen kleinräumigen 
Einheiten wie den von Bode (1998) betrachteten 75 Regionen möglicherweise keine 
                                                 
141  Vgl. Hall / Jones (1999), S. 95. 
142  Vgl. Fölster / Henrekson (2001). 
143  Vgl. King / Levine (1993); Jappelli / Pagano (1994), S. 91ff.; Jayaratne / Strahan (1996); Levine / 
Zervos (1998); Alfaro / Chanda / Kalemli-Ozcan / Sayek (2004). 
144  Vgl. Easterly (1993), S. 198ff. 
145  Vgl. Bruno / Easterly (1998). 
146  Vgl. Sachs / Warner (1995), S. 35ff. 
147  Vgl. Barro (1991), S. 432. 
148  Vgl. Easterly / Levine (1997). 
149  S. den vorangehenden Abschnitt 2.2.3. 
150  Diese Einschätzung wird auch durch Alam (1992), S. 196f., gestützt, der zeigt, dass Proxies für die 
soziale Infrastruktur in einem Sample von 16 hochentwickelten Ländern keinen signifikanten 
Erklärungsgehalt bezüglich des Produktivitätswachstums haben.  
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absolute Konvergenz vorliegt, obwohl die Pro-Kopf-Einkommen auf der Ebene 
größerer Regionen, z.B. der deutschen Bundesländer, konvergieren. Eine Theorie-
richtung, die Erklärungsansätze für die Divergenz auf kleinräumiger Ebene liefern kann, 
ist die auf Krugman (1991) zurückgehende New Economic Geography, die sich mit den 
Ursachen der räumlichen Konzentration wirtschaftlicher Aktivitäten bzw. der Existenz 
von Agglomerationen beschäftigt. Die Zwei-Regionen-Modelle der New Economic 
Geography erklären die Entstehung von Agglomerationen in einer der jeweils 
betrachteten Regionen durch das Zusammenspiel von agglomerierend wirkenden 
zentripetalen Kräften, wie Wissensspillovers und der Vorliebe für ein vielfältiges 
Güterangebot, und disagglomerierend wirkenden zentrifugalen Kräften, wie Wohn-
raumknappheit und Ballungskosten bei der Bereitstellung öffentlicher Güter.151 
 
Es existieren einige Modelle der New Economic Geography, die das rein statische 
Grundmodell dynamisieren, beispielsweise von Martin (1999) und Martin / Ottaviano 
(2001). In diesen Modellen sind nur Steady States stabil, in denen der größere Teil der 
wirtschaftlichen Aktivitäten sich in einer der beiden Regionen – der Agglomeration – 
konzentriert,152 was dazu führt, das diese Region ein höheres Bruttoinlandsprodukt pro 
Kopf aufweist.153 Die Modelle haben allerdings den Nachteil, dass der Verlauf der im 
Rahmen dieser Arbeit besonders interessierenden Anpassungsprozesse zum 
langfristigen Gleichgewicht nicht explizit analysiert werden kann, da der Übergang zum 
Steady State aufgrund fehlender Wanderungshindernisse154 für die interregional 
mobilen Produktionsfaktoren instantan abläuft.155 Dennoch lässt sich aus dem Ergebnis, 
dass das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf im langfristigen Gleichgewicht in der 
Agglomeration höher ist als in der Peripherie, schließen, das diese im Übergangsprozess 
zum Steady State ausgehend von einer Situation einer annähernden räumlichen 
Gleichverteilung der ökonomischen Aktivitäten schneller gewachsen sein muss als die 
Peripherie-Region. Da Anpassungsprozesse in der Realität nicht unendlich schnell 
ablaufen und die Wachstumsrate in der „reichen“ Agglomeration dementsprechend 
zumindest über einen gewissen Zeitraum höher sein wird als in der „armen“ Peripherie, 
                                                 
151  Für eine genauere Darstellung der Ursachen für die Entstehung von Agglomerationen s. Burckardt 
(2004), S. 16ff. 
152  Vgl. Martin / Ottaviano (2001), S. 959ff. 
153  Vgl. ebenda, S. 957. 
154  Solche Wanderungshindernisse können beispielsweise Anpassungskosten sein. S. hierzu den 
Abschnitt 2.4. 
155  Vgl. ebenda, S. 962f. 
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können die dynamischen Modelle der New Economic Geography folglich als 
Erklärungsansatze für die Frage verstanden werden, warum es auf kleinräumiger Ebene 
zu divergenten Entwicklungen der Pro-Kopf-Einkommen kommen kann. 
 
Neben den Modellen der New Economic Geography finden sich in der Literatur auch 
die endogenen Mehr-Regionen-Wachstumsmodelle von Gianetti (2002) und Keilbach 
(2000). Diese bieten gegenüber den Modellen der New Economic Geography zum einen 
den Vorteil, dass infolge der Ausweitung der Betrachtung auf eine größere Anzahl von 
Regionen das gleichzeitige Vorliegen von Divergenz auf kleinräumiger und 
Konvergenz auf übergeordneter Ebene modellendogen erklärt werden kann und zum 
anderen lassen sie eine genaue Analyse des Verlaufs des Übergangsprozesses zum 
langfristigen Gleichgewicht zu. 
 
Gianetti (2002) betrachtet zwei Länder, die aus jeweils zwei Regionen bestehen. Je eine 
der Regionen in jedem Land kann sowohl sogenannte High-Tech- als auch traditionelle 
Produkte herstellen, während die andere, rückständigere Region nur letztere produziert. 
Der High-Tech-Sektor ist in der Ausgangssituation in einem der beiden Länder weniger 
entwickelt, weshalb dieses insgesamt ein niedrigeres Pro-Kopf-Einkommen erwirtschaf-
tet. Sowohl innerhalb als auch zwischen den High-Tech-Sektoren in beiden Regionen 
liegen Wissensspillovers vor.156 Wie Gianetti zeigt, kann es in diesem Modellrahmen zu 
der Situation kommen, das die fortschrittlichen Regionen in beiden Ländern sich 
langfristig beide auf den High-Tech-Sektor spezialisieren, was eine Angleichung der 
Pro-Kopf-Einkommen auf der Länderebene, jedoch eine divergente Entwicklung 
zwischen den Regionen innerhalb der Länder verursacht. Voraussetzung hierfür sind 
hinreichend große internationale Wissensspillovers.157 Anderenfalls würde der High-
Tech-Sektor langfristig nur in dem Land mit der ursprünglich besseren Ausgangs-
position bestehen bleiben, während sich das andere Land vollständig auf den 
traditionellen Sektor spezialisiert.158 In diesem Fall kommt es folglich zu keiner 
internationalen Einkommenskonvergenz. Da letztere innerhalb Europas jedoch 
tatsächlich zu beobachten ist,159 erscheint der erstere Fall realitätsnäher. 
                                                 
156  Vgl. Gianetti (2002), S. 542f. 
157  Vgl. ebenda, S. 550f. 
158  Vgl. ebenda, S. 549f. 
159  S. den vorhergehenden Abschnitt 2.2.3. 
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Keilbach (2000) entwickelt ebenfalls ein Modell mit interregionalen Wissens-
spillovers,160 wobei er im Gegensatz zu Gianetti (2002) davon ausgeht, dass alle 
betrachteten Regionen, deren Anzahl je nach Spezifikation zwischen 80 und 3025 
liegt,161 einen homogenen Output produzieren, jedoch einen unterschiedlichen, zufällig 
festgelegten Ausgangsbestand von technologischem Wissen besitzen.162 Mittels dyna-
mischer Simulationsanalysen zeigt er, dass auch in diesem Modell die Situation 
eintreten kann, dass es zu divergenten Entwicklungen der Pro-Kopf-Einkommen auf 
kleinräumiger Ebene kommt, während sie auf übergeordneter Ebene konvergieren. 
Voraussetzung hierfür sind steigende Skalenerträge im Forschungs- und Entwicklungs-
sektor.163 Zusammenfassend lässt sich also festhalten, dass es keinen Widerspruch 
darstellt, wenn das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf oder die Arbeitsproduktivitäten auf 
der Ebene von europäischen Staaten und deutschen Bundesländern konvergieren und 
gleichzeitig auf der Ebene von kleineren Regionen eventuell Tendenzen zur Divergenz 
bestehen, sondern dass ein solches Phänomen theoretisch erklärbar ist. 
 
 
2.3 Finanzausgleich und Konvergenz von Regionen 
 
2.3.1 Die Simulation von Kellermann und Schmidt 
 
Die Ausführungen zur Empirie im Abschnitt 2.2.3 haben zum Ergebnis gehabt, dass 
zwischen hinreichend ähnlichen, größeren Regionen absolute β-Konvergenz zu 
beobachten ist und folglich ein Modell mit abnehmenden Skalenerträgen in den 
akkumulierbaren Faktoren zur Analyse der Auswirkungen von Finanzausgleichs-
maßnahmen gewählt werden sollte. Das Modell von Kellermann (1998) und Schmidt 
(1997) genügt diesem Kriterium. Sie untersuchen die Auswirkungen eines an den 
Länderfinanzausgleich i.e.S.164 angelehnten finanzkraftorientierten Finanzausgleichs in 
einer zeitdiskreten, um steuerfinanzierte produktive Staatsausgaben erweiterten Version 
des neoklassischen Wachstumsmodells.165 Die angenommene Bevölkerungswachs- 
                                                 
160  Vgl. Keilbach (2000), S. 91ff. 
161  Vgl. ebenda, S. 95. 
162  Vgl. ebenda, S. 92 und S. 94. 
163  Vgl. ebenda, S. 98ff. 
164  S. Abschnitt 2.1.2. 
165  Zum neoklassischen Wachstumsmodell s. den ersten Teil Abschnitt 2.2.2. 
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tumsrate n beträgt vereinfachend null, die in der Simulation unterstellte Periodenlänge 
etwa ein Jahr. Betrachtet werden zwei bis auf ihre – jeweils unterhalb des Steady-State-
Niveaus liegende – Anfangs-Kapitalintensität vollkommen identische Regionen I und 
II, die einen föderativen Staat bilden. Beide Regionen werden prinzipiell als 
geschlossene Volkswirtschaften angesehen, d.h. zwischen ihnen bestehen – abgesehen 
von den Finanzausgleichsleistungen – keinerlei wirtschaftliche Verflechtungen in Form 
von Faktormobilität166 oder Güterhandel.167 Die grundsätzlichen Konvergenzeigen-
schaften dieses Modells unterscheiden sich nicht von denjenigen des neoklassischen 
Wachstumsmodells ohne Staatstätigkeit, aufgrund der strukturellen Gleichheit findet 
also zwischen beiden Regionen ein Konvergenzprozess statt.168 
 
Die vorhandenen Produktionsmöglichkeiten in Region j werden durch eine 
neoklassische Cobb-Douglas-Produktionsfunktion der Form 
 
(8) ( ) ( ) ( )1j j j jt t t tY L K G−α−β α β= ⋅ ⋅   0, >βα   1<β+α  
 
bzw. in Pro-Kopf-Schreibweise 
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charakterisiert, wobei jtG  die jeweilige Einsatzmenge des staatlich bereitgestellten 
Produktionsfaktors bezeichnet.169 Bei letzterem handelt es sich um ein öffentlich 
angebotenes privates Gut, da bezüglich seiner Nutzung Rivalität besteht. Dies wird 
daran erkennbar, dass die Produktionsfunktion abnehmende Skalenerträge in den beiden 







                                                 
166  Die vereinfachende Annahme interregional vollkommen immobiler Produktionsfaktoren wird damit 
gerechtfertigt, dass ein theoretischer Grenzfall betrachtet werden soll; vgl. Kellermann (1998), S. 141. 
Zudem verweist Kellermann an anderer Stelle auf die empirischen Untersuchungsergebnisse von 
Feldstein / Horioka (1980), S. 321ff., nach denen in den einzelnen OECD-Ländern die 
gesamtwirtschaftlichen Investitions- und Sparquoten jeweils sehr nahe beieinander liegen; vgl. 
Kellermann (1998), S. 46. 
167  Vgl. Kellermann (1998), S. 140ff.; Schmidt (1997), S. 74ff. 
168  Vgl. Kellermann (1998), S. 93ff. 
169  Vgl. Kellermann (1998), S. 87ff. und S. 142; Schmidt (1997), S. 76. 
170  Vgl. Kellermann (1998), S. 66f und S. 87. 
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Die Einsatzmenge des öffentlichen Inputs wird als Stromgröße modelliert, d.h. dieser ist 
nur jeweils eine Periode lang nutzbar.171 Unter der Annahme, dass seine Finanzierung 
über eine proportionale Outputsteuer mit dem Steuersatz τ  erfolgt, ergibt sich für den 
Basisfall ohne Finanzausgleich die folgende staatliche Budgetrestriktion in Pro-Kopf-
Schreibweise:172 
 
(10) j jt tg y= τ⋅   10 ≤τ≤ . 
 
Besteht dagegen zwischen beiden Regionen ein finanzkraftorientierter Finanzausgleich, 
der zu einer vollständigen Angleichung der Pro-Kopf-Einnahmen führt,173 verändert 
sich die Budgetrestriktion zu174 
 
(11) ( ) ( )( ) 1I II 1j I IIt tt t ty yg k k2 2 −βα ατ ⋅ + τ ⋅ τ⎡ ⎤= = ⋅ +⎢ ⎥⎣ ⎦ . 
 
In der von ihnen durchgeführten Simulation können Kellermann und Schmidt zeigen, 
dass sich durch die Einführung eines Finanzausgleichs gemäß Gleichung (11) der 
Aufholprozess der ärmeren Region I mit einer anfänglich niedrigeren Kapitalintensität 
gegenüber der reicheren Region II stark beschleunigt. Dies kommt in im Vergleich zum 














zum Ausdruck, die angeben, um welchen Anteil sich die in der Ausgangsperiode 0 
vorhandene Lücke zwischen den Arbeitsproduktivitäten beider Regionen bis zur 
Periode t verringert hat.175 
 
Die geschilderte Beschleunigung des Konvergenzprozesses zwischen den Regionen ist 
auf zwei verschiedene Ursachen zurückzuführen: zum einen verlangsamt sich in der 
reicheren Region II infolge des Abflusses von Steuereinnahmen, die dort sonst 
                                                 
171  Vgl. Kellermann (1998), S. 75 und S. 88; Schmidt (1997), S. 77. Bei der von Kellermann und Schmidt 
unterstellten Periodenlänge von einem Jahr ist diese Annahme nicht völlig unproblematisch, da dann 
ein Teil der öffentlichen Inputs (z.B. Straßen oder Gebäude) eine über mehrere Perioden nutzbare 
Bestandsgröße (öffentlicher Kapitalstock) darstellt. Vgl. hierzu Homburg (1993), S. 465 und S. 476. 
172  Vgl. Kellermann (1998), S. 88; Schmidt (1997), S. 77. 
173  Ein solcher vollständiger Einnahmenausgleich geht über den horizontalen Länderfinanzausgleich 
i.e.S. hinaus. Vgl. Abschnitt 2.1.2. 
174  Vgl. Kellermann (1998), S. 141f.; Schmidt (1997), S. 83f. 
175  Vgl. Kellermann (1998), S. 144f. und S. 152; Schmidt (1997), S. 87 und S. 98. 
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produktiv verwendet worden wären, und einer daraus resultierenden Verringerung des 
Outputs, der Ersparnisbildung und der Kapitalakkumulation die wirtschaftliche 
Entwicklung hin zum Steady State, zum anderen tritt in der ärmeren Region I ein 











λ = −  
 
gegenüber dem Basisfall ohne Finanzausgleich in Region I an, während sie in Region II 
absinkt.176 Das Maß der momentanen Konvergenzgeschwindigkeit wird von 
Kellermann und Schmidt statt eines herkömmlichen Konvergenzkoeffizienten177 
verwendet, weil letzterer die Wirkungen des Finanzausgleichs nicht erfassen kann. Dies 
hat seine Ursache darin, dass er über eine Taylor-Approximation ersten Grades an der 
Stelle der Steady-State-Kapitalintensität k* ermittelt wird, im langfristigen 
Gleichgewicht jedoch keine Finanzausgleichsmaßnahmen mehr notwendig sind, da sich 
dort die Pro-Kopf-Steuereinnahmen angeglichen haben.178 
 
Betrachtet man die mit der Einführung des finanzkraftorientierten Finanzausgleichs 
verbundenen „Wohlfahrtswirkungen“, wobei als Wohlfahrtsindikator von Kellermann 
und Schmidt aufgrund der fehlenden mikroökonomischen Fundierung des Modells der 
aggregierte Output der gesamten Föderation verwendet wird, so lassen sich zwei 
gegenläufige Effekte feststellen: zunächst kommt es infolge der Transferierung von 
Steuereinnahmen in die ärmere Region I zu Wohlfahrtsverlusten, da die Grenz-
produktivität des öffentlich bereitgestellten Inputfaktors wegen der dortigen niedrigeren 
Kapitalintensität geringer ist. Gleichzeitig führt der Finanzausgleich jedoch auch zu 
einer erhöhten Ersparnisbildung in Region I, während diese in der reicheren Region II 
absinkt. Da die Ersparnisse den privaten Bruttoinvestitionen entsprechen und die 
Grenzproduktivität des privaten Kapitals in Region I aufgrund der geringeren 
Kapitalintensität höher ist als in Region II, ist diese Verlagerung der Spartätigkeit mit 
einer Verbesserung der allokativen Effizienz und infolgedessen mit Outputgewinnen 
verbunden.179 
                                                 
176  Vgl. Kellermann (1998), S. 145 und S. 151ff.; Schmidt (1997), S. 88f. und S. 101. 
177  S. den ersten Teil des Abschnitts 2.2.2. 
178  Vgl. Kellermann (1998), S. 145f.; Schmidt (1997), S. 89. 
179  Vgl. Kellermann (1998), S. 149f.; Schmidt (1997), S. 97ff. 
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Mittelfristig kann dieser positive Investitionseffekt den zuerst geschilderten negativen 
Produktivitätseffekt überwiegen, so dass es bei Betrachtung der über die Zeit kumu-
lierten Wirkungen insgesamt zu Gewinnen kommt. Dies ist bei der von Kellermann und 
Schmidt gewählten, realitätsnahen Parameterkonstellation der Fall, wobei die 
aggregierten und kumulierten Gewinne im Vergleich zum Outputniveau jedoch sehr 
klein sind. Die Hauptwirkung der Einführung des Finanzausgleichs besteht dement-
sprechend eher in der erheblichen Beschleunigung der interregionalen Konvergenz-
prozesse bzw. in einer wesentlich schnelleren Angleichung der Lebensverhältnisse.180 
 
 
2.3.2 Weitere wachstumstheoretische Ansätze 
 
Während in der Simulation von Kellermann und Schmidt der Produktivitätseffekt die 
Faktorallokation im Raum zunächst negativ beeinflusst und es erst mittelfristig u.U. 
durch den positiven Investitionseffekt zu allokativen Verbesserungen kommt,181 ist ein 
finanzkraftorientierter Finanzausgleich in einem von Homburg (1993) vorgestellten 
Modell neben einer Beschleunigung des Konvergenzprozesses zwischen den Regionen 
mit ausschließlich positiven Auswirkungen auf die Faktorallokation bzw. mit 
aggregierten Wohlfahrtsgewinnen verbunden. Der von Homburg gewählte 
Modellrahmen unterscheidet sich von demjenigen bei Kellermann und Schmidt durch 
die Annahme vollkommener interregionaler Kapitalmobilität und die Modellierung des 
staatlich bereitgestellten Produktionsfaktors als Bestandsgröße bzw. öffentlicher 
Kapitalstock, der in jeder Periode zu einem bestimmten Anteil abgeschrieben wird.182 
 
Unter diesen Annahmen weist der öffentlich angebotene Inputfaktor in der ärmeren 
Region mit geringerer Arbeitsproduktivität, in der seine Pro-Arbeiter-Einsatzmenge 
geringer ist, eine höhere Grenzproduktivität auf als in der reicheren, so dass ein 
finanzkraftorientierter Finanzausgleich, der zu einer Umlenkung öffentlicher 
Investitionen in die ärmere Region führt, mit positiven Allokationswirkungen 
                                                 
180  Vgl. Kellermann (1998), S. 151ff.; Schmidt (1997), S. 99f. 
181  S. den vorhergehenden Abschnitt 2.3.1. 
182  Vgl. Homburg (1993), S. 462ff. Homburg nimmt außerdem an, dass in die Produktionsfunktion nicht  
– wie bei Kellermann und Schmidt – der immobile Produktionsfaktor Arbeit, sondern stattdessen der 
immobile Produktionsfaktor Land eingeht. Es ist jedoch unproblematisch, seinen Modellrahmen 
dahingehend zu modifizieren, den Produktionsfaktor Land durch Arbeit zu ersetzen, um die 
Vergleichbarkeit mit dem Ansatz von Kellermann und Schmidt zu gewährleisten. 
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verbunden ist. Die allokative Effizienz könnte jedoch durch darüber hinausgehende 
Finanzausgleichsmaßnahmen – im Extremfall bis zur vollständigen Angleichung der 
Pro-Arbeiter-Einsatzmengen des staatlich bereitgestellten Produktionsfaktors und 
infolgedessen auch der Arbeitsproduktivitäten in beiden Regionen – weiter gesteigert 
werden.183 
 
Trifft man hingegen die aus der endogenen Wachstumstheorie stammende, aus 
empirischer Sicht allerdings problematische184 Annahme einer konstanten gemeinsamen 
Grenzproduktivität der reproduzierbaren Faktoren privates Kapital und (als Stromgröße 
modellierte) staatlich bereitgestellte Inputs,185 ist ein finanzkraftorientierter Finanz-
ausgleich sowohl bei vollständiger interregionaler Immobilität des privaten Kapitals, 
wie sie von Kellermann und Schmidt unterstellt wird,186 als auch in einem von Thomas 
vorgestellten Modellrahmen mit interregional vollständig mobilem privatem Kapital187 
zwangsläufig mit der Realisierung von aggregierten Wohlfahrtsverlusten bzw. einer 
Verschlechterung der ursprünglich räumlich effizienten Faktorallokation verbunden. 
Andererseits stellt in diesen Fällen der Finanzausgleich die einzige Möglichkeit dar, 
überhaupt einen Konvergenzprozess zwischen den beiden Regionen in Gang zu setzen, 
da ohne Finanzausgleich die Wachstumsraten der Kapitalintensität in beiden Regionen 
gleich hoch wären.188 Letzteres gilt auch für das endogene Wachstumsmodell von 
Funke und Strulik (2000), das sich von den beiden oben genannten Beiträgen vor allem 
durch die Modellierung eines öffentlichen Kapitalstocks unterscheidet.189 Eine Variante 
dieses Modells mit unvollkommenem Arbeitsmarkt wird im Abschnitt 2.5.5 genauer 
dargestellt. 
 
Aus den vorangehenden Ausführungen wird ersichtlich, dass die Wirkungen eines der 
Konvergenz zwischen den betrachteten Regionen förderlichen, finanzkraftorientierten 
Finanzausgleichs auf die Effizienz der Faktorallokation im Raum sehr stark von den 
getroffenen Modellannahmen abhängen. Während der Finanzausgleich im Modell von 
                                                 
183  Vgl. Homburg (1993), S. 466ff.; Thomas (1994), S. 14f. 
184  S. hierzu den Abschnitt 2.2.3. 
185  Diese Annahme zur Produktionstechnologie stammt von Barro (1990), S. S106. 
186  Vgl. Kellermann (1998), S. 75 ff. und S. 154ff.; Schmidt (1997), S. 104ff. 
187  Vgl. Thomas (1994), S. 16ff. 
188  Vgl. Kellermann (1998), S. 155ff.; Schmidt (1997), S. 106; Thomas (1994), S. 19ff. S. auch die 
Erläuterungen zur Konvergenz im AK-Modell im letzten Teil des Abschnitts 2.2.2. 
189  Vgl. Funke / Strulik (2000), S. 365ff. Betrachtungen der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt nehmen 
Funke und Strulik nicht vor. 
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Homburg zu durchgängig positiven und in der Simulation von Kellermann und 
Schmidt190 zunächst zu negativen, später jedoch auch zu positiven Allokations-
wirkungen führt, ist unter den Annahmen der endogenen Wachstumstheorie zwischen 
der Angleichung der Lebensverhältnisse und einer räumlich effizienten Allokation 
abzuwägen, wobei sich die durch den Finanzausgleich hervorgerufenen Wohlfahrts-
verluste jedoch zumindest unter der Annahme interregionaler Immobilität des privaten 
Kapitals – gemessen am Outputniveau – in engen Grenzen halten.191 
 
 
2.3.3 Das Modell von Kessler und Hansen 
 
Die in den beiden vorhergehenden Abschnitten besprochenen wachstumstheoretischen 
Modelle sind alle dadurch gekennzeichnet, dass der interregionale Konvergenzprozess 
durch die Einführung distributiv orientierter Finanzausgleichsmaßnahmen beschleunigt 
bzw. im Falle der Modelle mit konstanten Skalenerträgen in den akkumulierbaren 
Faktoren überhaupt erst ermöglicht wird. Ein Modell von Kessler und Hansen (2003) 
kommt zu einem abweichenden Ergebnis, weshalb auf dieses im Folgenden näher 
eingegangen werden soll. 
 
Wie die Autoren der bisher diskutierten Arbeiten betrachten auch Kessler und Hansen 
eine aus zwei Regionen bestehende Föderation, in der keine interregionalen Spillovers 
vorliegen, die von Haushalten mit identischen Präferenzen bewohnt ist und deren 
Staatsausgaben durch eine proportionale Einkommensteuer192 finanziert werden. Die als 
Kontinuum mit der Gesamtgröße 1 modellierten Haushalte sind jedoch innerhalb der 
Föderation vollkommen mobil und beziehen unterschiedliche, exogen gegebene 
Einkommen. Die Produktionsseite der Volkswirtschaft wird folglich in diesem Modell 
nicht abgebildet. Ferner gehen Kessler und Hansen davon aus, dass Entscheidungen 
über staatliche Aktionsparameter durch Mehrheitswahl gefällt werden.193 
                                                 
190  S. den vorhergehenden Abschnitt 2.3.1. 
191  Diese betragen auf lange Frist maximal 2,9 % des aggregierten Outputs. Vgl. Kellermann (1998),  
S. 157; Schmidt (1997), S. 106. 
192  Die Steuersätze τ können allerdings interregional variieren. 
193  Vgl. Kessler / Hansen (2003), S. 4f. 
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Die Nutzenfunktion u der Haushalte ist quasilinear im privaten Konsum c und einem 
öffentlich angebotenen privaten Gut g, dessen Kosten der Bereitstellung pro Einheit 1 
betragen: 
 
(14) ( ) ( )u c,g v g c= +   mit ( )v ' g 0>  und ( )v '' g 0< . 
 
Es wird angenommen, dass die Haushalte ihr gesamtes verfügbares Nettoeinkommen 
( )j1 y− τ ⋅  konsumieren. Bezüglich der Verteilung ( )F y  der individuellen 
Bruttoeinkommen y wird unterstellt, dass diese in einem Bereich zwischen zwei 
vorgegebenen Werten y  und y  positive Dichten aufweist sowie unimodal und 
rechtsschief ist. Letzteres impliziert, dass das Medianeinkommen der Gesamtföderation 
geringer ist als deren Durchschnittseinkommen, was mit der empirischen Wirklichkeit 
im Einklang steht.194 
 
Kessler und Hansen gehen davon aus, dass sich die interregionale 
Bevölkerungsverteilung und die lokalen Politiken bezüglich der Steuersätze und 
Bereitstellungsmengen des öffentlich angebotenen Gutes in einem zweistufigen, durch 
Rückwärtsinduktion lösbaren Spiel ergeben: Im ersten Schritt wählen die Haushalte 
simultan die Region, in der sie leben wollen, bevor sie im zweiten Schritt durch 
Mehrheitswahl die lokale Politik festlegen.195 
 
Es lässt sich zeigen, dass die Präferenzen der Wähler in Hinblick auf die Politikoptionen 
unter den getroffen Annahmen eingipflig sind und monoton mit dem Einkommen 
variieren: Je höher das Einkommen eines Haushaltes ist, desto niedrigere Steuersätze 
und Bereitstellungsmengen des öffentlich angebotenen Gutes wird er c.p. präferieren. 
Dies erscheint unmittelbar einleuchtend, denn alle Haushalte beziehen aus dem 
öffentlich angebotenen Gut denselben Nutzen, sie werden jedoch proportional zu ihrem 
Einkommen an den Bereitstellungskosten beteiligt. Aufgrund der eingipfligen und 
monotonen Präferenzen ist das Medianwählertheorem anwendbar, so dass das regionale 
Wahlergebnis ( )* *j j, gτ  den Präferenzen desjenigen Haushaltes entsprechen wird, der das 
regionale Medianeinkommen mjy  bezieht.
196 Die sich durch Ersetzen des Konsums mjc  
                                                 
194  Vgl. Kessler / Hansen (2003), S. 5. 
195  Durch diese Spielstruktur werden Steuerwettbewerbsaspekte ausgeklammert. Vgl. Kessler / Hansen 
(2003), S. 6. 
196  Vgl. Kessler / Hansen (2003), S. 6f. 
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durch das Nettoeinkommen ( ) mj j1 y− τ ⋅  ergebende indirekte Nutzenfunktion des 
Medianwählers lautet: 
 
(15) ( ) ( ) ( )m mj j j j j jV ,g , y v g 1 yτ = + − τ ⋅ . 
 
Maximiert man diese unter der Nebenbedingung der regionalen staatlichen 
Budgetrestriktion 
 
(16) j j j jg t Y T= ⋅ + , 
 
wobei jY  das regionale Durchschnittseinkommen und jT  den empfangenen bzw. 
geleisteten Finanzausgleichstransfer bezeichnen, gelangt man für den Fall, dass eine 
innere Lösung des Problems existiert,197 zu der folgenden Optimalbedingung: 
 







Hieraus lässt sich ablesen, dass das Bereitstellungsniveau des öffentlich angebotenen 
Gutes ineffizient hoch sein wird, wenn das Medianwählereinkommen mjy  unterhalb des 
regionalen Durchschnittseinkommens jY  liegt. 
 
Die sich ergebenden regionalen Wahlergebnisse ( )* *j j, gτ  werden die Haushalte bei ihrer 
Wohnsitzwahlentscheidung berücksichtigen. Bieten die Regionen im Gleichgewicht 
unterschiedliche Politiken an, werden sich reichere Haushalte aufgrund ihrer 
Präferenzen in der Region mit dem geringeren Bereitstellungs- und Besteuerungsniveau 
ansiedeln, während ärmere Haushalt die andere Region vorziehen. Es bildet sich also 
ein sogenanntes Stratifikationsgleichgewicht, in dem alle wohlhabenden und alle armen 
Haushalte in jeweils einer Region leben. Bei gleicher Politik in beiden Regionen sind 
naturgemäß alle Haushalte indifferent bezüglich der Wahl ihres Wohnsitzes.198 
 
Kessler und Hansen zeigen nun, dass ohne Finanzausgleich nur ein Gleichgewicht der 
zweiten Art existieren kann, während in allen Fällen mit Finanzausgleichsleistungen 
von der Region mit höherem in die Region mit niedrigerem Durchschnittseinkommen 
                                                 
197  Dies ist nicht in jedem Fall gewährleistet. Vgl. Kessler / Hansen (2003), S. 7. 
198  Vgl. Kessler / Hansen (2003), S. 7f. 
2   Institutionelle, theoretische und empirische Grundlagen   44
ein Stratifikationsgleichgewicht zustande kommt.199 Letzteres wird von der Mehrheit 
der Wähler in beiden Regionen gegenüber einer Situation ohne Finanzausgleich 
bevorzugt.200 
 
Die Einführung von distributiv orientierten Finanzausgleichsmaßnahmen bewirkt also 
in diesem Modellrahmen keine Konvergenz wie in den zuvor behandelten Modellen, 
sondern interregionale Divergenz der durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen. Somit 
ist festhalten, dass zumindest aus theoretischer Sicht ein distributiv motivierter 
Finanzausgleich die Konvergenz nicht zwangsläufig befördern muss. Allerdings besitzt 
das Modell von Kessler und Hansen eine Reihe von Schwächen, weshalb fraglich ist, 
inwiefern die Ergebnisse für die Realität bedeutsam sind: 
 
• Zu kritisieren ist zunächst die Annahme interregional vollkommen mobiler 
Haushalte, die für das Zustandekommen eines Stratifikationsgleichgewichtes 
notwendig ist.201 Tatsächlich sind derartige Gleichgewichte, beispielsweise 
zwischen westdeutschen Bundesländern, nicht annähernd zu beobachten, sondern 
die Differenzen zwischen den durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen sind 
verhältnismäßig gering. 
 
• Ferner verzichten Kessler und Hansen auf die Modellierung eines 
Produktionssektors sowie von Spar- und Investitionsentscheidungen. Dynamische 
Wirkungen des Finanzausgleichs im Übergangsprozess werden deshalb nicht 
abgebildet. 
 
• Dass die Situation mit Finanzausgleich in beiden Regionen eine Mehrheit findet, 
liegt letztlich daran, dass infolge des Finanzausgleichs der interpersonelle 
Umverteilungsgrad innerhalb der Regionen reduziert werden kann. Dies bewirkt in 
dem hier vorgestellten Modellrahmen Effizienzgewinne, da interpersonelle 
Umverteilung annahmegemäß nur über den „Umweg“ unterschiedlicher Finan-
zierungsbeiträge zum öffentlich angebotenen Gut erfolgen kann und dessen 
gleichgewichtige Bereitstellungsmenge umso weiter über dem effizienten Niveau 
                                                 
199  Vgl. Kessler / Hansen (2003), S. 8ff. 
200  Vgl. ebenda, S. 16ff. 
201  Zu Mobilitätshindernissen in Form von Wanderungskosten s. den Abschnitt 2.4. 
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liegt, je heterogener die Bevölkerungszusammensetzung einer Region ist.202 In der 
Realität ist jedoch auch eine direkte Umverteilung zwischen Haushalten möglich – 
ein Beispiel sind steuerfinanzierte Sozialhilfeleistungen. Lässt man solche 
Umverteilungssysteme in dem Modell von Kessler und Hansen zu, tritt das Ergebnis 
der Präferenz für den Finanzausgleich jedoch nicht mehr auf. 
 
Insgesamt erscheint ein Analyserahmen, der sich an die in den beiden vorherigen 
Abschnitten vorgestellten Modelle anlehnt, folglich geeigneter, die Wirkungen von 
Finanzausgleichsmaßnahmen auf die Konvergenz von Regionen zu untersuchen. 
 
 
2.3.4 Ergebnisse empirischer Untersuchungen 
 
Die Ausführungen in den Abschnitten 2.3.1 und 2.3.2 haben gezeigt, dass die 
Einführung eines Finanzausgleichs aus theoretischer Sicht Konvergenzprozesse 
beschleunigen kann. Voraussetzung hierfür ist allerdings eine produktive Verwendung 
der Mittel, die überwiegend eher bei investiven als bei konsumtive Staatsausgaben 
vorliegen dürfte.203 Inwieweit interregionale Transfers in der Realität tatsächlich 
positive Wirkungen auf die Annäherung der Wohlstandsniveaus der betrachteten 
Regionen entfalten, ist bisher nur relativ selten Gegenstand empirischer Analysen 
gewesen. Zudem gibt es teilweise deutliche Unterschiede in den Ergebnissen. 
 
Bode (1998) kann im Rahmen einer Untersuchung auf bedingte β-Konvergenz für 75 
westdeutsche Regionen,204 die den Untersuchungszeitraum 1976 bis 1992 umfasst, 
keinen signifikanten Einfluss von Maßnahmen des kommunalen Finanzausgleichs auf 
die Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität feststellen.205 Demgegenüber weist 
Kellermann (1998) für die Ebene der westdeutschen Bundesländer nach, dass zwischen 
dem Niveau staatlich angebotener produktiver Leistungen und der Wachstumsrate des 
Pro-Kopf-Outputs in den Jahren 1971 bis 1990 ein signifikant positiver Zusammenhang 
bestand.206 Hieraus lässt sich folgern, dass der Aufholprozess ärmerer Bundesländer 
                                                 
202  Vgl. Kessler / Hansen (2003), S. 15f. 
203  S. den Abschnitt 2.1.3. 
204  Diese wurden durch Zusammenfassung von Kreisen und kreisfreien Städten gebildet. Vgl. Bode 
(1998), S. 152ff. 
205  Vgl. Bode (1998), S. 57ff. 
206  Vgl. Kellermann (1998), S. 115ff. 
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durch die dorthin erfolgende Transferierung öffentlicher Mittel beschleunigt wird, 
sofern diese zumindest teilweise produktiv verwendet werden. Lüschow (1997) 
ermittelt für die Jahre 1982 bis 1989 einen signifikant positiven Einfluss der in einer 
Region vorhandenen Fernverkehrs- sowie sozialen und kulturellen Infrastruktur auf die 
technische Produktionseffizienz und somit c.p. auch auf die realisierte Arbeits-
produktivität,207 was ebenfalls dafür spricht, dass insbesondere bestimmte investive 
Verwendungen interregionaler Transfers die Konvergenzgeschwindigkeit von Regionen 
erhöhen können. 
 
Im Gegensatz zu Kellermann (1998) und Lüschow (1997) gelangen Garcia-Milà und 
McGuire (1997) in einer Untersuchung für spanische Regionen zu der Einschätzung, 
dass investiv zweckgebundene Transfers aus den EU-Strukturfonds und von der 
spanischen Zentralregierung nicht zu einer erkennbaren Beschleunigung des Aufhol-
prozesses armer Regionen geführt haben. Sie machen dieses Ergebnis daran fest, dass 
bei einem Vergleich der Differenzen zwischen armen und reichen Regionen für die 
Zeiträume 1977 bis 1981, als keine Transfers geleistet wurden, und 1989 bis 1992, als 
die armen Regionen in vergleichsweise hohem Ausmaß an den oben genannten 
Transfers partizipierten, ein signifikant negativer Zusammenhang zwischen dem 
Empfang von Finanzausgleichsleistungen und dem Wachstum der privaten Investitions-
tätigkeit bestand, während der Einfluss auf die Wachstumsrate des Bruttoinlands-
produkts pro Kopf nicht robust gegenüber der Wahl des Untersuchungszeitraums ist.208 
Aufgrund der umfangreichen wirtschaftlichen und politischen Reformen in Spanien 
nach dem Zusammenbruch der Franco-Diktatur gestehen die Autoren allerdings zu, dass 
aus ihren Ergebnissen kein kausaler Zusammenhang zwischen dem Empfang von 
Transfers und der ökonomischen Entwicklung abgelesen werden sollte, da letztere 
möglicherweise auch durch eine Vielzahl von anderen Faktoren regional unterschiedlich 
beeinflusst wurde.209 
 
Moucque (2000) gelangt dagegen auf der Grundlage von Simulationsrechnungen in vier 
unterschiedlichen makroökonomischen Modellen zu dem von Garcia-Milà und 
McGuire abweichenden Urteil, dass ein Drittel der Verringerung von Einkommens- 
                                                 
207  Vgl. Lüschow (1997), S. 129ff. und S. 142ff. 
208  Vgl. Garcia-Milà / McGuire (2001), S. 289f. 
209  Vgl. ebenda, S. 289. 
2   Institutionelle, theoretische und empirische Grundlagen   47
diparitäten innerhalb der EU im Zeitraum 1986 bis 1996 auf die Wirkung der EU-
Strukturfondsmittel zurückzuführen ist.210 Auch die Ergebnisse einer von Martin für 
periphere europäische Regionen durchgeführten Konvergenzuntersuchung weisen 
darauf hin, dass investiv zweckgebundene Finanztransfers den Aufholprozess 
rückständiger Regionen unterstützen können. Dies ist jedoch nach seiner Aussage nur 
dann der Fall, wenn in der jeweiligen Region selbst die hierfür notwendigen 
Voraussetzungen, insbesondere ein stabiles und wachstumsförderliches makro-
ökonomisches Umfeld, gegeben sind.211 
 
Letztere Schlussfolgerung von Martin wird durch Untersuchungsergebnisse von 
Burnside und Dollar (2000) gestützt. Sie analysieren die Auswirkungen von 
Entwicklungshilfemaßnahmen in 56 Ländern für sechs Vierjahreszeiträume zwischen 
1970 und 1993.212 Es zeigt sich, dass allein zwischen der empfangenen 
Entwicklungshilfe und der Wachstumsrate kein signifikanter Zusammenhang besteht.213 
Wohl aber lässt sich ein positiver gemeinsamer Einfluss von Entwicklungshilfe und 
einem guten politischen Umfeld, das sich durch hohe Budgetüberschüsse (bzw. geringe 
-defizite), eine niedrige Inflationsrate und eine hohe Handelsfreiheit auszeichnet,214 auf 
die Wachstumsrate nachweisen.215 Im Falle der Entwicklungshilfe sind also ebenso wie 
bei den EU-Strukturfondsmitteln wachstumsfördernde Rahmenbedingungen notwendig, 
um deren Effektivität sicherzustellen. 
 
Einen Anhaltspunkt dafür, dass auch die sozialpolitisch motivierten Transfers von den 
alten in die neuen Bundesländer216 eine gewisse Bedeutung für den erfolgreichen 
Verlauf des Konvergenzprozesses haben können, liefert eine Untersuchung von Keane 
und Prasad (2002) für 14 osteuropäische Transformationsländer. Sie kommen zu dem 
Ergebnis, dass in den ersten acht Jahren des Transformationsprozesses ein signifikant 
negativer Zusammenhang zwischen Veränderungen der relativen Einkommensvertei-
lung, die durch einen Gini-Koeffizienten gemessenen wird, und dem realen Wachstum 
                                                 
210  Vgl. Moucque (2000), S. 13. 
211  Martin führt als negative Beispiele Regionen in Griechenland und als positive Regionen in Irland an. 
Vgl. Martin (1997), S. 20f. und S. 31ff. Eine ähnliche Meinung vertritt Lammers (1998), S. 200ff. 
212  Vgl. Burnside / Dollar (2000), S. 847. 
213  Vgl. ebenda, S. 854ff. 
214  Burnside und Dollar fassen diese drei Größen in einem Index zusammen; vgl. Burnside / Dollar 
(2000), S. 851 und 855. 
215  Vgl. Burnside / Dollar (2000), S. 856f. 
216  S. den Abschnitt 2.1.3. 
2   Institutionelle, theoretische und empirische Grundlagen   48
des Bruttoinlandsprodukts bestand. Hohe Wachstumsraten waren folglich in denjenigen 
Ländern zu verzeichnen, die die Vergrößerung von relativen Einkommensungleich-
heiten durch den Einsatz interpersoneller Transfers in Grenzen gehalten haben.217 Keane 
und Prasad führen dieses Ergebnis darauf zurück, dass die Transfers die zur Umsetzung 
marktorientierter Reformen notwendige politische Zustimmung insbesondere solcher 
Bevölkerungsgruppen gesichert haben, die potentielle Verlierer des Transformations-
prozesses gewesen wären,218 d.h. bezogen auf Ostdeutschland beispielsweise ältere oder 
schlecht qualifizierte Arbeitnehmer. 
 
Wie die obigen Ausführungen gezeigt haben, finden sich in der Mehrzahl der 
vorliegenden Untersuchungen Hinweise darauf, dass der Finanzausgleich die 
Konvergenz von Regionen beeinflussen kann, dies jedoch nicht zwangsläufig gelten 
muss. Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass eine Beschleunigung von 
Konvergenzprozessen durch interregionale Transfers nur dann erwartet werden kann, 
wenn die Mittel zweckentsprechend wachstumsfördernd eingesetzt werden. 
 
 




In den Abschnitten 2.3.1 und 2.3.2 wurden die bisher in der Literatur existierenden 
Modelle vorgestellt, die sich mit der Frage der Wirkungen von Finanzausgleichs-
maßnahmen im Übergangsprozess zum Steady State beschäftigen. Alle diese Modelle 
gehen bezüglich der interregionalen Faktormobilität von Extremfällen aus: Während für 
den Produktionsfaktor Kapital entweder interregionale Immobilität oder vollkommene, 
kostenlose Mobilität unterstellt wird, werden interregionale Wanderungen von 
Arbeitern in allen Modellen ausgeschlossen. Wie ein Vergleich der Ergebnisse von 
Kellermann (1998) und Schmidt (1997) sowie Homburg (1993) zeigt, haben die 
                                                 
217  Vgl. Keane / Prasad (2002), S. 336ff. 
218  Vgl. ebenda, S. 325. Theoretische Modelle, die diese Ansicht untermauern, stammen von Alesina / 
Rodrick (1994), die zeigen, dass interpersonelle Transfers die politische Zustimmung zur Senkung 
von Kapitalsteuern erhöhen können, und Galor / Zeira (1993), in deren Modell die Transfers durch 
den Abbau von Liquiditätsbeschränkungen eine Zunahme der Humankapitalakkumulation 
ermöglichen. In beiden Modellen bewirkt die Einführung der Transfers letztendlich eine Erhöhung der 
Wachstumsrate des Pro-Kopf-Outputs. 
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Annahmen bezüglich der Faktormobilität in einer neoklassischen Umgebung mit der 
Empirie entsprechenden abnehmenden Grenzerträgen in den akkumulierbaren Faktoren 
entscheidenden Einfluss auf die zu erwartenden Wohlfahrtswirkungen von Finanz-
ausgleichsmaßnahmen, weshalb einer möglichst realitätsnahen Modellierung des 
Mobilitätsgrades besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden sollte. 
 
Die Unterstellung vollkommener kostenloser Kapitalmobilität in den Modellen von 
Homburg (1993), Thomas (1994) und Funke und Strulik (2000) erscheint nicht 
realistisch, da dann in einem neoklassischen Modell bei Einführung eines geeigneten 
Finanzausgleichs eine sofortige vollständige Angleichung der Wohlstandsniveaus 
erreicht werden könnte.219 Die Ergebnisse empirischer Konvergenzuntersuchungen 
zeigen jedoch, dass interregionale Konvergenzprozesse selbst bei Vorhandensein von 
Finanzausgleichsystemen tatsächlich langsam ablaufen.220 Kellermann (1998) und 
Schmidt (1997) rechtfertigen die in ihren Modellen getroffene Immobilitätsannahme des 
Kapitals damit, einen theoretischen Grenzfall untersuchen zu wollen.221 
 
Selbst vor dem Hintergrund der Untersuchungsergebnisse von Feldstein und Horioka 
(1980), nach denen die gesamtwirtschaftlichen Spar- und Investitionsquoten in den 
einzelnen OECD-Ländern jeweils eng beieinander liegen, erscheint auch diese 
Annahme problematisch, wenn man die Wirkungen des Finanzausgleichs im 
Übergangsprozess in einem möglichst realitätsnahen Modellrahmen analysieren möchte, 
denn Feldstein und Horioka gelangen zu dem Resultat, dass im Durchschnitt nur ca.  
90 % der inländischen Ersparnis in inländische Investitionen fließen.222 Dies impliziert 
jedoch, dass bei einer Sparquote von 10 % immerhin 1 % des Bruttoinlandsprodukts im 
Ausland investiert wird, was in der Größenordnung durchaus mit dem Umverteilungs-
grad vorhandener Finanzausgleichssysteme vergleichbar ist.223 Untersuchungen für 9  
 
                                                 
219  Ein solcher Finanzausgleich wäre zudem aus allokativer Sicht die effizienteste Lösung. Vgl. Homburg 
(1993), S. 466ff. 
220  S. die Abschnitte 2.2.3 und 2.3.4. 
221  Vgl. Kellermann (1998), S. 141. 
222  Vgl. Feldstein / Horioka (1980), S. 321. 
223  Die Transferleistungen von West- nach Ostdeutschland beliefen sich bisher allerdings auf jährlich ca. 
4 bis 5 % des westdeutschen Bruttoinlandsprodukts; s. hierzu den Abschnitt 2.1.3. Auch gegenüber 
dieser Zahl erscheint es jedoch nicht gerechtfertigt, die Wirkungen interregionaler Kapitalflüsse völlig 
zu vernachlässigen. 
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der damals 12 EU-Staaten, die gleichzeitig Mitglieder der OECD waren,224 und für 
Regionen innerhalb einzelner Industriestaaten225 zeigen zudem, dass dort der 
Zusammenhang zwischen der Höhe von Ersparnissen und Investitionen noch wesentlich 
geringer ausgeprägt ist. 
 
Abbildung 3: Ersparnisse und Investitionen in Ostdeutschland 















Quelle: eigene Berechnungen auf der Basis von  
Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2004b). 
 
Für Deutschland sind bisher auf der regionalen Ebene keine Analysen in Anlehnung an 
die Arbeit von Feldstein und Horioka (1980) durchgeführt worden. In Bezug auf den 
Konvergenzprozess zwischen alten und neuen Bundesländern ist insbesondere die Frage 
von Bedeutung, inwieweit Investitionen in Ostdeutschland durch Nettokapitalzuflüsse 
aus Westdeutschland (oder auch dem Ausland) finanziert wurden. Die in Abbildung 3 
graphisch veranschaulichten Datenreihen verdeutlichen unmittelbar, dass die 
                                                 
224  Vgl. Berthold / Modery (1994), S. 495. In den Jahren 1980 bis 1986 wurden hiernach von einer 
Einheit Ersparnis nur durchschnittlich 35,6 % im Inland investiert. Aufgrund des einheitlichen 
rechtlichen Rahmens innerhalb der EU ist zu vermuten, dass zumindest nach einer gewissen 
Übergangsperiode ähnliches auch für die heutige EU einschließlich der osteuropäischen 
Transformationsländer gelten wird. 
225  Vgl. Iwamoto / van Wincoop (2000), S. 242f. Die Korrelationskoeffizienten zwischen Ersparnis und 
Investitionen lagen beispielsweise in den Jahren 1975 bis 1990 in einem Sample japanischer Regionen 
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gesamtwirtschaftliche Investitionsquote226 Ostdeutschlands (ohne Ost-Berlin) in allen 
Jahren seit der Vereinigung weit oberhalb des Anteils der Ersparnisse der privaten 
Haushalte am Bruttoinlandsprodukt lag.  
 
Beide Größen sind jedoch nicht direkt miteinander vergleichbar, da die 
gesamtwirtschaftliche Ersparnis neben den Ersparnissen der privaten Haushalte auch 
diejenigen der Unternehmen und des Staatssektors umfasst, über die leider keine 
regional aufgeschlüsselten Daten verfügbar sind. Aus der Tatsache, dass die 
Investitionsquoten in Westdeutschland im betrachteten Zeitraum nur bei ca. 20 % lagen, 
während die Sparquoten der privaten Haushalte ähnliche Größenordnungen erreichten 
wie in den neuen Bundesländern,227 lässt sich jedoch schließen, dass die hohen 
Investitionen von 30 bis 50 % des Bruttoinlandsprodukts der neuen Länder nicht allein 
durch ostdeutsche Ersparnisse finanziert worden sein können, denn das Sparverhalten 
von Staat und Unternehmen dürfte sich zwischen alten und neuen Ländern nicht sehr 
stark unterscheiden und es erscheint unrealistisch, dass diese beiden Sektoren 
zusammengenommen bis zu 40 % des Bruttoinlandsprodukts an Ersparnis aufbringen. 
Folglich muss per Saldo ein nicht zu vernachlässigender Teil der Investitionen in 
Ostdeutschland durch Zuflüsse von außerhalb, insbesondere aus den alten 
Bundesländern, ermöglicht worden sein. 
 
Auch die in den existierenden Modellen228 angenommene interregionale Immobilität 
des Produktionsfaktors Arbeit ist zumindest im Hinblick auf den Anpassungsprozess 
zwischen alten und neuen Bundesländern zu kritisieren. Wie die Abbildung 4 
verdeutlicht, ist der Wanderungssaldo zwischen den ostdeutschen Flächenländern und 
dem Rest Deutschlands (einschließlich Gesamt-Berlins) in allen Jahren seit der 
Wiedervereinigung negativ, wobei seine absolute Höhe in den Jahren seit 1998 – wohl 
als Folge des ins Stocken geratenen Aufholprozesses – wieder stark zugenommen hat. 
Insgesamt haben von 1991 bis 2003 per Saldo über 660.000 Menschen die neuen 
Flächenländer in Richtung Westdeutschland und Berlin verlassen. Bei einer 
Betrachtung des innerdeutschen Ost-West-Konvergenzprozesses sind zusätzlich die 
bereits 1989 und 1990 erfolgten Wanderungen sowie die Netto-Bevölkerungsverluste 
                                                 
226  Gemessen durch den Anteil der Bruttoanlageinvestitionen am Bruttoinlandsprodukt. 
227  Vgl. Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2004b). 
228  S. die Abschnitte 2.3.1 und 2.3.2. 
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Ost-Berlins229 zu berücksichtigen. Auf europäischer Ebene sind Wanderungen 
vermutlich mittelfristig ebenfalls nicht völlig zu vernachlässigen, wie die Diskussion im 
Vorfeld der EU-Osterweiterung zeigt.230 Allerdings scheinen Arbeiter auch nicht 
vollständig und kostenlos mobil zu sein, denn die durchschnittliche Lohnhöhe in den 
neuen Bundesländern liegt auch heute noch deutlich unter dem Westniveau.231 
 


















Quelle: eigene Berechnungen auf der Basis von Jahrbuch (lfd. Jahrgänge). 
 
Zusammenfassend lässt sich also festhalten, dass im Rahmen der ostdeutschen und  
-europäischen Transformationsprozesse Nettokapital- und -wanderungsströme auftreten 
bzw. in Zukunft zu erwarten sind, deren Größenordnungen für den Verlauf der 
Konvergenzprozesse nicht unerheblich sind und die die Wirkungen von Finanz-
ausgleichsmaßnahmen möglicherweise beeinflussen können. Andererseits liegen 
offensichtlich sowohl beim Produktionsfaktor Kapital als auch beim Produktionsfaktor 
Arbeit Wanderungshindernisse vor, die eine sofortige Angleichung der Kapital-
                                                 
229  Zahlen liegen leider nur über die Wanderungssalden Gesamt-Berlins vor, die jedoch im Zeitraum 
1991 bis 2003 ebenfalls stark negativ waren; vgl. Jahrbuch (lfd. Jahrgänge). 
230  Raffelhüschen (1992), S. 1453f. äußert die Meinung, dass mittels Simulationen in einem 
Generationenmodell gewonnene Prognosen über innerdeutsche Wanderungen zumindest als grobe 
Abschätzungsgrundlage der von Ost- nach Westeuropa zu erwartenden Migrationsströme dienen 
können. 
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intensitäten und Wohlstandsniveaus verhindern, so dass die Annahme vollkommener 
Faktormobilität ebenfalls nicht gerechtfertigt erscheint.  
 
Die Tatsache, dass Angleichungsprozesse in der Realität nicht unendlich schnell 
ablaufen, wird in der Literatur häufig durch das Vorhandensein von Anpassungskosten 
in Form von Investitionsanpassungskosten und Wanderungskosten erklärt, die auch im 
Rahmen dieser Arbeit zur Modellierung von Konvergenzprozessen verwendet werden 
sollen.232 Weitere Erklärungsmöglichkeiten sind Liquiditätsbeschränkungen, die eine 
zügige Kapitalakkumulation verhindern,233 sowie das Vorliegen imperfekter 
Substitutionalität zwischen verschiedenen Kapitalarten, aufgrund derer Investitionen 
oberhalb eines gewissen Niveaus im Übergangsprozess nicht lohnend sind.234 Bevor in 
den Abschnitten 2.4.3 bis 2.4.5 die Wirkungen von Anpassungskosten im Rahmen von 
Konvergenzprozessen näher erläutert werden, soll im folgenden Abschnitt 2.4.2 
zunächst ein kurzer einführender Überblick über die Determinanten und Modellierung 
von Investitionsanpassungs- und Wanderungskosten gegeben werden. 
 
 




Der Begriff der Investitionsanpassungskosten geht auf Eisner und Strotz (1963) zurück. 
In der Literatur wird üblicherweise zwischen internen Anpassungskosten, die im 
Unternehmen selbst anfallen,235 und externen Anpassungskosten, die sich in Preis-
steigerungen für Kapitalgüter bzw. Zinssteigerungen niederschlagen, unterschieden.236 
Die explizite Modellierung von Investitionsanpassungskosten konzentriert sich i.a.R. 
                                                 
232  S. insbesondere die Modellvarianten der Abschnitte 3.3 und 3.4. 
233  Vgl. hierzu das Modell von Barro / Mankiw / Sala-i-Martin (1995), die Liquiditätsbeschränkungen bei 
der Humankapitalakkumulation betrachten. Dieses Modell wird allerdings von Duczynski (2000),  
S. 687 kritisiert, da viele Länder Leistungsbilanzüberschüsse aufweisen und insofern aus 
gesamtwirtschaftlicher Sicht nicht liquiditätsbeschränkt sind. Dem ist jedoch entgegenzuhalten, dass 
dennoch Liquiditätsbeschränkungen auf einzelwirtschaftlicher Ebene vorliegen können. 
Humankapitalaspekte werden im Folgenden zur Vereinfachung der Analyse ausgeblendet, was 
aufgrund vergleichsweise ähnlicher Rahmenbedingungen der Bildungssysteme in Deutschland und 
Europa vertretbar erscheint; vgl. Burda (2003), S. 5. 
234  Vgl. Kremer / Thomson (1998). 
235  Beispiele sind Installationskosten für neue Kapitalgüter oder mit den Investitionen verbundene 
Ausbildungskosten für Mitarbeiter. 
236  Vgl. Chirinko (1993), S. 1885; Romer (2001), S. 370. 
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auf die Abbildung interner Kosten, während sich externe Anpassungskosten u.U. 
modellendogen infolge einer erhöhten Investitionsnachfrage ergeben können.237 Bei der 
Formalisierung der internen Kosten bietet es sich an, eine quadratische Funktion zu 
wählen, da diese in Abhängigkeit von der Investitionshöhe steigende Anpassungskosten 
pro investierter Kapitaleinheit impliziert, was realistisch erscheint, da beispielsweise 
Kosten für Ausbildungsmaßnahmen überproportional steigen dürften, wenn ein 
Unternehmen schnell expandiert und deshalb auf weniger geeignete Arbeitskräfte 
zurückgreifen muss, die zunächst intensiv geschult werden müssen. Ein Beispiel für 









⎛ ⎞ϕΦ = ⋅ ⋅⎜ ⎟⎝ ⎠
. 
 
Bei dieser Modellierung ist die Höhe der Anpassungskosten Φ positiv von der 
Investitionshöhe tI  und negativ vom vorhandenen Kapitalstock tK  abhängig. 
Unternehmen, die im Verhältnis zum Kapitalstock gleich hohe Investitionen 
vornehmen, sehen sich auch gleich hohen marginalen Anpassungskosten gegenüber, 
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Folglich ist eine Modellierung in Anlehnung an (18) besonders geeignet für makro-
ökonomische Modelle, denn es wäre nicht plausibel, wenn sich die marginalen 
Anpassungskosten in zwei unterschiedlich großen Volkswirtschaften mit gleicher 
Kapitalintensität und gleichen Strukturparametern unterscheiden würden. Fehr (1999) 
modifiziert (18), angelehnt an eine Idee von Summers (1981),239 nach der die 
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⎛ ⎞ϕΦ = ⋅ − δ − ⋅⎜ ⎟⎝ ⎠
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Diese Formulierung impliziert, dass in einer Volkswirtschaft, deren Bevölkerung mit 
                                                 
237  Für ein Beispiel vgl. Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003), S. 1081f. 
238  Vgl. Chirinko (1993), S. 1887. 
239  Vgl. Summers (1981), S. 124f. 
240  Vgl. Fehr (1999), S. 41. 
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der Rate n wächst und deren Abschreibungsrate δ beträgt, im Steady State keine 
Anpassungskosten anfallen, was dessen Analyse vereinfacht. Zudem dürften sich die 
Anpassungskosten für reine Ersatzinvestitionen tatsächlich in engen Grenzen halten. 
Etwas problematischer ist die Begründung für das Fehlen von Installationskosten bei 
wachsender Bevölkerung. Dagegen ist es unplausibel anzunehmen, dass beispielsweise 
in einem Generationenmodell241 nur für die Schulung des Zuwachses an Arbeitern und 
nicht für alle arbeitenden jungen Haushalte Ausbildungskosten anfallen, so dass die 
Modellierung von Fehr (1999) insgesamt vertretbar erscheint, sofern man sie als 
vereinfachende Normierung der Anpassungskosten interpretiert. 
 
Bei Vorhandensein von Anpassungskosten wird ein gewinnmaximierendes Unter-
nehmen seine Investitionshöhe so wählen, dass die sich aus marginalen Investitions-
güterkosten und Anpassungskosten zusammensetzenden marginalen Investitionskosten 
genau dem Barwert der Nettoerlöse242 entsprechen, der aus der letzten investierten 
Kapitaleinheit zukünftig zu erwarten ist.243 Dieser Barwert wird in der Literatur als 
„Tobins marginales q“ bezeichnet.244 Da das marginale q in der Realität jedoch kaum 
beobachtbar sein dürfte, werden Schätzungen über die Höhe der Anpassungskosten 
häufig über das sogenannte „durchschnittliche q“ vorgenommen, das dem durchschnitt-
lichen Wert einer in einem Unternehmen investierten Kapitaleinheit misst.245  
 
Nach Brainard und Tobin (1968) lässt sich das durchschnittliche q ermitteln, indem man 
den Marktwert eines Unternehmens durch den Wert der in diesem Unternehmen 
vorhandenen Kapitalgüter dividiert.246 Da der Börsenwert eines Unternehmens im 
Regelfall durch eine Vielzahl nicht in jedem Fall rational begründbarer Faktoren 
beeinflusst wird und deshalb üblicherweise vom Barwert der erwarteten Nettoerlöse 
abweichen dürfte, sind Schätzungen der Anpassungskosten über diesen Ansatz jedoch 
mit großen Unsicherheiten behaftet.247 Andere Methoden zur Ermittlung der  
                                                 
241  Zum Generationenmodell s. den Abschnitt 2.2.2. 
242  Die Nettoerlöse ergeben sich in einem Modellrahmen mit den zwei Produktionsfaktoren Kapital und 
Arbeit als Differenz aus den Bruttoerlösen und der Summe der Lohn- und Investitionskosten 
einschließlich der Anpassungskosten; vgl. Maußner / Klaus (1997), S. 257. 
243  Für formale Herleitungen dieses Zusammenhangs s. beispielsweise Romer (2001), S. 374f. oder 
Maußner / Klaus (1997), S. 256ff. 
244  Vgl. Romer (2001), S. 375f.; Maußner / Klaus (1997), S. 260. 
245  Vgl. Chirinko (1993), S. 1889. 
246  Vgl. Brainard / Tobin (1968), S. 101ff. und S. 111. 
247  Vgl. Chirinko (1993), S. 1891ff. 
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Anpassungskosten können zu stark abweichenden, sehr viel niedrigeren Einschätzungen 
über die Höhe dieser Kosten führen.248 Es bleibt also festzuhalten, dass die Ermittlung 
zuverlässiger, realistischer Werte für den Anpassungskostenparameter ϕ kaum möglich 
ist und die vorhandenen Schätzungen dementsprechend starke Streuungen aufweisen.249 
 
Im neoklassischen Wachstumsmodell bewirkt die Einführung von Anpassungskosten 
bei Betrachtung einer geschlossenen Volkswirtschaft eine Verlangsamung der 
Konvergenzgeschwindigkeit zum Steady State, da aus der gesamtwirtschaftlichen 
Ersparnis nun neben dem Wachstum des Kapitalstocks auch die Investitionsanpassungs-
kosten finanziert werden müssen.250 Die interregionale Konvergenz verlangsamt sich 
aufgrund der in der weiter vom Steady State entfernten Region im Verhältnis zum 
vorhandenen Kapitalstock höheren Anpassungskosten ebenfalls.251 In einer offenen 
Volkswirtschaft kann es infolge der Möglichkeit von Kapitalimporten zu einem 
gegenläufigen, beschleunigenden Effekt kommen. Eine sofortige völlige Angleichung 
der Wohlstandsniveaus tritt jedoch nicht ein, da das Grenzprodukt des Kapitals über 
dem Weltmarktzins liegen muss, um eine marktgerechte Verzinsung der Investitionen 





Die Anfänge ökonomischer Analysen interregionaler Wanderungen reichen bereits auf 
Adam Smith (1776) zurück.253 Frühe Ansätze sehen i.a.R. die zwischen verschiedenen 
Regionen bestehenden Lohndifferentiale als entscheidenden Auslöser von Migrations-
prozessen.254 In später entwickelten Modellen wird eine Vielzahl weiterer 
Determinanten zur Erklärung von Wanderungsentscheidungen herangezogen, 
beispielsweise regionale Unterschiede im Angebot an öffentlichen Gütern, natürliche  
 
                                                 
248  Vgl. Hall (2004) für eine Untersuchung auf Industrieebene der USA. 
249  Vgl. Fehr (1999), S. 61. S. hierzu auch den Abschnitt 4.1. 
250  Für eine formale Darstellung in einem an das Ramsey-Cass-Koopmans-Modell angelehnten Rahmen 
s. Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 159f. 
251  S. hierzu die Ergebnisse der Simulation im Abschnitt 4.3.1. 
252  S. hierzu die Ergebnisse der Simulation im Abschnitt 4.3.2. 
253  Vgl. Smith (1776), S. 209, Ziffer 35. 
254  Vgl. Hicks (1932), S. 76; Delbrück / Raffelhüschen (1993), S. 342. 
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Standortfaktoren255 und Wanderungskosten, die zum einen in tatsächlich anfallenden 
monetären Ausgaben wie Umzugs- oder Informationsbeschaffungskosten, zum anderen 
in einer erweiterten Betrachtung aber auch in Nutzenverlusten von Wirtschafts-
subjekten, die z.B. aufgrund familiärer Bindungen starke Präferenzen für ihre Heimat-
region haben,256 bestehen können.257 Modelltheoretisch können die mit beiden Arten 
von Wanderungskosten verbundenen Nutzenverluste zusammenfassend durch einen 
unterhalb von 1 liegenden Präferenzfaktor abgebildet werden, der den ausländischen 
Bruttonutzen gegenüber dem inländischen geringer gewichtet258 und angibt, wie viel 
einem Haushalt eine ausländische Bruttonutzeneinheit gegenüber einer inländischen 
wert ist.259 
 
Ein rational handelndes Wirtschaftssubjekt wird unter vollkommener Voraussicht 
immer in diejenige Region wandern, in der es in Zukunft das höchste Nutzenniveau 
erreichen kann.260 Erschwert wird die Ableitung einer optimalen Wanderungs-
entscheidung, wenn Unsicherheiten bezüglich der zukünftigen Entwicklung bestehen. In 
diesem Falle lässt sich die optimale Entscheidung durch die Verwendung  von Ansätzen 
der Optionspreistheorie ermitteln: Die Option, die Wanderung trotz (im Durchschnitt) 
erwarteter besserer ökonomischer Perspektiven im Ausland in die Zukunft zu 
verschieben, wird einen bestimmten positiven Wert haben, da später die bis dahin 
erfolgten Entwicklungen bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt werden 
können.261 Übersteigt dieser Wert die in naher Zukunft erwarteten Vorteile einer 
Wanderung ins Ausland, wird ein rationales Individuum zumindest zunächst in seiner 
Heimatregion verbleiben. Aus den optimalen individuellen Wanderungsentscheidungen 
kann in einem geeigneten theoretischen Modellrahmen der interregionale 
                                                 
255  Vgl. Delbrück / Raffelhüschen (1993), S. 343. Ein bekanntes Beispiel für die sogenannten 
nachfrageorientierten Erklärungsansätze von Wanderungen, die das regionale Angebot an privaten 
und öffentlichen Gütern in den Mittelpunkt der Analyse stellen, ist das Tiebout-Modell; vgl. Tiebout 
(1956). 
256  Die Berücksichtigung heterogener regionaler Präferenzen zur Erklärung unterschiedlichen Wan-
derungsverhaltens von Haushalten geht auf McFadden (1973) und Domencich / McFadden (1975) 
zurück (sogenannter „Random-Utility-Approach“). 
257  Vgl. Delbrück / Raffelhüschen (1993), S. 345 und 351ff. 
258  Nutzen ohne Berücksichtigung von Wanderungskosten. 
259  Vgl. Delbrück / Raffelhüschen (1993), S. 345. Erweitert man dieses Konzept, können nicht nur 
Nutzenverluste infolge von Wanderungskosten, sondern auch Nutzengewinne aufgrund besonders 
starker Vorlieben für ein Leben im Ausland berücksichtigt werden. In diesem Falle würden die 
Präferenzfaktoren der betrachteten Haushalte oberhalb von 1 liegen. 
260  Vgl. ebenda, S. 343. 
261  Vgl. Siebern (2000), S. 338; Burda (2003), S. 21ff. 
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Wanderungssaldo ermittelt werden.262 Zwei Beispiele für solche Modelle werden im 
Abschnitt 2.4.4 näher betrachtet. Nachfolgend wird jedoch zunächst ein Beitrag von 
Burda vorgestellt, der das nicht mikroökonomisch fundierte neoklassische 
Wachstumsmodell263 in einfacher Form um Anpassungskosten erweitert. 
 
 
2.4.3 Das Modell von Burda 
 
Ziel des Modells von Burda (2003) ist es, die Auswirkungen zu untersuchen, die 
Investitionsanpassungskosten und Wanderungskosten264 in einem ansonsten neo-
klassischen Modellrahmen ohne Staatstätigkeit auf den optimalen Übergangspfad zum 
Steady State haben. Die von ihm betrachtete kleine offene Volkswirtschaft besteht aus 
zwei strukturell bis auf unterschiedliche Ausgangs-Kapitalintensitäten und die 
annahmegemäß nur in der ärmeren Region I anfallenden Investitionsanpassungs-
kosten265 identischen Regionen,266 die durch den Einsatz der Produktionsfaktoren 
Arbeit267 jtL  und Kapital 
j
tK  einen homogenen Output 
i
tY  herstellen.  
 
Während Arbeit nur interregional, nicht jedoch international mobil ist, können die 
Wirtschaftssubjekte Kapital auf dem Weltmarkt zum exogen gegebenen Zinssatz r 
anbieten oder nachfragen.268 Die reichere Region II befindet sich im Zeitpunkt t 0=  zur 
Vereinfachung der Analyse bereits im langfristigen Gleichgewicht, während die 
Kapitalintensität in der ärmeren Region I unterhalb des Steady-State-Wertes I*k  liegt.269 
Ferner ist die Größe der Bevölkerung auf 1 normiert, wobei diese sich im Ausgangs-
zeitpunkt hälftig auf beide Regionen verteilt.270 Bezüglich der Investitionsanpassungs- 
und Wanderungskosten nimmt Burda in den Niveaus der Investitionen ItI  und der 
                                                 
262  Vgl. Delbrück / Raffelhüschen (1993), S. 353. 
263  Zur Grundversion des neoklassischen Wachstumsmodells s. den Abschnitt 2.2.2. 
264  S. den vorhergehenden Abschnitt 2.4.2. 
265  Diese wohl vereinfachend getroffene Annahme ist zu kritisieren, da im hier vorgestellten Modell auch 
im Steady State in der ärmeren Region Anpassungskosten anfallen werden, während dies in der 
reicheren Region nicht der Fall ist, was sich kaum rechtfertigen lässt. 
266  Zur Ausweitung des neoklassischen Wachstumsmodell auf zwei Regionen s. auch das im Abschnitt 
2.3.1 vorgestellte Modell von Kellermann (1998) und Schmidt (1997). 
267  Arbeit wird unelastisch angeboten; vgl. Burda (2003), S. 7. 
268  Diese Annahme impliziert, dass Output- und Nutzenmaximierung zu identischen Ergebnissen führen, 
sofern Produktions- und Konsumentscheidungen separabel sind; vgl. Burda (2003), S. 8. 
269  Vgl. Burda (2003), S. 5. 
270  Vgl. ebenda, S. 7. 
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interregionalen Migration tX  quadratische Funktionen an.
271 
 
Der optimale Übergangspfad der Ökonomie lässt sich unter den getroffen Annahmen 
ermitteln, indem man den Barwert der Summe des Konsums in beiden Regionen 
maximiert. Letzterer ergibt sich als Differenz aus der Produktion abzüglich der 
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sowie der Ausgangs-Kapitalstöcke und -Bevölkerungsverteilung zu maximierende 
Funktion lautet folglich:272 
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Mittels Anwendung des Hamilton-Verfahrens gelangt man zu den nachstehenden, den 
optimalen Übergangspfad charakterisierenden Optimalbedingungen:273 
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271  Diese Formulierung ist nicht unproblematisch, da sie impliziert, dass die Anpassungskosten pro Kopf 
positiv von der Größe einer Volkswirtschaft abhängen; s. hierzu den ersten Teil des vorhergehenden 
Abschnitts 2.4.2. Besser wäre die Verwendung einer der dort diskutierten Modellierungsvarianten und 
zwar einheitlich für beide Regionen. 
272  Vgl. Burda (2003), S. 8f. Da die Migration als Bevölkerungsveränderung der ärmeren Region 
definiert ist, wird dieser Wert bei Wanderungen von der ärmeren in die reichere Region negativ sein. 
273  Vgl. Burda (2003), S. 10. Zum Hamilton-Verfahren s. beispielsweise Maußner / Klump (1996), S. 
330f. 
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wobei tp  den Schattenpreis, d.h. den Wert einer marginalen Änderung der Anzahl der 
wandernden Arbeiter, und jtq  den regionalen Schattenpreis der zusätzlichen Installation 
einer Einheit Kapital in Region i bezeichnet.  
 
Während die Bedingungen (24) und (25) lediglich widerspiegeln, dass sich die reichere 
Region II im Steady State befindet und dort keine Investitionsanpassungskosten 
anfallen, so dass das Grenzprodukt des Kapitals abzüglich der Abschreibungsrate im 
Optimum dem Weltmarktzins entsprechen muss,274 sind die übrigen vier Gleichungen 
für die Analyse der Auswirkungen von Anpassungskosten interessanter. Da der 
Schattenpreis des Kapitals die auf 1 normierten marginalen Kapitalgüterkosten und die 
sich bei einer marginalen Veränderung der Investitionshöhe ergebenden 
Anpassungskosten umfasst, wird er während des Übergangsprozesses in der ärmeren 
Region I oberhalb von 1 liegen. Zudem ist er gleich dem Barwert der marginalen 
Zunahme der Nettoerlöse,275 der im Zeitablauf aufgrund der zunehmenden Kapital-
intensität und der damit verbundenen abnehmenden Grenzproduktivität des Kapitals 
sinken wird. Aus dieser Überlegung folgt, dass 
.
I
tq  stets negativ sein wird. 
 
Dies impliziert, wie sich an (26) ablesen lässt, wiederum, dass die Grenzproduktivität 
des Kapitals im Übergangsprozess276 in der ärmeren Region oberhalb des Niveaus der 
reicheren Region liegt, da der marginale Kapitalertrag über den Weltmarktzins und die 
Abschreibungsrate hinaus auch den marginalen Wertverlust und die im Schattenpreis 
enthaltenen marginalen Investitionsanpassungskosten abdecken muss.277 Es wird also 
trotz der Möglichkeit von Kapitalimporten infolge der Investitionsanpassungskosten 
nicht zu einer sofortigen vollständigen, sondern aufgrund des im Zeitablauf sinkenden 
I
tq  zu einer sich allmählich vollziehenden Annäherung der Kapitalintensitäten kommen, 
wie bereits im einführenden Abschnitt 2.4.1 angedeutet wurde.278 Aus Gleichung (28) 
wird ersichtlich, dass das Investitionsniveau in der ärmeren Region c.p. umso geringer 
                                                 
274  Vgl. Burda (2003), S. 10. 
275  S. den ersten Teil des vorhergehenden Abschnitts 2.4.2. Burda leitet dieses Zusammenhang auch im 
hier betrachteten Modell formal her; vgl. Burda (2003), S. 11. 
276  Aufgrund der vorhandenen Anpassungskosten gilt diese Aussage im hier betrachteten Modellrahmen 
auch für den Steady State. Zur Kritik s.o., Fußnote 265. 
277  Vgl. Burda (2003), S. 10f. 
278  Vgl. ebenda, S. 14. 
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sein wird, je höher der Wert des Investitionsanpassungskostenparameters ϕ  ist.279 
 
Gleichung (27) gibt einen ähnlichen Zusammenhang zwischen der Differenz der 
Grenzprodukte der Arbeit und dem Schattenpreis der Migration an wie Gleichung (26) 
für den Schattenpreis der Investition in der ärmeren Region. Der Schattenpreis der 
Migration tp  wird aufgrund der Definition von tX  negativ sein, d.h. er ist als 
(negativer) Wert des Bleibens des marginalen Arbeiters in der ärmeren Region definiert. 
Im Zeitablauf wird er sich null annähern, da sich die interregionalen Unterschiede in der 
Grenzproduktivität der Arbeit verringern. Die Optimalbedingung (27) lässt sich 
dahingehend interpretieren, dass im Optimum die marginalen Wanderungsgewinne in 
Form höherer Löhne in der reicheren Region genau ausreichen müssen, um die 
marginalen Wanderungskosten und den aus Sicht der ärmeren Regionen im Zeitablauf 
sinkenden Wert der Migrationsoption auszugleichen.280 Gleichung (29) zeigt schließlich 
analog zu Gleichung (28), dass die Anzahl der in die reichere Region wandernden 
Arbeiter c.p. negativ von der Höhe des Wanderungskostenparameters ψ  abhängig ist.281 
 
Durch die Ausgangs-Faktorverteilung und die Optimalbedingungen (24) bis (29) wird 
der Übergangspfad der betrachteten Ökonomie zum sattelpunktstabilen Steady State 
eindeutig festgelegt.282 Im Steady State beträgt die Kapitalintensität der ärmeren Region 
I*k . Diese liegt aufgrund der im hier vorgestellten Modellrahmen nur dort vorhandenen 
Anpassungskosten unterhalb der Kapitalintensität II*k  der reicheren Region II. Der 
Verlauf des Konvergenzprozesses der ärmeren Region und damit letztendlich auch ihr 
Bevölkerungsanteil im langfristigen Gleichgewicht hängen maßgeblich vom Verhältnis 
der Anpassungskostenparameter ϕ  und ψ  ab. Ist der Wanderungskostenparameter ψ  
relativ zum Investitionsanpassungskostenparameter ϕ  hoch, wird die Bevölkerungs-
verteilung im Steady State vergleichsweise nah an der symmetrischen Ausgangs-
verteilung liegen, da der Produktionsfaktor Arbeit dann nur unter Inkaufnahme hoher 
Kosten mobil ist und die Zahl der wandernden Arbeiter deshalb gering sein wird, wie 
sich aus (29) ersehen lässt. Bei einem vergleichsweise hohen Investitionsanpassungs-
kostenparameter ϕ  wird dagegen im Übergangsprozess ein größerer Anteil der Arbeiter 
                                                 
279  Vgl. ebenda, S. 13. 
280  Vgl. Burda (2003), S. 11. 
281  Vgl. ebenda, S. 13. 
282  Vgl. ebenda, S. 12f. und S. 32f. 
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die ärmere Region I verlassen und sich in der reicheren Region II ansiedeln.283 
 
Das Modell von Burda verdeutlicht also den entscheidenden Einfluss, den Investitions-
anpassungs- und Wanderungskosten auf den Verlauf interregionaler Konvergenz-
prozesse haben. Im Gegensatz zu den in den Abschnitten 2.3.1 und 2.3.2 vorgestellten 
Modellen mit immobilen Haushalten werden sich bei Berücksichtigung interregionaler 
Arbeitermobilität die regionalen Bevölkerungsanteile im Zeitablauf ändern und der 
Konvergenzprozess der Arbeitsproduktivitäten wird sich gegenüber einem Modellrah-
men mit vollkommen immobilen privaten Faktoren, wie er von Kellermann (1998) und 
Schmidt (1997) angenommen wird, beschleunigen. Eine sofortige vollständige Anglei-
chung der Produktionsverhältnisse ist jedoch nicht – wie im Modell von Homburg 
(1993) mit vollkommen und kostenlos mobilem privaten Kapital – wohlfahrtsoptimal.  
 
Aufgrund des aufgezeigten großen Einflusses von Anpassungskosten auf den Verlauf 
des Konvergenzprozesses und aufgrund der in Abhängigkeit von den getroffenen 
Mobilitätsannahmen stark abweichenden Ergebnisse von Kellermann (1998) und 
Schmidt (1997) auf der einen sowie von Homburg (1993) auf der anderen Seite ist 
davon auszugehen, dass auch die dynamischen Wirkungen von Finanzausgleichs-
maßnahmen deutlich durch das Vorhandensein von Anpassungskosten beeinflusst 
werden. Deshalb erscheint es geboten, Anpassungskosten in einem stärker an die 




2.4.4 Modelle mit Umkehrung der Wanderungsrichtung 
 
Burda (2003) verzichtet in dem von ihm entwickelten, im vorangegangenen Abschnitt 
2.4.3 vorgestellten Modell auf eine explizite mikroökonomische Fundierung der 
Wanderungsentscheidungen von Haushalten. Die von ihm unterstellte Wanderungs-
kostenfunktion ist mit einer Fundierung vereinbar, die davon ausgeht, dass für jeden 
wandernden Arbeiter einmalig zum Zeitpunkt der Wanderung individuell unter-
schiedliche, positive Wanderungskosten anfallen. Andere Annahmen bezüglich der 
                                                 
283  Vgl. ebenda, S. 14. 
284  S. den Abschnitt 2.4.1. 
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Wanderungskosten können zu deutlich abweichenden Verläufen des interregionalen 
Konvergenzprozesses führen, wie im Folgenden anhand zweier Modelle von Sinn 
(2000) und Raffelhüschen (1992) verdeutlicht werden soll. Das Modell von 
Raffelhüschen (1992) sieht zwar von einer expliziten Berücksichtigung von 
Investitionsanpassungskosten ab, seine Kernaussagen bezüglich des Übergangs-
prozesses würden jedoch auch bei einer Erweiterung um solche Kosten erhalten bleiben. 
 
 
Das Modell von Sinn 
 
Ebenso wie in dem Modell von Burda (2003) liegt das Hauptaugenmerk des Modells 
von Sinn (2000) auf einer als kleine offene Volkswirtschaft modellierten armen Region, 
die im Ausgangszeitpunkt eine vergleichsweise geringe Ausstattung mit privatem 
Kapital aufweist. Auf die explizite Modellierung einer zweiten, bereits im Steady State 
befindlichen Region verzichtet er. Der Weltmarktzinssatz beträgt auch in diesem 
Modell r und die Investitionsanpassungskosten ( )tIΦ  sowie die Summe der Wande-
rungskosten ( )tXΨ  werden als konvex im Niveau der Investitionen285 bzw. der 
Wanderungen angenommen:286 
 
(30) ( )0 0Φ =   ( )t' I 0Φ >   ( )t'' I 0Φ >   und 
(31) ( )0 0Ψ =   ( )t' X 0Ψ >   ( )t'' XΨ . 
 
Der Hauptunterschied zum Modell von Burda (2003) besteht darin, dass Sinn (2000) 
davon ausgeht, dass Wanderungskosten nicht einmalig zum Zeitpunkt der Migration, 
sondern in jeder Periode, die ein Arbeiter außerhalb seiner Heimatregion verbringt, 
anfallen. Sie sind somit vor allem als Nutzenverluste in Form verlorener Bindungen an 
die Heimat zu interpretieren287 und der Fokus des Modells ist daher als eher kurz- bis 
mittelfristig anzusehen,288 denn es erscheint nicht plausibel anzunehmen, dass die 
Kinder und Kindeskinder von ausgewanderten Arbeitern genau gleich hohe Nutzen-
einbußen erleiden wie ihre Vorfahren, was diese Modellierung bei unendlichem 
                                                 
285  Zur Kritik an dieser Annahme s. die Ausführungen in Fußnote 271. 
286  Vgl. Sinn (2000), S. 301f. 
287  S. den zweiten Teil des Abschnitts 2.4.2. 
288  Eine solche Modellierung erscheint insofern zur Analyse der langfristigen Auswirkungen von 
Finanzausgleichsmaßnahmen im Übergangsprozess weniger geeignet. 
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Betrachtungszeitraum implizieren würde. 
 
Zuerst werden diejenigen Haushalte mit vergleichsweise geringen Nutzenverlusten, die 
aus der Wanderung aufgrund des höheren Auslandslohnniveaus *w  Nettovorteile 
ziehen, ihre Heimatregion verlassen. Folglich sieht sich der tX -te Auswanderer 
Wanderungskosten in Höhe von ( )t' XΨ  gegenüber. Da dieser Arbeiter im Gleich-
gewicht indifferent bezüglich der Wanderungsentscheidung sein wird, muss für ihn bei 
einem sich modellendogen ergebenden Heimatlohnsatz tw  zum Zeitpunkt t gelten: 
 
(32) ( ) *t t' X w wΨ = − . 
 
Arbeiten tX  der ursprünglich annahmegemäß 
*L  Einwohner der betrachteten Region 
im Ausland, besteht die Bevölkerung der Heimatregion folglich noch aus 
 




Sinn geht davon aus, dass vor dem Ausgangszeitpunkt der Betrachtung keine 
interregionalen Wanderungen möglich waren und analysiert den Übergangsprozess der 
armen Region zum Steady State. Das repräsentative Unternehmen in dieser Region wird 
seine Investitionen tI  und seine Beschäftigtenanzahl tL  unter Beachtung des 
Ausgangskapitalstocks 0K , der Investitionsanpassungskosten ( )tIΦ  und der Bewe-




t tK I=  
 
so wählen, dass der Gegenwartswert seiner zukünftigen Cash Flows maximiert wird. 
Die zu maximierende Funktion lautet also:291 
 
(35) ( ) ( )r t t t t t t t
0
e F K ,L w L I I dt
∞
− ⋅ ⋅ − ⋅ − − Φ⎡ ⎤⎣ ⎦∫ . 
 
                                                 
289  Vgl. Sinn (2000), S. 302. 
290  Sinn sieht zur Vereinfachung von Abschreibungen ab. 
291  Vgl. Sinn (2000), S. 303. 
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∂ =∂  







∂+ = ⋅∂ . 
 
Gleichung (36) besagt, dass der Produktionsfaktor Arbeit im Unternehmensoptimum 
wie bei vollkommener Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt allgemein üblich ent-
sprechend seiner Grenzproduktivität entlohnt wird. Durch die Bedingungen (37) und 
(38) wird analog zu den Gleichungen (26) und (38) im Modell von Burda (2003)294 die 
optimale Investitionspolitik der Unternehmen festgelegt.  
 
Im Marktgleichgewicht, dass, wie Sinn formal zeigt, dem sozialen Optimum 
entspricht,295 werden sich die durch die Gleichungen (32) und (33) des Haushaltssektors 
und (36) bis (38) des Unternehmenssektors festgelegten Lohn- und Beschäftigungs-
höhen entsprechen, so dass durch diese Optimalbedingungen ein eindeutiger 
Übergangspfad zum Steady State festgelegt wird, der sattelpunktstabil ist.296 Setzt man 
(33) und (36) in (32) ein, erhält man: 
 
(39) ( )* *
t
F w ' L L
L
∂ = − Ψ −∂ . 
 
Durch impliziertes Differenzieren lässt sich hieraus ermitteln, dass die Beschäftigung 
bzw. die Anzahl der in der Region lebenden Haushalte zunehmen wird, wenn der 









dL K 0wdK '' L L
L
∂
∂= − >∂−Ψ − + ∂
. 
                                                 
292  Zum Hamilton-Verfahren s. beispielsweise Maußner / Klump (1996), S. 330f. 
293  Vgl. Sinn (2000), S. 303. 
294  S. den vorhergehenden Abschnitt 2.4.3. 
295  Vgl. Sinn (2000), S. 307f. 
296  Vgl. ebenda, S. 305f. 
297  Vgl. ebenda, S. 304. 
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Die Entwicklung der Investitionen im Zeitablauf wird erkennbar, wenn man (37) nach 

















Dieser Ausdruck wird auf dem gleichgewichtigen Übergangspfad negativ sein, da der 
Nenner positiv ist und der Ausdruck im Zähler negativ sein muss. Dies folgt unmittelbar 
durch Einsetzen von (37) in (38), wenn man berücksichtigt, dass tq  im Zeitablauf 
infolge der Angleichung an der ökonomischen Verhältnisse an das Niveau der übrigen 
Welt sinkt.299 Die Investitionen werden also im Ausgangszeitpunkt eine gewisse 
optimale Höhe erreichen, die sich dann im Laufe der Zeit kontinuierlich verringert, bis 
im Steady State ein Investitionsniveau von 0 erreicht ist. 
 
Aufgrund der Investitionen vergrößert sich der Kapitalstock im Zeitablauf, woraus 
gemäß (40) folgt, dass bei Fortschreiten des Konvergenzprozesses zum Steady State 
immer mehr der im Zeitpunkt t 0=  aufgrund der sehr unterschiedlichen ökonomischen 
Verhältnisse ausgewanderten Arbeiter in ihre Heimatregion zurückkehren werden. Die 
Annahme in jeder Periode anfallender Wanderungskosten führt also dazu, dass sich die 
Wanderungsrichtung unmittelbar nach einer Auswanderungswelle im Ausgangs-
zeitpunkt umkehrt. Diese Entwicklung ist erst abgeschlossen, wenn sich im lang-
fristigen Gleichgewicht die Kapitalintensität dem Niveau der übrigen Welt angeglichen 
hat und alle ursprünglichen Bewohner der betrachten Region in ihre Heimat 
zurückgekehrt sind und die Bevölkerungsverteilung somit wieder dem Ausgangszustand 
entspricht.300 
 
Es bleibt also festzuhalten, dass die von Sinn (2000) getroffene Annahme in jeder 
Periode anfallender individueller Wanderungskosten gegenüber dem Modell von Burda 
(2003) mit individuell einmalig anfallenden Wanderungskosten einen völlig anderen, 
bezüglich der Wanderungsrichtung nicht gradlinigen Verlauf des Übergangsprozesses 
                                                 
298  Vgl. Sinn (2000), S. 303. 
299  Vgl. Sinn (2000), S. 303 und 305f. S. hierzu auch die Ausführungen im vorangehenden Abschnitt 
2.4.3. 
300  Vgl. Sinn (2000), S. 306f. 
2   Institutionelle, theoretische und empirische Grundlagen   67
impliziert. Allerdings ist der Fokus der Betrachtung bei dieser Art der Modellierung von 
Wanderungskosten zwangsläufig eher kurzfristig, so dass das Modell als Grundlage für 
eine Analyse der langfristigen Wirkungen von Finanzausgleichsmaßnahmen weniger 
geeignet erscheint. Das Modell von Raffelhüschen (1992), das nachfolgend vorgestellt 
werden soll, zeigt jedoch, dass sich ein ähnlicher Verlauf des Konvergenzprozesses 




Das Modell von Raffelhüschen 
 
Raffelhüschen (1992) entwickelt zur Abschätzung von Wanderungsbewegungen 
zwischen den neuen und alten Bundesländern bzw. zwischen Ost- und Westeuropa ein 
Modell überlappender Generationen,301 dass sich von den Modellen von Burda (2003) 
und Sinn (2000)302 bezüglich der Modellierung der regionalen Präferenzen der 
Haushalte vor allem dadurch unterscheidet, dass er annimmt, dass Wanderungen nicht 
nur Kosten verursachen können, sondern zumindest einige Haushalte existieren, die bei 
gleichen ökonomischen Verhältnissen ein Leben außerhalb ihrer Heimatregion 
präferieren. Diese Annahme, die durchaus realitätsnah erscheint, hat entscheidende 
Auswirkungen auf den Verlauf des Konvergenzprozesses, wie im Folgenden dargelegt 
werden soll.303 
 
Die Betrachtung konzentriert sich dabei auf den Haushaltssektor. Raffelhüschen nimmt 
zwar eine gesamtwirtschaftliche Produktionsfunktion mit steigenden Skalenerträgen in 
allen Produktionsfaktoren einschließlich Arbeit an,304 bei neoklassischen Produktions-
annahmen würden sich jedoch qualitativ dieselben Implikationen für den Übergangs-
prozess zum Steady State ergeben.305 Investitionsanpassungskosten sind in dem Modell 
nicht enthalten, sie sind jedoch ebenfalls nicht entscheidend für die grundsätzliche 
                                                 
301  Zum Generationenmodell s. den zweiten Teil des Abschnitts 2.2.2. 
302  S. den Abschnitt 2.4.3 und den ersten Teil dieses Abschnitts. 
303  Ein ähnlicher Modellrahmen stammt von Kotlikoff / Raffelhüschen (1991). Sie gehen jedoch im 
Gegensatz zu dem hier präsentierten Beitrag von Raffelhüschen (1992) davon aus, dass der aus der 
Wohnortwahl gezogene Nutzen additiv und nicht multiplikativ in die Nutzenfunktion eingeht und 
zudem generationenspezifisch variieren kann. 
304  Vgl. Raffelhüschen (1992), S. 1459. 
305  Dies wird im Rahmen der Simulationen der Abschnitte 4.3.3 und 4.3.4 gezeigt, denen eine an 
Raffelhüschen (1992) angelehnte Modellierung der Wohnsitzpräferenzen zugrunde liegt. 
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Verlaufsform des Anpassungsprozesses.  
 
Ebenso wie Burda (2003) betrachtet Raffelhüschen eine aus zwei Regionen bestehende, 
in diesem Falle jedoch geschlossene Volkswirtschaft, wobei das private Kapital 
interregional kostenlos mobil ist, was zu einer sofortigen Angleichung der Zinssätze 
führt. Differenzen der Lohnsätze können sich allerdings wie im Modell von Homburg 
(1993) infolge einer unterschiedlichen Ausstattung beider Regionen mit öffentlich 
bereitgestellten Kapitalgütern ergeben.306 
 
Raffelhüschen geht analog zum Grundmodell überlappender Generationen307 von 
Haushalten aus, die zwei Perioden leben und in ihrer Jugendphase preisunelastisch eine 
Einheit Arbeit anbieten. Am Anfang ihrer Jugendphase können sie entscheiden, in 
welcher der beiden Regionen sie leben möchten. Die regionalen Präferenzen modelliert 
Raffelhüschen in Anlehnung an das Zufallsnutzenkonzept von McFadden (1973) und 
Domencich / McFadden (1975),308 indem er für den Fall, dass ein Haushalt seine 
Heimatregion b verlässt, einen individuell variierenden Präferenzfaktor in die 
Nutzenfunktion einfügt. Dieser spiegelt die Wertschätzung wider, die ein Haushalt einer 
in der fremden Region konsumierten Konsumeinheit gegenüber einer in der 
Heimatregion konsumierten Einheit entgegenbringt.  
 
Die von Raffelhüschen angenommene Nutzenfunktion eines Haushalts i lautet: 
 
(42) 
( ) ( )






i 2,t 1b b,h
i 1,t
v c








⎧ ⎫⎪ ⎪+ =+ ρ⎪ ⎪= ⎨ ⎬⋅⎪ ⎪⋅ + ≠⎪ ⎪+ ρ⎩ ⎭
, 
 
wobei ρ die für alle Haushalte identisch angenommene Zeitpräferenzrate bezeichnet.309 
Er unterstellt außerdem, dass die Nutzenfunktion isoelastisch ist, was impliziert, dass 
das Konsumprofil, d.h. die optimale Verteilung des Barwertes des Lebenszeit-
einkommens auf Jugend- und Alterskonsum unabhängig von der Wohnsitzwahl der 
                                                 
306  Vgl. Raffelhüschen (1992), S. 1460. 
307  S. den zweiten Teil des Abschnitts 2.2.2. 
308  S. hierzu auch den zweiten Teil des Abschnitts 2.4.2. 
309  Vgl. Raffelhüschen (1992), S. 1455f. 
2   Institutionelle, theoretische und empirische Grundlagen   69
Haushalte ist. Jugend- und Alterskonsum sind also jeweils linear im Lohnsatz jtw .
310 
 
Aufgrund dieser Eigenschaft der Nutzenoptimums gilt für denjenigen in Region b 
geborenen Haushalt, der indifferent bezüglich seiner Wohnsitzwahl ist, dass sein 
Präferenzfaktor b*tz  dem Quotienten der Löhne beider Regionen entsprechen muss, 
damit sich die durch die Wohnsitzwahl in Kauf genommenen Nutzeneinbußen und der 
Nutzenzuwachs infolge gestiegener Konsummöglichkeiten bei einem höheren 
Lohnniveau (oder umgekehrt) genau aufheben:311 
 
(43) ( )bb* tt h
t
wz b,h mit h b
w
= ∀ ≠ . 
 
Bezüglich der relativen Häufigkeiten der Präferenzfaktoren der in derselben Region b 
geborenen Haushalte nimmt Raffelhüschen an, dass diese sich durch eine Exponential-
verteilung beschreiben lassen. Die Dichtefunktion der Exponentialverteilung lautet: 
 
(44) ( ) jb bz bb b ii e für z 0f z
0 sonst
−γ ⋅⎧ ⎫γ ⋅ ≥⎪ ⎪= ⎨ ⎬⎪ ⎪⎩ ⎭
. 
 
Raffelhüschen führt als Vorteil dieser Verteilung an, dass sie sich durch nur einen 
Parameter, bγ , beschreiben lässt, da zuverlässige Informationen über individuelle 
Präferenzfaktoren ohnehin kaum beschaffbar sein dürften, so dass das Treffen 
komplexerer Verteilungsannahmen letztendlich rein spekulativen Charakter hätte.312 
 
Da bei einem Verteilungsparameter von b 1γ =  die in einer Region geborene 
Bevölkerung im Durchschnitt bei gleichen Löhnen indifferent bezüglich ihrer 
Wohnsitzwahl wäre, sollten zur Annäherung an realistische Verhältnisse aufgrund der 
im arithmetischen Mittel zu beobachtenden Heimatbindung für beide Regionen bγ  über 
1 gewählt werden.313 Der Verlauf der Dichtefunktion der Exponentialverteilung wird 
beispielhaft für b 2γ =  in der untenstehenden Abbildung 5 graphisch veranschaulicht.314 
                                                 
310  Vgl. ebenda, S. 1457. 
311  Vgl. ebenda, S. 1457f. 
312  Vgl. Raffelhüschen (1992), S. 1458. 
313  Vgl. Raffelhüschen (1992), S. 1458. 
314  Der Achsenabschnitt der Gamma-Verteilung entspricht stets dem Verteilungsparameter bγ  und die 
Dichtefunktion hat einen fallenden, sich asymptotisch 0 annähernden Verlauf. 
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Abbildung 5: Dichtefunktion der Exponentialverteilung 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Etwas problematisch erscheinen auf den ersten Blick die hohen Dichtefunktionswerte 
für sehr kleine biz , denn es ist anzunehmen, dass viele Menschen bei gleichen ökono-
mischen Bedingungen ein Leben in ihrer Heimat zwar gegenüber einem Leben im 
Ausland präferieren, dass die Nutzenverluste im Ausland sich jedoch in Grenzen halten. 
Dies spricht dafür, dass der höchste Dichtefunktionswert eigentlich im Bereich etwa 
zwischen 0,5 und 1 und nicht bei biz 0=  liegen müsste. Da interregionale Lohnunter-
schiede jedoch zumindest in mittelfristiger Sicht begrenzt sein dürften, werden die 
kritischen Präferenzfaktoren der indifferenten Haushalte entsprechend nah an 1 und 
somit in einem Bereich der Dichtefunktion liegen, dessen fallender Verlauf hier durch-
aus plausibel ist. Die Wanderungsentscheidungen von Haushalten, denen die Expo-
nentialverteilung sehr niedrige Präferenzfaktoren zuordnet, dürften dementsprechend 
kaum durch die Einführung von Finanzausgleichsmaßnahmen beeinflusst werden. 
Insofern erscheint die Annahme einer Exponentialverteilung der regionalen Präferenzen 
durchaus vertretbar, denn zur Beurteilung der Wirkungen des Finanzausgleichs wird es 
i.a.R. unerheblich sein, ob ein bestimmter Haushalt einen Präferenzfaktor von 0,1 oder 
0,5 aufweist, da dieser ohnehin in seiner Heimatregion verbleibt und seine 
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Aus den Bedingungen (43) für die in jeweils einer Region geborenen indifferenten 
Haushalte lässt sich unter Beachtung der sich aus den gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktionsfunktionen beider Regionen ergebenden Lohnsätze für jede Periode die 
gleichgewichtige Bevölkerungsverteilung ermitteln.315 Ein Steady State ist im hier 
betrachteten Modellrahmen erreicht, wenn der Wanderungssaldo null beträgt, die 
Bevölkerungsanteile beider Regionen also konstant sind. Im langfristigen Gleich-
gewicht werden sich unter neoklassischen Bedingungen außerdem die Lohnsätze 
angeglichen haben, so dass dann 
 
(45) b*tz 1 b= ∀  
 
gilt. Da es annahmegemäß jedoch immer einige Haushalte mit starken Präferenzen für 
die jeweils fremde Region gibt, folgt hieraus nicht, wie in den Modellen von Burda 
(2003) und Sinn (2000),316 dass im Steady State keine Wanderungen mehr stattfinden, 
sondern lediglich, dass die Zahl der Auswanderer aus beiden Regionen gleich hoch 
ist.317 
 
Ebenso wie im Modell von Sinn (2000) kann es auch in dem Modell von Raffelhüschen 
während des Übergangsprozesses318 zu einer Umkehrung der Wanderungsrichtung 
kommen. Dies wird am leichtesten erkennbar, wenn man einen Fall betrachtet, bei dem 
die bγ  interregional nicht variieren und die Bevölkerung im Ausgangszeitpunkt hälftig 
auf beide Regionen verteilt ist. Unterscheiden sich die ökonomischen Verhältnisse in 
beiden Regionen, wird es zunächst zu einer Nettomigration in die reichere Region 
kommen, da das b*tz  der ärmeren Region gemäß (43) unterhalb von 1 und dasjenige der 
reicheren Region überhalb von 1 liegt und somit die Zahl der Auswanderer aus der 
ärmeren Region die Zahl ihrer Einwanderer überwiegt. Im Laufe des Übergangs-
prozesses muss jedoch eine Umkehrung dieser Entwicklung erfolgen, denn ein Steady 
State kann bei identischen bγ  und angeglichenen Löhnen nur bei einer wiederum 
hälftigen Bevölkerungsverteilung erreicht sein. 
                                                 
315  Vgl. ebenda, S. 1458f. und 1461. Die Vorgehensweise wird im Abschnitt 3.4 im Rahmen der 
Darstellung eines Modells näher erläutert, in dem die Wohnsitzwahlentscheidung in Anlehnung an 
Raffelhüschen (1992) modelliert wird. 
316  S, den Abschnitt 2.4.3 und den ersten Teil des Abschnitts 2.4.4. 
317  Vgl. Raffelhüschen (1992), S. 1465. 
318  Raffelhüschen analysiert im Rahmen seines Beitrags nicht den gesamten Übergangsprozess, sondern 
nimmt lediglich Abschätzungen der Bevölkerungsentwicklung in näherer Zukunft vor. Vgl. 
Raffelhüschen (1992), S. 1465ff. 
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Dies ergibt sich daraus, dass der Prozentsatz der Auswanderer aus beiden Regionen im 
langfristigen Gleichgewicht gleich hoch sein wird, so dass ein Ausgleich der absoluten 
Zahl der Migranten nur bei gleicher Bevölkerungsgröße möglich ist. Das 
Zustandekommen der Umkehrung der Nettowanderungsrichtung ist darauf zurück-
zuführen, dass zwar immer ein höherer Prozentsatz der Bevölkerung die ärmere Region 
verlassen wird als die reichere, solange sich das Lohnverhältnis nicht völlig angeglichen 
hat, aufgrund der temporär größeren Bevölkerung der reicheren Region die absolute 
Zahl der Auswanderer aus dieser Region jedoch ab einem bestimmten Zeitpunkt 
oberhalb der Zahl ihrer Einwanderer liegen wird. Die Nettomigrationsrichtung muss 
sich also nicht, wie im Modell von Sinn (2000),319 in der ersten Periode nach dem 
Ausgangszeitpunkt ändern, sondern der Umkehrzeitpunkt ergibt sich vielmehr 
modellendogen. 
 
Die vorangehenden Ausführungen sollten verdeutlicht haben, dass die Annahmen über 
die Wanderungskosten bzw. Wohnsitzpräferenzen entscheidenden Einfluss auf den 
Verlauf interregionaler Konvergenzprozesse haben, wie insbesondere ein Vergleich der 
Ergebnisse von Burda (2003)320 und Raffelhüschen (1992) zeigt. Für die Analyse der 
langfristigen Auswirkungen von Finanzausgleichsmaßnahmen erscheint eine 
Modellierung in Anlehnung an Raffelhüschen aufgrund der realitätsnahen, die 
Unterschiede in den Ergebnissen verursachenden Annahme, dass auch Haushalte mit 
starken Präferenzen für die fremde Region existieren, besonders geeignet.321 Deshalb 
wird sich die Abbildung der Wohnsitzpräferenzen in dem im Kapitel 3 entwickelten 
Modell an Raffelhüschen (1992) anlehnen. 
 
 
2.4.5 Anpassungskosten und Finanzausgleich 
 
Analysen des Einflusses von Anpassungskosten auf die Wirkungen des Finanz-
ausgleichs im Konvergenzprozess mehrerer explizit betrachteter Regionen sind – soweit 
bekannt – bisher nicht durchgeführt worden. Ein Modell zur Untersuchung der Auswir-
kungen des Empfangs unterschiedlich zweckgebundener interregionaler Transfers bei 
                                                 
319  S. den ersten Teil des Abschnitts 2.4.4. 
320  S. den Abschnitt 2.4.3. 
321  Das Modell von Sinn (2000) kommt aufgrund seines eher kurzfristigen Betrachtungshorizonts 
weniger in Frage. 
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Vorhandensein von Anpassungskosten, die annahmegemäß sowohl bei der Installation 
privaten Kapitals als auch bei Investitionen in einen öffentlich bereitgestellten 
Kapitalstock anfallen, stammt jedoch von Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003). Die 
Gesamtwirkungen des Finanzausgleichs lassen sich in diesem Modellrahmen allerdings 
nicht betrachteten, da die Zahlerregion nicht modelliert wird. 
 
 
Zudem hängt das interessanteste Ergebnis des Modells entscheidend davon ab, dass die 
Anpassungskosten beim öffentlich bereitgestellten Kapitalgut eine gewisse Höhe 
erreichen. Dass solche Anpassungskosten in nennenswertem Ausmaß existieren, lässt 
sich zumindest bezweifeln, denn im Zusammenhang mit Investitionen in die physische 
Verkehrsinfrastruktur, die große Teile des staatlichen Kapitalstocks ausmacht, dürften 
beispielsweise kaum Schulungskosten oder Ähnliches anfallen. Gleichartige Implika-
tionen ergeben sich aus dem Modell jedoch auch für den realitätsnäher erscheinenden 
Fall, dass die Empfängerregion die späteren Unterhaltskosten der Infrastruktur tragen 
muss.322 Aus diesem Grunde und weil es das einzige bisher existierende Modell ist, das 
sich überhaupt mit dem Zusammenspiel von Anpassungskosten und interregionalen 
Transfers im Konvergenzprozess befasst, soll das Modell von Chatterjee / Sakoulis / 
Turnosky (2003) im Folgenden kurz näher dargestellt werden. 
 
Die Verfasser gehen ebenso wie die im Abschnitt 2.3.2 besprochenen Modelle der 
endogenen Wachstumstheorie von einer Produktionsfunktion mit konstanten 
Skalenerträgen in den akkumulierbaren Produktionsfaktoren privates und öffentliches 
Kapital aus,323 wobei sie annehmen, dass der öffentlich bereitgestellte Input die 
Produktivität des privaten Kapitals steigert, die Faktorentlohnung also allein dem 
privaten Kapital zufließt. Die von Barro (1990)324 übernommene gesamtwirtschaftliche 
                                                 
322  Dies kann in Deutschland beispielsweise bei nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
(GVFG) aus Bundesmitteln (also vertikalen zweckgebundenen Transfers) geförderten Infrastruktur-
investitionen de facto zwangsläufig der Fall sein. Ein aktuelles Beispiel ist die Diskussion um die 
sogenannte „Kanzler-U-Bahn“ in Berlin. Der erste Bauabschnitt dieser Linie, der für sich genommen 
nur einen sehr geringen, die Betriebskosten vermutlich bei weitem nicht deckenden Verkehrswert hat, 
wird im Jahr 2006 in Betrieb genommen werden, da dem Land Berlin sonst Schadensersatzansprüche 
des Bundes in Höhe der von diesem übernommenen 82 % der Baukosten drohen würden; vgl. hierzu 
Hüne (2000). Offizielle Informationen zu dem Projekt finden sich unter http://www.u55.info. 
323  Diese Annahme ist vor dem Hintergrund der Ergebnisse empirischer Untersuchungen, nach denen auf 
gesamtwirtschaftlicher Ebene abnehmende Skalenerträge in den akkumulierbaren Faktoren vorliegen, 
kritisch zu sehen. Vgl. hierzu die Ausführungen im Abschnitt 2.2.3. 
324  Vgl. Barro (1990), S. S106. Barro modelliert die öffentlichen Inputs allerdings als Stromgröße. 
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Produktionsfunktion lautet:325 
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Bei der Erweiterung des privaten Kapitalstocks fallen Investitionsanpassungskosten an, 
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modelliert sind. Bei einer exogen angenommenen Abschreibungsrate δ wird die 








Die als kleine offene Volkswirtschaft modellierte Region wird von einem unendlich 
lebenden repräsentativen Haushalt327 mit der Nutzenfunktion 
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bewohnt, der gleichzeitig Eigentümer des privaten Kapitalstocks ist. Dieser kann sich 
auf dem Welt-Kapitalmarkt zu einem Zinssatz tr  verschulden, wobei seine 
Verschuldung mit tD  bezeichnet wird, muss eine proportionale Einkommensteuer 
zahlen und erhält vom Staat eventuell einen Transfer in Höhe von tT , so dass die von 
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325  Vgl. Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003), S. 1081. 
326  Vgl. Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003), S. 1081. 
327  Die Abbildung des Haushaltssektors lehnt sich folglich an das Ramsey-Cass-Koopman-Modell an. 
328  Vgl. Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003), S. 1081f. 
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Der Staat investiert einen Anteil x des Sozialprodukts und einen Anteil χ der Finanzaus-
gleichszuweisungen in Höhe von annahmegemäß insgesamt tYσ⋅  in den öffentlich 
bereitgestellten Kapitalstock. Diese Investitionen werden mit G,tI  bezeichnet:
329 
 
(50) ( )G,t tI x Y= + χ ⋅σ ⋅ . 
 
Bei Aufbau des öffentlichen Kapitalstocks, der mit der Rate Gδ abgeschrieben wird, 
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⎛ ⎞ϕΦ = ⋅ ⋅⎜ ⎟⎝ ⎠
. 
 
Da der Staat sich ebenso wie der repräsentative Haushalt verschulden kann, ergibt sich 
unter Beachtung von (50) bis (52), der Einkommensteuer-Einnahmen und der 
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Die Gesamt-Auslandsverschuldung der betrachteten Volkswirtschaft setzt sich aus der 
Staatsverschuldung tB  und der privaten Verschuldung tD  zusammen. Chatterjee / 
Sakoulis / Turnovsky nehmen an, dass der auf diese Schulden zu zahlende Zinssatz eine 
Risikoprämie beinhaltet und deshalb positiv vom Niveau der Gesamt-Auslandsver-
schuldung abhängig ist. Eine negative Abhängigkeit besteht zur Summe aus privatem 
und gesamtwirtschaftlichem Kapitalstock, da diese als Sicherheit für die aufgenom-
menen Auslandskredite angesehen wird. Der von den Schuldnern in der betrachteten 
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beschreiben.331 
                                                 
329  Vgl. ebenda, S. 1083f. 
330  Vgl. Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003), S. 1083f. Die staatliche Schuldenstand wird mit tB  
bezeichnet. 
331  Vgl. Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003), S. 1082. 
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Um die Wirkungen des Empfangs interregionaler Transfers aufzeigen zu können, führen 
Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky in dem vorstehend beschriebenen Modellrahmen 
dynamische Simulationsanalysen für eine realitätsnahe Parameterkonstellation durch, 
die insbesondere dadurch gekennzeichnet ist, dass die betrachtete Region in der 
Ausgangssituation ohne Finanzausgleich eine relativ niedrige Ausstattung mit dem 
öffentlich bereitgestellten Kapitalgut aufweist.332 Bezüglich der Verwendung der 
transferierten Mittel legen die Autoren ihr Hauptaugenmerk auf zwei Extremfälle:333 
 
• Im ersten Fall unterstellen sie, dass die empfangenen Mittel investiv zweckgebun-
den sind und deshalb in voller Höhe in den Aufbau des öffentlich bereitgestellten 
Kapitalstocks fließen, das χ in Gleichung (50) also 1 beträgt. Diese Annahme 
impliziert, dass die Anpassungskosten, die in Verbindung mit den durch die Trans-
fermittel finanzierten staatlichen Investitionen anfallen, durch die Empfängerregion 
selbst finanziert werden müssen. 
 
• Der zweite Fall geht von nicht zweckgebundenen Transfers aus, die annahmegemäß 
nicht investiert, sondern an den repräsentativen Haushalt weitergeleitet werden. 
Folglich beträgt χ in dieser Situation 0. 
 
Ferner wird angenommen, dass die exogen gegebenen Werte der Politikparameter x und 
τ334 sich infolge des Empfangs interregionaler Transfers nicht ändern. Bei der 
untersuchten Parameterkonstellation führt die Einführung des Finanzausgleichs 
unabhängig von der gewählten Zweckbindungsvariante zu Wohlfahrtsgewinnen in der 
betrachteten Region. Diese sind allerdings im Falle der investiven Zweckbindung 
stärker ausgeprägt, zudem erhöhen sich bei dieser Variante auch die Wachstumsraten. 
Im Fall ohne Zweckbindung kommt es dagegen lediglich zu einer augenblicklichen 
Niveauerhöhung des privaten Konsums, während die Wachstumsraten unverändert 
bleiben. Die häufig vertretene Meinung, nach der eine investive Verwendung von 
Finanzausgleichsmitteln besonders positive Wirkungen auf den Verlauf des 
Konvergenzprozesses erwarten lässt,335 wird also durch die Ergebnisse dieser 
                                                 
332  Zu den verwendeten Parameterwerten vgl. Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003), S. 1088. 
333  Vgl. Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003), S. 1089. 
334  Anteil der selbstfinanzierten öffentlichen Investitionen am Output (x) bzw. Einkommensteuersatz (τ). 
335  S. den Abschnitt 2.1.3. 
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Simulationsanalysen untermauert.336 
 
Zusätzlich zu den vorstehend beschriebenen Extremvarianten bezüglich der 
Mittelverwendung ermitteln die Autoren anhand numerischer Simulationen auch die 
wohlfahrtsoptimale Reaktion der betrachteten Ökonomie auf den Empfang von 
Transfers. Diese ist naturgemäß – sofern innere Lösungen existieren – unabhängig von 
der Art der Zweckbindung, da die Region in jedem Falle durch Variation ihrer eigenen 
Politikparameter für die unter den getroffenen Annahmen bestmögliche Ressourcen-
allokation sorgen wird.337 
 
Bei beiden oben dargestellten Extremvarianten und bezüglich der eigenen Handlungs-
parameter passiver Politik der Empfängerregion löste der Empfang interregionaler 
Transfers positive Wohlfahrtswirkungen aus. Dass dieses Ergebnis nicht bei jeder 
Ausgangssituation und Parameterkonstellation gelten muss, zeigen Chatterjee / Sakou-
lis / Turnovsky anhand von Sensitivitätsanalysen. Besitzt die Region auch ohne den 
Empfang von Transfers bereits eine über dem effizienten Niveau liegende Ausstattung 
mit öffentlich bereitgestellter Infrastruktur und fallen bei der Installation dieser 
Infrastruktur zusätzlich hohe Anpassungskosten an, kann das interessante Ergebnis 
eintreten, dass die investive Zweckbindung von Transfers nicht nur gegenüber dem Fall 
mit fehlender Zweckbindung nachteilig zu bewerten ist, sondern der Empfang dieser 
Zuweisungen sogar negative Wohlfahrtswirkungen gegenüber der Situation ohne 
Finanzausgleich verursacht. 
 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass die infolge von der Region selbst zu tragender 
Anpassungskosten bei der Installation der transferfinanzierten Infrastrukturinvestitionen 
anfallenden Nutzenverluste höher sind als die Nutzengewinne, die die verbesserte 
Infrastrukturausstattung selbst generiert.338 Das Modell von Chatterjee / Sakoulis / 
Turnovsky (2003) zeigt also, dass eine investive Zweckbindung bzw. Verwendung 
interregionaler Transfers nicht in jedem Falle positiv einzuschätzen ist und in 
Extremfällen sogar zu Wohlfahrtsverlusten in der Empfängerregion führen kann. Da die 
                                                 
336  Vgl. Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003), S. 1089f.  
337  Vgl. Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003), S. 1090ff. Strenggenommen handelt es sich bei dem 
ermittelten Wohlfahrtsoptimum allerdings um ein Second-Best-Optimum, da die dem Staatssektor als 
einziges eigenes Einnahmeinstrument zur Verfügung stehende proportionale Einkommensteuer die 
Sparentscheidung des repräsentativen Haushalts verzerrt. 
338  Vgl. Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003), S. 1092ff. 
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Regionen, die in der Realität Finanzausgleichsleistungen erhalten, i.a.R. eher schlecht 
mit öffentlicher Infrastruktur ausgestattet sind und Anpassungskosten im 
Zusammenhang mit deren Installation eher gering sein dürften, erscheint dieses 
Ergebnis vor allem aus theoretischer Sicht interessant. Für die Aufholprozesse der 
neuen Bundesländer oder Osteuropas dürfte es kaum von größerer Bedeutung sein. 
 
 





Die bisher besprochenen Modelle, insbesondere die in den Abschnitten 2.3.1 und 2.3.2 
diskutierten Modelle zur Untersuchung der Auswirkungen distributiv orientierter 
Finanzausgleichsmaßnahmen gingen ausnahmslos von vollkommener Konkurrenz auf 
dem Arbeitsmarkt aus. Für den Spezialfall des Transformationsprozesses Ostdeutsch-
lands erscheint diese Annahme problematisch, denn der Verlauf des Konvergenz-
prozesses zwischen alten und neuen Bundesländern dürfte maßgeblich durch Arbeits-
marktunvollkommenheiten beeinflusst werden, wie im Folgenden illustriert werden soll. 
 
Aus der nachstehenden Abbildung 6 lässt sich unmittelbar ersehen, dass die offiziellen 
Erwerbslosenquoten Ostdeutschlands, gemessen als Anteil der Arbeitslosen an den 
abhängigen zivilen Erwerbspersonen,339 in den Jahren seit 1991 kontinuierlich oberhalb 
des westdeutschen Niveaus lagen und sich der Abstand zwischen beiden Gebieten im 
Laufe der Zeit sogar vergrößert hat. Letzteres ist allerdings zu großen Teilen darauf 
zurückzuführen, dass die sogenannte „verdeckte Arbeitslosigkeit“, die sowohl Kurz-
arbeiter, als auch im Rahmen von Weiterbildungs- und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
beschäftigte und frühverrentete Erwerbspersonen sowie ehemals Berufstätige, die sich 
aus dem aktiven Erwerbsleben zurückgezogen haben,340 umfasst, in den ersten Jahren 
nach der Wiedervereinigung in den neuen Bundesländern besonders hoch war, wodurch 
                                                 
339  Bezieht man die Zahl der Arbeitslosen alternativ auf die Gesamtzahl der Erwerbspersonen 
einschließlich der Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen, fallen die 
Arbeitslosenquoten um ca. 1 bis 1,5 Prozentpunkte niedriger aus, wobei sich der Abstand zwischen 
West- und Ostdeutschland leicht verringert; vgl. Bundesagentur für Arbeit (2005). 
340  Dies trifft in besonderem Ausmaß auf Frauen zu; vgl. Paqué (2001), S. 53. 
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die offizielle Erwerbslosenquote nicht das aus ökonomischer Sicht tatsächlich dort 
vorhandene Ausmaß der Arbeitslosigkeit widerspiegelt. Dieses dürfte nach den vor-
liegenden Schätzungen in der ersten Hälfte der neunziger Jahre um den Faktor 2 bis 3 
über der offiziellen Arbeitslosenquote der Bundesagentur für Arbeit gelegen haben.341 
 
Abbildung 6: Arbeitslosigkeit in Ost- und Westdeutschland 















Quelle: eigene Darstellung auf Basis von Bundesagentur für Arbeit (2005). 
 
Der Hauptgrund342 für die hohe, weit über dem Niveau der alten Länder liegende 
Arbeitslosigkeit Ostdeutschlands wird in der Literatur nahezu einhellig in den hohen 
Lohnsteigerungen zu Beginn der neunziger Jahre gesehen, deren Ziel es war, bezüglich 
des Lohnniveaus möglichst schnell mit dem Westen gleichzuziehen. Ursprünglich war 
in vielen Tarifverträgen sogar eine vollständige Angleichung der Löhne an das 
Westniveau bis 1994 vorgesehen.343 Tatsächlich stagnieren die ostdeutschen Durch-
schnittslöhne zwar seit Mitte der neunziger Jahre bei etwas über 75 % des Niveaus der  
 
                                                 
341  Vgl. Burda / Funke (2001), S. 35; Franz / Steiner (2000), S. 245; Paqué (2001), S. 53f. 
342  Eine ausführliche Darstellung und kritische Analyse möglicher Ursachen für die Lohnentwicklung in 
den neuen Ländern liefert Paqué (2001), S. 60ff. 
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alten Länder;344 wie Abbildung 7 zeigt, lagen sie jedoch in allen Jahren deutlich über 
der im Verhältnis zu Westdeutschland erreichten Produktivität.345 Dies impliziert, dass 
die durchschnittlichen Lohnstückkosten in den neuen Ländern höher sind als in den 
alten, was die durch die hohen Lohnsteigerungen verursachte mangelhafte Konkurrenz-
fähigkeit von großen Teilen der ostdeutschen Wirtschaft widerspiegelt und einen 
Hinweis auf die entscheidende Ursache für die hohe Arbeitslosigkeit in den neuen 
Ländern liefert. 
 
Abbildung 7: Löhne und Produktivität in den neuen Flächenländern 















Quelle: eigene Berechnungen auf der Basis von  
Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2004b). 
                                                 
344  Eine wichtige Ursache für diese Entwicklung ist darin zu sehen, dass der Organisationsgrad auf 
beiden Seiten der Tarifpartner in den neuen Bundesländern im Verlauf der neunziger Jahre stark 
abgenommen hat, so dass der durch Flächentarifverträge erfasste Anteil der Arbeitnehmer deutlich 
abgenommen hat. Zudem enthalten die weiterhin vorhandenen Tarifverträge in zunehmendem 
Ausmaß Öffnungsklauseln, die unter bestimmten Umständen abweichende Vereinbarungen auf 
betrieblicher Ebene ermöglichen, um der wirtschaftlichen Situation einzelner Unternehmen Rechnung 
zu tragen. Vgl. Franz / Steiner (2000), S. 242. 
345  Letztere wird durch das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen gemessen. Ähnliche 
Gegenüberstellungen nehmen Franz / Steiner (2000), S. 245 und Barrell / te Velde (2000), S. 272f. 
vor. Am Vorgehen der letzteren beiden Autoren ist allerdings zu kritisieren, dass sie für beide Reihen 
unterschiedliche Bezugsgrößen verwenden (Arbeitsproduktivität je Arbeitsstunde und Löhne je 
Erwerbstätigen) und zudem die Arbeitsproduktivität in Preisen von 1991, die Löhne hingegen in 
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Da anzunehmen ist, dass i.a.R. nur die produktivsten Arbeitsplätze erhalten wurden, 
dürfte die bei Vollbeschäftigung in Ostdeutschland zu erreichende Durchschnitts-
produktivität deutlich unterhalb des Niveaus der in Abbildung 7 angegebenen Werte 
liegen. Deshalb sollte aus der in den letzten Jahren zu beobachtenden Annäherung der 
beiden Kurven keineswegs geschlossen werden, dass in näherer Zukunft eine Ent-
spannung der Arbeitsmarktsituation zu erwarten ist, denn hierfür wäre eine Lohnpolitik 
notwendig, die sich nicht an der derzeitigen Produktivität, sondern an derjenigen bei 
Vollbeschäftigung orientiert.346 
 
Es ist davon auszugehen, dass das im Verhältnis zur erreichten Produktivität hohe 
Lohnniveau und die damit verbundene hohe Arbeitslosigkeit für den Verlauf des 
Aufholprozesses Ostdeutschlands und in Bezug auf die Wirkungen der von den alten in 
die neuen Länder transferierten Mittel nicht unbedeutend sind. Insbesondere dürfte 
gegenüber einer Situation mit ähnlich hoher Arbeitslosigkeit in beiden Teilen 
Deutschlands 
 
• eine Veränderung der Migrationsströme347 eintreten. Während sich der Anreiz, in 
den Westen zu wandern, für in den neuen Bundesländern beschäftigte Arbeitnehmer 
aufgrund des über dem Vollbeschäftigungsniveau liegenden Lohnniveaus eher 
verringert,348 steigt er c.p. für Arbeitslose.349. Für Erwerbstätige aus den alten 
Ländern wird umgekehrt eine Beschäftigung in den neuen Ländern c.p. attraktiver. 
 
• eine Verlangsamung der privaten Kapitalakkumulation erfolgen.350 
 
• unter den geltenden Regelungen eine Erhöhung der Finanzausgleichsintensität 
notwendig sein, um die infolge der Arbeitslosigkeit und vorgenommenen Frühver-
rentungen c.p. gestiegenen Leistungen der Sozialversicherung finanzieren zu können 
und die Finanzkraft der ostdeutschen Gebietskörperschaften im Rahmen des 
                                                 
346  Vgl. Franz / Steiner (2000), S. 244f.; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung (1997), S. 264ff. 
347  S. hierzu den Abschnitt 2.4. 
348  Eine empirische Untersuchung auf der Grundlage von Daten des sozioökonomischen Panels, die dies 
bestätigt, stammt von Hunt (2001), S. 191ff. 
349  Allerdings ist zu berücksichtigen, dass deren Lohnersatzleistungen für einen gewissen Zeitraum an die 
vorher erhaltene Entlohnung gekoppelt sind. 
350  Dieser Aspekt wird im Abschnitt 2.5.3 näher betrachtet. 
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Länderfinanzausgleichs an das westdeutsche Niveau anzunähern,351 was negative 
Rückwirkungen auf die Entwicklung in den alten Ländern erwarten lässt. 
 
Folglich sollte ein Modell, dass zur Analyse des Wirkungen von Finanzausgleichs-
maßnahmen im Konvergenzprozess zwischen alten und neuen Ländern dient, 
Arbeitsmarktunvollkommenheiten zu berücksichtigen. Da – wie bereits erwähnt – die 
schnellen Lohnsteigerungen in Ostdeutschland in Tarifverhandlungen insbesondere zu 
Anfang der neunziger Jahre vereinbart wurden, erscheinen Modelle kollektiver 
Lohnverhandlungen besonders geeignet, die spezielle deutsche Situation abzubilden.352 
Die statischen Grundmodelle dieser Theorierichtung sollen im folgenden Abschnitt 
2.5.2 vorgestellt werden, bevor im Abschnitt 2.5.3 dynamische Aspekte des Gewerk-
schaftsverhaltens in den Mittelpunkt rücken. Der Abschnitt 2.5.4 dient der Darstellung 
einer Erweiterung des bereits im Abschnitt 2.3.2 angesprochenen Modells von Funke 
und Strulik (2000) um Arbeitsmarktunvollkommen und im Abschnitt 2.5.5 werden 








Die einfachste Variante des Right-to-Manage-Modells, das als Spezialfall dieses 
Modells anzusehende Monopolmodell, in dem eine Gewerkschaft die alleinige 
Lohnsetzungsmacht besitzt, geht bereits auf Dunlop (1944) zurück.353 Im Folgenden 
soll die verallgemeinerte Form des Right-to-Manage-Modells, in der das relative Macht-
verhältnis von Gewerkschaften und Arbeitgebern die Lohnhöhe determiniert, näher 
vorgestellt werden. 
 
Die Grundversion dieses Modells geht von einem geschlossenen Arbeitsmarkt aus, in 
dem alle M potentiellen Arbeitnehmer von einer einzigen Gewerkschaft vertreten 
                                                 
351  S. hierzu die Abschnitte 2.1.2 und 2.1.3. 
352  Darstellungen weiterer Theorien unvollkommener Arbeitsmärkte finden sich beispielsweise bei 
Pissarides (2000) und Goerke / Holler (1997). 
353  Vgl. Dunlop (1944), S. 32ff. 
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werden, die den Nutzen ihrer Mitglieder maximiert354 und der ein alle Arbeitgeber der 
betrachteten Branche repräsenierender Arbeitgeberverband gegenübersteht, dessen Ziel 
die Gewinnmaximierung seiner Mitgliedsunternehmen ist.355 Als Argumente in die 
gewerkschaftliche Nutzenfunktion gehen die Lohnhöhe w und die Beschäftigung L ein. 
Gewerkschaftsmitglieder, die bei dem sich modellendogen ergebenden Lohnsatz auf 
dem betrachteten Arbeitsmarkt keine Beschäftigung finden, erhalten ein Alternativ-
einkommen in Höhe von w , das sich entweder als Arbeitslosengeld oder als 
Entlohnung auf einem zweiten, nicht betrachteten Arbeitsmarkt ohne Zugangs-
beschränkungen interpretieren lässt. Innerhalb des hier analysierten Arbeitsmarktes wird 
Lohnkonkurrenz ausgeschlossen, d.h. arbeitslose Gewerkschaftsmitglieder dürfen den 
zwischen der Gewerkschaft und dem Arbeitgeberverband festgelegten Tariflohn nicht 
unterbieten. Da der Betrachtungshorizont des Modells kurzfristiger Natur ist, wird der 
Kapitalstock der Unternehmen als fix angenommen. Ferner würden die Unternehmen 
bei vollkommener Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt einen Reingewinn erzielen, der als 
Verhandlungsspielraum anzusehen ist.356 
 
Zwischen den Tarifpartnern wird annahmegemäß über den Lohnsatz verhandelt, 
während sich die Beschäftigungshöhe anschließend modellendogen entsprechend der in 
Abhängigkeit vom Lohn fallenden Arbeitsnachfragefunktion der gewinnmaximierenden 
Unternehmen ergibt. Die Abbildung des Verhandlungsprozesses erfolgt im Right-to-
Manage-Modell üblicherweise durch die Maximierung des asymmetrischen Nash-
Produktes 
 
(55) ( ) ( )10 0NP U U η −ηη = − ⋅ π − π    mit  0 1≤ η ≤ , 
 
in das der Nutzen der Gewerkschaft U und die Gewinne der Unternehmen π bei 
Einigung in gewichteter Form eingehen.357 
 
Es wird angenommen, dass sowohl die Gewerkschaft als auch der Arbeitgeberverband 
durch die Lohnverhandlungen eine Verbesserung gegenüber der mit dem Index 0 
gekennzeichneten Situation bei Nichteinigung anstreben, also möglichst hohe 
Differenzen der Zielfunktionswerte bei Nichteinigung und Einigung erzielen möchten, 
                                                 
354  Vgl. Goerke / Holler (1997), S. 165. 
355  Vgl. ebenda, S. 178f. 
356  Vgl. Goerke / Holler (1997), S. 166f. 
357  Vgl. ebenda, S. 178ff. 
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wie sich aus (55) ersehen lässt. Der exogen gegebene Parameter η spiegelt die relative 
Machtverteilung zwischen den beiden Tarifparteien wider. Je höher η ist, desto mehr 
Macht besitzt die Gewerkschaft im Verhältnis zum Arbeitgeberverband und in desto 
höherem Ausmaß wird sie ihre Vorstellungen über die Lohnhöhe durchsetzten können. 
Für 1η =  entscheidet allein die Gewerkschaft über den Lohn und es ergibt sich der oben 
bereits angesprochene Spezialfall des Monopolmodells.358 
 
Zur Abbildung der gewerkschaftlichen Nutzendifferenz lässt sich beispielsweise eine 
utilitaristische Nutzenzuwachsfunktion359 verwenden, die die sich infolge der Verhand-
lungen ergebenden Nutzenzuwächse aller Mitglieder aufsummiert. Da nur die L 
beschäftigten Gewerkschaftsmitglieder Einkommensverbesserungen gegenüber dem 
Alternativeinkommen w  und damit Nutzenzuwächse erzielen, lautet diese:360 
 
(56) ( ) ( )( )0U U N u w u w− = ⋅ − . 
 
Aufgrund der Annahme, dass bei 1η = , also im Monopolmodell, keine Unternehmens-
gewinne anfallen, ergibt sich der Gewinnzuwachs der Mitglieder des Arbeitgeber-
verbandes als Differenz aus den Erlösen ( )R L  abzüglich der Lohnsumme w L⋅ . Unter 
Berücksichtigung der Arbeitsnachfragefunktion, die durch Erfüllung der Grenz-
produktivitätsbedingung ( )w R ' L=  gekennzeichnet ist,361 ergibt sich als Maximie-
rungsansatz des asymmetrischen Nash-Produkts (55) die Lagrange-Funktion 
 
(57) ( ) ( )( ) ( ) ( )1L u w u w R L w L R ' L wη −η⎡ ⎤Λ = ⋅ − ⋅ − ⋅ − ω⋅ −⎡ ⎤ ⎡ ⎤⎣ ⎦ ⎣ ⎦⎣ ⎦ . 
 
Durch Ableiten von (57) nach w, L und ω erhält man drei Optimalbedingungen, aus 
denen sich nach einigen Umformungsschritten die folgende Gleichung 
 
(58) ( )( ) ( ) ( ) ( )
2u ' w L 1 1 L
u w u w R '' L F L w L
⋅ − η− = − ⋅− η − ⋅  
 
                                                 
358  Vgl. Goerke / Holler (1997), S. 179f. 
359  Zu einer Diskussion alternativer gewerkschaftlicher Nutzenfunktionen s. Goerke / Holler (1997). 
360  Vgl. Goerke / Holler (1997), S. 180. Es wird von homogenen Präferenzen der Mitglieder 
ausgegangen, die durch die individuelle Nutzenfunktion u mit den üblichen Eigenschaften positiver 
und abnehmender Grenznutzen zum Ausdruck gebracht werden. 
361  Vgl. Goerke / Holler (1997), S. 167f. 
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errechnen lässt.362 Da der Ausdruck auf der linken Seite die gewerkschaftliche 
Grenzrate der Substitution zwischen Lohnhöhe und Beschäftigung und der erste 
Summand auf der rechten Seite die Steigung der Arbeitsnachfragefunktion 
widerspiegelt,363 lässt sich aus (58) schließen, dass die gewerkschaftlichen 
Indifferenzkurven abgesehen vom Monopolfall flacher als die Arbeitsnachfragekurve 
der Unternehmen verlaufen. Mögliche Gleichgewichtslösungen des Right-to-Manage-
Modells gemäß (58) werden in Abbildung 8 graphisch veranschaulicht.364 
 
















Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Goerke / Holler (1997), S. 183. 
                                                 
362  Zur Herleitung s. Goerke / Holler (1997), S. 181. Für das Monopolmodell mit 0η =  fällt der zweite 
Summand auf der rechten Seite weg. 
363  Diese Ausdrücke sind jeweils die Kehrwerte der Steigungen in einem Diagramm wie Abbildung 8, in 
dem auf der Abszisse die Beschäftigung und auf der Ordinate die Lohnhöhe abgetragen wird. Vgl. 
Goerke / Holler (1997), S. 164f. und S. 169f. 
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Sie liegen auf der Arbeitsnachfragekurve ( )L w  je nach Machtverteilung zwischen den 
Punkten A und B, also beispielsweise im Punkt C. 1U , 2U  und 3U  sind drei exem-
plarisch dargestellte gewerkschaftliche Indifferenzkurven, wobei der Nutzen der 
Gewerkschaftsmitglieder umso höher ist, je weiter die erreichte Indifferenzkurve rechts 
außen liegt, wie sich aus der Nutzenfunktion (56) unmittelbar erkennen lässt. Folglich 
wird die Gewerkschaft im Monopolfall, d.h. bei 1η = , den Punkt A präferieren, bei dem 
das Nutzenniveau 2U  der am weitesten außen liegenden erreichbaren Indifferenzkurve 
realisiert wird. Umgekehrt wird der Arbeitgeberverband bei 0η =  die Konkurrenz-
lösung mit Vollbeschäftigung im Punkt B wählen, da dort die Gewinne der 
Unternehmen größtmöglich sind.365 Als Ergebnis des Right-to-Manage-Modells lässt 
sich also festhalten, dass die Löhne und die Arbeitslosigkeit umso höher sein werden, je 
höher die durch η wiedergegebene Verhandlungsmacht der Gewerkschaft ist.366 
 
 
Modell effizienter Verhandlungen 
 
Das zweite bekannte statische Grundmodell der Theorie kollektiver Lohnverhandlungen 
ist das von McDonald und Solow (1981)367 stammende Modell effizienter Verhand-
lungen. Die abweichende Lösung diese Modells gegenüber dem Right-to-Manage-
Modell resultiert aus der Tatsache, dass sich Pareto-Verbesserungen erzielen lassen, 
wenn die Tarifpartner nicht nur – wie im Right-to-Manage-Modell – über den Lohn, 
sondern auch über die Beschäftigungshöhe verhandeln. Dies wird in Abbildung 9 
illustriert. 
 
Zusätzlich zu den gewerkschaftlichen Indifferenzkurven 1U  und 2U  sind dort drei 
exemplarische Isogewinnkurven 1π , 2π  und 3π  der Unternehmen eingezeichnet, wobei 
die Unternehmensgewinne umso höher sind, je weiter rechts unten die Isogewinnkurven 
verlaufen. Es wird erkennbar, dass die Gewinne bei gleichbleibendem gewerkschaft-
lichem Nutzen steigen, wenn die Tarifparteien sich beispielsweise statt der Monopol-
lösung im Punkt A auf die Lohn-Beschäftigungs-Kombination des Punktes D einigen. 
                                                 
365  Dies wird aus der Graphik nicht unmittelbar ersichtlich. 
366  Vgl. Goerke / Holler (1997), S. 183f. 
367  Vgl. McDonald / Solow (1981), S. 899ff. Dort findet sich auch eine formale Darstellung des Modells, 
auf die hier aus Platzgründen verzichtet wird. 
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Folglich stellt letzterer gegenüber dem Punkt A eine pareto-superiore Lösung dar. Die 
Unternehmen könnten ihre Gewinne allerdings weiter erhöhen, wenn sie das Beschäf-  
tigungsniveau gegenüber dem Punkt D verringern würden, weshalb dessen Fest-
schreibung im Tarifvertrag zwingend erforderlich ist, um eine effiziente Verhandlungs-
lösung zu erreichen. 
 















Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an McDonald / Solow (1981), S. 900. 
 
Diese ist dadurch gekennzeichnet, dass sie auf der mit KK beschrifteten sogenannten 
Kontraktkurve liegen muss. Alle auf dieser Kurve liegenden Punkte sind Tangential-
punkte von Indifferenz- und Isogewinnkurven, weshalb ausgehend von diesen Punkten 
keine Pareto-Verbesserungen mehr möglich sind. Welche Lösung im Rahmen 
effizienter Verhandlungen tatsächlich realisiert wird, hängt – wie im Right-to-Manage-
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höher die Verhandlungsmacht der Gewerkschaft, d.h. je größer η ist, desto weiter rechts 
außen wird die sich ergebende gleichgewichtige Lösung auf der Kontraktkurve liegen. 
Sowohl der Lohn als auch die Beschäftigung werden für 0η >  jedoch immer größer 
sein als bei der Konkurrenzlösung ( )0 0L , w .368 
 
Zur Abbildung der Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland erscheint das Right-
to-Manage-Modell, bzw. bei geeigneter Kalibrierung das Monopolmodell insgesamt 
besser geeignet als das Modell effizienter Verhandlungen, zum einen, weil in den 
Tarifverhandlungen i.a.R. nur Vereinbarungen über das Lohnniveau, nicht jedoch über 
die Beschäftigung getroffen werden, und zum anderen, weil in Deutschland eine höhere 
Arbeitslosigkeit herrscht als in vergleichbaren Ländern mit einem geringeren Grad an 
institutionalisierter Lohnfindung, was mit dem Modell effizienter Verhandlungen nur 
schwer vereinbar ist.369 Deshalb wird die Modellierung des Arbeitsmarktes in der im 
Abschnitt 3.5 entwickelten Modellvariante auf dem Right-to-Manage-Modell basieren. 
 
 
2.5.3 Dynamische Wirkungen des Gewerkschaftsverhaltens 
 
In der statischen Version des Right-to-Manage-Modells, das im ersten Teil des 
vorangegangen Abschnitts 2.5.2 vorgestellt wurde und dessen Ergebnis hoher Löhne 
und eines unterhalb des Vollbeschäftigungsniveaus liegenden Beschäftigungsstandes, 
wie oben ausgeführt, mit der Arbeitsmarktsituation in Deutschland im Einklang steht, 
konnte die Gewerkschaft durch ihre Verhandlungsmacht die Lohnsumme und infolge-
dessen das Nutzenniveau ihrer Mitglieder steigern. Das Modell geht allerdings von 
einem fixen Kapitalstock aus und Rückwirkungen des Gewerkschaftsverhaltens auf die 
Kapitalbildung und die längerfristige wirtschaftliche Entwicklung bleiben folglich 
unberücksichtigt. 
 
Dynamisiert man die Betrachtung und bezieht man den Einfluss des hohen Lohnniveaus 
auf die Kapitalproduktivität und die privaten Investitionen in physisches Kapital mit 
ein, zeigt sich in den existierenden Modellen übereinstimmend, dass die Gewerkschaf- 
                                                 
368  Vgl. McDonald / Solow (1981), S. 900f.; Goerke / Holler, S. 185ff. 
369  Vgl. Burda / Funke (2001), S. 35. 
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ten langfristig keine Möglichkeit haben, über dem Steady-State-Konkurrenzniveau 
liegende Löhne durchzusetzen, da der Kapitalstock sich aufgrund der gesunkenen 
Rendite im Zeitablauf verkleinern wird. Ein Beispiel für ein Modell, in dem die Steady-
State-Kapitalintensität und damit auch der Steady-State-Lohnsatz bei gewerkschaft-
licher Lohnsetzung und Unterbeschäftigung genauso hoch sind wie bei vollkommener 
Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt, stammt von Kaas und von Thadden (2001).370 In 
diesem Modell bleiben die langfristig gleichgewichtigen Werte der Einkommensanteile 
von Kapital und Arbeit unverändert, so dass die Lohnsumme im Steady State bei 
unvollkommenem Arbeitsmarkt geringer ist als bei vollkommener Konkurrenz.371  
 
Zu noch negativeren Einschätzungen bezüglich der Lohnsumme im Steady State als der 
Beitrag von Kaas und von Thadden (2001) gelangt ein Modell von Berthold / Fehn / 
Thode (2002), denn dort verlängert sich die Nutzungsdauer des Kapitalstocks der am 
Markt tätigen Unternehmen. Dies führt im Durchschnitt zu einer Verringerung des 
Technologieparameters in den Produktionsfunktionen des Unternehmenssektors, da in 
ihrem Modell angenommen wird, dass technologische Innovationen sich nur auf die 
Produktivität neu angeschaffter, nicht jedoch auf diejenige vorhandener Kapitalgüter 
auswirken.372 
 
Während das Ziel der Gewerkschaften in den beiden obenstehend genannten Modellen 
wie in der statischen Grundversion des Right-to-Manage-Modells die Maximierung der 
gegenwärtigen Lohnsumme der von ihnen vertretenen Arbeiter ist,373 entwickelt 
Hawtrey (1990) ein Generationenmodell, in dem die von ihm betrachtete, alle Arbeiter 
vertretende Gewerkschaft die mittelfristigen Rückwirkungen ihres Handelns auf die 
Kapitalbildung explizit berücksichtigt. Ihr Ziel ist die Maximierung des Lebenszeit-
nutzens der jungen Haushalte,374 die in beiden Lebensperioden preisunelastisch eine 
Einheit Arbeit anbieten. 
 
Folglich beträgt der Zeithorizont der Gewerkschaft zwei Perioden, wobei die Lohnhöhe 
                                                 
370  Vgl. Kaas / von Thadden (2001), S. 11. Dieses Ergebnis wird auch in den Simulationen der 
Abschnitte 4.4 und 4.5 auftreten. 
371  Vgl. ebenda, S. 15ff. 
372  Vgl. Berthold / Fehn / Thode (2002), S. 440f. und 445. 
373  Vgl. Kaas / von Thadden (2001), S. 6f. ; Berthold / Fehn / Thode (2002), S. 442. 
374  Dies wird von Hawtrey damit gerechtfertigt, dass die jungen Haushalte in der Gewerkschaft aufgrund 
des Bevölkerungswachstums in höherer Zahl vertreten sind als die alten und Entscheidungen per 
Mehrheitswahl getroffen werden; vgl. Hawtrey (1990), S. 85. 
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in der zweiten Lebensperiode der von ihr vertretenen Haushalte vom dann vorhandenen 
Kapitalstock abhängt, weshalb sie den Einfluss des in der ersten Periode gesetzten 
Lohns auf die Kapitalbildung in ihr Optimierungskalkül einbezieht. Sie handelt 
allerdings annahmegemäß myopisch, denn sie geht davon aus, auch in der Folgeperiode 
das Lohnniveau entsprechend der Präferenzen ihrer jetzt jungen Mitglieder setzen zu 
können. Dies wird jedoch nicht der Fall sein, da dann die nachgeborenen jungen 
Haushalte die Mehrheit der Gewerkschaftsmitglieder stellen werden. Dennoch erscheint 
die von Hawtrey gewählte Modellierung des Gewerkschaftsverhaltens aufgrund der im 
Generationenmodell geltenden Periodenlänge von 30 bis 40 Jahren nicht unrea-
listisch.375 
 
Trotz der Tatsache, dass der Auswirkungen ihres Handelns auf den Kapitalstock der 
Folgeperiode in das Optimierungskalkül der Gewerkschaft eingehen, kann auch im 
Modell von Hawtrey (1990) das zu den beiden vorgenannten Modellen analoge 
Ergebnis auftreten, dass im langfristigen Gleichgewicht Arbeitslosigkeit herrscht, die 
Kapitalintensität jedoch gleich hoch ist wie im Fall vollkommener Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt.376 Bei alternativen Parameterkonstellationen ist es sogar möglich, dass 
das mittelfristig für die Mitglieder optimale Gewerkschaftsverhalten in langer Frist 
einen vollständigen Abbau des Kapitalstocks bewirkt.377 Im wiederum anderen Fällen 
wird die Gewerkschaft zumindest im Steady State auf eine Beeinflussung des Lohn-
niveaus verzichten, da diese für die Mitglieder keine Vorteile bringen würde, so dass 
sich keine Abweichungen gegenüber der Situation mit vollkommener Konkurrenz auf 
dem Arbeitsmarkt ergeben.378 Insgesamt lässt sich also als Ergebnis des Modells von 
Hawtrey festhalten, dass selbst dann keine positiven Auswirkungen des Gewerkschafts-
handelns auf die Steady-State-Lohnsumme erwartet werden können, wenn die Gewerk-
schaft den mittelfristigen Einfluss der von ihr gesetzten Löhne auf die Entwicklung des 
Kapitalstocks in ihrem Optimierungskalkül berücksichtigt. 
 
Während die langfristigen Auswirkungen gewerkschaftlich durchgesetzter hoher Löhne 
auf die Kapitalbildung und die Lohnsumme also insgesamt negativ zu bewerten sind, 
können u.U. positive gesamtwirtschaftliche Wirkungen auftreten, wenn ein hohes 
                                                 
375  Vgl. Hawtrey (1990), S. 85f. 
376  Vgl. ebenda, S. 89. 
377  Vgl. ebenda, S. 88f. 
378  Vgl. ebenda, S. 87f. und S. 89f. 
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Lohnniveau (wie in Modellen von Burda und Funke (2001)379 sowie Ramos Parreno 
und Sánchez-Losada (2002)) eine Ausweitung der Humankapitalakkumulation bewirkt. 
In beiden Modellen sind jedoch sehr restriktive Annahmen notwendig, damit dieses 
Ergebnis eintritt, insbesondere darf die Humankapitalbildung nicht im Güterproduk-
tionssektor, sondern nur in einem separat modellierten Humankapitalsektor erfolgen.380 
 
Da davon auszugehen ist, dass vor allem betriebsspezifisches Humankapital positiven 
Einfluss auf die Produktivität geringer qualifizierter Arbeiter hat, die von kollektiv 
vereinbarten Tariflöhnen in besonderem Ausmaß betroffen sind, erscheint diese 
Modellierung höchst problematisch.381 Darüber hinaus ist es in dem Modell von Ramos 
Parreno und Sánchez-Losada (2002) zum Auftreten positiver gesamtwirtschaftlicher 
Wirkungen notwendig, dass die Löhne nur in einem der zwei, nicht jedoch in beiden 
Sektoren gewerkschaftlich gesetzt werden,382 was nicht realistisch erscheint, während in 
dem Modell von Burda und Funke (2001) die Lohnelastizität der Arbeitsnachfrage 
(auch in langfristiger Betrachtung) kleiner als 1 sein muss.383 Insgesamt erscheint es 
deshalb wenig überzeugend, positive gesamtwirtschaftliche Auswirkungen infolge einer 
aufgrund der gewerkschaftlichen Lohnsetzung vermehrten Akkumulation wirtschaftlich 




2.5.4 Das Modell von Funke / Strulik mit unvollkommenem Arbeitsmarkt 
 
Das einzige bisher in der Literatur existierende Modell, das den Einfluss von Arbeits-
marktunvollkommenheiten auf den Verlauf interregionaler Konvergenzprozesse und die 
Wirkungen distributiv orientierter Finanzausgleichsmaßnahmen untersucht, ist eine 
Erweiterung des im Abschnitt 2.3.2 angesprochenen Beitrags von Funke und Strulik 
(2000). Deshalb soll dieses Modell im Folgenden näher vorgestellt werden, auch wenn 
die von den Autoren getroffene Annahme konstanter Skalenerträge in den 
                                                 
379  S. Burda / Funke (2001), S. 40ff. 
380  Vgl. Burda / Funke (2001), S. 40; Ramos Parreno / Sánchez-Losada (2002), S. 173, 176 und 180. 
381  Vgl. Paqué (2001), S. 78f. 
382  Vgl. Ramos Parreno / Sánchez-Losada (2002), S. 173. 
383  Vgl. Burda / Funke (2001), S. 42. 
384  Vgl. Paqué (2001), S. 79f. 
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akkumulierbaren Faktoren – wie bereits mehrfach erwähnt – nicht mit der Empirie385 in 
Einklang steht und insofern zu kritisieren ist. 
 
 
Funke und Strulik (2000) betrachten wie die in den Abschnitten 2.3.1 und 2.3.2 
besprochenen Arbeiten zwei strukturell identische Regionen, die sich im Ausgangs-
zustand in ihrer privaten Kapitalintensität unterscheiden. Infolgedessen variiert auch das 
Anfangsniveau eines als staatlicher Kapitalstock modellierten öffentlich bereitgestellten 
Produktionsfaktors.386 Die von ihnen verwendete Nutzenfunktion eines in Region j 
lebenden Haushalts i mit annahmegemäß unendlichem Zeithorizont ist: 
 
(59) 







−ρ⋅−= ⋅−∫ . 
 
Jeder der jtM  Haushalte einer Region bezieht ein zu versteuerndes Lohneinkommen 
j
tw , Zinseinkünfte aus seinem Vermögen 
j
i,te  und Transfers 
j
i,tT  vom Staat, wobei die 
letzteren beiden Größen auch intraregional individuell unterschiedlich groß sein können. 
Folglich haben die Haushalte die Budgetrestriktion 
 
(60) ( ). jj j j j ji,t t i,t t i,ti,tc e r e 1 w T+ = ⋅ + − τ ⋅ +  
 
zu beachten.387 Das Vermögen kann in beiden Regionen investiert werden, was 
aufgrund der angenommenen vollkommenen und kostenlosen Kapitalmobilität zu einer 
interregionalen Angleichung der Zinssätze führen wird.388 
 
Die angenommene gesamtwirtschaftliche Produktionsfunktion einer Region lautet: 
 








−α⎛ ⎞= ⋅⎜ ⎟⎝ ⎠
, 
 
wobei davon ausgegangen wird, dass die privaten Produktionsfaktoren entsprechend  
                                                 
385  S. den Abschnitt 2.2.3. 
386  Vgl. Funke / Strulik (2000), S. 367. 
387  Vgl. ebenda, S. 366. 
388  Vgl. ebenda, S. 367. 
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ihrer Grenzproduktivität entlohnt werden, während der öffentlich angebotene Faktor 
keine Rente erhält. Der private Kapitalstock verschleißt mit einer exogen gegebenen 
Rate δ. Ferner wird unterstellt, dass die Unternehmen jtA  als gegeben betrachten.389 
(62) besagt, dass die Produktivität der vom Staat bereitgestellten Infrastruktur nicht von 
der Zahl der Arbeitsplätze, sondern von der Größe der Bevölkerung einer Region 
abhängt. Funke und Strulik rechtfertigen dies mit dem Argument, dass die 
Infrastrukturproduktivität infolge von Arbeitslosigkeit nicht steige.390 Tatsächlich 
erscheint ein Ansteigen bei c.p. geringerer wirtschaftlicher Aktivität jedoch durchaus 
möglich, etwa wenn infolge einer weniger intensiven Nutzung der Infrastruktur die Zahl 
der Verkehrsstörungen abnimmt. Deshalb erscheint die Modellierung der Produktivität 
des staatlichen Kapitalstocks gemäß (62) zumindest kritikwürdig. 
 
Während auf dem Arbeitsmarkt der reicheren Region II zur Vereinfachung voll-
kommene Konkurrenz unterstellt wird und infolgedessen Vollbeschäftigung herrscht, 
werden die Löhne in der ärmeren Region im Rahmen kollektiver Lohnverhandlungen  
nach der Regel 
 
(63) ( )( ) I II I IIt tt t tII II
t t
G / Mw 1 1 l w
G / M
ϑ⎛ ⎞= − ϖ ⋅ − ⋅ ⋅⎜ ⎟⎝ ⎠
 mit 0ϖ > ; 0 1< ϑ <  
 
festgelegt, sind also an die Löhne in der reicheren Region gekoppelt. Dies soll die 
Orientierung der Tarifverhandlungen in den neuen Ländern am westdeutschen 
Lohnniveau widerspiegeln. I I It t tl L / M=  bezeichnet die Beschäftigungsrate. Gleichung 
(63) impliziert, dass die Löhne in der ärmeren Region I positiv von der dort im 
Verhältnis zur reicheren Region vorhandenen öffentlichen Infrastrukturausstattung pro 
Kopf und negativ von der Arbeitslosenrate abhängen.391 Eine mikroökonomische 
Fundierung der Lohnfindung in der Region I fehlt bei Funke und Strulik, da dann nach 
ihrer Aussage das Modell nicht mehr analytisch handhabbar wäre.392 Kilin (2003) zeigt 
allerdings in einer auf Funke und Strulik (2000) basierenden Modellerweiterung, dass es 
durchaus möglich ist, eine solche Fundierung vorzunehmen.393 
 
                                                 
389  Vgl. ebenda, S. 364ff. und 377. 
390  Vgl. Funke / Strulik (2000), S. 377. 
391  Vgl. ebenda, S. 378. 
392  Vgl. ebenda, S. 377. 
393  Vgl. Kilin (2003), S. 6f. 
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Der Staatssektor erzielt Einnahmen aus einer in beiden Regionen erhobenen 
proportionalen Outputsteuer, die er annahmegemäß für Erweiterungen bzw. 
Ersatzinvestitionen in den von ihm bereitgestellten Produktionsfaktor oder für Transfers 
an die Haushalte verwenden kann. Seine Budgetrestriktion lautet folglich:394 
 
(64) ( ) itM. . III II I I II II jt t t t t t i,t
j I i 1
Y Y G G G G T
= =
τ ⋅ + = − δ ⋅ + − δ ⋅ + ∑∑ . 
 
Wie in den im Abschnitt 2.3.2 besprochenen endogenen Wachstumsmodellen würde es 
auch im hier betrachteten Modellrahmen zu keiner Konvergenz der beiden betrachteten 
Regionen kommen, wenn der in die öffentliche Infrastruktur investierte Anteil des 
eigenen gesamtwirtschaftlichen Einkommens in beiden Regionen gleich hoch wäre. Zur 
Ingangsetzung eines Konvergenzprozesses ist es folglich erforderlich, dass die Infra-
strukturinvestitionen im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt in der ärmeren Region I 
höher sind als in der reicheren Region II. 
 
Aufgrund der Gleichheit des Einkommensteuersatzes beider Regionen und der von 
Funke und Strulik getroffenen Annahme, dass ohne Finanzausgleich ein exogen gege-
bener Anteil x der Steuereinnahmen, die in der eigenen Region generiert wurden, für 
Investitionen in den öffentlich bereitgestellten Kapitalstock investiert wird, ist dies nur 
möglich, wenn ein Teil der staatlichen Investitionen in der ärmeren Region I durch 
Transfers aus der reicheren Region II finanziert wird. Funke und Strulik gehen von einer 
Finanzausgleichsregel aus, die umso höhere Transferquoten395 vorsieht, je mehr sich die 
Infrastrukturausstattung pro Kopf interregional unterscheidet. Diese Regel sichert eine 
allmähliche Konvergenz der ökonomischen Größen in beiden Regionen.396  
 
Darüber hinaus werden zusätzliche interregionale Transfers geleistet, die an die privaten 
Haushalte in der ärmeren Region I weitergereicht werden und die eine vollständige 
Angleichung der Pro-Kopf-Konsumniveaus beider Regionen bewirken. Die Höhe dieser 
konsumtiv verwendeten Transfers wird im Zeitablauf infolge des fortschreitenden  
 
                                                 
394  Vgl. Funke / Strulik (2000), S. 366. 
395  Anteile am Bruttoinlandsprodukt. 
396  Vgl. Funke / Strulik (2000), S. 367f. und 378. 
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Konvergenzprozesses sinken.397 
 
In dem vorgestellten Modellrahmen führen Funke und Strulik dynamische 
Simulationsanalysen für eine Parameterkonstellation durch, die sich an den 
ökonomischen Verhältnissen in Ost- und Westdeutschland orientiert.398 Zur Umsetzung 
der von ihnen unterstellten Finanzausgleichsregeln müssen in der Ausgangsperiode bei 
vollkommenem Arbeitsmarkt in beiden Regionen ca. 14 % der Steuereinnahmen der 
reicheren Region II in die ärmere Region I transferiert werden.399 Dies entspricht bei 
dem angenommenen Steuersatz von 50 % ca. 7 % des Outputs der Geberregion.400 Im 
Zeitablauf konvergieren die Outputniveaus beider Regionen, bis sie sich angeglichen 
haben, und folglich sinkt das erforderliche Transferniveau kontinuierlich bis auf 0.401 
 
Berücksichtigt man Arbeitsmarktunvollkommenheiten in der ärmeren Region I, steigt 
der Umfang der anfänglichen Finanzausgleichsleistungen um 3,5 Prozentpunkte auf 
etwa 17,5 % der Steuereinnahmen der reicheren Region an, da das Bruttoinlandsprodukt 
der Empfängerregion in der Ausgangsperiode lediglich ca. 32 % des Niveaus der Geber-
region erreicht, während es bei vollkommenem Arbeitsmarkt immerhin knapp 40 % 
betrug. Dieses Absinken ist auf die hohe, im Zeitablauf allerdings fallende Arbeits-
losigkeit in der Region I zurückzuführen, von der im Zeitpunkt t 0=  ca. 21 % der dort 
lebenden Haushalte betroffen sind. Gegenüber dem Szenario mit vollkommenem 
Arbeitsmarkt gewinnen die beschäftigten Arbeitnehmer der ärmeren Region, weil sie 
höhere Löhne erhalten, während die Arbeitslosen verlieren. Die Arbeiter in der reiche-
ren Region II profitieren zunächst ebenfalls von der kollektiven Lohnsetzung in der 
Region I, da aufgrund der dortigen Verschlechterung der Produktivität weniger privates 
Kapital dorthin abfließt, in späteren Perioden müssen sie jedoch infolge der gestiegenen 
Transferleistungen Verluste hinnehmen. Das Vorzeichen des Gesamteffektes auf die 
                                                 
397  Vgl. ebenda, S. 370ff. Der von Funke und Strulik betrachtete Fall ist folglich als theoretische 
Extremvariante zu interpretieren, denn in der Realität ist zumindest bisher keine vollständige 
Angleichung des Pro-Kopf-Konsums zwischen Ost- und Westdeutschland erreicht worden. Im Jahr 
2002 lagen die privaten Konsumausgaben pro Einwohner in den neuen Flächenländern bei knapp  
84 % des Niveaus der alten Länder ohne Berlin; vgl. Arbeitskreis Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnungen der Länder (2004b). 
398  Zu den verwendeten Parameterwerten s. Funke / Strulik (2000), S. 372f. und 379. 
399  Vgl. Funke / Strulik (2000), S. 374. 
400  Die tatsächlich von den alten in die neuen Bundesländer fließenden interregionalen Transfers liegen 
bei jährlich lediglich 4 bis 5 % des westdeutschen Bruttoinlandsprodukts; s. hierzu den Abschnitt 
2.1.3. 
401  Vgl. Funke / Strulik (2000), S. 374f. Wie oben bereits erwähnt, würde ohne Finanzausgleich kein 
Konvergenzprozess in Gang kommen. 
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Arbeiter der Region II hängt somit von der gewählten Parameterkonstellation ab.402 
 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das Modell von Funke und Strulik (2000) 
verdeutlicht, dass die Setzung überhöhter Löhne in der weniger entwickelten Region die 
zum Erreichen bestimmter Ziele erforderlichen Finanzausgleichsleistungen erhöht und 
den Konvergenzprozess verlangsamt. Aufgrund des gesunkenen Outputs der Föderation 
wird die Gesamtwirkung der Berücksichtigung von Arbeitsmarktunvollkommenheiten 
negativ sein, was die Ergebnisse der im vorhergehenden Abschnitt 2.5.3 vorgestellten 
dynamischen Modelle im Wesentlichen bestätigt. 
 
Zu kritisieren sind an dem Modell von Funke und Strulik neben der Unterstellung 
konstanter Skalenerträge in den akkumulierbaren Faktoren und der Kopplung der 
Infrastrukturproduktivität an die Bevölkerungsgröße insbesondere die von ihnen 
getroffenen Mobilitätsannahmen. Aufgrund der als interregional immobil modellierten 
privaten Haushalte lassen sich zumindest mittelfristig zu erwartende Auswirkungen der 
durch das kollektiv festgelegte Lohniveau ausgelösten Arbeitslosigkeit auf das Migra-
tionsverhalten nicht untersuchen. Tatsächlich ist jedoch seit 1998 ein gravierender 
Anstieg der Wanderungssalden zwischen Ost- und Westdeutschland zu beobachten, der 
vermutlich mit der hohen Arbeitslosigkeit in den neuen Ländern in Zusammenhang 
steht.403 Deshalb sollten interregionale Wanderungsprozesse in einem besser an die 




2.5.5 Gewerkschaftsverhalten nach der Wiedervereinigung 
 
Im Abschnitt 2.5.1 wurde dargelegt, dass das Lohnniveau in den neuen Ländern in den 
Jahren nach der Wiedervereinigung sehr rasch gestiegen ist, wobei die Lohnzuwächse 
deutlich oberhalb des Produktivitätsfortschritts lagen. Dies dürfte maßgeblich zu der 
dortigen hohen Arbeitslosigkeit beigetragen haben. Ursprünglich wurde in der Mehrzahl 
der Tarifverträge sogar eine vollständige Angleichung der Löhne an das Westniveau bis 
                                                 
402  Vgl. ebenda, S. 380f. 
403  S. den Abschnitt 2.4.1. 
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1994 vereinbart.404 Dieses Ziel wurde zwar später relativiert, dennoch liegt die 
Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland bis heute weit über dem Niveau der alten Länder.405 
In der Literatur findet sich eine Reihe ökonomischer Argumente, die das Gewerk-
schaftsverhalten nach der Wiedervereinigung erklären sollen. 
 
Nach einem häufig diskutierten Argumentationsstrang ist die Vereinbarung hoher 
Löhne in Ostdeutschland vorrangig darauf zurückzuführen, dass die dortigen Arbeit- 
nehmer in den Tarifverhandlungen durch westdeutsche Gewerkschaftsfunktionäre 
vertreten wurden, die sich vor allem an den Interessen ihrer Mitglieder in den alten 
Ländern orientierten. Für letztere hätte nach der hier geschilderten Meinung die Gefahr 
bestanden, dass infolge der zu erwartenden Ost-West-Migrationsströme bei großen 
Unterschieden in der Entlohnung das Lohniveau in Westdeutschland unter Druck 
geraten wäre und sie dementsprechend Einkommens- oder Arbeitsplatzverluste hätten 
hinnehmen müssen. Die Setzung hoher Löhne in den neuen Ländern hatte nach dieser 
Argumentation also vorrangig das Ziel, die Migration ehemaliger DDR-Bürger nach 
Westen einzudämmen.406 
 
Die Wechselwirkungen zwischen Migration und Gewerkschaftsverhalten sind in der 
theoretischen Literatur bisher relativ wenig untersucht worden. Die Mehrzahl der 
vorhandenen Modelle, die die beiden oben genannten Aspekte betrachtet, geht von 
einem exogen gegebenen Einwanderungsstrom aus, der durch die gewerkschaftliche 
Lohnsetzung nicht beeinflusst wird.407 Ein Modell, das die Rückwirkungen des 
Gewerkschaftsverhaltens auf die Migration von einer ärmeren in eine reichere Region 
mit höherem Lohnniveau endogenisiert, stammt von Burda und Funke (1993). Dieses 
hat tatsächlich zum Ergebnis, dass es für eine in beiden Regionen agierende 
Monopolgewerkschaft optimal ist, das Lohndifferential zwischen den Regionen 
gegenüber einer Situation mit interregional immobilen Arbeitern zu reduzieren.408  
 
Zur Erklärung des Gewerkschaftsverhaltens in Ostdeutschland erscheint es jedoch kaum 
geeignet, da es davon ausgeht, dass keine Arbeitslosenversicherung existiert und 
                                                 
404  Vgl. Burda / Funke (2001), S. 33; Franz / Steiner (2000), S. 241; Paqué (2001), S. 55ff. 
405  S. den Abschnitt 2.5.1. 
406  Vgl. Sinn (2000), S. 310; Burda / Funke (2001), S. 33 und 35; Paqué (2001), S. 62. 
407  Zu nennen sind die Modelle von Schmidt / Stilz / Zimmermann (1994), Winter-Ebmer / Zweimüller 
(1996) und Fuest / Thum (2000; 2001). 
408  Vgl. Burda / Funke (1993), S. 545f. 
2   Institutionelle, theoretische und empirische Grundlagen   98
dementsprechend nicht abbildet, dass die Sozialtransfers an die ostdeutschen 
Erwerbslosen zu einem großen Anteil durch westdeutsche Sozialversicherungsbeiträge 
und Steuerzahlungen finanziert werden. Berücksichtigt man diese Tatsache, dürften 
westdeutsche Arbeitnehmer wenig Interesse an der empirisch beobachtbaren hohen 
Arbeitslosigkeit in den neuen Ländern haben. Zudem lassen sich Migrationsströme 
ostdeutscher Arbeitsloser durch hohe Löhne in ihrer Heimat nicht dauerhaft verhindern, 
wenn sie dort keine Beschäftigung finden, wie der rapide Anstieg der Wanderungs-
salden zwischen neuen und alten Bundesländern seit 1998409 verdeutlicht. Eine weitere 
Schwäche des Modells von Burda und Funke ist, dass nach diesem eine Senkung der 
Löhne in den alten Bundesländern hätte beobachtbar sein müssen, die tatsächlich nicht 
erfolgte.410 Aufgrund der genannten Kritikpunkte erscheint das Migrationsargument 
insgesamt kaum geeignet, das Gewerkschaftsverhalten aus einem ökonomischen Opti-
mierungskalkül heraus zu erklären.411 
 
Ein weiterer Erklärungsansatz für die zu Anfang der neunziger Jahre vereinbarten hohen 
Tariflöhne in Ostdeutschland beruht auf der Tatsache, dass die ostdeutschen Arbeit-
geber zu diesem Zeitpunkt vor allem durch die Treuhandanstalt repräsentiert wurden. 
Diese hatte nur ein vergleichsweise niedriges Interesse an moderaten Lohnzuwächsen, 
da sie im Gegensatz zu privaten Unternehmern keine Gewinne am Markt erzielen 
musste, sondern ihre Verluste durch den Staat getragen wurden. Die Vereinbarung 
größerer Lohnsteigerungen bewirkte somit praktisch zwangsläufig eine Erhöhung der 
staatlichen Subventionen an die Treuhandanstalt.412 Wie ein Right-to-Manage-Modell 
von Burda und Funke (1993) zeigt, führt die Zahlung von Subventionen in diesem 
Rahmen c.p. zu einer Erhöhung der im Verhandlungsprozess vereinbarten Tariflöhne,413 
was die oben genannten Überlegungen auch aus theoretischer Sicht stützt.  
 
Allerdings ist zu kritisieren, dass dieses Argument die Treuhandanstalt als selbständigen 
Akteur betrachtet, der die negativen Rückwirkungen seines Handelns auf das staatliche 
Budget nicht beachtet. Inwieweit dies realistisch ist, erscheint zumindest fraglich. 
Zudem ist der Fokus des Argument sehr kurzfristig und infolgedessen kann es auch  
                                                 
409  S. den Abschnitt 2.4.1. 
410  Vgl. Burda / Funke (1993), S. 547. 
411  Diese Meinung vertritt auch Paqué (2001), S. 62. 
412  Vgl. Paqué (2001), S. 64f. 
413  Vgl. Burda / Funke (1993), S. 549ff. 
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nicht als Erklärungsansatz dafür dienen, warum die ostdeutschen Löhne bis heute auf 
ihrem überhöhtem Niveau verharren. 
 
Eine weitere, ebenfalls kurzfristig orientierte und deshalb nicht zur ökonomischen 
Erklärung der Lohnentwicklung bis heute geeignete Überlegung führt das Verhalten der 
Gewerkschaften darauf zurück, dass diese ohnehin davon ausgingen, dass eine Vielzahl 
ostdeutscher Arbeitnehmer arbeitslos werden würde. Infolgedessen kann die Setzung 
hoher Löhne als Versuch angesehen werden, den vertretenen Arbeitern in den 
Folgeperioden möglichst hohe Lohnersatzleistungen zu sichern,414 die allerdings nach 
Ablauf der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes I bzw. früher der Arbeitslosenhilfe 
nicht mehr an den zuletzt erhaltenen Lohn gekoppelt sind. Die inzwischen sehr 
zahlreichen ostdeutschen Langzeitarbeitslosen tangiert dieses Argument folglich nicht. 
 
Auch das Humankapitalargument ist, wie im Abschnitt 2.5.3 ausgeführt, wenig über-
zeugend. Insgesamt lässt sich deshalb zusammenfassend festhalten, dass das Gewerk-
schaftsverhalten in den neuen Ländern schwerlich durch in längerfristiger Perpektive 
tragfähige ökonomische Optimierungsüberlegungen zu erklären ist.415 Nach Paqué 
(2001) ist es vermutlich eher auf von den Gewerkschaften vertretene, in der Bevöl-
kerung weit verbreitete Gerechtigkeitsvorstellungen zurückzuführen, nach denen das 
Prinzip „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ gelten sollte. Dieses Prinzip kann auch als 
Erklärungsansatz dafür dienen, warum die Tariflöhne innerhalb Westdeutschlands seit 
Jahrzehnten trotz vorhandener struktureller Unterschiede kaum regional differenziert 
werden – insofern wurde es anscheinend lediglich auf die neuen Länder übertragen und 
die Folgen dieser Politik auf die Allgemeinheit abgewälzt.416 
 
 
2.6 Zusammenfassende Beurteilung und Schlussfolgerungen 
 
Im Rahmen der vorhergehenden Abschnitte dieses Kapitels wurde ein Überblick über 
den derzeitigen Stand der Forschung zum Thema der Arbeit gegeben. Bisher existieren 
nur relativ wenige wachstumstheoretische Mehr-Regionen-Modelle, mit Hilfe derer die  
                                                 
414  Vgl. Burda / Funke (1993), S. 551; Paqué (2001), S. 65ff. 
415  Vgl. Paqué (2001), S. 80. 
416  Vgl. ebenda, S. 67ff. 
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Auswirkungen distributiv orientierter Finanzausgleichsmaßnahmen während des 
Konvergenzprozesses von Regionen untersucht werden können. Diese wurden in den 
Abschnitten 2.3.1, 2.3.2 und 2.5.4 vorgestellt. Ein alternativer Ansatz ist das 
spieltheoretische Modell von Kessler und Hansen,417 das aufgrund seiner sehr restrik-
tiven, kritikwürdigen Annahmen aber vorrangig aus rein theoretischer Sicht interessant 
erscheint. 
 
In Beiträgen von Kellermann und Schmidt418 sowie Homburg419 wird von einer 
neoklassischen gesamtwirtschaftlichen Produktionsfunktion ausgegangen. Die aus der 
endogenen Wachstumstheorie stammende, in der zweiten Simulation von Kellermann 
und Schmidt sowie den Modellen von Thomas und Funke und Strulik angenommene 
Produktionsfunktion mit konstanten Skalenerträgen in den akkumulierbaren Faktoren ist 
hingegen zu kritisieren, da sie für großräumigere Regionen wie deutsche Flächenländer 
oder europäische Staaten, die im Mittelpunkt dieser Arbeit stehen, nicht mit der 
Empirie420 in Einklang steht. Da sie die Konvergenzeigenschaften des jeweiligen Mo-
dells maßgeblich beeinflusst, kommt der Wahl der Produktionsfunktion entscheidende 
Bedeutung zu.421 Beispielsweise würde in den Modellen der endogenen Wachstums-
theorie, die in den Abschnitten 2.3.2 und 2.5.4 dargestellt wurden, ohne Finanzausgleich 
kein Konvergenzprozess zustande kommen, was für die betrachtete Art von Regionen 
nicht der beobachtbaren Realität entspricht. Deshalb wird in den im folgenden Kapitel 3 
entwickelten Modellvarianten eine neoklassische Produktionsfunktion unterstellt. 
 
Wie im Abschnitt 2.2.4 verdeutlicht wurde, ist ein auf einer neoklassischen 
Produktionsfunktion basierender Modellrahmen allerdings zur Untersuchung dynami-
scher Entwicklungen auf kleinräumigerer Ebene (z.B. Kreise oder Gemeinden) weniger 
geeignet, da dort Tendenzen zur Divergenz bestehen können. Zudem wird im Folgenden 
immer von hinreichend ähnlichen Regionen ausgegangen. Bei großen strukturellen 
Unterschieden, insbesondere in der sozialen Infrastruktur,422 ist häufig keine Konver-
genz der ökonomischen Wohlstandsindikatoren der betrachteten Regionen zu 
                                                 
417  S. den Abschnitt 2.3.3. 
418  S. den Abschnitt 2.3.1. 
419  S. den Abschnitt 2.3.2. 
420  S. den Abschnitt 2.2.3. 
421  S. die Abschnitte 2.2.2 und 2.3.2. 
422  S. ebenfalls den Abschnitt 2.2.4 
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beobachten,423 so dass die Ergebnisse des im Kapitel 3 entwickelten Modells, das 
weitgehende strukturelle Gleichheit unterstellt, nicht auf Regionen mit starken 
Abweichungen in den Strukturparametern oder kleinräumige Einheiten innerhalb der 
betrachteten Regionen übertragen werden sollten. 
 
Der Finanzausgleich wird wie im Modellrahmen von Kellermann und Schmidt als rein 
finanzkraftorientiert modelliert und führt zu einer vollständigen Angleichung der Pro-
Kopf-Staatseinnahmen der analysierten Regionen. Diese Wahl des Finanzausgleichs-
systems erfolgt zum einen aufgrund der Tatsache, dass es sich beim deutschen 
Länderfinanzausgleich, abgesehen von den Einwohnerwertungen, die für den Konver-
genzprozess zwischen alten und neuen Bundesländern nur eine untergeordnete Rolle 
spielen, um ein finanzkraftorientiertes System handelt, das zu einer fast vollständigen 
Angleichung der Einnahmen pro Einwohner führt.424 Zum anderen gewährleistet die 
Untersuchung eines solchen Finanzausgleichs die Vergleichbarkeit der Ergebnisse mit 
den vorhandenen Arbeiten von Homburg sowie Kellermann und Schmidt. 
 
Es ist anzumerken, dass Finanzausgleichsleistungen die Konvergenz von Regionen nur 
dann befördern können, wenn sie die Empfängerregion tatsächlich wachstumssteigernd 
einsetzt. Wie die Ergebnisse empirischer Untersuchungen zeigen, ist dies in der Realität 
nicht immer der Fall.425 Insofern sollten sowohl die Analysen in den vorhandenen, in 
den Abschnitten 2.3.1 und 2.3.2 dargestellten Modellen als auch in dem im Folgenden 
entwickelten neuen Rahmen426 als Benchmarks verstanden werden, die einen möglichst 
produktiven Einsatz der empfangenen Transfers voraussetzen. 
 
Im Abschnitt 2.4 wurde verdeutlicht, dass Investitionsanpassungskosten und Wohnsitz-
präferenzen mobiler Haushalte einen wesentlichen Einfluss auf den Verlauf von 
Konvergenzprozessen und deshalb mit großer Wahrscheinlichkeit auch auf die 
Wirkungen von Finanzausgleichsmaßnahmen haben können. Beide Aspekte sind in den 
bisher existierenden Modellen427 nicht berücksichtigt worden, sondern es wurde 
vielmehr von Extremfällen vollkommen immobiler oder vollkommen und kostenlos 
                                                 
423  S. den Abschnitt 2.2.3. 
424  S. den Abschnitt 2.1.2. Die Transfers in die neuen Länder gehen allerdings weit über die Leistungen 
aus dem Länderfinanzausgleich hinaus; s. hierzu den Abschnitt 2.1.3. 
425  S. den Abschnitt 2.3.4. 
426  Zu Simulationsanalysen in Varianten dieses Modells s. das Kapitel 4. 
427  S. die Abschnitte 2.3.1, 2.3.2 und 2.5.4. 
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mobiler privater Produktionsfaktoren ausgegangen. Aufgrund der potentiellen großen 
Bedeutung von Anpassungskosten werden diese in das im Folgenden entwickelte 
Modell explizit integriert, um die vorhandene Lücke in der Forschung zu schließen.428 
 
Für den Spezialfall des Konvergenzprozesses zwischen den neuen und den alten 
Bundesländern dürften auch Arbeitsmarktunvollkommenheiten, insbesondere kollektiv 
vereinbarte Löhne, eine bedeutende Rolle spielen, da infolge der hohen Arbeitslosigkeit 
in Ostdeutschland eine Verlangsamung des Konvergenzprozesses zu erwarten ist,429 
was sich höchstwahrscheinlich auch auf das Ausmaß der Ost-West-Migration auswirken 
wird. Bisher sind gewerkschaftlich gesetzte Löhne nur in dem Modell von Funke und 
Strulik berücksichtigt worden und auch hier nur in sehr einfacher, nicht mikroökono-
misch fundierter Form. Zudem ist das Modell, wie oben bereits festgestellt, aufgrund 
seiner Produktions- und Mobilitätsannahmen zu kritisieren und erscheint deshalb wenig 
geeignet, die Auswirkungen des Finanzausgleichs im Konvergenzprozess zwischen Ost- 
und Westdeutschland einigermaßen korrekt abzubilden. Deshalb werden im Kapitel 3 
auch Modellvarianten entwickelt, die Arbeitsmarktunvollkommenheiten in Form 
gewerkschaftlich festgelegter Löhne berücksichtigen.430 
 
Da bereits die Simulation von Kellermann und Schmidt431 Hinweise darauf liefert, dass 
die durch den Finanzausgleich ausgelösten Wohlfahrtswirkungen nicht in jeder Periode 
gleichgerichtet sein müssen, wird es sich bei dem im Folgenden entwickelten Modell 
um ein Modell überlappender Generationen handeln, denn dieses bietet gegenüber 
einem an das Ramsey-Cass-Koopmans Modell angelehnten Rahmen den Vorteil, dass 
generationenspezifische Auswirkungen der interregionalen Transfers analysiert werden 
können. Im nachfolgenden Abschnitt 3.1 wird die Basisversion des Modells vorgestellt, 
die zunächst noch von interregional immobilen privaten Produktionsfaktoren und 
vollkommenen Arbeitsmärkten ausgeht. In den Abschnitten 3.3 bis 3.6 wird das Modell 
dann schrittweise um Investitionsanpassungskosten, heterogene Wohnsitzpräferenzen 
und Arbeitsmarktunvollkommenheiten erweitert. 
                                                 
428  S. die Abschnitte 3.3 und 3.4. 
429  S. die im Abschnitt 2.5.4 dargestellten Ergebnisse im Modell von Funke und Strulik. 
430  S. die Abschnitte 3.5 und 3.6. 
431  S. den Abschnitt 2.3.1. 
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3 Varianten eines Zwei-Regionen-Generationenmodells mit 
Finanzausgleich 
 




Nachfolgend wird zunächst die Basisversion des Zwei-Regionen-Generationenmodells 
mit produktiv verwendeten Staatsausgaben und interregionalem Finanzausgleich 
entwickelt, die die theoretische Grundlage für die im Abschnitt 4.2 durchgeführte 
Basissimulation bildet und die in den Abschnitten 3.3 bis 3.6 um Anpassungskosten und 
Arbeitsmarktunvollkommenheiten erweitert wird. Die Beschränkung auf produktiv 
verwendete Staatsausgaben erfolgt, da diese nach herrschender Meinung besonders dazu 
geeignet sind, den Verlauf von Konvergenzprozessen positiv zu beeinflussen.432 Nach 
der Entwicklung des Basismodells erfolgt im Abschnitt 3.2 die Vorstellung der Maße, 
die in den Simulationen des Kapitels 4 zur Beurteilung der Auswirkungen des 
Finanzausgleichs dienen werden. 
 
Im Grundmodell werden wie in der Simulation von Kellermann und Schmidt433 zwei 
strukturell identische, grundsätzlich als geschlossene Volkswirtschaften modellierte 
Regionen betrachtet, die nur über den Finanzausgleich miteinander verbunden sind. Der 
einzige Unterschied zwischen beiden Regionen besteht in ihrer voneinander 
differierenden Anfangs-Kapitalausstattung. 
 
Die gleichartigen privaten Haushalte ziehen ihren Nutzen sowohl in der Jugend- als 
auch in der Altersperiode aus den jeweils konsumierten privaten Gütern, die sie aus 
ihrem Lebenszeitbudget finanzieren. Die Produktion des homogenen Outputs wird 
durch die auch von Kellermann und Schmidt verwendete Produktionsfunktion 
abgebildet. Die öffentlich bereitgestellten Inputs sind als Stromgröße modelliert.434 Es 
                                                 
432 S. hierzu die Abschnitte 2.1.3 und 2.3.4. Zu einem abweichenden Ergebnis gelangt u.U. das im 
Abschnitt 2.4.5 beschriebene Modell von Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003). 
433  S. Abschnitt 2.3.1. 
434  Die Modellierung als Stromgröße erscheint im hier vorgestellten Modellrahmen wenig problematisch, 
da die Periodenlänge im Generationenmodell ca. 30 Jahre beträgt und der größte Teil des staatlichen 
Kapitalstocks innerhalb eines solch langen Zeitraum abgeschrieben werden dürfte. 
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wird angenommen, dass sie die Effizienz der beiden privaten Produktionsfaktoren 
Arbeit und privates Kapital dergestalt steigern, dass diesen die eigentlich dem staatlich 
angebotenen Produktionsfaktor zuzurechnende Rente zufällt. 
 
Im Basisfall ohne Finanzausgleich finanzieren beide Regionen ihre Staatsausgaben 
durch die Erhebung einer einheitlichen, proportionalen Steuer auf Bruttozinsen und 
Löhne, die formal einer proportionalen Outputsteuer entspricht. Im Fall mit Finanz-
ausgleich erfolgt eine Transferierung eines Teils des Steueraufkommens der reicheren 
Region in die ärmere, wobei der betrachtete Finanzausgleich in Anlehnung an das 
System des deutschen Länderfinanzausgleichs so gestaltet ist, dass beiden Regionen 




3.1.2 Der Haushaltssektor 
 
Da angenommen wird, dass die in beiden Regionen lebenden privaten Haushalte 
identische Präferenzen aufweisen, ist es möglich, die nachfolgenden Analysen – ent-
sprechend der in der Literatur üblichen Vorgehensweise435 – auf einen in Periode t 
geborenen und in Region j lebenden repräsentativen Haushalt, dessen Lebensdauer 
annahmegemäß zwei Perioden umfasst, zu beschränken. Dieser konsumiert in der 
Jugendperiode t private Güter in Höhe von j1,tc  und in der Altersperiode t+1 in Höhe 
von j2,t 1c + . Die aufgrund der angenommenen strukturellen Identität in beiden Regionen 
gleich hohe Einwohnerzahl in Periode t setzt sich aus der Anzahl tL  der dort lebenden 
jungen Haushalte und derjenigen der alten Haushalte, t 1L − , zusammen.  
 
In der Jugendperiode t bietet der Haushalt preisunelastisch eine Einheit Arbeit an, wofür 
er mit einem Arbeitsentgelt in Höhe von jtw  entlohnt wird. Den nach Abzug der 
Lohnsteuer verbleibenden Nettolohn ( ) jt1 w− τ ⋅  teilt er auf Jugendkonsum j1,tc  und 
Ersparnis j1,ts  auf. Den Konsum privater Güter in der Altersperiode t 1+ , j2,t 1c + ,  
                                                 
435  Vgl. Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 190f.; Romer (2001), S. 76ff.; Auerbach / Kotlikoff (1987), S. 
17f. 
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finanziert er aus seinen verzinsten Ersparnissen der Vorperiode. Der diesbezüglich 
maßgebliche Nettozins entspricht dem versteuerten Bruttozins ( ) jt 11 r +− τ ⋅  abzüglich der 
Abschreibungsrate δ .436 Die vom repräsentativen Haushalt zu beachtenden perioden-
spezifischen Budgetrestriktionen lauten folglich 
 
(65) ( ) j j jt 1,t 1,t1 w c s− τ ⋅ = +  
 
für die Jugendperiode und 
 
(66) ( )( )j j j1,t t 1 2,t 1s 1 1 r c+ +⋅ + − τ ⋅ − δ =  
 
für die Altersperiode. Die Gleichungen (65) und (66) lassen sich zur intertemporalen 
Budgetrestriktion 
 














Der Gesamtnutzen jtu  des Haushalts ergibt sich annahmegemäß aus der unten-
stehenden, in Anlehnung an Kitterer (1994b)437 spezifizierten Nutzenfunktion vom 
Cobb-Douglas-Typ: 
 
(68) ( ) ( )a 1 aj j jt 1,t 2,t 1u c c −+= ⋅   mit  0 a 1< < . 
 
Das sich bezüglich der nutzenmaximierenden Aufteilung des Lebenszeitbudgets (67) 
ergebende Optimierungsproblem ist mit Hilfe eines Lagrange-Ansatzes lösbar. Die 
partiellen Ableitungen der zu optimierenden Lagrangefunktion 
 
(69) ( ) ( ) ( ) ( )
j
a 1 a 2,t 1j j j j j j
t 1,t 2,t 1 t t 1,t j
t 1
c





⎡ ⎤Λ = ⋅ + ω − τ ⋅ − −⎢ ⎥+ − τ ⋅ − δ⎣ ⎦
 
 
nach j1,tc  und 
j
2,t 1c +  lauten 
 






∂Λ = ⋅ ⋅ − ω∂   und 
                                                 
436  Vgl. Maußner / Klump (1996), S. 133. 
437  Vgl. Kitterer (1994b), S. 165. 
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(71) ( ) ( ) ( ) ( )
j ja aj jt t
1,t 2,t 1j j
2,t 1 t 1
1 a c c




∂Λ ω= − ⋅ ⋅ −∂ + − τ − δ . 
 
Durch Nullsetzen und anschließendes Gleichsetzen von (70) und (71) erhält man nach 
einigen weiteren Rechenschritten schließlich die folgenden nutzenmaximierenden 
Optimalwerte für den Jugendkonsum privater Güter j1,tc , die Ersparnis eines jungen 
Haushalts j1,ts  und den Alterskonsum privater Güter 
j
2,t 1c + :
438 
 
(72) ( )j j1,t tc a 1 w= ⋅ − τ ⋅  
(73) ( ) ( )j j1,t ts 1 a 1 w= − ⋅ − τ ⋅  
(74) ( ) ( ) ( )j j j2,t 1 t 1 tc 1 1 r 1 a 1 w+ +⎡ ⎤= + − τ ⋅ − δ ⋅ − ⋅ − τ ⋅⎣ ⎦ . 
 
 
3.1.3 Der Produktionsbereich 
 
Die Erstellung des homogenen, sowohl investiv als auch konsumtiv verwendbaren 
Outputs jtY  erfolgt in der betrachteten Region j durch den Einsatz der auch von 
Kellermann und Schmidt in ihrer Simulation zugrunde gelegten439 Cobb-Douglas-
Produktionstechnik 
 
(75) ( ) ( ) ( )1j j jt t t tY L K Gα β−α−β= ⋅ ⋅  mit     0, >βα      und     1<β+α  
 
bzw. in Pro-Kopf-Schreibweise 
 
(76) ( ) ( )j j jt t ty k gα β= ⋅ . 
 
Die in Periode t in die Produktionsfunktion der Region j eingehende Arbeitsmenge tL  
ist identisch mit der dort dann lebenden Anzahl junger Haushalte, da letztere 
preisunelastisch jeweils eine Einheit Arbeit anbieten.440 Aufgrund der Modellierung als 
Stromgröße und der Periodenlänge von ca. 30 Jahren kann die bereitgestellte Menge des 
staatlich angebotenen Produktionsfaktors jtG  als Kapitalstock mit einer Nutzungsdauer 
von einer Periode interpretiert werden. 
                                                 
438 Vgl. Kitterer (1994b), S. 166. 
439  Vgl. Kellermann (1998), S. 87ff. und S. 142; Schmidt (1997), S. 76. S. hierzu auch Abschnitt 2.3.1. 
440  S. den vorhergehenden Abschnitt 3.2. 
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Für die Nutzung der von ihm bereitgestellten Leistungen, beispielsweise der 
Verkehrsinfrastruktur, erhebt der Staat häufig keine oder zumindest keine 
kostendeckenden Entgelte. Deshalb soll im folgenden angenommen werden, dass dem 
als Inputfaktor an der Produktion beteiligten öffentlichen Kapitalstock jtG  keine Rente 
zufließt, deren Höhe sich in einer wettbewerblichen Wirtschaft entsprechend seiner 
Grenzproduktivität bemessen müsste,441 sondern dass dieser vielmehr die Effizienz der 
übrigen beiden Produktionsfaktoren Arbeit und privates Kapital steigert. Dies lässt sich 
in der folgenden Form abbilden, wobei jtN  und 
j
tQ  die Einsatzmengen der 
Produktionsfaktoren Arbeit und privates Kapital, gemessen in Effizienzeinheiten, 
bezeichnen:442 
 
(77) ( ) ( )1j jt t tN L G −φφ= ⋅   mit  0< φ <1 
(78) ( ) ( )1j j jt t tQ K Gν −ν= ⋅   mit  0< ν <1. 
 
j
tN  und 
j
tQ  fließen als Inputfaktoren in die nachstehende, zu (75) äquivalente linear-
homogene Cobb-Douglas-Produktionsfunktion ein:443 
 
(79) ( ) ( )1j j jt t tY N Q−α−β αφ ν= ⋅   mit  11 =να+φ β−α− . 
 
Des Weiteren wird angenommen, dass die Wirtschaft in beiden betrachteten Regionen 
wettbewerblich organisiert ist, sodass die Entlohnung der in Effizienzeinheiten gemes-
senen Produktionsfaktoren jtN  und 
j
tQ  entsprechend ihrer Grenzproduktivität erfolgt. 
Berücksichtigt man, dass die Gesamtsumme der Arbeitsentgelte dem Produktionsfaktor 
Arbeit und die Gesamtsumme der Bruttozinsen dem Produktionsfaktor privates Kapital 
zufließt, ergeben sich die folgenden Werte für den Lohnsatz jtw , den ein Arbeiter bzw. 
ein junger Haushalt erhält, und für den auf eine Einheit des insgesamt eingesetzten 





(80) j jt t
1w y− α −β= ⋅φ  
                                                 
441  Vgl. Kitterer (1994b), S. 167. 
442  Vgl. Carlberg (1988), S. 20; Michaelis (1989), S. 38. 
443  Vgl. Carlberg (1988), S. 20; Michaelis (1989), S. 38. 
444  Vgl. Carlberg (1988), S. 20, Michaelis (1989), S. 39f. 








α= ⋅ν . 
 
Die Summe aus Löhnen und Bruttozinsen innerhalb einer Region j, j j jt t t tw L r K⋅ + ⋅ , 
entspricht gemäß dem Euler-Theorem für linear-homogene Produktionsfunktionen dem 
dortigen gesamtwirtschaftlichen Output jtY . 
 
 
3.1.4 Der Staatssektor 
 
Fall ohne Finanzausgleich 
 
Es wird angenommen, dass die Finanzierung der Staatsausgaben, die annahmegemäß 
ausschließlich produktiv verwendet werden, über die Erhebung einer proportionalen 
Steuer mit dem Steuersatz τ auf Löhne und Bruttozinsen erfolgt, die aufgrund der 
Gültigkeit des Euler-Theorems formal einer proportionalen Outputsteuer entspricht. Im 
Fall ohne interregionale Finanztransfers steht der Regierung der Region j das auf ihrem 
Gebiet vereinnahmte Steueraufkommen jtYτ ⋅  zur Verfügung, so dass sie sich der 
folgenden Budgetrestriktion gegenübersieht: 
 
(82) j jt tY Gτ ⋅ = . 
 
Teilt man Gleichung (82) durch die Anzahl tL  der Arbeiter und setzt sie dann in die 
Produktionsfunktion (75)445 ein, erhält man den folgenden Ausdruck: 
 
(83) ( ) ( )j j jt t ty k yα β= ⋅ τ ⋅ . 
 
Nach Auflösung nach jty  ergibt sich aus Gleichung (83) die untenstehende 
Arbeitsproduktivitätsfunktion (84) der Region j:446 
 
(84) ( ) ( ) ( )1 1j jt ty k α −β β −β= ⋅ τ . 
 
 
                                                 
445  S. den vorhergehenden Abschnitt 3.1.3. 
446  Vgl. hierzu Kellermann (1998), S. 87f.; Schmidt (1997), S. 77f. 
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Fall mit finanzkraftorientiertem Finanzausgleich 
 
Bei der Einführung von Finanzausgleichmaßnahmen zwischen den beiden Regionen 
kommt es gegenüber dem Fall ohne Finanzausgleich zu Veränderungen, die im 
Folgenden dargestellt werden sollen. Der hier betrachtete, in Anlehnung an den horizon-
talen Länderfinanzausgleich i.e.S. modellierte finanzkraftorientierte Finanzausgleich447 
bewirkt eine vollständige Angleichung des Niveaus der öffentlichen Einnahmen in den 
zwei betrachteten Regionen. Dies wird dadurch erreicht, dass die in Periode t mit einer 
höheren Kapitalintensität ausgestattete reichere Region II aus ihrem höheren 
Steueraufkommen einen sich endogen ergebenden Anteil tσ < τ  des erwirtschafteten 
Outputs IItY  in die ärmere Region I transferiert. Die Höhe der Transferquote tσ  ist so 
bemessen, dass die untenstehende Gleichung (85) erfüllt wird: 
 
(85) ( ) II I IIt t t t tY Y Yτ − σ ⋅ = τ ⋅ + σ ⋅ . 
 
Auf der linken Seite dieser Gleichung steht das nach Finanzausgleich in der reicheren 
Region II verbleibende Steueraufkommen, aus der rechten Seite geht hervor, dass die 
sich aus dem eigenen Steueraufkommen ItYτ ⋅  und dem Transferbetrag IIt tYσ ⋅  
zusammensetzenden Einnahmen der ärmeren Region I nach Finanzausgleich dieselbe 
Höhe erreichen. 
 
Da beiden Regionen die Hälfte des in der gesamten Föderation erzielten 
Steueraufkommens I IIt tY Yτ ⋅ + τ ⋅  zufließt, lässt sich die Höhe jtG  der in Region j 
produktiv verwendeten Ausgaben mit Hilfe der untenstehenden Formel ausdrücken: 
 
(86) 





τ ⋅ +=  
 
Ersetzt man in dieser Gleichung die Outputniveaus ItY  und 
II
tY  durch die regionalen 
Produktionsfunktionen gemäß Gleichung (75)448, erhält man den folgenden Ausdruck: 
 
                                                 
447  Die Modellierung erfolgt nach dem Vorbild von Kellermann (1998), S. 141f. und Schmidt (1997), S. 
83f. 
448  S. Abschnitt 3.1.3. 
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(87) ( ) ( ) ( ) ( ) ( )1 1j j I IIt t t t t tG G K L K L2 β α α−α−β −α−βτ ⎡ ⎤= ⋅ ⋅ ⋅ + ⋅⎢ ⎥⎣ ⎦  
 
bzw. aufgelöst nach jtG : 
(88) ( ) ( ) ( ) ( )
1
11 1j I I II II
t t t t tG K L K L2
−βα −α−β α −α−βτ⎡ ⎤⎡ ⎤= ⋅ ⋅ + ⋅⎢ ⎥⎢ ⎥⎣ ⎦⎣ ⎦ . 
 
Die rechte Seite der Gleichung (88) enthält nur noch bekannte Größen. Setzt man sie in 
Gleichung (75)449 ein, gelangt man zur Produktionsfunktion (89) einer Region j unter  
Berücksichtigung des finanzkraftorientierten Finanzausgleichs: 
 
(89) ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 11 1 1i i i I I II IIt t t t t t tY K L K L K L2
β
−βα −α−β α −α−β α −α−βτ⎡ ⎤⎡ ⎤= ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ + ⋅⎢ ⎥⎢ ⎥⎣ ⎦⎣ ⎦ . 
 
 
3.1.5 Das Kapitalmarktgleichgewicht 
 
Ein Gleichgewicht auf dem privaten Kapitalmarkt der Region j in Periode t ist durch die 
Übereinstimmung von Kapitalangebot und -nachfrage gekennzeichnet. Während sich 
das Kapitalangebot aus den Ersparnissen j j1,t 1,t tS s L= ⋅  der jungen Generation450 und j2,tS  
der alten Generation zusammensetzt, entspricht die Kapitalnachfrage den Bruttoinvesti-
tionen im Produktionsbereich.451 Letztere ergeben sich als Summe aus den Netto-
investitionen j jt 1 tK K+ −  und den Abschreibungen jtKδ ⋅ . Es gilt also die folgende 
Gleichung:452 
 
(90) j j j j jt 1 t t 1,t 2,tK K K S S+ − + δ ⋅ = + . 
 
Die Annahme, dass die in Periode t 1−  geborene alte Generation ihre vorhandenen 
Ersparnisse in Periode t auflöst,453 impliziert, dass der am Anfang der Folgeperiode 
t 1+  vorhandene Kapitalstock jt 1K +  sich vollständig im Eigentum der in Periode t 
jungen Generation befindet. Folglich besteht eine Identität zwischen den Ersparnissen 
                                                 
449  S. Abschnitt 3.1.3. 
450  Zur Ersparnisbildung der jungen Generation s. Abschnitt 3.1.2. 
451  Zum Produktionsbereich s. Abschnitt 3.1.3. 
452  Vgl. Auerbach / Kotlikoff (1987), S. 18; Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 193. 
453  S. Abschnitt 3.1.2. 
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j
1,tS  der jungen Generation und dem hieraus finanzierten Kapitalstock 
j
t 1K + :
454 
 
(91) j jt 1 1,tK S+ = . 
 
Die Höhe der Ersparnisse der in Periode t alten Generation ergibt sich dann aus den 
Gleichungen (90) und (91) als Restgröße mit negativem Vorzeichen: 
 
(92) ( ) j jt 2,t1 K S− − δ ⋅ = . 
 
Gleichung (92) lässt sich dahingehend interpretieren, dass die alte Generation den nach 
Abschreibungen verbliebenen Teil ihres in der Vorperiode gemäß Gleichung (92) 
angesammelten Kapitalvermögens an die junge Generation verkauft bzw. gegen 
Konsumgüter eintauscht.455 
 
Dividiert man Gleichung (91) durch die Anzahl tL  der jungen Haushalte, erhält man 
unter Berücksichtigung der Gleichungen (73)456 und (80)457 den nachstehenden 
Zusammenhang: 
 
(93) j jt 1 1,t
1k s
1 n+
= ⋅+ = ( ) ( ) jt
1 1 1 a 1 y
1 n
− α −β⋅ ⋅ − ⋅ − τ ⋅+ φ . 
 
Für den Basisfall ohne Finanzausgleich mit der Arbeitsproduktivitätsfunktion (84)458 ist 
auf Grundlage dieser Formel die folgende Transitionsgleichung bestimmbar, die die 
Entwicklung der Kapitalintensität i 1tk +  in Abhängigkeit vom Wert 
i
tk  der Vorperiode 
angibt:459 
 
(94) ( ) ( )( ) ( ) ( )1 / 1j jt 1 t1 1k 1 a 1 k1 n α −β β −β+ − α − β= ⋅ ⋅ − ⋅ − τ ⋅ τ+ φ . 
 
                                                 
454  Vgl. Kellermann (1998), S. 35; Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 193; Maußner / Klump (1996), S. 135; 
Romer (2001), S. 78. 
455  Vgl. Maußner / Klump (1996), S. 135. 
456  S. Abschnitt 3.1.2. 
457  S. Abschnitt 3.1.3. 
458  S. Abschnitt 3.1.4. 
459  Vgl. hierzu Kellermann (1998), S. 35f.; Barro / Sala-i-Martin (2004), S. 194; Maußner / Klump 
(1996), S. 135. 
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3.1.6 Analyse des Steady States 
 
Aus der rechten Seite von Gleichung (93)460 geht hervor, dass die Pro-Kopf-Ersparnis 
der jungen Generation einem bestimmtem Anteil der in der betrachteten Periode 
realisierten Arbeitsproduktivität entspricht. Diese Eigenschaft des hier präsentierten 
Generationenmodells stellt aufgrund der durch die Arbeitsproduktivitätsfunktion 
erfüllten Inada-Bedingungen461 sicher, dass nur ein Steady State existiert, auf den beide 
betrachteten Regionen zustreben. Das im zweiten Teil des Abschnitts 2.2.2 geschilderte 
Problem multipler Gleichgewichte tritt hier also nicht auf, sondern es findet zwischen 
beiden Regionen in jedem Falle ein Konvergenzprozess statt, der durch die Einführung 
von Finanzausgleichsmaßnahmen beschleunigt werden kann. 
 
Der Steady State im Generationenmodell ist dadurch gekennzeichnet, dass die dort 
realisierte Kapitalintensität einen im Zeitablauf konstanten Wert k* annimmt.462 
Befinden sich beide Regionen im Steady State, hat sich auch deren Wohlstandsniveau 
angeglichen und Finanzausgleichsmaßnahmen werden überflüssig.463 Folglich lässt sich 
die Steady-State-Kapitalintensität k* mit Hilfe der Formel (94) aus dem vorhergehenden 
Abschnitt 3.1.5 bestimmen, indem man dort die Kapitalintensitäten jtk  und 
j
t 1k +  durch 
den konstanten Steady-State-Wert k* ersetzt und die sich ergebende Gleichung 
anschließend nach k* auflöst. Man erhält: 
 
(95) ( ) ( ) ( )
1
1/ 1* 1 1k 1 a 1
1 n
−β
−α−ββ −β⎡ ⎤− α − β= ⋅ ⋅ − ⋅ − τ ⋅ τ⎢ ⎥+ φ⎣ ⎦ . 
 
Die Steady-State-Arbeitsproduktivität lässt sich danach durch Einsetzen dieses 
Ergebnisses in Gleichung (84)464 berechnen. 
 
                                                 
460  S. den vorhergehenden Abschnitt 3.1.5. 
461  S. hierzu Abschnitt 2.2.2. 
462  Vgl. Kellermann (1998), S. 36; Barro/Sala-i-Martin (2004), S. 194f.; Maußner/Klump (1996), S. 135f. 
463  Vgl. Kellermann (1998), S. 145ff..; Schmidt (1997), S. 96ff. 
464  S. Abschnitt 3.4. 
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3.2 Zur Messung der Auswirkungen des Finanzausgleichs 
 
3.2.1 Auswirkungen auf die Konvergenzprozesse 
 
Die Einführung des Finanzausgleichs hat Auswirkungen sowohl auf die Geschwindig-
keiten, mit der die beiden betrachteten Regionen zum Steady State konvergieren, als 
auch auf den Konvergenzprozess zwischen beiden Regionen. Zur Erfassung dieser 
Wirkungen werden die auch von Kellermann und Schmidt465 im Rahmen ihrer 
Simulation eingesetzten Maße, deren Besprechung bereits im Abschnitt 2.3.1 dieser 










+ −λ = −  
einer betrachteten Region j und zum anderen um den Aufholkoeffizienten 
 












der Arbeitsproduktivität in der ärmeren Region I gegenüber derjenigen in der reicheren 
Region II. 
 
Durch den Aufholkoeffizienten (97) können allerdings die sich infolge von 
Zinsänderungen ergebenden Wirkungen auf den Nutzen eines in Periode t geborenen 
Haushalts nicht erfasst werden. Deshalb wird im Rahmen der im vierten Kapitel 
durchgeführten Simulationen zusätzlich ein analog zu (81) konstruierter Aufhol-
koeffizient 
 












verwendet. Dieser gibt an, um wieviel Prozent sich die ursprünglich vorhandene 
Differenz der Lebenszeitnutzen von in verschiedenen Regionen lebenden, zum jeweils 
gleichen Zeitpunkt geborenen Wirtschaftssubjekten im Zeitablauf verringert hat. 
                                                 
465  Vgl. Kellermann (1998), S. 144f.; Schmidt (1997), S. 87ff. 
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3.2.2 Wohlfahrtswirkungen 
 
Mit der Einführung von Finanzausgleichsmaßnahmen sind in der ärmeren Region I, die 
Transfers erhält, positive und in der reicheren Region II, die Transferzahlungen leistet, 
negative Wohlfahrtswirkungen verbunden. Zur Messung dieser Wirkungen wird für 
jede in der jeweils betrachteten Region j lebende Generation ein Wohlfahrtsindikator 
j
tΩ  berechnet, der das Verhältnis der Nutzen in den Fällen mit Finanzausgleich (FA) 









Ω = . 
 
Der Indikator jtΩ  ist ein Maß dafür, auf wieviel Prozent des ursprünglichen Wertes 
( ) jt , FA1 w ¬− τ ⋅  das Lebenszeitbudget des repräsentativen Haushalts der Region j im 
Basisfall ohne Finanzausgleich unter sonst unveränderten Bedingungen, insbesondere 
unveränderten Preisen, hätte steigen oder sinken müssen, damit er genau dasselbe 
Nutzenniveau jt,FAu  wie im Fall mit Finanzausgleich realisiert hätte.
467 
 
Ein entsprechender Indikator tΩ  für die Ermittlung des über beide Regionen aggre-
gierten generationenbezogenen Gesamt-Wohlfahrtseffektes wird durch Aufsummieren 





















Ist der Wert von Gleichung (100) größer als 1, besagt dies im Regelfall, dass die 
Wohlfahrtsgewinne der im Zeitpunkt t geborenen und in der ärmeren Region I lebenden 
Haushalte mehr als ausreichend wären, um die zum selben Zeitpunkt in der reicheren 
Region II geborenen Haushalte für ihre durch den Finanzausgleich erlittenen 
Wohlfahrtsverluste entschädigen zu können. Allerdings konnte Boadway (1974) zeigen, 
dass sich Fälle konstruieren lassen, in denen trotz eines Wertes t 1Ω >  die 
                                                 
466  Vgl. Auerbach / Kotlikoff (1987), S. 74; Kitterer (1994b), S. 171. 
467  Vgl. Auerbach / Kotlikoff (1987), S. 74; Kitterer (1994b), S. 171. 
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Wohlfahrtsgewinne der von einer Politikmaßnahme profitierenden Haushalte nicht zur 
Kompensation der Verlierer der Maßnahme ausreichen. Fehr, Rosenberg und Wiegard 
sprechen diesem Paradoxon jedoch nur geringe empirische Relevanz zu,468 weshalb im 




3.3 Berücksichtigung von Investitionsanpassungskosten 
 
3.3.1 Fall mit interregional immobilem Kapital 
 
Im Folgenden sollen Investitionsanpassungskosten in das im Abschnitt 3.1 entwickelte 
Modell integriert werden. Zunächst wird davon ausgegangen, dass die privaten 
Produktionsfaktoren weiterhin interregional immobil sind, um den Einfluss des 
Vorhandenseins von Investitionspassungskosten auf den Verlauf des Konvergenz-
prozesses separat analysieren zu können.469 Im zweiten Teil dieses Abschnitts wird die 
Immobilitätsannahme für das private Kapital dann aufgehoben. 
 
In Anlehnung an Fehr (1999) wird die folgende Investitionsanpassungskostenfunktion 
verwendet:470 
 
(101) ( ) ( ) 2j jt 1 tj j jt 1 t tj
t
K 1 K




⎛ ⎞− − δ ⋅ϕΦ = ⋅ − − δ ⋅⎜ ⎟⎝ ⎠
. 
 
Wie bereits im ersten Teil des Abschnitts 2.4.2 erläutert, impliziert diese Formulierung, 
dass die marginalen Anpassungskosten nicht von der Größe der betrachteten 
Volkswirtschaft abhängen und dass die Höhe der Investitionsanpassungskosten im 
Steady State 0 beträgt. 
 
Da die Kapitalnachfrage der Unternehmen nun neben den investierten Kapitalgütern 
auch die Investitionsanpassungskosten umfasst, ist die Kapitalmarktgleichgewichts-
                                                 
468  Vgl. Fehr / Rosenberg / Wiegard (1995), S. 165. 
469  Dies erfolgt im Rahmen der im Abschnitt 4.3.1 durchgeführten Simulation. 
470  Vgl. Fehr (1999), S. 41. 
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Bedingung (91)471 zu modifizieren. Sie lautet nun: 
 
(102) ( )j j j j1,t t 1 t 1 tS K K ,K+ += + Φ . 
 
Da jt 1K +  in (102) die einzige Unbekannte darstellt, lässt sich aus dieser Gleichung der 
Kapitalstock der Periode t 1+  ermitteln. Die Kapitalintensität ergibt sich dann durch 
Division durch die Anzahl ( ) t1 n L+ ⋅  der in t 1+  jungen Haushalte. 
 
Außerdem ist zu berücksichtigen, dass sich der Bruttozinssatz (81) des Produktions-
sektors472 auf eine Einheit des investierten Kapitals jt 1K +  bezieht, während der bei der 
Modellierung des Haushaltssektors473 verwendete Zinssatz auf eine Einheit der 
Ersparnis j1,tS  entfällt. 
j
t 1K +  und 
j
1,tS  stimmen nun jedoch nicht mehr überein, da gemäß 
(102) ein Teil der Ersparnis bzw. der Kapitalnachfrage für die Investitionsanpassungs-
kosten verbraucht wird, so dass der neue Kapitalstock in jeder Periode entsprechend 
geringer ausfällt. Die im Folgenden als „Konsumentenzinssatz“ bezeichnete Verzinsung 
j
c,t 1r +  einer Einheit der Ersparnis der jungen Generation lässt sich berechnen, indem man 
den im Produktionsbereich erwirtschafteten Bruttozinssatz mit dem im Bereich 
zwischen 0 und 1 liegenden Quotienten von jt 1K +  und 
j




j j t 1





+ += ⋅ . 
 
In den Gleichungen (66), (67), (69), (71) und (74) des Abschnitts 3.1.2 zum Haushalts-
sektor muss jt 1r +  dementsprechend durch 
j
c,t 1r +  ersetzt werden. 
 
 
3.3.2 Fall mit interregional mobilem Kapital 
 
Auch für den Fall, dass die interregionale Immobilitätsannahme des privaten Kapitals 
aufgehoben wird, wird von der Investitionsanpassungskostenfunktion 
 
                                                 
471  S. Abschnitt 3.1.5. Die Gleichungen (93) und (94) sind dementsprechend außerhalb des langfristigen 
Gleichgewichts nicht mehr gültig. 
472  S. Abschnitt 3.1.3. 
473  S. Abschnitt 3.1.2. 
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(101) ( ) ( ) 2j jt 1 tj j jt 1 t tj
t
K 1 K




⎛ ⎞− − δ ⋅ϕΦ = ⋅ − − δ ⋅⎜ ⎟⎝ ⎠
 
 
ausgegangen. Aufgrund der Kapitalmobilität existiert nun jedoch ein gemeinsames 
Kapitalmarktgleichgewicht für die zwei Regionen, das sich durch Addition der beiden 
Bedingungen (102) ergibt: 
 
(104) ( )II IIj j j j1,t t 1 t 1 t
j I j I
S K K , K+ +
= =
⎡ ⎤= + Φ⎣ ⎦∑ ∑ . 
 
Ferner wird im Folgenden angenommen, dass die Abschreibungsrate 1δ =  beträgt, was 
bei einer Periodenlänge von 30 Jahren im Generationenmodell vertretbar erscheint und 
die Analyse wesentlich vereinfacht. In diesem Fall ist der vorhandene Kapitalstock nach 
einer Periode vollständig abgeschrieben, so dass es rational ist, die Ersparnisse so zu 
investieren, dass die aus der Summe der Verzinsung in beiden Regionen bestehenden 
Rückflüsse maximal werden.474 Zu maximieren ist unter Beachtung von Gleichung 
(81)475 für die Zinssätze also 
 
(105) ( ) jII II IIj j j jt 1t 1 t 1 t 1 t 1j
j I j I j It 1
yr K K Y
k
+
+ + + +
= = =+
⎛ ⎞α α⋅ = ⋅ ⋅ = ⋅⎜ ⎟ν ν⎝ ⎠∑ ∑ ∑  
 
bzw. aufgrund der Konstanz von α und ν das gemeinsame Sozialprodukt beider 
Regionen. Dies folgt auch unmittelbar aus der Überlegung, dass die Kapitaleinkom-
mensquote bei der unterstellten Cobb-Douglas-Produktionstechnologie konstant ist, so 
dass ein möglichst hoher Gesamtoutput im Interesse der Kapitalbesitzer liegt. 
 
Die optimale Investitionspolitik kann folglich gefunden werden, indem man die 
untenstehende Lagrangefunktion, in die die Kapitalmarktgleichgewichts-Bedingung 
(104) als Nebenbedingung eingeht, maximiert: 
 
(106) ( )II II IIj j j j jt 1 t 1 t 1 1,t t 1 t 1 t
j I j I j I
Z Y S K K , K+ + + + +
= = =
⎡ ⎤⎡ ⎤= + κ ⋅ − + Φ⎢ ⎥⎣ ⎦⎣ ⎦∑ ∑ ∑ . 
 
Die Optimalbedingungen dieser Funktion bei Ableitung nach den beiden jt 1K +  lauten: 
                                                 
474  Wäre die Abschreibungsrate nicht 1, müssten wie beispielsweise im Modell von Burda (s. den 
Abschnitt 2.5.3) die Rückflüsse über die Gesamtlebensdauer einer Kapitaleinheit, die einen längeren 
(im Grenzfall unendlich langen) Zeitraum umfasst, maximiert werden. 
475  S. Abschnitt 3.1.3. 
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(107) ( ) ( )j !j j jt 1 t 1 t 1 t 1 t 1 t 1 t 1j j
t 1 t 1
Z Y 1 ' K r 1 ' K 0
K K
+ +
+ + + + +
+ +
∂ ∂ ⎡ ⎤ ⎡ ⎤= − κ ⋅ + Φ = − κ ⋅ + Φ =⎣ ⎦ ⎣ ⎦∂ ∂ . 
 
Durch Auflösen der Gleichungen (107) beider Regionen nach dem Lagrange-
Multiplikator und anschließendes Gleichsetzen gelangt man zu: 
 
(108) ( ) ( )
I II
t 1 t 1
I II
t 1 t 1
r r
1 ' K 1 ' K
+ +
+ +
=+ Φ + Φ . 
 
Diese Bedingung besagt, dass bei optimaler Investitionspolitik die Nettoverzinsung der 
letzten investierten Einheit Kapital unter Berücksichtigung der für diese Einheit 
anfallenden (marginalen) Investitionspassungskosten in beiden Regionen gleich hoch 
sein muss. Hierbei gilt: 
 
(109) ( ) jj t 1t 1 j
t




⎡ ⎤Φ = ϕ⋅ − −⎢ ⎥⎣ ⎦
, 
 
wie sich durch Ableiten der Anpassungskostenfunktion (101) unter Berücksichtigung 
von 1δ =  leicht erkennen lässt. 
 
Setzt man die Arbeitsproduktivitätsfunktion476 
 
(84) ( ) ( ) ( )1 1j jt ty k α −β β −β= ⋅ τ  
 









α= ⋅ν  
 
für den Zinssatz im Produktionssektor477 ein, erhält man: 
 
(110) ( )( ) ( ) ( )1 / 1 / 1j jt tr k α+β− −β β −βα= ⋅ ⋅ τν . 
 
Durch Verwendung dieses Ergebnisses lässt sich (108) so umformen, dass diese 
Optimalbedingung als Unbekannte nur noch die Kapitalstöcke jt 1K +  der zwei Regionen 
enthält: 
 
                                                 
476 S. Abschnitt 3.1.4. 
477  S. Abschnitt 3.1.3. 
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(111) ( ) ( )
1 1
I II1 1
t 1 t 1
I II
t 1 t 1
I I II II
t 1 t t 1 t
K K
L L





⎛ ⎞ ⎛ ⎞⎜ ⎟ ⎜ ⎟⎝ ⎠ ⎝ ⎠=+ Φ + Φ . 
 
Gleichung (111) und die Kapitalmarktgleichgewichts-Bedingung 
 
(104) ( )II IIj j j j1,t t 1 t 1 t
j I j I
S K K , K+ +
= =
⎡ ⎤= + Φ⎣ ⎦∑ ∑  
 
bilden ein Gleichungssystem mit den beiden jt 1K +  als Unbekannten, das mittels eines 
iterativen Näherungsverfahrens gelöst werden kann. 
 
Für den Fall mit Finanzausgleich muss statt (84) die aus (89) folgende 
Arbeitsproduktivitätsfunktion 
 
(112) ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 11 1i i i I I II IIt t t t t t ty K L K L K L2
β
−βα −α−β α −α−β α −α−βτ⎡ ⎤⎡ ⎤= ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ + ⋅⎢ ⎥⎢ ⎥⎣ ⎦⎣ ⎦  
 
in die Zinssatzfunktion (81) eingesetzt werden. Durch analoges Vorgehen zum Fall 
ohne Finanzausgleich gelangt man zu der folgenden durch den Finanzausgleich 
modifizierten Optimalbedingung (108): 
 
(113) ( ) ( )
1 1I II
t 1 t 1
I II
t 1 t 1
I I II II
t 1 t t 1 t
K K
L L





⎛ ⎞ ⎛ ⎞⎜ ⎟ ⎜ ⎟⎝ ⎠ ⎝ ⎠=+ Φ + Φ . 
 
Dieser Ausdruck unterscheidet sich von (111) im Potenzierungsfaktor der 
Kapitalintensitäten, die im Zähler stehen. Da 0β >  gilt, ist der Potenzierungsfaktor in 
(113) betragsmäßig kleiner als in (111). Dies hat zur Folge, dass die Zinssätze und 
Kapitalintensitäten im Fall mit Finanzausgleich aufgrund des interregional 
angeglichenen Angebots staatlicher Inputfaktoren näher beieinander liegen werden als 
im Fall ohne Finanzausgleich. Aus (104) und (113) lassen sich auch hier die 
gleichgewichtigen Kapitalstöcke jeder Periode ermitteln. 
 
Wie im Fall mit interregional immobilem Kapital478 unterscheiden sich infolge der 
                                                 
478  S. den vorhergehenden Abschnitt 3.3.1. 
3   Varianten eines Zwei-Regionen-Generationenmodells mit Finanzausgleich   120
Investitionsanpassungskosten auch hier die auf eine Einheit Kapital und eine Einheit 
Ersparnis entfallenden Zinssätze. Aufgrund der gemäß (111) bzw. (113) interregional 
ausgeglichenen Grenzproduktivität des Kapitals unter Berücksichtigung der marginalen 
Anpassungskosten existiert nun jedoch nur noch ein einheitlicher Konsumentenzinssatz, 
sofern man unterstellt, dass die Sparer gleichmäßig an allen Investitionsprojekten 
beteiligt sind. Dieser lässt sich berechnen, indem man die Summe der Kapitalrückflüsse 
durch die Summe der Ersparnisse der jungen Generation teilt: 
 
(114) 
I I II II
t 1 t 1 t 1 t 1
c,t 1 I II
1,t 1,t
r K r Kr
S S
+ + + +
+
⋅ + ⋅= + . 
 
 
3.4 Berücksichtigung heterogener Wohnsitzpräferenzen 
 
3.4.1 Fall mit interregional immobilem Kapital 
 
Wie bereits im zweiten Teil des Abschnitts 2.4.4 ausgeführt, erscheint die von Raffel-
hüschen (1992) gewählte Modellierung heterogener Wohnsitzpräferenzen, die für 
migrierende Haushalte mit Präferenzfaktoren oberhalb von 1 das Vorliegen von (Netto-) 
Wanderungskosten impliziert, besonders realitätsnah. Deshalb wird diese im Folgenden 
ebenfalls verwendet. Im Rahmen dieses Abschnitts wird zunächst davon ausgegangen, 
dass das private Kapital interregional immobil ist und keine Investitions-
anpassungskosten vorliegen, um den Einfluss der Haushaltsmobilität auf den Verlauf 
des interregionalen Konvergenzprozesses einzeln untersuchen zu können.479 Danach 
erfolgt im Abschnitt 3.4.2 die Zusammenführung der in diesem und im vorhergehenden 
Abschnitt 3.3.2 entwickelten Modellvarianten mit mobilen Faktoren. 
 
Unter Berücksichtigung heterogener Wohnsitzpräferenzen lautet die Nutzenfunktion 
eines in Periode t in Region j geborenen Haushalts i, der am Anfang seines 







u für h j
u
z u für h j
⎧ ⎫=⎪ ⎪= ⎨ ⎬⋅ ≠⎪ ⎪⎩ ⎭
. 
                                                 
479  Dies erfolgt in der im Abschnitt 4.3.3 durchgeführten Simulationsanalyse. 
480  Zur allgemeinen Modellierung des Haushaltssektors s. den Abschnitt 3.1.2. 
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Der (Teil-)Nutzen aus dem Güterkonsum wird also mit 1 gewichtet, falls der Haushalt 
in seiner Heimatregion bleibt und mit dem individuellen Präferenzfaktor jiz , falls er 
auswandert. 
 
Für den zwischen beiden Regionen indifferenten, in Region I geborenen Haushalt gilt: 
 
(116) I I* IIt t tu z u= ⋅ . 
 
Eine analoge Bedingung ergibt sich für den indifferenten Haushalt aus Region II. Löst 
man (116) nach dem Präferenzfaktor I*tz  auf, erhält man: 
 
(117) 
( ) ( )
( ) ( )
a 1 aI II
1,t 2,t 1I* t
t a 1 aII* II II II
t t 1,t 2,t 1
c cu1z









( ) ( ) ( ) ( )
( ) ( ) ( ) ( )
1 aaI I I
t t 1 t
1 aaII II II
t t 1 t
a 1 w 1 1 r 1 a 1 w














1 1 r w





⎡ ⎤+ − τ ⋅ − δ ⋅⎣ ⎦= ⎡ ⎤+ − τ ⋅ − δ ⋅⎣ ⎦
. 
 
Aus Vereinfachungsgründen wird im Folgenden angenommen, dass die Haushalte bei 
ihren Wanderungen Zinsunterschiede nicht beachten.481 Unter dieser Bedingung 









= =  
 
Aus (118) wird ersichtlich, dass bei höheren Löhnen in der Region II nicht 
zwangsläufig alle Bewohner der Region I dorthin auswandern, sondern nur diejenigen, 
deren individuelle Präferenzfaktoren größer oder gleich I*tz  sind. Für Haushalte mit 
niedrigeren Präferenzfaktoren wären die durch die Wanderung erlittenen Nutzenverluste 
so hoch, dass der realisierbare Lohnzuwachs nicht ausreicht, diese zu kompensieren. 
Deshalb werden Haushalte mit einer sehr starken Heimatbindung trotz des höheren 
Lohnniveaus im Ausland auf eine Auswanderung dorthin verzichten. Umgekehrt 
                                                 
481  Im realistischeren Fall mit interregional mobilem Kapital (s. den folgenden Abschnitt 3.4.2) wird 
dieses Problem aufgrund des interregional ausgeglichenen Konsumentenzinssatzes nicht mehr 
auftreten. 
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werden Haushalte aus der reicheren Region II mit einer sehr starken Vorliebe für die 
Region I, d.h. hinreichend weit über 1 liegenden Präferenzfaktoren, in die ärmere 
Region I wandern, obwohl das Lohnniveau dort niedriger ist. 
 
Bezüglich der Verteilung der Präferenzfaktoren wird wie bei Raffelhüschen (1992)482 
eine Exponentialverteilung mit der Dichtefunktion 
 
(119) ( ) jiz jj ii e für z 0f z
0 sonst
−γ⋅⎧ ⎫γ ⋅ ≥⎪ ⎪= ⎨ ⎬⎪ ⎪⎩ ⎭
 
 
und der Verteilungsfunktion 
 
(120) ( ) jiz jj ii 1 e für z 0F z
0 sonst
−γ⋅⎧ ⎫− ≥⎪ ⎪= ⎨ ⎬⎪ ⎪⎩ ⎭
 
 
unterstellt. Daraus folgt unter Berücksichtigung von (118) für den Anteil der in Region I  
geborenen Haushalte, die nicht auswandern: 
 
(121) ( ) ( )I IIt tw / wI*tF z 1 e−γ⋅= − . 
 
Die Anzahl der in einer Region j in Periode t geborenen Haushalte beträgt annahme-
gemäß ( ) jt 11 n L −+ ⋅ . Folglich lassen sich die Zahlen I,ItL  derjenigen in Region I 
geborenen Haushalte, die ihre Heimat nicht verlassen, und I,IItL  der Auswanderer aus 
Region I gemäß 
 
(122) ( ) ( )I IIt tw / wI,I It t 1L 1 e 1 n L−γ⋅ −⎡ ⎤= − ⋅ + ⋅⎢ ⎥⎣ ⎦   und 
(123) ( )I,II I I,It t 1 tL 1 n L L−= + ⋅ −  
 
berechnen. Für Region II kann analog vorgegangen werden. Die Zahl junger Bewohner 





(124) I I,I II,It t tL L L= + . 
 
                                                 
482  S. den zweiten Teil des Abschnitts 2.4.4. 
483  Für Region II gilt dies entsprechend. 
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Für das Lohnverhältnis beider Regionen gilt für den Fall ohne Finanzausgleich unter 
Berücksichtigung der Lohnfunktion (80)484, der Arbeitsproduktivitätsfunktion (84) und 
der Migrationsfunktion (122):485 
 
(125) 
( ) ( ) ( )
( ) ( ) ( )
( )
( )
I 1/ 1 / 1 tI
I,I II II,IItI I 1
t t 1 tt t
IIII II/ 1 / 1II tt t
t II,II I I,I
t t 1 t
K1 k L 1 n L Lw k
1 Kw kk
L 1 n L L
α
−βα −β β −β α
−β −
α −β β −β
−
⎛ ⎞− α −β ⋅ ⋅ τ ⎜ ⎟+ + ⋅ −⎛ ⎞φ ⎜ ⎟= = =⎜ ⎟− α −β ⎜ ⎟⎝ ⎠⋅ ⋅ τ ⎜ ⎟⎜ ⎟φ + + ⋅ −⎝ ⎠
. 
 
Durch Einsetzen dieser Gleichung in (122) und Ermitteln des entsprechenden 
Ausdrucks für Region II gelangt man zu einem Gleichungssystem mit den zwei 
Unbekannten I,ItL  und 
II,II
tL , das durch ein iteratives Näherungsverfahren lösbar ist. 
 
Für den Fall mit Finanzausgleich sei annahmegemäß die Regel I IIt tg g=  erfüllt, so dass 
für das Lohnverhältnis folgt:486 
 
(126) 
( ) ( )





I,I II II,IIt tI I
t t 1 tt t
IIII II
II II tt t
t t II,II I I,I
t t 1 t
K1 k g L 1 n L Lw k
1 Kw kk g







⎛ ⎞− α −β ⋅ ⋅ ⎜ ⎟+ + ⋅ −⎛ ⎞φ ⎜ ⎟= = =⎜ ⎟− α −β ⎜ ⎟⎝ ⎠⋅ ⋅ ⎜ ⎟⎜ ⎟φ + + ⋅ −⎝ ⎠
. 
 
Da ( )/ 1α < α −β , werden die Löhne im Fall mit Finanzausgleich also c.p. enger 
beieinander liegen als im Fall ohne Finanzausgleich. Nach Herleitung der (126) 
entsprechenden Bedingung für Region II ergibt sich auch hier ein iterativ lösbares 




Neben dem Modell muss bei wandernden Haushalten auch das aggregierte 
Wohlfahrtsmaß (100) angepasst werden, da sich die Wohnsitzentscheidungen und damit  
                                                 
484  S. Abschnitt 3.1.3. 
485  S. Abschnitt 3.1.4. 
486  Diese vom deutschen Länderfinanzausgleich abweichende Annahme wird zum einen getroffen, da 
sich die Bereitstellung der hier im Mittelpunkt stehenden wirtschaftsnahen Infrastruktur, 
insbesondere, falls der Bundes hierfür verantwortlich ist, vor allem an der Verteilung der 
arbeitsfähigen Bevölkerung orientieren dürfte und zum anderen, um die Frage etwaiger 
Rückwanderungen in die Heimatregion, für die sich ausgewanderte Haushalte in ihrer 
Ruhestandsphase potentiell entscheiden könnten, ausklammern zu können. Die Gleichungen (86) bis 
(89) im Abschnitt 3.1.4 sind aufgrund der nun im Regelfall unsymmetrischen Bevölkerungsverteilung 
zu modifizieren. Jede Region besitzt nach Finanzausgleich einen Anteil der gesamten 
Steuereinnahmen der Föderation, der ihrem Anteil an der jungen Gesamtbevölkerung entspricht. 
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die realisierten Präferenzfaktoren und Konsumnutzen infolge der Einführung des 
Finanzausgleichs i.a.R. ändern werden. Das Wohlfahrtsmaß tΩ  vergleicht weiterhin die 
Nutzensumme aller Haushalte einer Generation in den Fällen mit und ohne 





























Die Nutzensumme einer Generation setzt sich aus den Nutzen von vier Gruppen von 
Haushalten zusammen: zwei Gruppen, deren Mitglieder jeweils in ihrer Heimatregion I 
oder II bleiben, und zwei Gruppen, die jeweils alle von einer Region in die andere 
migrierenden Haushalte umfassen. Unter Berücksichtigung der Verteilungsfunktion 
(121) lässt sich die Nutzensumme folglich schreiben als: 
 
(128) 




I I II II
i i i i2 1 n L
z zj,h I,I I I,II II II,I I II,II II
i,t t t t t t t t tz z
i 1
f z z di f z z di










Die beiden Faktoren mit dem Integral im Nenner entsprechen jeweils dem 
durchschnittlichen Präferenzfaktor, den die aus einer Region j ausgewanderten 
Haushalte in ihrer neuen Wohnsitzregion realisieren. Für die Integrale gilt: 
 
(129) ( ) j ji i
j* j* j*
t t t
z zj j j j
i i i i
z z z
f z z di z e di z e di
∞ ∞ ∞
−γ⋅ −γ⋅⋅ = ⋅ γ ⋅ = γ ⋅ ⋅∫ ∫ ∫  







e elim z 1 1 z
∆−γ⋅ −γ⋅
∆→∞
⎡ ⎤⎡ ⎤⎢ ⎥⎢ ⎥= γ ⋅ ⋅ −γ ⋅ − = ⋅ + γ ⋅γ γ⎢ ⎥⎢ ⎥⎣ ⎦⎣ ⎦
. 
 
Unter Verwendung dieses Ergebnisses lässt sich (128) umformen zu: 
 
(130) 
( )t 02 1 n L I* II*
j,h I,I I I,II II II,I I II,II IIt t
i,t t t t t t t t t
i 1
1 z 1 zu L u L u L u L u
⋅ + ⋅
=
+ γ ⋅ + γ ⋅= ⋅ + ⋅ ⋅ + ⋅ ⋅ + ⋅γ γ∑ . 
 
Durch Einsetzen der Nutzensummen (130) für die Fälle mit und ohne Finanzausgleich 
in (127) erhält man schließlich das generationenbezogene Gesamt-Wohlfahrtsmaß tΩ  
bei interregionaler Haushaltsmobilität.  
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Ω =  
 
geben nun das Nutzenverhältnis nur noch für solche Haushalte an, die sowohl im Fall 
ohne Finanzausgleich als auch im Fall mit Finanzausgleich in ihrer Heimatregion 
wohnen bleiben. Die Nutzenentwicklung derjenigen Haushalte, die in einem der beiden 
Szenarien wandern, wird durch die Indikatoren gemäß (99) nicht erfasst. 
 
 
3.4.2 Fall mit interregional mobilem Kapital 
 
Für die Fälle mit interregional mobilem Kapital ist zu beachten, dass sich die 
Kapitalintensitäten in Abhängigkeit von den simultanen Wanderungen der Haushalte 
und des privaten Kapitals modellendogen ergeben. Folglich gelangt man zu 




tL  und 
II,II
tL , die sich 
ebenfalls durch den Einsatz eines iterativen Näherungsverfahrens lösen lassen. Existiert 










I,I II II,II II,II I I,I
t t 1 t t t 1 t
I I II II
t t 1 t t 1
K K
L 1 n L L L 1 n L L





⎛ ⎞ ⎛ ⎞⎜ ⎟ ⎜ ⎟+ + ⋅ − + + ⋅ −⎝ ⎠ ⎝ ⎠=+ Φ + Φ , 
(104) ( )II IIj j j j1,t 1 t t t 1
j I j I
S K K , K− −
= =
⎡ ⎤= + Φ⎣ ⎦∑ ∑ , 
(132) 
( )
( ) ( )
I 1t
I ,I II II ,II
t t 1 t
II
t
II ,II I I ,I
t t 1 t
K
L 1 n L L
K
L 1 n L LI,I I





⎛ ⎞⎜ ⎟+ + ⋅ −⎜ ⎟−γ⋅⎜ ⎟⎜ ⎟⎜ ⎟+ + ⋅ −⎝ ⎠
−
⎡ ⎤⎢ ⎥⎢ ⎥⎢ ⎥= − ⋅ + ⋅⎢ ⎥⎢ ⎥⎢ ⎥⎢ ⎥⎣ ⎦
   und 
                                                 
487  S. Abschnitt 3.2.2. 
488  S. die Abschnitte 3.3.2 und 3.4.1. Gleichung (131) erhält man unter Beachtung von (123) aus der 
Optimalbedingung (111). Zu (132) führt das Einsetzen von (125) in (122). (133) ist die entsprechende 
Gleichung für Region II. 
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(133) 
( )
( ) ( )
II 1t
II ,II I I ,I
t t 1 t
II
t
I ,I II II ,II
t t 1 t
K
L 1 n L L
K
L 1 n L LII,II II





⎛ ⎞⎜ ⎟+ + ⋅ −⎜ ⎟−γ⋅⎜ ⎟⎜ ⎟⎜ ⎟+ + ⋅ −⎝ ⎠
−
⎡ ⎤⎢ ⎥⎢ ⎥⎢ ⎥= − ⋅ + ⋅⎢ ⎥⎢ ⎥⎢ ⎥⎢ ⎥⎣ ⎦
 
 
Für den Fall mit Finanzausgleich sind die Bedingungen (104), (113) und (126) zu 









I,I II II,II II,II I I,I
t t 1 t t t 1 t
I I II II
t t 1 t t 1
K K
L 1 n L L L 1 n L L




⎛ ⎞ ⎛ ⎞⎜ ⎟ ⎜ ⎟+ + ⋅ − + + ⋅ −⎝ ⎠ ⎝ ⎠=+ Φ + Φ  
(104) ( )II IIj j j j1,t 1 t t t 1
j I j I
S K K , K− −
= =
⎡ ⎤= + Φ⎣ ⎦∑ ∑  
(135) 
( )
( ) ( )
I
t
I ,I II II ,II
t t 1 t
II
t
II ,II I I ,I
t t 1 t
K
L 1 n L L
K
L 1 n L LI,I I




⎛ ⎞⎜ ⎟+ + ⋅ −⎜ ⎟−γ⋅⎜ ⎟⎜ ⎟⎜ ⎟+ + ⋅ −⎝ ⎠
−




( ) ( )
II
t
II ,II I I ,I
t t 1 t
II
t
I ,I II II ,II
t t 1 t
K
L 1 n L L
K
L 1 n L LII,II II




⎛ ⎞⎜ ⎟+ + ⋅ −⎜ ⎟−γ⋅⎜ ⎟⎜ ⎟⎜ ⎟+ + ⋅ −⎝ ⎠
−
⎡ ⎤⎢ ⎥⎢ ⎥⎢ ⎥= − ⋅ + ⋅⎢ ⎥⎢ ⎥⎢ ⎥⎢ ⎥⎣ ⎦
 
 




tL  und 
II,II
tL  im Zeitablauf lässt sich durch 






                                                 
489  S. die Abschnitte 3.3.2 und 3.4.1. 
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3.5 Berücksichtigung unvollkommener Arbeitsmärkte 
 
3.5.1 Fall mit interregional immobilen privaten Produktionsfaktoren 
 
Im Rahmen dieses Abschnitts wird zunächst – ausgehend von dem Basismodell aus 
dem Abschnitt 3.1 – eine Modellvariante mit gewerkschaftlicher Lohnsetzung ent-
wickelt,490 die interregionale Immobilität der privaten Produktionsfaktoren unterstellt, 
um die durch die Arbeitsunvollkommenheiten ausgelösten Veränderungen gegenüber 
dem Basismodell herausarbeiten zu können.491 Der Abschnitt 3.5.2 dient dann der 
Darstellung der Kombination der Modellversionen aus diesem und dem vorherigen 
Abschnitt 3.4.2, d.h. die Immobilitätsannahme der privaten Produktionsfaktoren wird 
aufgehoben. 
 
Nachfolgend wird wie im Right-to-Manage-Modell mit 1η = 492 davon ausgegangen, 
dass der Lohn in beiden Regionen durch je eine nutzenmaximierende Monopol-
gewerkschaft gesetzt wird, in der alle Arbeiter Mitglied sind, die in der jeweiligen 
Region leben. Die vom Produktionssektor nachgefragte Arbeitsmenge in einer Region 
ergibt sich in Abhängigkeit von der Lohnforderung der Gewerkschaft entsprechend der 
Grenzproduktivitätsregel gemäß Gleichung (80).493 Zielgrößen der gewerkschaftlichen 
Nutzenmaximierung sind – wie in der Literatur üblich – die Lohnhöhe und die 
Beschäftigungsmenge. Um die Anzahl der jungen Haushalte und die Beschäftigungs-
menge, die im Basismodell identisch waren, unterscheiden zu können, wird die Anzahl 
der in t in Region j lebenden jungen Haushalte im Folgenden mit jtM  bezeichnet. 
 
Im Rahmen des hier vorgestellten Modells wird angenommen, dass sich die 
gewerkschaftlichen Präferenzen durch eine Stone-Geary-Nutzenfunktion494 der Form 
 
                                                 
490  Zu den Grundmodellen der Theorie kollektiver Lohnverhandlungen s. den Abschnitt 2.5.2. 
491  Dies erfolgt anhand der Simulationen im Abschnitt 4.4. 
492  S. den Abschnitt 2.5.2. Auf eine Berücksichtigung der Arbeitgeberpräferenzen wird aus Verein-
fachungsgründen verzichtet, da die Ergebnisse des Right-to-Manage-Modells bei der hier 
verwendeten gewerkschaftlichen Nutzenfunktion durch ein geeignet kalibriertes Monopolmodell mit 
entsprechend erhöhter Beschäftigungspräferenz der Gewerkschaft reproduziert werden können. 
493  S. Abschnitt 3.1.3. 
494  Vgl. Goerke / Holler (1997), S. 162. Eine ähnliche Modellierung der gewerkschaftlichen Präferenzen 
nimmt Kilin (2003), S. 7 in seiner Erweiterung des Modells von Funke und Strulik (2000) vor. Zum 
Modell von Funke und Strulik s. den Abschnitt 2.5.4. 
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(137) ( ) ( ) ( )j j1j j j j j jt t t VK,t tU w , L w w Lε −ε= − ⋅  
 
ausdrücken lassen, wobei jε  die Gewichtung zwischen den beiden gewerkschaftlichen 
Zielgrößen festlegt und jVK,tw  das Lohnniveau bezeichnet, das sich in der betrachteten 
Region j bei vollständiger Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt ergeben würde. Der Lohn 
j
VK,tw  kann folglich als Alternativeinkommen interpretiert werden, das die Gewerk-
schaftsmitglieder im Falle eines Scheiterns der Lohnverhandlungen erhalten würden. 
 
Die Annahme der obenstehenden, nicht an den Präferenzen der Gewerkschafts-
mitglieder orientierten Stone-Geary-Nutzenfunktion wird getroffen, da an den indivi-
duellen Präferenzen orientierte alternative Nutzenfunktionen495 im hier vorgestellten 
gesamtwirtschaftlichen Modellrahmen gewerkschaftliche Lohnforderungen implizieren 
würden, die zu einer individuellen Nutzenmaximierung äquivalent wären. Dies 
bedeutet, dass der gewerkschaftlich optimale Lohnsatz dem Lohn bei vollkommener 
Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt entspräche, so dass sich keine Abweichungen 
zwischen den Fällen mit und ohne Gewerkschaftstätigkeit ergeben würden. Zudem 
erscheint in einem langfristig orientierten Modell die Annahme einer nicht an den 
individuellen Präferenzen orientierten Nutzenfunktion auch deshalb vertretbar, weil sich 
das Gewerkschaftsverhalten aus langfristiger Sicht nur schwer mit ökonomischen 
Argumenten rechtfertigen lässt, wie in den Abschnitten 2.5.3 und 2.5.5 ausgeführt 
wurde. 
 
Unter der vereinfachenden Annahme, dass die Gewerkschaft Rückwirkungen ihres 
Handelns auf das angebotene Niveau öffentlicher Inputs nicht beachtet, was aufgrund 
deren Langlebigkeit496 und der vergleichsweise kurzen Gültigkeitsdauer von Tarif-
verträgen gerechtfertigt erscheint, lautet die von der Gewerkschaft der Region j zu 
optimierende Lagrange-Funktion: 
 
(138) ( ) ( ) ( ) ( ) ( )j j1j j j j j j j j jt t VK,t t t t t t t1U w w L w K G Lε −ε α β −α−β⎡ ⎤− α − β= − ⋅ − θ ⋅ − ⋅ ⋅ ⋅⎢ ⎥φ⎣ ⎦ . 
 
                                                 
495  Zu den Möglichkeiten der Modellierung gewerkschaftlicher Präferenzen s. Goerke/Holler (1997), S. 
156ff. 
496  Die staatlich bereitgestellten Inputs sind als öffentlicher Kapitalstock interpretierbar; s. hierzu 
Abschnitt 3.1.3. 
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Hieraus erhält man durch Ableiten nach jtw  und 
j
tL  die folgenden Bedingungen erster 
Ordnung für ein Nutzenmaximum: 
 
(139) ( ) ( )j jj !1 1j j j jt j t VK,t t tj
t
U w w L 0
w
ε − −ε∂ = ε ⋅ − ⋅ − θ =∂   und 
(140) ( ) ( ) ( )j jj j j jt j t VK,t tj
t
U 1 w w L
L
ε −ε∂ = − ε ⋅ − ⋅∂  
( ) ( ) ( ) ( ) !1j j j jt t t t1 K G L 0α β −α−β−− α − β−θ ⋅ α + β ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ =φ . 
 
Unter Berücksichtigung der Nebenbedingung lässt sich (140) umformen zu: 
 
(141) ( ) ( ) ( ) ( )j jj j !j j j jt tj t VK,t t tj j
t t
U w1 w w L 0
L L
ε −ε∂ = − ε ⋅ − ⋅ − θ ⋅ α + β ⋅ =∂ . 
 
Aus (139) und (141) ergibt sich: 
 
(142) ( )j j jj t VK,t tj j
j t t
1 w w w
L L
− ε −⋅ = α + β ⋅ε  
 











ε= ⋅ ≡ Ε ⋅− ε − α − βε
 
 
Ökonomisch sinnvoll interpretierbare, über dem Konkurrenzniveau jVK,tw  liegende 
Werte von jtw  ergeben sich, sofern der Aufschlagfaktor jE  größer als 1 ist bzw. 
j
j
1− ε > α + βε  gilt. 
 




                                                 
497  S. Abschnitt 3.1.3. 
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(80) j jt t
1w y− α −β= ⋅φ  
 
ermitteln. Für den Fall ohne Finanzausgleich ergibt sich aus unter Berücksichtigung 
von498 
 
(84) ( ) ( ) ( )1 1j jt ty k α −β β −β= ⋅ τ  
 
aus Gleichung (80): 
 
(144) ( ) ( )/(1 ) /(1 )j j /(1 ) jt t t1w K Lα −β −α −ββ −β− α − β= ⋅ ⋅ τ ⋅φ . 
 
Setzt man diesen Ausdruck auf beiden Seiten von Gleichung (143) ein und berück-
sichtigt, dass bei vollkommener Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt Vollbeschäftigung 
herrscht, also j jVK,t tL M=  gilt, so gelangt man zu: 
 
(145) ( ) ( )/(1 ) /(1 )j /(1 ) jt t1 K Lα −β −α −ββ −β− α −β ⋅ ⋅ τ ⋅ =φ  
 ( ) ( )/(1 ) /(1 )j /(1 ) tj t j1E K Mα −β −α −ββ −β− α −β⋅ ⋅ ⋅ τ ⋅φ  
 
Hieraus ergibt sich eine Beschäftigungshöhe von  
 
(146) ( ) (1 ) /j jt j tL E M− −β α= ⋅  
 
bzw. eine Beschäftigungsquote itl  von 
 




− −β α= = . 
 
Sind beide Regionen durch einen Finanzausgleich miteinander verbunden, kann die 
Beschäftigungshöhe jtL  einer Region j ebenfalls ausgehend von der Gleichung (143) 
ermittelt werden. Sind die Nutzenfunktionen der Gewerkschaften in beiden Regionen 
identisch, d.h. beide Gewerkschaften haben denselben Gewichtungsparameter jε , so ist 
auch die Beschäftigungshöhe in beiden Regionen gleich hoch, d.h. es gilt I IIt tL L= . Für  
                                                 
498  S. Abschnitt 3.1.4. 
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diesen Spezialfall gelten die obenstehenden Gleichungen (146) und (147), was sich 
unter Verwendung der Gleichungen (143) und499 
 
(89) ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 11 1 1i j j I I II IIt t t t t t tY K L K L K L2
β
−βα −α−β α −α−β α −α−βτ⎡ ⎤⎡ ⎤= ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ + ⋅⎢ ⎥⎢ ⎥⎣ ⎦⎣ ⎦  
 
nach einigen Rechenschritten zeigen lässt. 
 
Für den allgemeineren Fall I IIt tL L≠  gilt aufgrund der Gleichungen500 
 
(80) i it t






( ) ( ) ( ) ( ) ( )
j
11 1tj I I II II
t t t t tj
t
K1w K L K L
2L
α β
−βα −α−β α −α−β
α+β
− α − β τ⎡ ⎤⎡ ⎤= ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ + ⋅⎢ ⎥⎢ ⎥⎣ ⎦φ ⎣ ⎦ . 
 
Dividiert man Itw  durch 
II









α α+β⎛ ⎞ ⎛ ⎞= ⋅⎜ ⎟ ⎜ ⎟⎝ ⎠ ⎝ ⎠
 
 











α+β α+β⎛ ⎞ ⎛ ⎞= ⋅ ⋅⎜ ⎟ ⎜ ⎟⎝ ⎠ ⎝ ⎠
. 
 
Die Lösung für IItL  lässt sich nach Ermittlung der Lohnhöhen 
I
tw  und 
II
tw  durch 
Einsetzen von (150) in die Gleichung  
 
(89) ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) 11 1 1j j j I I II IIt t t t t t tY K L K L K L2
β
−βα −α−β α −α−β α −α−βτ⎡ ⎤⎡ ⎤= ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ + ⋅⎢ ⎥⎢ ⎥⎣ ⎦⎣ ⎦  
 
mittels eines iterativen Näherungsverfahrens berechnen. Die Lösung für ItL  kann  
                                                 
499  S. Abschnitt 3.1.4. 
500  S. Abschnitt 3.1.3. 
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anschließend über Gleichung (150) ermittelt werden. 
 
Ausgelöst durch die gewerkschaftliche Lohnsetzung wird es zu Arbeitslosigkeit 
kommen, d.h. die Beschäftigungsquote liegt unterhalb von 1, wie sich für den Fall ohne 
Finanzausgleich aus dem negativen Vorzeichen des Potenzierungsfaktors von jE  in 
(147) ersehen lässt. Im Folgenden wird angenommen, dass alle Haushalte einer Region j 
während ihrer Jugendphase von der Arbeitslosigkeit in gleichem Maße betroffen sind.501 
Für den betrachteten repräsentativen Haushalt bedeutet dies, dass er nur zu einem 
bestimmten Anteil jtl  seines Zeitbudgets von 1 arbeiten kann, während er zum Anteil 
( )jt1 l−  arbeitslos ist. Eine Arbeitslosenunterstützung existiert annahmegemäß nicht.  
 
Nach Abzug der Lohnsteuer mit einem Steuersatz von τ verbleibt ihm deshalb ein 
Nettolohn in Höhe von ( ) j jt t1 w l− τ ⋅ ⋅ . Folglich ist der Lohn jtw  in den Gleichungen 
(65), (67), (69) und (72) bis (74) zum Haushaltssektor um den Faktor jtl  zu erweitern. 
Die optimalen Konsum- und Ersparnismengen eines repräsentativen Haushalts der 
Region j lauten dementsprechend nun: 
 
(151) ( )j j j1,t t tc a 1 w l= ⋅ − τ ⋅ ⋅  
(152) ( ) ( )j j j1,t t ts 1 a 1 w l= − ⋅ − τ ⋅ ⋅  
(153) ( ) ( ) ( )j j j j2,t 1 t 1 t tc 1 1 r 1 a 1 w l+ +⎡ ⎤= + − τ ⋅ − δ ⋅ − ⋅ − τ ⋅ ⋅⎣ ⎦ . 
 
Dies hat auch Auswirkungen auf die aus der individuellen Ersparnis abgeleiteten 
Gleichungen (93) und (94) zum Kapitalmarktgleichgewicht.502 Im Fall mit 
gewerkschaftlicher Lohnsetzung ergibt sich der folgende Zusammenhang bezüglich der 
Entwicklung der Kapitalsintensität im Zeitablauf: 
 
(154) ( ) jj j tt 1 t j
t 1
l1 bk 1 w
1 n a b l+ +
= ⋅ ⋅ − τ ⋅ ⋅+ + . 
 
bzw. sofern kein interregionaler Finanzausgleich vorliegt: 
 
                                                 
501  Diese Annahme erscheint aufgrund der langen Periodendauer von ca. 30 Jahren als grobe Annäherung 
an die Realität geeignet. Vgl. hierzu auch Körber (2001), S. 137. 
502  S. Abschnitt 3.1.5. 
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(155) ( ) ( ) ( ) ( ) j1 1j j tt 1 t j
t 1
l1 b 1k 1 k
1 n a b l
α −β β −β
+
+
− α −β= ⋅ ⋅ ⋅ − τ ⋅ ⋅ τ ⋅+ + φ . 
 
Die Kapitalintensität (95) im langfristigen Gleichgewicht ändert sich hingegen nicht, da 
ein Steady State nur bei konstanter Beschäftigungsquote vorliegen kann, so dass der 
letzte Faktor in (155) dann 1 beträgt. Da jeder Arbeiter jedoch nur zu einem Anteil *l  




3.5.2 Fall mit interregional mobilen privaten Produktionsfaktoren 
 
In der Simulation des Abschnitts 4.5 wird ein Szenario mit Investitionsanpassungs-
kosten, heterogenen Wohnsitzpräferenzen und unvollkommenen Arbeitsmärkten unter-
sucht werden, in dem davon ausgegangen wird, dass die Gewerkschaften in beiden 
Regionen gleich hohe Löhne setzen,503 d.h. es gilt I IIt tw w= . Da die Löhne identisch 
sind, die Konsumnutzen jedoch, wie aus den Gleichungen (151) und (153)504 ersichtlich 
ist, bei unvollkommenen Arbeitsmärkten linear von der Beschäftigungsquote abhängen, 
wird diese nun maßgeblich für die Wanderungsentscheidungen der jungen Haushalte 
sein. Berücksichtigt man die modifizierten Konsumfunktionen (151) und (153) in den 
Gleichungen (117) und (118) für den bezüglich seiner Migrationsentscheidung 




I* t t t




⋅= =⋅    bzw. 
(157) ( ) ( )I IIt tq l / lI*tF z 1 e− ⋅= − . 
 
In den Gleichungen (122) bis (124)506 sind die mit L bezeichneten Variablen jeweils 
durch M zu ersetzen, da diese Zusammenhänge sich auf Anzahlen von Haushalten 
beziehen, während jtL  in den Modellvarianten mit Arbeitsmarktunvollkommenheiten 
                                                 
503  Zur Motivation dieses Szenarios s. den Abschnitt 4.4.2. 
504  S. den vorhergehenden Abschnitt 3.5.1. 
505  S. Abschnitt 3.4.1. 
506  S. ebenda. 
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die Anzahl der beschäftigten Arbeiter bezeichnet.507 Folglich gilt für die Beschäf-





t I I,I II II,II
t t t 1 t
L Ll
M M 1 n M M−
= = + + ⋅ −  
 





I II,II I I,II
t t t 1 tt
II II I,I II II,II
t t t t 1 t
L M 1 n M Ml
l L M 1 n M M
−
−
⎡ ⎤⋅ + + ⋅ −⎣ ⎦= ⎡ ⎤⋅ + + ⋅ −⎣ ⎦
. 
 




( )( ) ( )
I II ,II I I ,I
t t t 1 t
II I ,I II II ,II
t t t 1 t
L M 1 n M M
q
L M 1 n M MI,I I
t t 1M 1 e 1 n M
−
−
⋅ + + ⋅ −− ⋅ ⋅ + + ⋅ −
−
⎛ ⎞⎜ ⎟= − ⋅ + ⋅⎜ ⎟⎜ ⎟⎝ ⎠
. 
Zur Modifizierung der entsprechenden Gleichung (133) für Region II kann analog 
vorgegangen werden. 
 
Geht man vereinfachend davon aus, dass die Gewerkschaft einer Region die 
Bevölkerungsgröße und den Kapitalstock aufgrund ihrer kurzfristigen Betrachtungs-
perspektive und der bei Anpassungskosten eher langsam ablaufenden Faktorwande-
rungen als gegeben annimmt, kann der im vorhergehenden Abschnitt 3.5.1 vorgestellte 
Optimierungsansatz unverändert übernommen werden. In diesem Zusammenhang ist 
darauf hinzuweisen, dass es bei gegebener Bevölkerungsgröße unerheblich ist, ob die 
Gewerkschaft die Beschäftigung oder deren Quote als Zielgröße verwendet. 
 
Aufgrund der unterstellten Lohngleichheit folgt aus der von den Gewerkschaften zu 
beachteten Lohnfunktion (80),509 dass 
 
(161) I IIt ty y=  
 
gilt. Für den Fall ohne Finanzausgleich impliziert dies aufgrund der Arbeits-
produktivitätsfunktion (84),510 dass die privaten Kapitalintensitäten gleich hoch sein 
                                                 
507  S. den vorhergehenden Abschnitt 3.5.1. 
508  S. Abschnitt 3.4.2. 
509  S. Abschnitt 3.1.3. 
510  S. Abschnitt 3.1.4. 














Da im Zähler der marginalen Nettoertrags-Gleichheitsbedingung (131)511 die private 
Kapitalintensität steht, ist dort jeweils der Ausdruck im Nenner der Kapitalintensität 
durch die Anzahl der Beschäftigten jtL  zu ersetzen. Dies führt zu: 
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⎛ ⎞ ⎛ ⎞⎜ ⎟ ⎜ ⎟⎝ ⎠ ⎝ ⎠=+ Φ + Φ . 
 
Die Gleichung (160), die entsprechende Bedingung für die in Region II bleibenden 
jungen Haushalte, die Gleichung (162), die gewerkschaftliche Lohnsetzungsfunktion 
(143) aus dem Abschnitt 3.5.1, die Gleichung (163) und die bereits im Abschnitt 3.4.2 
verwendeten Kapitalmarktgleichgewichts-Bedingung (104) bilden ein Gleichungssys-
tem mit den sechs Unbekannten j, jtM , 
j
tL  und 
j
tK  für { }j I; II∈ . Dieses ist zumindest für 
die verwendeten Parameterwerte512 iterativ lösbar, so dass die ökonomische Entwick-
lung der Föderation im Zeitablauf ermittelt werden kann. 
 
Für den Fall mit finanzkraftorientiertem Finanzausgleich sind zusätzlich die staatliche 
Gesamt-Budgetrestriktion 
 
(164) ( )I II I IIt t t tY Y G Gτ ⋅ + = +  
 











die ein in beiden Regionen gleich hohes Bereitstellungsniveau öffentlich angebotener 
Inputfaktoren pro jungem Haushalt sichert, zu beachten. In (165) wird also davon 
                                                 
511  S. Abschnitt 3.4.2. 
512  S. hierzu den Abschnitt 4.1. 
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ausgegangen, dass sich die Verteilung der öffentlich angebotenen Inputfaktoren am 
Arbeitskräftepotential und nicht an der tatsächlichen Zahl der Arbeitsplätze orientiert. 
 
Die angenommene Lohngleichheit in beiden Regionen impliziert aufgrund der 
Lohnfunktion (80) auch hier, dass die Arbeitsproduktivität in beiden Region gleich hoch 
sein muss, d.h. es gilt unter Beachtung der Produktionsfunktion (76): 
 
(166) ( ) ( ) ( ) ( ) ( ) ( )I I I II II IIt t t t t tK G L K G Lα β −α−β α β −α−β⋅ ⋅ = ⋅ ⋅ . 
 
Eine Angleichung der privaten Kapitalintensitäten wird allerdings im Fall mit 
tatsächlich stattfindendem Finanzausgleich nicht erfolgen, da das Angebot der staatlich 
angebotenen Inputfaktoren pro Arbeiter in der Region mit der größeren Arbeitslosigkeit 
aufgrund des unterstellten Ausgleichs der Pro-Kopf-Einnahmen höher sein wird. 
 
Da die Menge des staatlichen Inputfaktors pro Arbeiter variiert, ist auch die Gleichung 
(134), die den Ausgleich der marginalen Netto-Kapitalrückflüsse impliziert, zu modi- 
fizieren. Durch Berücksichtigung der Arbeitsproduktivitätsfunktion (76) in der Zins-
satzfunktion (81)513 erhält man: 
 
(167) ( ) ( ) ( )1 1j j j jt t t tr K G Lα− β −α−βα= ⋅ ⋅ ⋅ν . 
 
Setzt man dieses Ergebnis in die Optimalbedingung (108)514 des Unternehmenssektors 
zum Ausgleich der marginalen Kapitalrückflüsse ein, führt dies zu: 
 
(168) 
( ) ( ) ( )
( )
( ) ( ) ( )
( )
1 1 1 1I I I II II II
t t t t t t
I II
t t
K G L K G L
1 ' K 1 ' K
α− β −α−β α− β −α−β⋅ ⋅ ⋅ ⋅=+ Φ + Φ . 
 
Die Gleichung (160), der analoge Ausdruck für Region II, die Gleichungen (164)515 bis 
(166), die gewerkschaftliche Lohnsetzungsregel (143) und die Kapitalmarktbe-
dingungen (104) und (168) bilden wiederum ein für die verwendeten Parameterwerte 
iterativ lösbares Gleichungssystem mit nun jedoch 8 Unbekannten. Dieses bildet die 
Grundlage für die im Abschnitt 4.5 durchgeführte dynamische Simulationsanalyse mit 
Finanzausgleich. 
                                                 
513  S. Abschnitt 3.1.3. 
514  S. Abschnitt 3.3.2. 
515  In die Gleichung (164) ist noch die Produktionsfunktion (75) aus dem Abschnitt 3.1.3 einzusetzen. 
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4 Ergebnisse dynamischer Simulationsanalysen 
 
4.1 Die verwendeten Parameterwerte 
 
Um die Auswirkungen des Finanzausgleichs, von Investitionsanpassungskosten und 
heterogenen Wohnsitzpräferenzen sowie von Arbeitsmarktunvollkommenheiten in den 
im dritten Kapitel vorgestellten Modellvarianten analysieren und miteinander verglei-
chen zu können, werden in den folgenden Abschnitten Simulationen auf Grundlage 
dieser Varianten jeweils sowohl für den Fall ohne Finanzausgleich als auch für den Fall 
mit finanzkraftorientiertem Finanzausgleich durchgeführt. Sieht man von geringen 
Abweichungen ab, haben beide betrachteten Regionen nach spätestens 15 Perioden den 
Steady State erreicht. Deshalb kann der Untersuchungszeitraum auf diese Länge 
beschränkt werden. 
 
Tabelle 3: Modellparameter und Steady-State-Werte 
    
Nutzenfunktion  Bevölkerung  
=a 0,6  2γ =  =j0M 10.000.000  =n 0,48  
    
    
Produktionsfunktion   
0,23α =  0,1β =  ( )1 / 0,7−α−β φ=   
    
    
Abschreibungsrate  Investitionsanpassungskosten 
1δ =   0,03ϕ =   
    
    
Gewerkschaft  Staat  
0,08ε =   0,05τ =   
    
    
Startwerte der Kapitalintensitäten Steady State  
I
0k 0,0001=  
II
0k 0,003=  *k 0,063761657=  
*y 0,354764108=  
    
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die den Simulationen zugrundeliegenden Parameterwerte, die zusammen mit sich 
hieraus ergebenden Steady-State-Größen in Tabelle 3 abgedruckt sind, wurden nach 
Möglichkeit so ausgewählt, dass sie annähernd mit verfügbaren ökonomischen Daten 
für die Bundesrepublik Deutschland übereinstimmen, um einen hohen Realitätsbezug 
der gewonnenen Erkenntnisse zu gewährleisten. 
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Die Nutzenelastizität des Jugendkonsums a 0,6=  impliziert eine leicht positive Zeit-
präferenz der Haushalte, wie sie üblicherweise in dynamischen Modellen unterstellt 
wird.516 Der Parameter 2γ =  der Gamma-Verteilung liegt im auch von Raffelhüschen 
(1992) verwendeten Bereich und ist mit der Größenordnung der innerhalb Deutschlands 
zwischen Regionen beobachtbaren Wanderungen kompatibel.517 Bei gleichen ökono-
mischen Bedingungen in beiden Regionen würden bei 2γ =  in einer Periode, deren 
Länge ca. 30 Jahre beträgt, jeweils ca. 13,5 % der jungen Haushalte ihre Heimatregion 
verlassen, wie sich aus der Verteilungsfunktion (120)518 berechnen lässt.  
 
Die unterstellte Anfangs-Einwohnerzahl ist für die Simulationsergebnisse nicht 
entscheidend. Von der Regionsgröße hängt jedoch die Plausibilität des Wertes von γ ab. 
Je größer die betrachteten Regionen sind, desto höher ist γ zu wählen,519 da bei der 
Zusammenfassung von Regionen ein Teil der vorher als interregional klassifizierten 
Wanderungen nun intraregionale Wanderungen darstellen. So wäre beispielsweise ein 
Umzug von Nordrhein-Westfalen nach Hessen auf der Betrachtungsebene der 
Bundesländer ein interregionaler Migrationsvorgang, auf der Ebene der Gebiete West- 
und Ostdeutschland jedoch ein intraregionaler. 
 
Die Werte der Produktionselastizitäten α und β sowie der Bevölkerungswachstumsrate 
n wurden in Anlehnung an Kitterer (1994b) festgelegt.520 Ein Teil des unterstellten 
Bevölkerungswachstums ist als arbeitssparender technischer Fortschritt zu inter-
pretieren, weshalb die angenommene Rate n deutlich über dem tatsächlichen 
Bevölkerungswachstum Deutschlands während der letzten Jahrzehnte liegt.521 Für  
(1-α-β)/φ wird aufgrund von Gleichung (80)522 ein ungefähr der deutschen Lohn-
quote523 entsprechender Wert von 0,7 unterstellt. Da die Abschreibungsrate des 
öffentlichen Kapitalstocks aufgrund der Modellierung von jtG  als Stromgröße
524 1  
                                                 
516  Vgl. beispielsweise die in den Abschnitten 2.4.4, 2.4.5 und 2.5.4 besprochenen Modelle von 
Raffelhüschen (1992), Chatterjee / Sakoulis / Turnovsky (2003) und Funke / Strulik (2000). 
517  Vgl. Raffelhüschen (1992), S. 1464f. 
518  S. Abschnitt 3.4.1. 
519  Vgl. Raffelhüschen (1992), S. 1465. 
520  Vgl. Kitterer (1994b), S. 169. 
521  Dieses betrug beispielsweise im (der unterstellten Periodenlänge von 30 Jahren entsprechenden) 
Zeitraum von 1972 bis 2002 etwa 5 %. Vgl. Jahrbuch (2004), S. 26. 
522  S. Abschnitt 3.1.3. 
523  Vgl. Jahrbuch (2004), S. 724. 
524  Vgl. Abschnitt 3.1.3. 
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beträgt, wird aus Gründen der Einheitlichkeit auch die Abschreibungsrate δ des privaten 
Kapitals auf diesen Wert festgesetzt.  
 
Wie bereits im ersten Teil des Abschnitts 2.4.2 ausgeführt wurde, weisen empirische 
Schätzungen des Anpassungskostenparameters ϕ große Streuungen auf. Ermittelt man 
diesen – wie in der Literatur verbreitet – über Tobins q, gelangt man für eine 
Periodenlänge von einem Jahr zu Werten von ca. 20.525 Da die Investitionen eine Strom- 
und der Kapitalstock eine Bestandsgröße sind, ist dieser Wert für eine Periodenlänge 
von 30 Jahren durch 30 zu teilen, was sich beispielsweise aus Gleichung (19)526 
schließen lässt. Folglich würde sich nach diesem Ansatz im hier verwendeten 
Modellrahmen ein ϕ von ca. 0,67 ergeben. Dieses würde jedoch aufgrund der sich 
annahmegemäß weit vom Steady State befindlichen Regionen so hohe Anpassungs-
kosten implizieren, dass die Ersparnis nicht ausreicht, um ein Wachstum des Kapital-
stocks zu finanzieren. Da in der Realität jedoch tatsächlich Konvergenzprozesse infolge 
einer Vergrößerung des gesamtwirtschaftlichen Kapitalstocks zu beobachten sind, wird 
der Wert 0,03ϕ =  angenommen. Dass der Anpassungskostenparameter derart niedrig 
ist, wird durch die Ergebnisse empirischer Schätzungen nach alternativen Konzepten 
wie beispielsweise der Untersuchung von Hall (2004), die sehr viel niedrigere Anpas-
sungskosten als der Ansatz über Tobins q ermitteln, gestützt. 
 
Der Gewichtungsparameter 0,08ε =  führt im langfristigen Gleichgewicht, in dem 
aufgrund des abgeschlossenen Konvergenzprozesses keine interregionalen Finanz-
transfers mehr erfolgen, gemäß (147)527 zu einer Arbeitslosenquote von knapp über  
10 %. Dieser Wert liegt im Bereich der westdeutschen Erwerbslosenquoten der letzten 
Jahre.528 
 
Bei der Festlegung des Wertes τ ist zu beachten, dass im Rahmen der vorliegenden 
Arbeit nur die produktive Staatsausgaben betrachtet werden, weshalb τ niedriger zu 
wählen ist als die Steuerquote, die als Quotient aus Steueraufkommen und Brutto-
inlandsprodukt definiert ist und in Deutschland in den letzten Jahren jeweils knapp  
                                                 
525  Vgl. Fehr (1999), S. 61. 
526  S. den ersten Teil des Abschnitts 2.4.2. 
527  S. Abschnitt 3.5.1. 
528  Vgl. Abbildung 6 im Abschnitt 2.5.1. 
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25 % des Bruttoninlandsprodukts entsprach.529 Ca. 10 % der Staatsausgaben werden 
investiv verwendet.530 Da jedoch nicht nur investive, sondern auch bestimmte 
konsumtive Staatsausgaben, beispielsweise im Bildungssektor, produktive Wirkungen 
entfalten können, die allerdings nicht leicht quantifizierbar sind, erscheint es geboten, 
den Wert von τ oberhalb des Produkts aus Steuerquote und öffentlicher 
Investitionsquote anzusetzen. Im Rahmen der folgenden Simulationen wird ein τ von 
0,05 verwendet, was etwa dem zweifachen Anteil der staatlichen Investitionen am 
Bruttoinlandsprodukt entspricht und bezüglich der Größenordnung in einem 
realistischen Bereich liegen dürfte. 
 
Der sich aus den angenommenen Modellparametern ergebende Steady-State-Kapital-
koeffizient531 nimmt einen Wert von ca. 5,4 an. Dieser stimmt ungefähr mit dem derzeit 





Fall ohne Finanzausgleich 
 
Die Entwicklungen der Werte der wichtigsten Modellvariablen jtk , 
j
ty  und 
j
tu  im 
Zeitablauf sind für den Fall ohne Finanzausgleich, mit interregional immobilen privaten 
Produktionsfaktoren und mit vollkommenem Arbeitsmarkt  in der nachstehenden Tabel-
le 4 wiedergegeben. Dass zwischen der ärmeren Region I und der reicheren Region II  
– wie in einem neoklassischen Modellrahmen i.a.R. zu erwarten533 – ein Konvergenz-
prozess abläuft, lässt sich bereits anhand der in Tabelle 4 abgedruckten Daten erkennen, 
wird jedoch zusätzlich für die Perioden 0 bis 6534 in der Abbildung 10 auch graphisch 
veranschaulicht. 
 
                                                 
529  Vgl. Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung (2004). 
530  Vgl. Jahrbuch (2004), S. 741. 
531  Der Kapitalkoeffizient ist als Quotient aus privatem Kapitalstock und jährlicher (unbereinigter) Brut-
towertschöpfung definiert. Vgl. Jahrbuch (2004), S. 722. 
532  Vgl. Jahrbuch (2004), S. 730 und 733. 
533  S. hierzu den Abschnitt 2.2.2. 
534  Die graphischen Darstellungen im Rahmen dieses Kapitels beschränken sich aus Gründen der 
Übersichtlichkeit auf ausgewählte Zeiträume. 
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Tabelle 4: Basissimulation ohne Finanzausgleich – Modellvariablen 











0 0,00010000 0,06811126 0,04542226 0,00300000 0,16244466 0,08362733 
1 0,01224162 0,23268999 0,10763305 0,02919613 0,29056713 0,12580218 
2 0,04182131 0,31851626 0,13418266 0,05222355 0,33712018 0,13963952 
3 0,05724684 0,34512595 0,14196001 0,06059052 0,35016913 0,14341355 
4 0,06202939 0,35227571 0,14401886 0,06293580 0,35358413 0,14439428 
5 0,06331442 0,35412652 0,14454978 0,06354958 0,35446218 0,14464599 
6 0,06364706 0,35460106 0,14468578 0,06370739 0,35468693 0,14471038 
7 0,06373235 0,35472243 0,14472055 0,06374779 0,35474438 0,14472684 
8 0,06375417 0,35475346 0,14472944 0,06375811 0,35475907 0,14473105 
9 0,06375974 0,35476139 0,14473171 0,06376075 0,35476282 0,14473212 
10 0,06376117 0,35476341 0,14473229 0,06376143 0,35476378 0,14473240 
11 0,06376153 0,35476393 0,14473244 0,06376160 0,35476402 0,14473247 
12 0,06376163 0,35476406 0,14473248 0,06376164 0,35476409 0,14473249 
13 0,06376165 0,35476410 0,14473249 0,06376165 0,35476410 0,14473249 
14 0,06376166 0,35476410 0,14473249 0,06376166 0,35476411 0,14473249 
Quelle: eigene Darstellung. 
 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die periodenspezifischen Werte der Aufholkoeffizienten )y( ttµ  und )u( ttµ  sowie der 
momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten jtλ  sind in Tabelle 5 zusammengefasst.535  
                                                 










0 1 2 3 4 5 6
Periode
Kapitalintensität in Region I Kapitalintensität in Region II
Arbeitsproduktivität in Region I Arbeitsproduktivität in Region II
Nutzen in Region I Nutzen in Region II
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Die Aufholkoeffizienten )y( ttµ  der Arbeitsproduktivität liegen in jeder betrachteten 
Periode t 0>  unterhalb der Aufholkoeffizienten )u( ttµ  des Nutzens. Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass in die Nutzenfunktionen536 jtu  auch der Alterskonsum privater 
und öffentlich angebotener Güter der jeweiligen Folgeperiode t 1+ , in der die wirt-
schaftliche Entwicklung der Regionen schon weiter fortgeschritten ist, eingeht.537 
 















Quelle: eigene Darstellung 
 
Die momentane Konvergenzgeschwindigkeit jtλ  einer Region j ist im Fall ohne 
Finanzausgleich positiv abhängig von der dort vorhandenen Kapitalintensität jtk .
538 Wie 
auch Abbildung 12 erkennen lässt, ist deshalb die momentane Konvergenzgeschwin-
digkeit in der mit einer höheren Kapitalintensität ausgestatteten reicheren Region II in 




                                                 
536  S. Abschnitt 3.1.2. 
537  S. hierzu auch Abbildung 11. 








1 2 3 4 5 6
Periode
Aufholkoeffizienten der Arbeitsproduktivität Aufholkoeffizienten des Nutzens
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Tabelle 5: Basissimulation ohne Finanzausgleich – Konvergenzmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  
0  0,19072104 0,43112936 
1 0,38646186 0,52443135 0,57413952 0,66619611 
2 0,80278551 0,85716896 0,70306693 0,72515950 
3 0,94653874 0,96195420 0,73410396 0,73957188 
4 0,98612986 0,99017354 0,74181855 0,74320302 
5 0,99644170 0,99748198 0,74377449 0,74412744 
6 0,99908976 0,99935606 0,74427331 0,74436345 
7 0,99976732 0,99983541 0,74440071 0,74442375 
8 0,99994053 0,99995794 0,74443327 0,74443916 
9 0,99998480 0,99998925 0,74444159 0,74444309 
10 0,99999612 0,99999725 0,74444371 0,74444410 
11 0,99999901 0,99999930 0,74444426 0,74444436 
12 0,99999975 0,99999982 0,74444440 0,74444442 
13 0,99999994 0,99999995 0,74444443 0,74444444 
14 0,99999998 0,99999999 0,74444444 0,74444444 
Quelle: eigene Darstellung. 
 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Fall mit Finanzausgleich 
 
Wird in der Periode t 1=  ein finanzkraftorientierter Finanzausgleich implementiert, 
nehmen die Variablen jtk , 
j
ty  und 
j
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Periode
Momentane Konvergenzgeschwindigkeit in Region I
Momentane Konvergenzgeschwindigkeit in Region II
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Perioden die in Tabelle 6 angegebenen Werte an. 
 
Tabelle 6: Basissimulation mit Finanzausgleich – Modellvariablen 










tu  tσ  
0 0,00010000 0,06811126 0,04563462 0,00300000 0,16244466 0,08327509  
1 0,01224162 0,23541916 0,10863021 0,02919613 0,28751712 0,12474736 0,00452999
2 0,04231182 0,32029335 0,13473968 0,05167537 0,33536440 0,13909582 0,00112348
3 0,05756624 0,34582067 0,14216830 0,06027495 0,34949730 0,14321254 0,00026299
4 0,06215426 0,35250446 0,14408631 0,06281506 0,35336292 0,14432904 0,00006074
5 0,06335553 0,35419628 0,14457019 0,06350982 0,35439449 0,14462617 0,00001398
6 0,06365960 0,35462144 0,14469171 0,06369523 0,35466708 0,14470460 0,00000322
7 0,06373602 0,35472823 0,14472224 0,06374422 0,35473873 0,14472520 0,00000074
8 0,06375521 0,35475507 0,14472991 0,06375710 0,35475749 0,14473059 0,00000017
9 0,06376003 0,35476183 0,14473184 0,06376047 0,35476239 0,14473200 0,00000004
10 0,06376125 0,35476353 0,14473233 0,06376135 0,35476366 0,14473236 0,00000001
11 0,06376155 0,35476396 0,14473245 0,06376158 0,35476399 0,14473246 0,00000000
12 0,06376163 0,35476407 0,14473248 0,06376164 0,35476408 0,14473248 0,00000000
13 0,06376165 0,35476410 0,14473249 0,06376165 0,35476410 0,14473249 0,00000000
14 0,06376166 0,35476411 0,14473249 0,06376166 0,35476411 0,14473249 0,00000000
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die Transferquote tσ  erreicht in der Periode t 1=  eine Höhe von gut 9 % der Steuer-
einnahmen der reicheren Region II und fällt danach aufgrund der sich infolge des 
fortschreitenden interregionalen Konvergenzprozesses allmählich angleichenden Fi-
nanzkraft beider Regionen kontinuierlich. Die Implementierung des Finanzausgleichs 
bewirkt gegenüber dem Basisfall ein Ansteigen der Werte der Variablen Itk , 
I
ty  und 
I
tu , 
während die entsprechenden Größen der reicheren Region II sinken. Folglich wird der 
Konvergenzprozess zwischen beiden Regionen beschleunigt. 
 
Dies zeigt sich auch in den gegenüber dem zuvor betrachteten Fall ohne Finanzaus-
gleich erhöhten Aufholkoeffizienten )y( ttµ  und )u( ttµ , die zusammen mit den 
Konvergenzgeschwindigkeiten jtλ  sowie den Wohlfahrtsmaßen jtΩ  und tΩ 539 in 
Tabelle 7 abgedruckt sind. Die momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten IItλ  der 
reicheren Region II sinken gegenüber dem Fall ohne Finanzausgleich, da sich der 
Kapitalakkumulationsprozess dort aufgrund der durch den Abfluss der Transferbeträge 
hervorgerufenen Verringerung der staatlichen Investitionen, der Arbeitsproduktivitäten 
und damit auch der Ersparnisse der jungen Generation verlangsamt. In der ärmeren  
                                                 
539  S. Abschnitt 3.2.2. 
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Region I tritt dagegen ein gegensätzlicher Effekt auf: hier steigen die momentanen 
Konvergenzgeschwindigkeiten Itλ  an und liegen ab der Periode t 3=  trotz niedrigerer 
vorhandener Kapitalintensität über denen der reicheren Region II.540 In t 6=  erreicht 
die Konvergenzgeschwindigkeit Itλ  der ärmeren Region I ihren Maximalwert von ca. 
0,749. In den Folgeperioden sinkt sie aufgrund des sich rasch verringernden 
Transfervolumens wieder leicht ab. 
 
Tabelle 7: Basissimulation mit Finanzausgleich – Konvergenz- und Wohlfahrtsmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  ItΩ  IItΩ  tΩ  
0  0,19072104 0,43112936 1,00467511 0,99578801 0,99891605
1 0,44772520 0,57181318 0,58366035 0,65033704 1,00926447 0,99161530 0,99975304
2 0,84023633 0,88426973 0,71116699 0,71151555 1,00415121 0,99610636 1,00004862
3 0,96102514 0,97225756 0,74055006 0,72851113 1,00146728 0,99859839 1,00002553
4 0,99089970 0,99355136 0,74733972 0,73395854 1,00046837 0,99954820 1,00000769
5 0,99789885 0,99851280 0,74870868 0,73620792 1,00014119 0,99986302 1,00000206
6 0,99951626 0,99965771 0,74875652 0,73748626 1,00004103 0,99996005 1,00000053
7 0,99988871 0,99992126 0,74849431 0,73840759 1,00001162 0,99998865 1,00000014
8 0,99997440 0,99998189 0,74817365 0,73915242 1,00000323 0,99999684 1,00000003
9 0,99999411 0,99999583 0,74785686 0,73978241 1,00000089 0,99999913 1,00000001
10 0,99999865 0,99999904 0,74755879 0,74032488 1,00000024 0,99999976 1,00000000
11 0,99999969 0,99999978 0,74728234 0,74079594 1,00000006 0,99999994 1,00000000
12 0,99999993 0,99999995 0,74702733 0,74120708 1,00000002 0,99999998 1,00000000
13 0,99999998 0,99999999 0,74679281 0,74156728 1,00000000 1,00000000 1,00000000
14 1,00000000 1,00000000 0,74657757 0,74188383 1,00000000 1,00000000 1,00000000
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Durch die zu leistenden Finanztransfers erleiden alle in der reicheren Region II 
lebenden Generationen gegenüber dem Fall ohne Finanzausgleich Wohlfahrtsverluste, 
die an unter 1 liegenden IItΩ -Werten erkennbar sind, während die privaten Haushalte 
der ärmeren Empfängerregion I Wohlfahrtgewinne realisieren. Das Niveau sowohl der 
negativen als auch der positiven Wohlfahrtseffekte hält sich jedoch mit maximal je etwa 
1 %541 des im Basisfall vorhandenen Lebenszeitbudgets in engen Grenzen. 
 
Bei Betrachtung der aggregierten Wohlfahrtswirkungen auf der Ebene der gesamten 
Föderation, also der tΩ -Werte, lässt sich erkennen, dass die Durchführung der hier 
betrachteten Finanzausgleichsmaßnahmen für die in t 0=  und t 1=  geborenen Gene- 
                                                 
540  Kellermann und Schmidt erhalten im Rahmen ihrer im Abschnitt 2.3.1 vorgestellten Simulation 
vergleichbare Resultate. Vgl. hierzu Kellermann (1998), S. 151ff.; Schmidt (1997), S. 101. 
541  Die maximalen Wohlfahrtseffekte treten bei der in t 1=  geborenen Generation auf; s. Tabelle 5. 
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rationen gegenüber dem Fall ohne Finanzausgleich zu Wohlfahrtsverlusten und für 
später geborene Generationen zu Wohlfahrtsgewinnen führt. Eine Zentralregierung auf 
der Ebene der Föderation hätte also vor der Einführung des Finanzausgleichs zwischen 
anfänglichen Verlusten und späteren Gewinnen abzuwägen. Letztere fallen allerdings 
betragsmäßig im Vergleich zu den Wohlfahrtsverlusten der in t 0=  und t 1=  gebo-
renen Generationen sehr niedrig aus. Die Entwicklung der Wohlfahrtsmaße jtΩ  und tΩ  
wird nachfolgend nochmals anhand einer Graphik veranschaulicht. 
 















Quelle: eigene Darstellung 
 
Dass auf der aggregierten Ebene zunächst Wohlfahrtsverluste, später jedoch Wohl-
fahrtsgewinne auftreten, ist auf die auch von Kellermann (1998) und Schmidt (1997) 
beschriebenen Effekte zurückzuführen.542 Die anfänglichen Wohlfahrtsverluste erklären 
sich dadurch, dass die Grenzproduktivität des öffentlich bereitgestellten Inputfaktors in 
der ärmeren Region, die im Rahmen des Finanzausgleichs Transfers erhält, wegen der 
dortigen niedrigeren Kapitalintensität geringer ist als in der reicheren Region. Diesem 
negativen Produktivitätseffekt stehen in späteren Perioden positive Investitionseffekte 
gegenüber. Letztere treten auf, weil der Finanzausgleich eine teilweise Verlagerung der 
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Produktion und infolgedessen auch der Ersparnisbildung und damit der privaten 
Investitionen von der reicheren in die ärmere Region bewirkt, was positive Auswirkun-
gen auf das aggregierte Wohlfahrtsniveau hat, da die Grenzproduktivität des privaten 
Kapitals aufgrund der dortigen niedrigeren Kapitalintensität in der ärmeren Region I 
höher ist als in der reicheren Region II. 
 
 
4.3 Vergleichssimulationen mit Anpassungskosten 
 
4.3.1 Investitionsanpassungskosten und immobile Faktoren 
 
Fall ohne Finanzausgleich 
 
Im Folgenden werden die Ergebnisse einer auf der im Abschnitt 3.3.1 entwickelten 
Modellvariante basierenden Simulation vorgestellt, d.h. es wird weiterhin von inter-
regional immobilen privaten Produktionsfaktoren ausgegangen, beim Aufbau des 
Kapitalstocks fallen nun jedoch Investitionsanpassungskosten an. Die sich im Fall ohne 
Finanzausgleich ergebende Entwicklung der Modellvariablen jtk , 
j
ty  und 
j
tu  ist in 
Tabelle 8 zusammengestellt. 
 
Tabelle 8: Simulation 4.3.1 ohne Finanzausgleich – Modellvariablen 











0 0,00010000 0,06811126 0,04191584 0,00300000 0,16244466 0,08246574 
1 0,00557851 0,19034928 0,09269819 0,02546240 0,28058200 0,12262039 
2 0,03153105 0,29633666 0,12747195 0,04990791 0,33323535 0,13849720 
3 0,05293787 0,33829263 0,13997431 0,05984835 0,34906797 0,14309599 
4 0,06077548 0,35044200 0,14349160 0,06273480 0,35329520 0,14431137 
5 0,06298307 0,35365197 0,14441371 0,06349744 0,35438785 0,14462468 
6 0,06356166 0,35447939 0,14465092 0,06369402 0,35466789 0,14470493 
7 0,06371048 0,35469132 0,14471164 0,06374436 0,35473952 0,14472545 
8 0,06374857 0,35474550 0,14472716 0,06375724 0,35475782 0,14473069 
9 0,06375831 0,35475935 0,14473113 0,06376053 0,35476250 0,14473203 
10 0,06376080 0,35476289 0,14473214 0,06376137 0,35476370 0,14473238 
11 0,06376144 0,35476380 0,14473240 0,06376158 0,35476400 0,14473246 
12 0,06376160 0,35476403 0,14473247 0,06376164 0,35476408 0,14473249 
13 0,06376164 0,35476409 0,14473249 0,06376165 0,35476410 0,14473249 
14 0,06376165 0,35476410 0,14473249 0,06376166 0,35476411 0,14473249 
Quelle: eigene Darstellung. 
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Es wird erkennbar, dass die Werte der Modellvariablen in beiden Regionen in den 
ersten Perioden deutlich niedriger sind543 als in der Basissimulation ohne Investitions-
anpassungskosten,544 wobei die ärmere Region I hiervon in besonderem Maße betroffen 
ist. So ist dort beispielsweise die Kapitalintensität in der Periode t 1=  nicht einmal halb 
so hoch wie in der Basissimulation. Dass sich das Vorhandensein von Investitions-
anpassungskosten stärker auf die ärmere als auf die reichere Region auswirkt, ist darauf 
zurückzuführen, dass dort aufgrund der abnehmenden Skalenerträge in den akkumu-
lierbaren Faktoren die Ersparnisse bzw. die Investitionen im Verhältnis zum vorhan-
denen Kapitalstock höher sind als in der reicheren Region. Dies hat zur Folge, dass 
höhere marginale Anpassungskosten anfallen und somit ein geringerer Anteil der 
Ersparnis für die Nettoinvestitionen (ohne Anpassungskosten) zur Verfügung steht. 
 
Tabelle 9: Simulation 4.3.1 ohne Finanzausgleich – Konvergenzmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  
0  0,08605659 0,36968044 
1 0,04346999 0,26208946 0,44604917 0,63827640 
2 0,60884810 0,72810636 0,66417666 0,71752686 
3 0,88577391 0,92301649 0,72411005 0,73759904 
4 0,96975412 0,97978389 0,73926799 0,74269756 
5 0,99219920 0,99479720 0,74312304 0,74399814 
6 0,99800176 0,99866800 0,74410675 0,74433004 
7 0,99948903 0,99965944 0,74435874 0,74441716 
8 0,99986940 0,99991296 0,74442214 0,74443580 
9 0,99996662 0,99997776 
10 0,99999147 0,99999431 
11 0,99999782 0,99999855 
12 0,99999944 0,99999963 
13 0,99999986 0,99999991 
14 0,99999996 0,99999998 
 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die verlangsamte wirtschaftliche Entwicklung der betrachteten Föderation schlägt sich 
auch in geringeren momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten jtλ  nieder, wie ein 
Vergleich der Werte in den Tabellen 5545 und 9 zeigt.546 Aufgrund der besonders  
                                                 
543  Vgl. hierzu auch die Ausführungen im Abschnitt 2.5.2. 
544  S. Tabelle 4 im vorhergehenden Abschnitt 4.2. 
545  S. den vorhergehenden Abschnitt 4.2. 
546  Die für die Perioden t 9=  bis 14 ermittelten momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten weisen 
Rundungsungenauigkeiten. Deshalb wird auf deren Darstellung in Tabelle 9 verzichtet. Langfristig 
nähert sich die momentane Konvergenzgeschwindigkeit in beiden Regionen dem Wert 0,74  an. 
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negativen Auswirkungen der Investitionsanpassungskosten auf die ärmere Region I 
sinken die Werte der Aufholkoeffizienten ( )t tyµ  und ( )t tuµ  ebenfalls. Dies wird in 
der nachstehenden Abbildung 14 für die Aufholkoeffizienten des Nutzens zusätzlich 
graphisch verdeutlicht. Als Hauptergebnis dieser Simulation bleibt also festzuhalten, 
dass die Berücksichtigung von Investitionsanpassungskosten eine Verlangsamung des 
interregionalen Konvergenzprozesses bewirkt. 
 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
 
Fall mit Finanzausgleich 
 
Die sich für den Fall mit Finanzausgleich bei Vorliegen von Investitionsanpassungs-
kosten ergebenden Werte der Variablen jtk , 
j
ty  und 
j
tu  sowie der Transferquoten tσ  
sind in Tabelle 10 angegeben. Da die negativen Auswirkungen der Investitions-
anpassungskosten auch hier, ebenso wie im Fall ohne Finanzausgleich, in der ärmeren 
Region I aufgrund des dortigen ungünstigeren Verhältnisses der Investitionen zum 
vorhandenen Kapitalstock stärker ausgeprägt sind, steigen die Transferquoten gegen-
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die reichere Region II nun knapp 15 % ihres Steueraufkommens an die ärmere Region 
abgeben, während der entsprechende Wert in der Basissimulation lediglich bei gut 9 % 
liegt.547 
 
Tabelle 10: Simulation 4.3.1 mit Finanzausgleich – Modellvariablen 










tu  tσ  
0 0,00010000 0,06811126 0,04227086 0,00300000 0,16244466 0,08188345  
1 0,00557851 0,19440548 0,09426894 0,02546240 0,27565522 0,12085586 0,00736878
2 0,03213407 0,29942830 0,12847460 0,04905802 0,33003047 0,13748809 0,00231813
3 0,05350077 0,33965499 0,14038763 0,05926910 0,34774886 0,14269847 0,00058188
4 0,06102262 0,35091280 0,14363105 0,06249691 0,35284484 0,14417808 0,00013689
5 0,06306794 0,35379862 0,14445670 0,06341641 0,35424728 0,14458345 0,00003166
6 0,06358803 0,35452273 0,14466355 0,06366874 0,35462618 0,14469276 0,00000729
7 0,06371827 0,35470372 0,14471524 0,06373687 0,35472753 0,14472196 0,00000168
8 0,06375080 0,35474898 0,14472817 0,06375508 0,35475446 0,14472972 0,00000039
9 0,06375894 0,35476031 0,14473141 0,06375992 0,35476157 0,14473176 0,00000009
10 0,06376097 0,35476315 0,14473222 0,06376120 0,35476344 0,14473230 0,00000002
11 0,06376149 0,35476387 0,14473242 0,06376154 0,35476393 0,14473244 0,00000000
12 0,06376161 0,35476405 0,14473248 0,06376163 0,35476406 0,14473248 0,00000000
13 0,06376165 0,35476409 0,14473249 0,06376165 0,35476410 0,14473249 0,00000000
14 0,06376165 0,35476410 0,14473249 0,06376166 0,35476410 0,14473249 0,00000000
Quelle: eigene Darstellung. 
 















Quelle: eigene Darstellung. 
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Tabelle 11: Simulation 4.3.1 mit Finanzausgleich – Konvergenz- und Wohlfahrtsmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  ItΩ  IItΩ  tΩ  
0   0,08605659 0,36968044 1,00846983 0,99293899 0,99817279
1 0,13869590 0,32882630 0,45641325 0,61608562 1,01694472 0,98560985 0,99910003
2 0,67559559 0,77245893 0,67557153 0,69445969 1,00786568 0,99271382 0,99997571
3 0,91419927 0,94166413 0,73306071 0,71847851 1,00295281 0,99722200 1,00005581
4 0,97951902 0,98619059 0,74672977 0,72702171 1,00097183 0,99907641 1,00002142
5 0,99524392 0,99680010 0,74972115 0,73088303 1,00029769 0,99971495 1,00000611
6 0,99890341 0,99926262 0,75009955 0,73317053 1,00008734 0,99991591 1,00000161
7 0,99974762 0,99983032 0,74984937 0,73481390 1,00002491 0,99997593 1,00000042
8 0,99994194 0,99996097 0,74946258 0,73611927 1,00000696 0,99999325 1,00000011
9 0,99998665 0,99999102 0,74906299 0,73718607 1,00000191 0,99999814 1,00000003
10 0,99999693 0,99999794 0,74871334 0,73813358 1,00000052 0,99999949 1,00000001
11 0,99999929 0,99999953 0,74830602 0,73887778 1,00000014 0,99999986 1,00000000
12 0,99999984 0,99999989 0,74796181 0,73932034 1,00000004 0,99999996 1,00000000
13 0,99999996 0,99999997 1,00000001 0,99999999 1,00000000
14 0,99999999 0,99999999 
 
1,00000000 1,00000000 1,00000000
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Gegenüber der Basissimulation mit Finanzausgleich548 bewirken die Investitionsanpas-
sungskosten auch hier ein Absinken der Aufholkoeffizienten ( )t tyµ  und ( )t tuµ  und 
zunächst ebenfalls der momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten jtλ , die in der oben-
stehenden Tabelle 11 angegeben sind. Ab der Periode t 5=  liegen die momentanen 
Konvergenzgeschwindigkeiten der ärmeren Region I allerdings oberhalb der ent-
sprechenden Werte der Basissimulation. Dies ist auf die für diese Region positiven 
Wirkungen der gestiegenen Finanzausgleichsintensität zurückzuführen, die ab t 5=  
deren momentane Konvergenzgeschwindigkeit offensichtlich stärker beeinflussen als 
die mit den Investitionsanpassungskosten verbundenen negativen Effekte. 
 
Des Weiteren bewirkt die im Vergleich zur Basissimulation höhere Finanzausgleichs-
intensität eine Zunahme der Höhe der ausgelösten Wohlfahrtswirkungen sowohl auf 
regionaler als auch auf aggregierter Ebene, wie die Werte der Indikatoren jtΩ  und tΩ  
zeigen.549 Das Gesamt-Wohlfahrtsmaß tΩ , dessen Entwicklung in Abbildung 16 
graphisch verdeutlicht wird, wird allerdings erst in Periode t 3=  und damit eine Periode 
später positiv als in der Basissimulation.  
                                                 
548  S. Tabelle 7 im vorhergehenden Abschnitt 4.2. 
549  Eine Ausnahme bezüglich des Gesamt-Wohlfahrtsmaßes bildet die Periode t 2= , in der dieses Maß 
allerdings in den Fällen mit und ohne Anpassungskosten ein unterschiedliches Vorzeichen aufweist; 
s.u. 
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Ursächlich hierfür sind die Anpassungskosten und der c.p. langsamer verlaufende 
interregionale Konvergenzprozess, denn aufgrund dessen geringerer Geschwindigkeit 
verstärken sich die negativen Produktivitätseffekte, während die Anpassungskosten 
besonders in den ersten Perioden zu einer Abschwächung der positiven Investitions-
effekte führen. Letzteres liegt daran, dass die (Netto-)Kapitalrendite unter Berücksich-
tigung der Investitionsanpassungskosten in der ärmeren Region I c.p. stärker sinkt als in 
der reicheren Region II, da die marginalen Anpassungskosten in der Region I höher 
sind, wie bereits an anderer Stelle erläutert wurde. 
 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Zusammenfassend ist also zu konstatieren, dass das Vorhandensein von Anpassungs-
kosten die Geschwindigkeit des interregionalen Konvergenzprozesses negativ beein-
flusst und folglich die Finanzausgleichsintensität steigt. Dieser Anstieg hat wiederum 
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4.3.2 Investitionsanpassungskosten und mobiles Kapital 
 
Fall ohne Finanzausgleich 
 
In der folgenden Vergleichssimulation wird zusätzlich zur Berücksichtigung von 
Investitionsanpassungskosten die im Abschnitt 4.3.1 noch bestehende Annahme 
interregionaler Immobilität des privaten Kapitals aufgehoben, d.h. die Simulation wird 
auf Grundlage der im Abschnitt 3.3.2 entwickelten Modellvariante durchgeführt. Eine 
Übersicht über die Entwicklung der bedeutendsten Modellvariablen jtk , 
j
ty  und 
j
tu  im 
Fall ohne Finanzausgleich bietet die nachstehende Tabelle 12. 
 
Tabelle 12: Simulation 4.3.2 ohne Finanzausgleich – Modellvariablen 











0 0,00010000 0,06811126 0,03698753 0,00300000 0,16244466 0,08821488 
1 0,00608464 0,19462111 0,08923803 0,02410567 0,27668313 0,12686525 
2 0,03614824 0,30686847 0,12959564 0,04486466 0,32428569 0,13695122 
3 0,05609478 0,34333755 0,14135191 0,05702487 0,34478347 0,14194719 
4 0,06179593 0,35193640 0,14391577 0,06185792 0,35202659 0,14395265 
5 0,06325898 0,35404725 0,14452673 0,06326262 0,35405246 0,14452886 
6 0,06363313 0,35458122 0,14468008 0,06363334 0,35458152 0,14468020 
7 0,06372880 0,35471739 0,14471911 0,06372882 0,35471740 0,14471911 
8 0,06375326 0,35475217 0,14472907 0,06375326 0,35475217 0,14472907 
9 0,06375951 0,35476106 0,14473162 0,06375951 0,35476106 0,14473162 
10 0,06376111 0,35476333 0,14473227 0,06376111 0,35476333 0,14473227 
11 0,06376152 0,35476391 0,14473244 0,06376152 0,35476391 0,14473244 
12 0,06376162 0,35476406 0,14473248 0,06376162 0,35476406 0,14473248 
13 0,06376165 0,35476409 0,14473249 0,06376165 0,35476409 0,14473249 
14 0,06376165 0,35476410 0,14473249 0,06376165 0,35476410 0,14473249 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Da bei interregional immobilem privaten Kapital dessen Rendite in der ärmeren Region 
selbst unter Berücksichtigung der Anpassungskosten höher als in der reicheren ist, führt 
die Aufgabe der Immobilitätsannahme dazu, dass ein Teil der Ersparnisse der Region II 
in der ärmeren Region I angelegt wird. Infolgedessen sind die Werte der Modell-
variablen Itk  und 
I
ty  in allen Perioden größer als in der Simulation des Abschnitts 4.3.1 
ohne Finanzausgleich, während die entsprechenden Werte in der Region II geringer 
ausfallen.  
 
Die Nutzen IItu  der in den Perioden t 0=  und t 1=  in der reicheren Region geborenen 
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Haushalte steigen, da sie stark von den aus ihrer Sicht vorteilhafteren Investitions-
möglichkeiten in der ärmeren Region profitieren. Für später in der Region II geborene 
Generationen wird dieser positive Effekt allerdings durch das infolge der Kapital-
abflüsse gesunkene Lohnniveau ihrer Heimatregion überkompensiert, so dass sie im 
Vergleich zum Fall mit interregional immobilem Kapital und Investitionsanpassungs-
kosten Nutzenverluste erleiden. Für die Bewohner der Region I gilt Umgekehrtes 
analog. 
 
Tabelle 13: Simulation 4.3.2 ohne Finanzausgleich – Konvergenzmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  
0  0,09400691 0,34735177 
1 0,13008524 0,26548562 0,52124057 0,52347678 
2 0,81536534 0,85641306 0,72234974 0,64349957 
3 0,98467226 0,98837957 0,74360746 0,71741159 
4 0,99904393 0,99928006 0,74427846 0,73786593 
5 0,99994474 0,99995846 0,74431978 0,74286817 
6 0,99999687 0,99999765 0,74438855 0,74406658 
7 0,99999982 0,99999987 0,74442438 0,74435335 
8 0,99999999 0,99999999 
9 1,00000000 1,00000000 
10 1,00000000 1,00000000 
11 1,00000000 1,00000000 
12 1,00000000 1,00000000 
13 1,00000000 1,00000000 
14 1,00000000 1,00000000 
 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Insgesamt ergibt sich aufgrund der Einführung der interregionalen Kapitalmobilität eine 
deutliche Beschleunigung des Konvergenzprozesses zwischen den beiden betrachteten 
Regionen, die auch in gestiegenen Aufholkoeffizienten ( )t tyµ  und ( )t tuµ 550 zum 
Ausdruck kommt, wie die Werte in Tabelle 13 zeigen. So ist beispielsweise die 
Nutzendifferenz zwischen beiden Regionen für die in t 2=  geborenen Haushalte auf 
nur noch knapp 15 % ihres Ausgangswertes gesunken, während sie im Fall mit 
interregional immobilem Kapital und Investitionsanpassungskosten noch bei gut 27 % 
des ursprünglichen Wertes551 lag. Der Abfluss von privaten Kapital von der reicheren 
Region II in die ärmere Region I bewirkt außerdem, dass die momentanen Konvergenz-
geschwindigkeiten jtλ  gegenüber der Simulation mit interregionaler Kapitalimmobilität 
                                                 
550  Bei der Interpretation der Aufholkoeffizienten des Nutzens ist jedoch zu berücksichtigen, dass die 
Nutzendifferenz in der Ausgangsperiode t 0=  größer ist als in der Simulation des Abschnitts 4.3.1. 
551  S. Tabelle 9 im vorhergehenden Abschnitt 4.3.1. 
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in der reicheren Region sinken, während sie in der ärmeren Region steigen.552 
 
Im Vergleich zur Basissimulation ohne Anpassungskosten und mit interregional im-
mobilem Kapital ist die Höhe der Aufholkoeffizienten für t 1=  und t 2=  im hier 
betrachteten Fall mit Kapitalmobilität geringer. Dies wird durch die in den Anfangs-
perioden in der ärmeren Region I besonders hohen Anpassungskosten verursacht, die 
die wirtschaftliche Entwicklung dieser Region – wie bereits im Abschnitt 4.3.1 erläu-
tert – zunächst stark hemmen. In späteren Perioden unterscheiden sich die marginalen 
Investitionsanpassungskosten zwischen beiden Regionen dagegen nur noch unwesent-
lich, so dass die interregionale Kapitalmobilität dann eine sehr schnelle Angleichung 
der ökonomischen Verhältnisse bewirkt. Abbildung 17 veranschaulicht die Entwicklung 
der Aufholkoeffizienten des Nutzens für die drei im Rahmen dieses Abschnitts 
verglichenen Fälle graphisch. 
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Fall mit Finanzausgleich 
 
Für den Fall mit Finanzausgleich und interregional mobilem privatem Kapital ist die 
Entwicklung der Modellvariablen jtk , 
j
ty  und 
j
tu  sowie der Transferquoten tσ  in 
Tabelle 14 zusammengestellt. Ebenso wie in den Simulationen der beiden vorherge-
henden Abschnitte 4.2 und 4.3.1 bewirkt die Einführung des Finanzausgleichs aufgrund 
des Abflusses der Transfermittel auch hier eine Abnahme der Kapitalintensitäten, der 
Arbeitsproduktivitäten und der Nutzen in der reicheren Region II. Die entsprechenden 
Größen in der ärmeren Region I steigen dagegen nicht mehr über den gesamten 
Betrachtungszeitraum an, sondern nur noch in den Perioden t 0=  bis t 4= . 
 
Tabelle 14: Simulation 4.3.2 mit Finanzausgleich – Modellvariablen 










tu  tσ  
0 0,00010000 0,06811126 0,03696539 0,00300000 0,16244466 0,08816209  
1 0,00618020 0,19906263 0,09132073 0,02383741 0,27153681 0,12456853 0,00667259
2 0,03632001 0,30805696 0,13010678 0,04459627 0,32295061 0,13639706 0,00115294
3 0,05611911 0,34344214 0,14139728 0,05697581 0,34464097 0,14189085 0,00008696
4 0,06179582 0,35194027 0,14391796 0,06185116 0,35201273 0,14394759 0,00000515
5 0,06325832 0,35404654 0,14452660 0,06326148 0,35405059 0,14452826 0,00000029
6 0,06363292 0,35458093 0,14468000 0,06363309 0,35458115 0,14468009 0,00000002
7 0,06372875 0,35471730 0,14471908 0,06372876 0,35471732 0,14471909 0,00000000
8 0,06375325 0,35475215 0,14472907 0,06375325 0,35475215 0,14472907 0,00000000
9 0,06375951 0,35476105 0,14473162 0,06375951 0,35476105 0,14473162 0,00000000
10 0,06376111 0,35476333 0,14473227 0,06376111 0,35476333 0,14473227 0,00000000
11 0,06376152 0,35476391 0,14473244 0,06376152 0,35476391 0,14473244 0,00000000
12 0,06376162 0,35476406 0,14473248 0,06376162 0,35476406 0,14473248 0,00000000
13 0,06376165 0,35476409 0,14473249 0,06376165 0,35476409 0,14473249 0,00000000
14 0,06376165 0,35476410 0,14473249 0,06376165 0,35476410 0,14473249 0,00000000
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Dies ist auf die infolge der interregionalen Kapitalmobilität veränderten allokativen 
Effekte des Finanzausgleichs zurückzuführen, die im Rahmen der Besprechung der 
Wohlfahrtswirkungen auf der übernächsten Seite näher erläutert werden. Die auch im 
Fall ohne Finanzausgleich zu beobachtende rasche Angleichung der ökonomischen 
Verhältnisse in beiden Regionen führt dazu, dass die durch die Transferquoten 
gemessene Finanzausgleichsintensität geringer ist als in der Situation mit interregional 
immobilem Kapital und Investitionsanpassungskosten553 und zudem im Zeitablauf sehr 
viel schneller abnimmt. 
                                                 
553  Vgl. Tabelle 10 im zweiten Teil des vorhergehenden Abschnitts 4.3.1. 
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Tabelle 15: Simulation 4.3.2 mit Finanzausgleich – Konvergenz- und Wohlfahrtsmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  ItΩ  IItΩ  tΩ  
0   0,09550805 0,34293677 0,99940156 0,99940156 0,99940156
1 0,23172303 0,35058693 0,52342905 0,51995614 1,02333873 0,98189637 0,99900964
2 0,84211687 0,87713499 0,72149840 0,64593226 1,00394410 0,99595361 0,99983861
3 0,98729149 0,99035936 0,74277769 0,71845816 1,00032099 0,99960307 0,99996127
4 0,99923192 0,99942127 0,74395960 0,73819356 1,00001523 0,99996485 0,99999004
5 0,99995700 0,99996765 0,74422520 0,74296105 0,99999908 0,99999581 0,99999745
6 0,99999764 0,99999823 0,74436328 0,74409169 0,99999945 0,99999924 0,99999935
7 0,99999987 0,99999990 0,74441782 0,74435983 0,99999984 0,99999983 0,99999983
8 0,99999999 0,99999999 0,99999996 0,99999996 0,99999996
9 1,00000000 1,00000000 0,99999999 0,99999999 0,99999999
10 1,00000000 1,00000000 1,00000000 1,00000000 1,00000000
11 1,00000000 1,00000000 1,00000000 1,00000000 1,00000000
12 1,00000000 1,00000000 1,00000000 1,00000000 1,00000000
13 1,00000000 1,00000000 1,00000000 1,00000000 1,00000000
14 1,00000000 1,00000000 
 
1,00000000 1,00000000 1,00000000
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Einen Überblick über die Auswirkungen des Finanzausgleichs auf den Verlauf des 
Konvergenzprozesses gibt die obige Tabelle 15. Gegenüber dem Fall ohne Finanz-
ausgleich554 erhöhen sich auch in dieser Simulation die Aufholkoeffizienten ( )t tyµ  und 
( )t tuµ . Die momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten jtλ  der ärmeren Region I 
liegen aufgrund der Kapitalzuflüsse und des Finanzausgleichs in allen Perioden 
oberhalb der entsprechenden Werte der Region II.  
 
Sie sind jedoch ab t 2=  trotz des Empfangs der Finanzausgleichstransfers geringer als 
im Fall ohne Finanzausgleich, was dadurch erklärt werden kann, dass infolge des 
Finanzausgleichs die private Kapitalverzinsung in der Region I rascher ansteigt, so dass 
der Zufluss privaten Kapitals sich zeitlich nach vorne verlagert. Dies hat zur Folge, dass 
sich aufgrund der Beschleunigung des Konvergenzprozesses die Kapitalrenditen in 
beiden Regionen schneller angleichen, so dass die Kapitalflüsse von der reicheren 
Region II in die ärmere Region I nach der Periode t 1=  geringer ausfallen als im Fall 
ohne Finanzausgleich. Dieser Rückgang der Kapitalimporte der Region I verursacht 
dann das Absinken der momentanen Konvergenzgeschwindigkeit Itλ , während sich 
diejenige der reicheren Region II aufgrund der gesunkenen Abflüsse privater 
Ersparnisse erhöht. 
                                                 
554  S. Tabelle 13. 
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Bezüglich der auftretenden Wohlfahrtswirkungen ist zum einen bemerkenswert, dass  
– anders als in den vorhergehenden Simulationen der Abschnitte 4.2 und 4.3.1 – nicht 
nur die Wohlfahrtsindikatoren IItΩ  der reicheren Region II, sondern auch die Gesamt-
Indikatoren tΩ  für alle Generationen Wohlfahrtsverluste indizieren. Dieses Ergebnis 
wird dadurch verursacht, dass die negativen Produktivitätseffekte des Finanzausgleichs 
in Form der geringeren Grenzproduktivität des öffentlich angebotenen Produktions-
faktors in der ärmeren Region I qualitativ weiterhin erhalten bleiben, während die 
positiven Investitionseffekte zumindest aus statischer Sicht infolge der Einführung der 
interregionalen Kapitalmobilität wegfallen. 
 
Dies ist unmittelbar aus Gleichung555 
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zur optimalen privaten Investitionspolitik ersichtlich, nach der die marginalen 
Kapitalrückflüsse unter Berücksichtigung von Anpassungskosten sowohl im Fall ohne 
als auch im Fall mit Finanzausgleich in beiden Regionen gleich hoch sind. Folglich ist 
die räumliche Verteilung des privaten Kapitals bereits im Fall ohne Finanzausgleich 
(statisch) effizient und die Kapitalallokation kann im Gegensatz zu den Simulationen 
mit interregional immobilem Kapital nicht (nennenswert) verbessert werden.556 
 
Der zweite Unterschied im Vergleich zu den vorhergehenden Simulationen betrifft die 
Wohlfahrtsindikatoren der in der ärmeren Region I lebenden Haushalte. Von der 
Einführung des Finanzausgleichs profitieren nun nicht mehr alle Bewohner dieser 
Regionen, sondern lediglich in t 1=  bis t 4=  geborenen Generation. Für die ab t 5=  
geborenen Generationen werden die positiven Wirkungen, die die (ohnehin sehr 
geringen) empfangenen Finanzausgleichstransfers entfalten, durch die Auswirkungen 
                                                 
555  S. Abschnitt 3.3.2. 
556  In den Perioden t 1=  bis t 4= , in denen die Kapitalintensität der ärmeren Region I höher ist als im 
Fall ohne Finanzausgleich, kann dieser allerdings aus dynamischer Sicht u.U. für spätere 
Generationen positive Effekte auslösen, denn der schnellere Kapitalaufbau in der Region I bewirkt, 
dass die marginalen Anpassungskosten (die stets höher sind als in der Region II) dort in den Perioden 
nach der jeweiligen Investition gegenüber dem Fall ohne Finanzausgleich sinken. Die Größenordnung 
solcher Effekte ist aber offensichtlich vernachlässigbar gering. Ab der Periode t 5=  ist die 
Kapitalintensität in der ärmeren Region I niedriger als im Fall ohne Finanzausgleich, so dass dann die 
marginalen Anpassungskosten gegenüber diesem Fall gestiegen sind und folglich keine positiven 
Effekte mehr auftreten können. 
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der kumulierten negativen Produktivitätseffekte überkompensiert. Die Nutzeneinbußen 
dieser Generationen sind allerdings betragsmäßig sehr gering, wie Abbildung 18 
verdeutlicht. Die in t 0=  in Region I geborene Generation verliert ebenfalls, da der 
Konsumentenzinssatz aufgrund des negativen Produktivitätseffekts in t 1=  sinkt, 
während Lohnsteigerungen nur für die dort zwischen t 1=  und t 4=  arbeitenden 
Haushalte anfallen. 
 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Insgesamt lässt sich also als wichtigstes Ergebnis dieser Simulation festhalten, dass bei 
Berücksichtigung von Investitionsanpassungskosten und interregionaler Kapitalmobili-
tät die Gesamt-Wohlfahrtswirkungen tΩ  für alle Generationen negativ sind. Die Ergeb-
nisse von Kellermann (1998) und Schmidt (1997) sowie Homburg (1993),557 dass bei 
gleichem Pro-Kopf-Angebot staatlich bereitgestellter Inputfaktoren zumindest einige 
Generationen aggregierte Wohlfahrtsgewinne realisieren, lassen sich also unter den hier 
verwendeten realitätsnäheren Annahmen nicht halten. Folglich kommt dem vorliegen-
den Grad der interregionalen Kapitalmobilität entscheidende Bedeutung für die Beurtei-
lung der allokativen Wirkungen distributiv orientierter Finanzausgleichsmaßnahmen zu. 
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4.3.3 Mobile Haushalte und immobiles Kapital 
 
Fall ohne Finanzausgleich 
 
Um die Effekte der Einführung interregionaler Haushaltsmobilität deutlich heraus-
arbeiten zu können, wird im Rahmen der folgenden Simulation zunächst wieder – wie 
in der Basissimulation des Abschnitts 4.2 – von einer Situation mit interregional 
immobilem privatem Kapital und ohne Investitionsanpassungskosten ausgegangen. Im 
folgenden Abschnitt 4.3.4 wird die Immobilitätsannahme bezüglich des Produktions-
faktors Kapital dann wieder aufgehoben. Die sich bei interregionaler Haushaltsmobilität 
im Fall ohne Finanzausgleich ergebende Entwicklung der Modellvariablen jtk , 
j
ty  und 
j
tu  ist in der nachstehenden Tabelle 16 zusammengefasst. Zusätzlich sind dort in der 
letzten Spalte die Anteile der jungen Bewohner der betrachteten Föderation, die in den 
jeweiligen Perioden in der ärmeren Region I leben, angegeben. 
 
Tabelle 16: Simulation 4.3.3 ohne Finanzausgleich – Modellvariablen 


















0 0,00010000 0,06811126 0,04588169 0,00300000 0,16244466 0,08286471 0,50000000
1 0,01350811 0,23861854 0,10953844 0,02669341 0,28398796 0,12380738 0,45312097
2 0,04283672 0,32047499 0,13453949 0,05109062 0,33523590 0,13928445 0,45365122
3 0,05667702 0,34424476 0,14148046 0,06107673 0,35088510 0,14381754 0,46102996
4 0,06091698 0,35065033 0,14336331 0,06392080 0,35499018 0,14496703 0,46825027
5 0,06221695 0,35254761 0,14394446 0,06453792 0,35586289 0,14518711 0,47431135
6 0,06271053 0,35326026 0,14417900 0,06456552 0,35590179 0,14517250 0,47924848
7 0,06296650 0,35362820 0,14430870 0,06446063 0,35575394 0,14510885 0,48324333
8 0,06313585 0,35387101 0,14439765 0,06434139 0,35558565 0,14504319 0,48647065
9 0,06326223 0,35405189 0,14446498 0,06423531 0,35543573 0,14498600 0,48907682
10 0,06336103 0,35419313 0,14451786 0,06414657 0,35531018 0,14493844 0,49118114
11 0,06343960 0,35430531 0,14455995 0,06407375 0,35520707 0,14489948 0,49288014
12 0,06350247 0,35439501 0,14459365 0,06401442 0,35512298 0,14486775 0,49425186
13 0,06355292 0,35446694 0,14462069 0,06396623 0,35505464 0,14484197 0,49535932
14 0,06359346 0,35452472 0,14464241 0,06392714 0,35499918 0,14482106 0,49625343
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Aufgrund der dortigen schlechteren wirtschaftlichen Verhältnisse wandern in der 
Periode t 1=  per Saldo knapp 10 % der in der ärmeren Region I geborenen jungen 
Haushalte in die reichere Region II ab. Bereits ab der Periode t 2=  dreht sich die 
Nettowanderungsrichtung jedoch um, so dass der Bevölkerungsanteil der Region I 
wieder steigt und sich langfristig aufgrund der unterstellten Einheitlichkeit des 
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Parameters γ  der Gamma-Verteilung wieder 50 % annähert.558 Dies liegt daran, dass 
die Auswanderungsquote der ärmeren Region zwar stets über derjenigen der reicheren 
Region liegt, die absolute Zahl der diese Region verlassenden Haushalte aufgrund ihres 
geringeren Bevölkerungsanteils jedoch niedriger ist als die Zahl ihrer Zuwanderer. Die 
Entwicklung des Anteils der jungen Haushalte, die in der ärmeren Region I leben, wird 
in der nachfolgenden Abbildung 19 für den gesamten Betrachtungszeitraum graphisch 
veranschaulicht. 
 
Abbildung 19: Simulation 4.3.3 ohne Finanzausgleich –  















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Aus Abbildung 19 lässt sich bereits erkennen, dass der interregionale Konvergenz-
prozess und die Entwicklung zum Steady State mit Ausnahme der ersten Perioden im 
hier betrachteten Fall mit interregional mobilen Haushalten sehr viel langsamer ablaufen 
als in der Basissimulation mit interregionaler Immobilität der privaten Produktions-
faktoren.559 Im Gegensatz zur Basissimulation ist das langfristige Gleichgewicht in 
t 14=  bei einer Genauigkeit von acht Nachtkommastellen noch nicht völlig erreicht. 
                                                 
558  S. hierzu auch die Erläuterungen im zweiten Teil des Abschnitts 2.4.4 zum Modell von Raffelhüschen 
(1992). 
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Zudem ist auffällig, dass die Kapitalintensität und die Arbeitsproduktivität in der 
reicheren Region ab der Periode t 4=  über ihren langfristig gleichgewichtigen Werten 
liegen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass der Wanderungssaldo aus Sicht der Region 
II in diesen Perioden negativ ist und der vorhandene Kapitalstock somit auf eine Zahl 
von Arbeitsplätzen verteilt wird, die mit einer Rate unterhalb des Steady-State-Wertes n 
wächst, welche sich bei dem langfristig gleichgewichtigen Wanderungssaldo von 0 
ergibt. 
 
Tabelle 17: Simulation 4.3.3 ohne Finanzausgleich – Konvergenzmaße 
T ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  
0  0,21061519 0,38994019 
1 0,51905241 0,61417580 0,58361268 0,65816995 
2 0,84352403 0,87169893 0,66142605 0,78810538 
3 0,92960781 0,93680675 0,59847279 1,05927216 
4 0,95399457 0,95663631 0,45698204 
5 0,96485572 0,96639939 0,31953060 
 
6 0,97199793 0,97313617 0,24352443 0,13048705 
7 0,97746571 0,97836436 0,21297459 0,17059018 
8 0,98182364 0,98254503 0,20193752 0,18298541 
9 0,98533031 0,98591171 0,19783750 0,18736002 
10 0,98815845 0,98862752 0,19610450 0,18917215 
11 0,99044076 0,99081932 0,19521005 0,19009664 
12 0,99228294 0,99258850 0,19464835 0,19067278 
13 0,99376999 0,99401665 0,19424475 0,19108388 
14 0,99497044 0,99516956 0,19393499 0,19139849 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die Entwicklung der Konvergenzmaße ( )t tyµ , ( )t tuµ  und jtλ  ist für die hier 
analysierte Simulation mit interregional mobilen Haushalten ohne Finanzausgleich in 
Tabelle 17 wiedergegeben.560 In der Erhöhung der jeweils ersten beiden Werte der 
Aufholkoeffizienten ( )t tyµ  und ( )t tuµ  wird zunächst im Vergleich zur Basissimu-
lation561 eine Beschleunigung des interregionalen Konvergenzprozesses sichtbar, deren 
Ursachen die Nettoabwanderung von jungen Haushalten aus der Region I in t 1= und 
die aufgrund dieser eintretende Erhöhung der dortigen Kapitalintensität sind. 
 
In späteren Perioden läuft der Aufholprozess der ärmeren Region dagegen deutlich 
                                                 
560  Auf die Angabe der momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten IItλ  für t 4=  und t 5= wird 
verzichtet, da sie aufgrund des „Überschießens“ der Kapitalintensität über ihren langfristig gleichge-
wichtigen Wert negativ und somit nicht sinnvoll ökonomisch interpretierbar sind. 
561  S. Tabelle 5 im Abschnitt 4.2. 
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langsamer ab als in der Basissimulation, was auch in ab t 2=  stark gesunkenen 
momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten Itλ  zum Ausdruck kommt. Diese liegen in 
späteren Perioden infolge der von der Region I zu verkraftenden Netto-Einwanderungen 
bei nur noch knapp 20 %, während in der Basissimulation in jeder Periode ca. 74 % der 
bezüglich der Kapitalintensität vorhandenen Lücke zum langfristigen Gleichgewicht 
geschlossen wurde, was in Abbildung 20 auch graphisch gegenübergestellt wird. Die 
momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten der reicheren Region II betragen langfristig 
ebenfalls nur noch knapp 20 %, wobei jedoch zu beachten ist, dass sich die Kapital-
intensitäten dieser Region im hier betrachteten Fall ihrem Steady-State-Wert von oben 
her annähern. 
 
Abbildung 20: Simulation 4.3.3 ohne Finanzausgleich –  















Quelle: eigene Darstellung. 
 
 
Fall mit Finanzausgleich 
 
Für den Fall mit Finanzausgleich ist die Entwicklung der Modellvariablen jtk , 
j
ty  und 
j
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Berücksichtigung interregional mobiler Haushalte in der untenstehenden Tabelle 18 
zusammengefasst. 
 
Tabelle 18: Simulation 4.3.3 mit Finanzausgleich – Modellvariablen 

















 tσ  
0 0,00010000 0,06811126 0,04602731 0,00300000 0,16244466 0,08266509 0,50000000  
1 0,01339798 0,24051647 0,11023060 0,02687645 0,28228077 0,12320954 0,45684548 0,00337958
2 0,04309731 0,32171569 0,13496363 0,05086394 0,33421276 0,13893725 0,45823045 0,00085672
3 0,05693398 0,34495906 0,14173612 0,06087088 0,35030497 0,14360924 0,46537660 0,00035510
4 0,06111531 0,35114304 0,14354639 0,06376314 0,35458519 0,14481518 0,47210869 0,00022915
5 0,06237682 0,35293005 0,14408867 0,06440733 0,35553995 0,14506409 0,47766425 0,00017532
6 0,06284369 0,35357027 0,14429644 0,06445289 0,35563238 0,14506952 0,48213606 0,00013978
7 0,06307862 0,35388283 0,14440529 0,06436274 0,35552696 0,14502209 0,48571679 0,00011231
8 0,06323044 0,35408099 0,14447734 0,06425659 0,35539445 0,14497017 0,48858069 0,00009028
9 0,06334200 0,35422528 0,14453079 0,06416224 0,35527506 0,14492470 0,49087062 0,00007252
10 0,06342824 0,35433637 0,14457224 0,06408394 0,35517552 0,14488711 0,49270143 0,00005820
11 0,06349615 0,35442368 0,14460489 0,06402032 0,35509449 0,14485660 0,49416514 0,00004668
12 0,06354999 0,35449282 0,14463078 0,06396902 0,35502907 0,14483200 0,49533532 0,00003741
13 0,06359279 0,35454775 0,14465136 0,06392778 0,35497645 0,14481222 0,49627084 0,00002997
14 0,06362688 0,35459147 0,14466775 0,06389469 0,35493418 0,14479635 0,49701874 0,00002400
Quelle: eigene Darstellung 
 
Der Finanzausgleich bewirkt – wie in der Basissimulation562 – gegenüber dem Fall ohne 
Finanzausgleich ein Ansteigen der Variablen Ity , 
I
tu  und ab der Periode t 2=  auch Itk , 
während die entsprechenden Werte in der reicheren Region II sinken. Der Aufhol-
prozess der ärmeren Region I wird also erwartungsgemäß auch hier beschleunigt. Das 
anfängliche Fallen der Kapitalintensität Itk  in t 1=  bzw. deren Steigen in Region II ist 
darauf zurückzuführen, dass per Saldo in dieser Periode weniger Haushalte die ärmere 
Region I verlassen als im Fall ohne Finanzausgleich, da die Arbeitsproduktivitäten und 
damit gemäß Gleichung (80)563 auch die Lohnniveaus sich interregional angenähert 
haben.  
 
Der Bevölkerungsanteil der Region I beträgt nun in der Einführungsperiode des 
Finanzausgleichs knapp 45,7 % gegenüber ca. 45,3 % im Fall ohne Finanzausgleich.564 
In beiden Fällen erhöht er sich ab der Periode t 2=  wieder und nähert sich langfristig  
                                                 
562  S. den zweiten Teil des Abschnitts 4.2. 
563  S. Abschnitt 3.1.3. 
564  S. Tabelle 16 im ersten Teil dieses Abschnitts. Zur Erläuterung der Umkehrung der Nettowanderungs-
richtung s. den zweiten Teil des Abschnitts 2.4.5. 
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50 % an, da die Nettowanderungsrichtung sich umdreht. Im Vergleich zur Basissimu-
lation nehmen die Transferquoten im Zeitablauf wesentlich langsamer ab, was an der im 
ersten Teil des Abschnitts ausführlich erläuterten Verringerung der Konvergenzge-
schwindigkeit durch die Berücksichtigung der interregionalen Haushaltsmobilität liegt. 
 
Die in der Entwicklung der Modellvariablen erkennbare Beschleunigung des interregio-
nalen Konvergenzprozesses gegenüber dem Fall ohne Finanzausgleich schlägt sich auch 
in erhöhten Aufholkoeffizienten ( )t tyµ  und ( )t tuµ  nieder, wie die Werte in Tabelle 
19 zeigen.565 Die momentane Konvergenzgeschwindigkeit jtλ  ist in t 1=  in Region I 
aufgrund der oben beschriebenen Entwicklung der Kapitalintensitäten niedriger und in 
Region II höher als im Fall ohne Finanzausgleich. Ab t 2=  steigt sie infolge des 
Empfangs der interregionalen Transfers in der ärmeren Region I. Umgekehrt sinkt sie in 
der reicheren Region II zunächst, ab t 7=  sind die Werte jedoch ebenfalls höher als bei 
fehlendem Finanzausgleich. Die Ursache dieses Anstiegs liegt darin, dass die Region II 
sich im Fall mit Finanzausgleich näher am langfristigen Gleichgewicht befindet, was 
die momentane Konvergenzgeschwindigkeit c.p. erhöht. Dieser Effekt führt zu einer 
Überkompensierung der durch den Finanzausgleich ausgelösten Verlangsamung der 
Konvergenzgeschwindigkeit zum Steady State.566 
 
Tabelle 19: Simulation 4.3.3 mit Finanzausgleich – Konvergenz- und Wohlfahrtsmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  ItΩ  IItΩ  tΩ  
0   0,20888531 0,39295263 1,00317397 0,99759105 0,99958065
1 0,55726925 0,64574959 0,58969730 0,65032824 1,00631889 0,99517124 1,00011061
2 0,86752240 0,89154297 0,66959164 0,77586896 1,00315248 0,99750723 1,00000793
3 0,94332963 0,94887455 0,61240875 1,00051161 1,00180698 0,99855163 1,00002340
4 0,96351088 0,96536932 0,47669959 1,00127699 0,99895248 1,00002264
5 0,97233328 0,97337667 0,33712982 1,00100189 0,99915271 1,00001725
6 0,97814012 0,97889936 0,25591771 0,13041519 1,00081454 0,99929060 1,00001225
7 0,98257104 0,98316502 0,22228148 0,17659968 1,00066936 0,99940210 1,00000849
8 0,98607635 0,98654875 0,21000953 0,19063488 1,00055190 0,99949656 1,00000583
9 0,98887153 0,98924862 0,20550130 0,19547751 1,00045560 0,99957718 1,00000398
10 0,99110442 0,99140570 0,20366554 0,19739811 1,00037629 0,99964584 1,00000270
11 0,99288894 0,99312972 0,20277132 0,19831899 1,00031085 0,99970406 1,00000183
12 0,99431533 0,99450779 0,20224100 0,19885990 1,00025679 0,99975324 1,00000124
13 0,99545554 0,99560938 0,20187610 0,19923019 1,00021210 0,99979464 1,00000084
14 0,99636702 0,99649000 0,20160312 0,19950625 1,00017515 0,99982937 1,00000056
Quelle: eigene Darstellung. 
                                                 
565  Vgl. hierzu Tabelle 15 für den Fall ohne Finanzausgleich im ersten Teil dieses Abschnitts. 
566  Vgl. die Ausführungen zur Entwicklung der momentanen Konvergenzgeschwindigkeit im zweiten 
Teil des Abschnitts 4.2 (Basissimulation). 
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Die ebenfalls in Tabelle 19 angegebenen, durch den Finanzausgleich ausgelösten 
Wohlfahrtswirkungen jtΩ  sind wie in der Basissimulation aufgrund des beschleunigten 
Aufholprozesses der ärmeren Region für in der Region I geborene, nicht wandernde 
Haushalte durchweg positiv, während in der Region II geborene und dort bleibende 
Haushalte Wohlfahrtsverluste erleiden. Das Gesamt-Wohlfahrtsmaß tΩ  zeigt nur für 
die in t 0=  geborene Generation Wohlfahrtsverluste, für alle nachfolgenden Genera-
tionen dagegen betragsmäßig geringere Wohlfahrtsgewinne an, wobei die Wirkungen ab 
der Periode t 4=  infolge der geringeren Abnahme der Transferquoten deutlich stärker 
ausgeprägt sind als in der Basissimulation. Am meisten profitieren die in t 1=  und 
t 3=  geborenen Generationen von der Einführung des Finanzausgleichs, was in 
Abbildung 21 graphisch veranschaulicht wird. 
 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die auftretenden Gesamt-Wohlfahrtswirkungen tΩ  können durch insgesamt vier 
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• Wie in der Basissimulation567 und im Modell von Kellermann (1998) und Schmidt 
(1997)568 treten aufgrund der geringeren Grenzproduktivität des öffentlich angebo-
tenen Kapitalguts in der ärmeren Region I negative Produktivitätseffekte auf. 
 
• Zudem entstehen ab der Periode t 2=  auch im hier betrachteten Modellrahmen 
positive Investitionseffekte durch die teilweise Verlagerung der Ersparnis und somit 
der privaten Investitionstätigkeit in die Region I, in der die Grenzproduktivität des 
privaten Kapitals infolge der dortigen niedrigeren Kapitalintensität höher ist als in 
der Region II. 
 
• Zusätzlich verursacht der Finanzausgleich in dieser Simulation negative Arbeits-
produktivitätseffekte. Letztere ergeben sich dadurch, dass die Zahl junger Bewohner 
bzw. die Zahl der Arbeiter in der Region I im Fall mit Finanzausgleich in jeder 
Periode ab t 1=  höher ist als im Fall ohne Finanzausgleich,569 diese Arbeiter 
aufgrund der geringeren Kapitalintensität jedoch weniger produktiv sind als dieje-
nigen in der Region II. Dies ist an den niedrigeren Werten der Arbeitsproduktivi-
täten in Region I erkennbar.570 
 
• Des Weiteren bewirkt der Finanzausgleich infolge seines Einflusses auf die 
Wanderungsentscheidungen der Haushalte eine Veränderung der Bevölkerungs-
verteilung. Dieser Effekt wird im Folgenden als „Wohnsitzpräferenzeffekt“ 
bezeichnet. Er ist stets positiv, da das interregionale Lohndifferenzial sich durch den 
Finanzausgleich verkleinert und die Haushalte somit eher in der Region leben 
können, die ihren Wohnsitzpräferenzen am besten entspricht, wie im Folgenden 
erläutert werden soll.  
 
In der Einführungsperiode des Finanzausgleichs wandern einerseits aufgrund der 
enger als im Fall ohne Finanzausgleich beieinanderliegenden Löhne beider 
Regionen weniger junge Haushalte von der ärmeren Region I in die reichere Region  
                                                 
567  S. den zweiten Teil des Abschnitts 4.2. 
568  S. den Abschnitt 2.3.1. 
569  Vgl. die Werte der Einwohneranteile in den Tabellen 16 und 18. 
570  Die zur Beurteilung der allokativen Wirkungen maßgebliche Grenzproduktivität der Arbeit ist gemäß 
Gleichung (80) im Abschnitt 3.1.3 bei der verwendeten Produktionsfunktion ein konstanter Anteil des 
Pro-Kopf-Outputs. 
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II und andererseits mehr junge Haushalte von der Region II in die Region I. Erstere 
haben starke Präferenzen für den Verbleib in ihrer Heimatregion und die Migration 
in die Region II ist für diese Haushalte mit Netto-Wanderungskosten verbunden.571 
Der durch die infolge des Finanzausgleich gesunkene Lohndifferenz verursachte 
Verzicht auf die Migration bewirkt einen Wegfall dieser nutzenmindernden Kosten. 
Die aus der Region II in die Region I wandernden Haushalte haben zwangsläufig 
eine starke Vorliebe für die ärmere Region I,572 da sie trotz niedrigerer Löhne 
dorthin migrieren. Die Einführung des Finanzausgleichs ermöglicht diesen 
Haushalten folglich eine Realisation von Netto-Wanderungsnutzen. 
 
Abbildung 22: Simulation 4.3.3 mit Finanzausgleich –  















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Auch in allen Folgeperioden führt der Finanzausgleich aufgrund des weiter 
fortgeschrittenen Konvergenzprozesses dazu, dass ein größerer Anteil der in der 
Region I geborenen Haushalte mit niedrigen Präferenzen für die Region II in seiner 
Heimat bleibt, während ein höherer Anteil der in der Region II geborenen Haushalte  
                                                 
571  Dies wird daran erkennbar, dass diese Haushalte in der Region II Präferenzfaktoren unterhalb von 1 
realisieren würden, während ihr Konsumnutzen in der Region I mit 1 gewichtet wird. 
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mit hohen Präferenzen für die Region I dorthin wandert, was insgesamt in jeder 
Periode positive Wohnsitzpräferenz-Effekte zur Folge hat. Abbildung 22 veran-
schaulicht graphisch die Entwicklung der Präferenzfaktoren derjenigen Haushalte 
aus Region I, die bezüglich ihrer Wanderungsentscheidung jeweils indifferent sind. 
Es wird erkennbar, dass der kritische Präferenzfaktor im Fall mit Finanzausgleich in 
jeder Periode näher bei 1 liegt als im Fall ohne Finanzausgleich, die 
Wohnsitzpräferenzen der in Region I geborenen Haushalte also insgesamt besser 
erfüllt werden. Gleiches gilt auch für die jeweils jungen Haushalte aus Region II. 
 
Für spätere Perioden sind die Wohnsitzpräferenzeffekte folglich ebenfalls positiv, 
allerdings betragsmäßig wesentlich geringer als in den jeweiligen Vorperioden, da 
diejenigen Haushalte, deren Wanderungsentscheidungen durch den Finanzausgleich 
beeinflusst werden, in diesen Perioden aufgrund des weit fortgeschrittenen 
Konvergenzprozesses außerhalb ihrer Heimat Präferenzfaktoren sehr nahe bei 1 
realisieren würden, so dass eine Änderung der Wohnsitzwahl nur geringe 
Auswirkungen auf das Nutzenniveau dieser Haushalte hat. In der Periode t 1=  wirkt 
sich der Finanzausgleich dagegen beispielsweise auf die Wanderungsentschei-
dungen von Haushalten aus Region I mit Präferenzfaktoren zwischen 0,84 und 0,85 
sowie aus Region II mit Präferenzfaktoren zwischen 1,17 und 1,19 aus, deren 
realisierter Nutzen folglich in wesentlich größerem Maße vom jeweils gewählten 
Wohnsitz abhängt. Es bleibt also festzuhalten, dass das Ausmaß der 
Wohnsitzpräferenz-Effekte von Periode zu Periode sehr deutlich abnimmt. 
 
Die in t 0=  geborene, bei Einführung des Finanzausgleichs alte Generation ist 
ausschließlich von den beiden negativen Produktivitätseffekten betroffen, da positive 
Investitionseffekte erst ab t 2=  auftreten und etwaige Migrationsentscheidungen dieser 
Haushalte bereits in t 0= gefallen sind. Folglich ist die Gesamtwirkung tΩ  auf diese 
Generation ebenfalls negativ, wie sich in Abbildung 21 erkennen lässt.573 Die in t 1=  
geborene Generation profitiert dagegen – wie obenstehend beschrieben – von den für sie 
besonders hohen Wohnsitzpräferenz-Effekten, während die Summe der übrigen Effekte 
analog zur Basissimulation574 offensichtlich erst in t 3=  ihren Höhepunkt erreicht. 
Aufgrund dessen sind die Wohlfahrtsgewinne der in t 2=  geborenen Generation 
                                                 
573  S. Seite 166. 
574  S. den zweiten Teil des Abschnitts 4.2. 




4.3.4 Mobile Produktionsfaktoren 
 
Fall ohne Finanzausgleich 
 
In der folgenden Simulation wird davon ausgegangen, dass – wie in der Realität i.a.R. 
zu beobachten – sowohl das private Kapital als auch die Haushalte unter 
Berücksichtigung von Investitionsanpassungskosten bzw. heterogenen Wohnsitzprä-
ferenzen interregional mobil sind. Als theoretische Basis dient die im Abschnitt 3.4.2 
entwickelte Modellvariante. Die Werte der Modellvariablen jtk , 
j
ty  und 
j
tu  beider 
Regionen im Zeitraum von t 0=  bis t 14=  sowie die Bevölkerungsanteile der ärmeren 
Region I sind für den Fall ohne Finanzausgleich in der folgenden Tabelle 20 angegeben. 
 
Tabelle 20: Simulation 4.3.4 ohne Finanzausgleich – Modellvariablen 


















0 0,00010000 0,06811126 0,03728981 0,00300000 0,16244466 0,08893583 0,50000000
1 0,00648043 0,19778090 0,09019367 0,02220760 0,27094456 0,12355836 0,41616463
2 0,03682959 0,30833637 0,12995636 0,04504954 0,32462667 0,13682234 0,42498731
3 0,05627601 0,34362067 0,14139519 0,05748050 0,34548539 0,14216250 0,44382677
4 0,06176759 0,35189514 0,14387991 0,06207389 0,35234028 0,14406192 0,45868906
5 0,06319314 0,35395304 0,14448348 0,06337183 0,35420855 0,14458778 0,46967540
6 0,06357358 0,35449639 0,14464428 0,06370038 0,35467695 0,14471795 0,47774555
7 0,06368256 0,35465158 0,14469198 0,06377498 0,35478305 0,14474562 0,48366886
8 0,06371887 0,35470325 0,14470906 0,06378655 0,35479950 0,14474832 0,48801578
9 0,06373426 0,35472515 0,14471696 0,06378390 0,35479572 0,14474575 0,49120571
10 0,06374264 0,35473706 0,14472156 0,06377905 0,35478883 0,14474268 0,49354657
11 0,06374801 0,35474470 0,14472460 0,06377472 0,35478268 0,14474010 0,49526434
12 0,06375174 0,35475000 0,14472675 0,06377134 0,35477787 0,14473812 0,49652488
13 0,06375441 0,35475380 0,14472829 0,06376879 0,35477425 0,14473663 0,49744989
14 0,06375635 0,35475657 0,14472942 0,06376691 0,35477157 0,14473554 0,49812868
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Bereits aus den Werten der Kapitalintensitäten, Arbeitsproduktivitäten und Nutzen, aber 
auch aus den Aufholkoeffizienten ( )t tyµ  und ( )t tuµ  in Tabelle 21 wird erkennbar, 
dass der Aufholprozess der ärmeren Region ab der Periode t 2=  wesentlich schneller 
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abläuft als in der Simulation 4.3.3 mit interregional immobilem privatem Kapital.575 Die 
Aufhebung der Immobilitätsannahme des Kapitals bewirkt also ebenso wie in der 
Simulation 4.3.2 eine Beschleunigung des interregionalen Konvergenzprozesses, 
lediglich anfänglich verläuft dieser aufgrund der besonders negativen Auswirkungen der 
Investitionsanpassungskosten auf die Entwicklung der ärmeren Region I langsamer,576 
was auch das Absinken des Anteils der jungen Haushalte, die in der ärmeren Region I 
leben, auf 41,6 % gegenüber 45,3 % in der Simulation 4.3.3 verursacht. 
 
Tabelle 21: Simulation 4.3.4 ohne Finanzausgleich – Konvergenzmaße 
T ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  
0  0,10022410 0,31611389 
1 0,22441409 0,35397354 0,52982725 0,54969206 
2 0,82731139 0,86705709 0,72205449 0,66432676 
3 0,98023267 0,98514297 0,73361401 0,73129740 
4 0,99528120 0,99647591 0,71489549 0,76902646 
5 0,99729143 0,99798051 0,66918569 0,84281299 
6 0,99808598 0,99857353 0,57942176 1,21740536 
7 0,99860639 0,99896149 0,45903859  
8 0,99897967 0,99923967 0,35981937 0,10675283 
9 0,99925189 0,99944253 0,30568758 0,21806706 
10 0,99945122 0,99959106 0,28236506 0,24872929 
11 0,99959736 0,99969997 0,27317451 0,25900217 
12 0,99970456 0,99977985 0,26954294 0,26280212 
13 0,99978321 0,99983846 0,26802328 0,26434185 
14 0,99984092 0,99988146 0,26731119 0,26505501 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten Itλ  der Region I liegen ab t 2=  
oberhalb der Werte in Tabelle 17 zur Simulation 4.3.3 ohne Finanzausgleich, aber 
deutlich unterhalb der Werte in Tabelle 13577 zur Simulation mit interregional 
immobilen Haushalten und mobilem Kapital. Der negative Einfluss der 
Haushaltsmobilität auf die Konvergenzgeschwindigkeit zum Steady State erscheint 
folglich insgesamt bedeutungsvoller als der positive Einfluss der Kapitalmobilität.  
 
In der reicheren Region II sind die momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten 
aufgrund der Investitionsanpassungskosten und der Kapitalabflüsse in die ärmere 
Region I zunächst geringer als in der Simulation 4.3.3 mit interregional immobilem 
                                                 
575  Vgl. die Werte in Tabelle 16 im ersten Teil des Abschnitts 4.3.3. 
576  Vgl. hierzu die Ausführungen im ersten Teil des Abschnitts 4.3.2. 
577  S. Abschnitt 4.3.2. 
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Kapital. Nachdem die Kapitalintensität dieser Region auch in der hier betrachteten 
Simulation ihr Steady-State-Niveau überschreitet, erreichen sie Werte von ca. 25 %, 
während sie in der Simulation 4.3.3 ohne Finanzausgleich bei knapp 20 % lagen. Dies 
lässt sich durch die näher am langfristig gleichgewichtigen Wert liegenden Kapitalinten-
sitäten begründen, denn die momentane Konvergenzgeschwindigkeit ist c.p. umso 
höher, je näher sich eine betrachtete Ökonomie an ihrem Steady State befindet. 
 
 
Fall mit Finanzausgleich 
 
Wird in der Periode t 1=  ein finanzkraftorientierter Finanzausgleich eingeführt, 
entwickeln sich die Kapitalintensitäten, Arbeitsproduktivitäten und Nutzen sowie die 
Bevölkerungsanteile der ärmeren Region I und die Transferquoten entsprechend der in 
Tabelle 22 wiedergegebenen Werte. 
 
Tabelle 22: Simulation 4.3.4. mit Finanzausgleich – Modellvariablen 

















 tσ  
0 0,00010000 0,06811126 0,03724293 0,00300000 0,16244466 0,08882400 0,50000000  
1 0,00653261 0,20199530 0,09219994 0,02219725 0,26762092 0,12215448 0,42483032 0,00520881
2 0,03694263 0,30945209 0,13046014 0,04482609 0,32352966 0,13639502 0,43317929 0,00094243
3 0,05629429 0,34374258 0,14145443 0,05739199 0,34527276 0,14208412 0,45006383 0,00009973
4 0,06177786 0,35193082 0,14389683 0,06204349 0,35227828 0,14403889 0,46331299 0,00002285
5 0,06320380 0,35397986 0,14449501 0,06335729 0,35417739 0,14457564 0,47309209 0,00001319
6 0,06358249 0,35451714 0,14465288 0,06369134 0,35465663 0,14470980 0,48026879 0,00000945
7 0,06368933 0,35466703 0,14469831 0,06376864 0,35476856 0,14473973 0,48553198 0,00000695
8 0,06372387 0,35471458 0,14471368 0,06378192 0,35478887 0,14474399 0,48939136 0,00000512
9 0,06373793 0,35473343 0,14472034 0,06378046 0,35478787 0,14474255 0,49222128 0,00000378
10 0,06374532 0,35474312 0,14472402 0,06377650 0,35478302 0,14474030 0,49429631 0,00000278
11 0,06374997 0,35474913 0,14472641 0,06377283 0,35477838 0,14473834 0,49581781 0,00000204
12 0,06375318 0,35475325 0,14472807 0,06376994 0,35477470 0,14473682 0,49693344 0,00000150
13 0,06375547 0,35475619 0,14472926 0,06376776 0,35477191 0,14473568 0,49775147 0,00000110
14 0,06375713 0,35475831 0,14473013 0,06376614 0,35476984 0,14473483 0,49835128 0,00000081
Quelle: eigene Darstellung 
 
Wie in allen vorangegangenen Simulationen bewirkt der Finanzausgleich auch im hier 
betrachteten Fall eine Beschleunigung des interregionalen Konvergenzprozesses, die in 
gegenüber dem Fall ohne Finanzausgleich578 gestiegenen Werten der Itk , 
I
ty  und 
I
tu   
                                                 
578  Vgl. die Werte in Tabelle 18 im ersten Teil dieses Abschnitts. 
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zum Ausdruck kommt, während die entsprechenden Größen in der reicheren Region II 
sinken. Folglich erhöhen sich auch die in Tabelle 23 abgedruckten Aufholkoeffizienten 
der Arbeitsproduktivität und des Nutzens. Die momentanen Konvergenzgeschwindig-
keiten der Region I steigen in allen Perioden, während sie in Region II fallen. 
 
Des Weiteren kommt es infolge der Einführung der interregionalen Transfers in t 1=  
wie in der vorherigen Simulation 4.3.3 mit interregional immobilem privaten Kapital zu 
einer Verringerung des Wanderungssaldos zuungunsten der ärmeren Region I, so dass 
deren Anteil junger Einwohner sich von 41,6 % auf 42,4 % erhöht. Er liegt damit 
jedoch weiterhin unterhalb des entsprechenden Wertes der Simulation 4.3.3, wofür die 
hohen Investitionsanpassungskosten in der Region I ursächlich sind.579 Infolgedessen 
steigt die Transferquote gegenüber der Simulation mit fehlender interregionaler 
Kapitalmobilität zunächst ebenfalls, verringert sich dann jedoch analog zur Simulation 
4.3.2 mit mobilem Kapital, aber immobilen Haushalten im Zeitablauf schnell, da die 
Kapitalmobilität eine rasche Angleichung der Kapitalintensitäten bewirkt. 
 
Tabelle 23: Simulation 4.3.4 mit Finanzausgleich – Konvergenz- und Wohlfahrtsmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  ItΩ  IItΩ  tΩ  
0   0,10104377 0,31594344 0,99874264 0,99874264 0,99874264
1 0,30432257 0,41927254 0,53137389 0,54442825 1,02224398 0,98863793 1,00042407
2 0,85076790 0,88494069 0,72156468 0,66361374 1,00387648 0,99687686 0,99960145
3 0,98377896 0,98779221 0,73433796 0,73025753 1,00041896 0,99944868 0,99986366
4 0,99631668 0,99724572 0,71879317 0,76464964 1,00011755 0,99984018 0,99996523
5 0,99790609 0,99843683 0,67882357 0,82609600 1,00007979 0,99991604 0,99999207
6 0,99852124 0,99889652 0,59633284 1,09926674 1,00005947 0,99994368 0,99999854
7 0,99892375 0,99919697 0,47753358  1,00004376 0,99995936 0,99999993
8 0,99921248 0,99941242 0,37203655 0,07175474 1,00003198 0,99997007 1,00000015
9 0,99942298 0,99956948 0,31146984 0,21080004 1,00002335 0,99997785 1,00000013
10 0,99957703 0,99968442 0,28481084 0,24708774 1,00001706 0,99998361 1,00000008
11 0,99968990 0,99976863 0,27429672 0,25896857 1,00001249 0,99998788 1,00000005
12 0,99977264 0,99983036 0,27022108 0,26327368 1,00000915 0,99999105 1,00000003
13 0,99983330 0,99987562 0,26855667 0,26495537 1,00000671 0,99999340 1,00000001
14 0,99987777 0,99990880 0,26782594 0,26569742 1,00000493 0,99999513 1,00000001
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die durch den Finanzausgleich ausgelösten regionalen Wohlfahrtsindikatoren jtΩ  sind  
– wie in der vorhergehenden Simulation 4.3.3 mit interregional immobilem Kapital580 –  
                                                 
579  Vgl. hierzu die Ausführungen im Abschnitt 4.3.2. 
580  Vgl. Tabelle 19 im zweiten Teil des vorhergehenden Abschnitts 4.3.3. 
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für ab der Periode t 1=  in der ärmeren Region I geborene und dort bleibende Haushalte 
durchweg positiv, während in der reicheren Region II geborene, nicht wandernde 
Haushalte Wohlfahrtsverluste erleiden. Die in t 0=  geborenen, bei Einführung des 
Finanzausgleichs alte Generation muss analog zur Simulation 4.3.2 mit immobilen 
Haushalten581 unabhängig von der Wohnsitzregion identische Einbußen verkraften, was 
am bei Kapitalmobilität interregional einheitlichen Konsumentenzinssatz liegt. 
Aufgrund des durch die Investitionsanpassungskosten zunächst verzögerten Aufhol-
prozesses der ärmeren Region sind die Verluste dieser Generation betragsmäßig höher 
als in der zuvor betrachteten Simulation ohne Investitionsanpassungskosten und mit 
interregional immobilem Kapital. 
 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Der zeitliche Verlauf der Gesamt-Wohlfahrtsindikatoren tΩ  ist relativ komplex, wie 
auch Abbildung 23 zeigt. Zudem sind die Werte dieser Indikatoren in den ersten 
Perioden deutlich weiter von 1 entfernt als in der Simulation 4.3.3 mit interregional 
immobilem privatem Kapital. Für die in den Perioden 0 und 2 bis 7 geborenen 
Generationen sind die Gesamt-Wohlfahrtswirkungen negativ, für alle übrigen  
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Generationen hingegen negativ. Es findet also ein dreifacher Vorzeichenwechsel der 
Indikatoren tΩ  statt.  
 
Gegenüber der Simulation 4.3.3 mit interregional immobilem privatem Kapital fallen 
die positiven Investitionseffekte, wie bereits im Abschnitt 4.3.2 erläutert, (zumindest 
weitestgehend) weg, da die Kapitalmobilität unabhängig vom Finanzausgleich eine 
Angleichung der marginalen Kapitalverzinsung beider Regionen unter Berücksich-
tigung von Anpassungskosten bewirkt. Die übrigen, im vorhergehenden Abschnitt 4.3.3 
ausführlich beschriebenen Effekte, durch die die Werte der Gesamt-Wohlfahrtsindika-
toren tΩ  erklärt werden können, bleiben qualitativ erhalten. Es treten also negative 
Produktivitätseffekte bezüglich der öffentlich angebotenen Inputs und bezüglich des 
Produktionsfaktors Arbeit sowie positive Wohnsitzpräferenzeffekte auf. 
 
Letztere fallen in der Perioden t 1=  aufgrund der gegenüber der Simulation 4.3.3 
verstärkten Auswanderungswelle aus der ärmeren Region I in t 1=  deutlich stärker aus 
als im Fall ohne Investitionsanpassungskosten und mit interregional immobilem 
Kapital, da die kritischen Präferenzfaktoren wesentlich weiter von 1 entfernt sind. Dies 
ist der Hauptgrund dafür, dass die durch den Finanzausgleich ausgelösten 
Wohlfahrtswirkungen in der Periode t 1=  im Vergleich zur Simulation 4.3.3 
betragsmäßig stark zunehmen. In späteren Perioden verursacht der Finanzausgleich 
negativere Wohlfahrtswirkungen als in der Simulation 4.3.3, was vor allem auf den 
Wegfall der positiven Investitionseffekte und auf eine Verringerung der Wohnsitz-
präferenzeffekte zurückzuführen ist. Letztere ergibt sich daraus, dass sich die kritischen 
Präferenzfaktoren im hier betrachteten Fall aufgrund des beschleunigten 
Konvergenzprozesses wesentlich schneller dem Wert 1 annähern. 
 
Für die ab der Periode t 8=  geborenen Generationen sind die Gesamt-Wohlfahrts-
wirkungen positiv, was darauf hindeutet, dass die Kurve des Präferenzfaktor-Effektes 
einen stärker gekrümmten Verlauf als diejenige der Summe der beiden Produktivitäts-
effekte aufweist. Dies wird in Abbildung 24 skizziert. Die Gesamt-Wohlfahrtwirkungen 
entsprechen jeweils der Differenz zwischen den beiden Kurven, wobei die in t 0=  
geborene Generation – wie oben beschrieben – nur von den negativen Produktivitäts-
effekten betroffen ist. Folglich sind die Gesamt-Wohlfahrtswirkungen zwischen den 
Punkten 0 und A sowie zwischen den Punkten B und C negativ, während in den übrigen 
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Bereichen positive Wirkungen auftreten. Dies entspricht von den Vorzeichen her dem 
Verlauf der in Tabelle 23 angegebenen Gesamt-Wohlfahrtsindikatoren tΩ . 
 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Im Zusammenhang mit den Wohlfahrtswirkungen des Finanzausgleichs ist darauf 
hinzuweisen, dass sich die positiven Wohnsitzpräferenzeffekte nicht in gesamtwirt-
schaftlichen Aggregaten wie dem gemeinsamen Kapitalstock oder Output beider 
Regionen niederschlagen. Folglich werden die in der volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung erfassten makroökonomischen Größen auf der Ebene der Föderation durch 
den Finanzausgleich durchweg negativ beeinflusst. Die Tatsache, dass die Gesamt-
Wohlfahrtswirkungen aufgrund der positiven Wohnsitzpräferenzeffekte dennoch in 
einigen Perioden positiv sind, ist ein Hinweis darauf, dass der Erfolg von Finanz-
ausgleichsmaßnahmen aus wohlfahrtstheoretischer Sicht nicht allein anhand von 
Größen wie dem Bruttoinlandsprodukt oder dem gesamtwirtschaftlichen Kapitalstock 
beurteilt werden sollte. Für die politische Praxis ist diese Aussage allerdings nicht 
unproblematisch, da die Höhe der Wohnsitzpräferenzeffekte in der Realität nicht direkt 
beobachtbar ist und kaum zuverlässig ermittelbar sein dürfte. Insofern besteht die 
Gefahr großer Manipulationsspielräume bei der Quantifizierung dieser Effekte. 
Effekt (Betrag) 
t 
0 A   B              C 
Summe der Produktivitätseffekte (negativ) 
Wohnsitzpräferenzeffekte (positiv) 
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Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der Finanzausgleich in der hier 
betrachteten, vergleichsweise realitätsnahen Simulation mit interregional mobilen 
Produktionsfaktoren gesamtwirtschaftliche Wohlfahrtswirkungen verursacht, die sich 
auf zwei Arten negativer Produktivitätseffekte und auf positive Wohnsitzpräferenz-
effekte zurückführen lassen. Die Gesamtwirkung dieser Effekte ist aufgrund der 
immateriellen Natur der Wohnsitzpräferenzeffekte für einige Generationen vorteilhaft, 
obwohl der Finanzausgleich eindeutig eine Verringerung des gemeinsamen Brutto-
inlandsprodukts der Föderation verursacht. Andere Generationen erleiden dagegen 
Wohlfahrtsverluste, wobei der zeitliche Verlauf der eintretenden Wirkungen vergleichs-
weise komplex ist. 
 
 
4.4 Vergleichssimulationen mit unvollkommenen Arbeitsmärkten 
 
4.4.1 Szenario mit identischen Gewerkschaftspräferenzen 
 
Fall ohne Finanzausgleich 
 
Wie im Abschnitt 2.5.1 aufgezeigt wurde, wird der Aufholprozess Ostdeutschlands mit 
hoher Wahrscheinlichkeit maßgeblich durch Arbeitsmarktunvollkommenheiten in Form 
kollektiv vereinbarter überhöhter Löhne beeinflusst. Deshalb werden in diesem und im 
folgenden Abschnitt 4.6 Simulationsanalysen durchgeführt, die von unvollkommenen 
Arbeitsmärkten ausgehen. Im Rahmen dieses Abschnitts wird hierbei zunächst ebenso 
wie in der Basissimulation582 angenommen, dass die privaten Produktionsfaktoren 
interregional immobil sind. Die Simulationen basieren also auf der im Abschnitt 3.5.1 
entwickelten Modellvariante. Im Abschnitt 4.6 wird die Faktorimmobilitätsannahme 
dann aufgehoben. 
 
Die folgende Simulation untersucht eine Situation, in der in beiden Regionen je eine  
 
                                                 
582  S. den Abschnitt 4.2. 
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Monopolgewerkschaft existiert, die ab der Periode t 1=  die Löhne setzt583 und deren 
Gewichtungsparameter jε  bezüglich des Lohnziels interregional nicht variiert. Er 
beträgt einheitlich 0,08,584 was unabhängig von etwaigen Finanzausgleichsmaßnahmen 
in allen Perioden eine in beiden Regionen identische Arbeitslosenrate von ca. 10,8 % 
impliziert. Folglich ist diese Simulation als theoretischer Grenzfall zu betrachten, denn 
tatsächlich haben die Lohnsteigerungen Anfang der neunziger Jahre dazu geführt, dass 
die Arbeitslosigkeit in den neuen Bundesländern weit oberhalb des Niveaus der alten 
Länder liegt.585 
 
Tabelle 24: Simulation 4.4.1 ohne Finanzausgleich – Modellvariablen 











0 0,00010000 0,06811126 0,04390712 0,00300000 0,16244466 0,08083779 
1 0,01371886 0,23956445 0,09802703 0,03271934 0,29915147 0,11457461 
2 0,04305685 0,32089506 0,12036118 0,05376641 0,33963791 0,12525596 
3 0,05767438 0,34578283 0,12684308 0,06104303 0,35083561 0,12814184 
4 0,06214745 0,35244694 0,12855484 0,06305559 0,35375599 0,12888995 
5 0,06334519 0,35417050 0,12899598 0,06358047 0,35450621 0,12908183 
6 0,06365497 0,35461231 0,12910896 0,06371530 0,35469818 0,12913092 
7 0,06373438 0,35472531 0,12913785 0,06374981 0,35474726 0,12914346 
8 0,06375468 0,35475419 0,12914523 0,06375863 0,35475980 0,12914667 
9 0,06375988 0,35476157 0,12914712 0,06376088 0,35476301 0,12914749 
10 0,06376120 0,35476346 0,12914760 0,06376146 0,35476383 0,12914770 
11 0,06376154 0,35476394 0,12914773 0,06376161 0,35476404 0,12914775 
12 0,06376163 0,35476407 0,12914776 0,06376164 0,35476409 0,12914776 
13 0,06376165 0,35476410 0,12914777 0,06376165 0,35476410 0,12914777 
14 0,06376166 0,35476411 0,12914777 0,06376166 0,35476411 0,12914777 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die sich in der Simulation für den Fall ohne Finanzausgleich ergebende Entwicklung 
der Modellvariablen jtk , 
j
ty  und 
j
tu  ist in Tabelle 24 abgedruckt. Es wird unmittelbar 
erkennbar, dass der interregionale Konvergenzprozess insgesamt sehr ähnlich verläuft 
wie in der Basissimulation.586 Gegenüber dieser steigen die Werte der Kapital-
intensitäten und Arbeitsproduktivitäten in beiden Regionen ab t 1= , da der jeweils  
                                                 
583  Die Annahme, dass die Arbeitsmarktunvollkommenheiten erst ab der Periode t 1=  in Erscheinung 
treten, wird aus Vergleichbarkeitsgründen getroffen, denn in diesem Fall sind die Ausgangsbe-
dingungen bei Einführung des Finanzausgleichs in beiden Regionen identisch zur Basissimulation. 
Zudem ist das westdeutsche Arbeitsmarktsystem annähernd zeitgleich mit der Einführung der hohen 
interregionalen Transfers zur Unterstützung des Aufholprozesses auf die neuen Bundesländer 
übertragen worden, in denen zuvor zumindest offiziell keine Arbeitslosigkeit herrschte. 
584  Zur Erläuterung der verwendeten Parameterwerte s. den Abschnitt 4.1. 
585  Vgl. die Ausführungen im Abschnitt 2.5.1. 
586  Vgl. die Werte in der Tabelle 4 im Abschnitt 4.2. 
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vorhandene Kapitalstock aufgrund des Rückgangs der Beschäftigung auf eine 
gesunkene Zahl von Arbeitern verteilt wird. Die realisierten Nutzenniveaus fallen 
dagegen in beiden Regionen, da jeder Arbeiter während seiner Jugendphase zu einem 
Anteil von 10,8 % seines Zeitbudgets erwerbslos ist und deshalb trotz der gestiegenen 
Lohnsätze geringere Gesamt-Lohneinkünfte realisiert als in der Basissimulation. 
 
Die für die hier betrachtete Simulation ermittelten Werte der Aufholkoeffizienten 
( )t tyµ  und ( )t tuµ  sowie der momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten jtλ  sind in 
Tabelle 25 zusammengefasst. Auch diese verdeutlichen, dass keine grundsätzlichen 
qualitativen Unterschiede bezüglich des Verlaufs des Konvergenzprozesses gegenüber 
der Basissimulation auftreten.587 Alle vier Indikatoren erhöhen sich im Vergleich zu 
letzter über den gesamten Untersuchungszeitraum leicht, was auf die größere Nähe zum 
Steady State zurückzuführen ist, die sich als Folge der Entstehung der Arbeitslosigkeit 
ergibt. 
 
Tabelle 25: Simulation 4.4.1 ohne Finanzausgleich – Konvergenzmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  
0  0,21392559 0,48911333 
1 0,43635313 0,55192859 0,58625808 0,67801236 
2 0,82270720 0,86746017 0,70599697 0,72800792 
3 0,95220463 0,96483251 0,73482337 0,74028504 
4 0,98761737 0,99092598 0,74200020 0,74338426 
5 0,99682446 0,99767538 0,74382077 0,74417369 
6 0,99918775 0,99940556 0,74428512 0,74437526 
7 0,99979238 0,99984806 0,74440373 0,74442677 
8 0,99994694 0,99996117 0,74443404 0,74443993 
9 0,99998644 0,99999008 0,74444179 0,74444329 
10 0,99999653 0,99999746 0,74444377 0,74444415 
11 0,99999911 0,99999935 0,74444427 0,74444437 
12 0,99999977 0,99999983 0,74444440 0,74444442 
13 0,99999994 0,99999996 0,74444443 0,74444444 
14 0,99999999 0,99999999 0,74444444 0,74444444 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
 
Fall mit Finanzausgleich 
 
Für den Fall mit finanzkraftorientierten Finanzausgleich entwickeln sich die Kapital-
                                                 
587  Vgl. die Werte in der Tabelle 5 im Abschnitt 4.2. 
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intensitäten, Arbeitsproduktivitäten und Nutzen sowie die Transferquoten tσ  entspre-
chend der in Tabelle 26 zusammengestellten Werte. 
 
Tabelle 26: Simulation 4.4.1 mit Finanzausgleich – Modellvariablen 










tu  tσ  
0 0,00010000 0,06811126 0,04411239 0,00300000 0,16244466 0,08049730  
1 0,01371886 0,24237425 0,09893520 0,03271934 0,29601136 0,11361394 0,00452999
2 0,04356186 0,32268541 0,12086082 0,05320204 0,33786902 0,12476826 0,00112348
3 0,05799616 0,34647887 0,12702920 0,06072511 0,35016250 0,12796224 0,00026299
4 0,06227255 0,35267579 0,12861505 0,06293461 0,35353467 0,12883172 0,00006074
5 0,06338632 0,35424027 0,12901420 0,06354069 0,35443850 0,12906415 0,00001398
6 0,06366751 0,35463270 0,12911426 0,06370314 0,35467833 0,12912576 0,00000322
7 0,06373804 0,35473110 0,12913935 0,06374624 0,35474160 0,12914200 0,00000074
8 0,06375573 0,35475581 0,12914565 0,06375761 0,35475822 0,12914626 0,00000017
9 0,06376017 0,35476202 0,12914724 0,06376060 0,35476257 0,12914738 0,00000004
10 0,06376128 0,35476358 0,12914764 0,06376138 0,35476371 0,12914767 0,00000001
11 0,06376156 0,35476397 0,12914774 0,06376159 0,35476400 0,12914774 0,00000000
12 0,06376163 0,35476407 0,12914776 0,06376164 0,35476408 0,12914776 0,00000000
13 0,06376165 0,35476410 0,12914777 0,06376165 0,35476410 0,12914777 0,00000000
14 0,06376166 0,35476411 0,12914777 0,06376166 0,35476411 0,12914777 0,00000000
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Wie im Fall ohne Finanzausgleich erhöhen sich die Kapitalintensitäten und Arbeits-
produktivitäten gegenüber der Basissimulation, während die Nutzen der Haushalte 
niedriger ausfallen.588 Die Transferquoten entsprechen in allen Perioden der Basis-
simulation. Dieses Ergebnis lässt sich dadurch erklären, dass sich die gewerkschaftliche 
Lohnsetzung in beiden Regionen in gleicher Form auswirkt und somit die relativen 
Wohlstandsunterschiede unverändert bestehen bleiben. Auch die durch den Finanzaus-
gleich ausgelösten, in Tabelle 27 abgedruckten Wohlfahrtsindikatoren sind identisch zur 
Basissimulation,589 weshalb auf die dortigen Ausführungen zur Erläuterung der 
auftretenden Effekte verwiesen werden kann. 
 
Die Aufholkoeffizienten ( )t tyµ  und ( )t tuµ  sowie die momentanen Konvergenz-
geschwindigkeiten Itλ  der ärmeren Region I steigen analog zum Fall ohne 
Finanzausgleich leicht. Die momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten der reicheren 
Region II erhöhen sich zunächst ebenfalls, sind aber ab t 3=  geringfügig niedriger als 
in der Basissimulation. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Transferquoten zwar 
                                                 
588  Vgl. die Werte in der Tabelle 6 im Abschnitt 4.2. 
589  Vgl. die Werte in der Tabelle 7 im Abschnitt 4.2. 
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absolut identisch bleiben, für die momentane Konvergenzgeschwindigkeit aber stärker 
ins Gewicht fallen, da die Regionen sich in der hier betrachteten Situation mit 
unvollkommenen Arbeitsmärkten im Vergleich zur Basissimulation näher an ihrem 
Steady State befinden. Bei entsprechender Entfernung vom langfristigen Gleichgewicht 
wären in der Basissimulation wesentlich niedrigere Transferquoten angefallen, was für 
das Fallen der momentanen Konvergenzgeschwindigkeit der Region II ursächlich ist. 
 
Tabelle 27: Simulation 4.4.1 mit Finanzausgleich – Konvergenz- und Wohlfahrtsmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  ItΩ  IItΩ  tΩ  
0  0,21392559 0,48911333 1,00467511 0,99578801 0,99891605
1 0,49263470 0,59657081 0,59634953 0,65983163 1,00926447 0,99161530 0,99975304
2 0,85637491 0,89260828 0,71457660 0,71243747 1,00415121 0,99610636 1,00004862
3 0,96515574 0,97435639 0,74172151 0,72763636 1,00146728 0,99859839 1,00002553
4 0,99187567 0,99404515 0,74794746 0,73282489 1,00046837 0,99954820 1,00000769
5 0,99812487 0,99862702 0,74915536 0,73515501 1,00014119 0,99986302 1,00000206
6 0,99956834 0,99968402 0,74914338 0,73657069 1,00004103 0,99996005 1,00000053
7 0,99990069 0,99992731 0,74884749 0,73762178 1,00001162 0,99998865 1,00000014
8 0,99997716 0,99998328 0,74850034 0,73847754 1,00000323 0,99999684 1,00000003
9 0,99999475 0,99999615 0,74815955 0,73920041 1,00000089 0,99999913 1,00000001
10 0,99999879 0,99999912 0,74783885 0,73982068 1,00000024 0,99999976 1,00000000
11 0,99999972 0,99999980 0,74754091 0,74035727 1,00000006 0,99999994 1,00000000
12 0,99999994 0,99999995 0,74726554 0,74082395 1,00000002 0,99999998 1,00000000
13 0,99999999 0,99999999 0,74701181 0,74123157 1,00000000 1,00000000 1,00000000
14 1,00000000 1,00000000 0,74677836 0,74158853 1,00000000 1,00000000 1,00000000
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Das Hauptergebnis dieser Simulation ist, wie sich aus den vorangegangenen 
Ausführungen zusammenfassend schließen lässt, dass gewerkschaftlich gesetzte Löhne 
bei identischen Gewerkschaftspräferenzen in beiden Region den grundsätzlichen 
Verlauf des Konvergenzprozesses sowie die Auswirkungen des Finanzausgleichs 
qualitativ nicht entscheidend beeinflussen. Zu interessanteren Ergebnissen führt die 
folgende Simulation des Abschnitts 4.4.2, die die Annahme identischer gewerkschaft-
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4.4.2 Szenario mit identischen Löhnen 
 
Fall ohne Finanzausgleich 
 
Anfang der neunziger Jahre vereinbarten die Tarifparteien, bis 1994 die ostdeutschen 
Löhne an das Westniveau anzugleichen.590 Zwar wurde diese Politik in der Folgezeit 
nicht vollständig umgesetzt und das Lohnniveau in den neuen Ländern stagniert derzeit 
bei ca. 75 % des Niveaus der alten Länder, wobei die Lohnsteigerungen dennoch weit 
über die Produktivitätszuwächse hinausgingen.591 Auch wenn also bis heute keine 
vollständige Ost-West-Angleichung der Löhne erfolgt ist, erscheint es interessant, die 
Gefahren zu untersuchen, die langfristig von der zunächst vereinbarten Lohnentwick-
lung ausgehen würden. 
 
Deshalb wird im Folgenden ein Fall analysiert, bei dem die Gewerkschaft in der 
ärmeren Region I das Ziel einer vollständigen Lohnangleichung an das Niveau der 
reicheren Region II verfolgt. Formal lässt sich dieses Verhalten durch die Minimierung 
der alternativen Zielfunktion 
 
 (169) ( )2I I IIt t tU w w= −  
 
abbilden, in die die Beschäftigungsmenge nicht mehr als Zielgröße eingeht und die für 
die Gewerkschaft der Region I im Folgenden an Stelle der ursprünglichen Zielfunktion 
(137) verwendet wird. Die Gewerkschaft der reicheren Region II verhält sich annahme-
gemäß weiterhin wie im Szenario des vorhergehenden Abschnitts 4.4.1, d.h. sich 
maximiert (137) mit einem Gewichtungsparameter II 0,08ε = .  
 
Da die untersuchte Lohnpolitik bisher nicht vollständig umgesetzt wurde, ist auch die 
Simulation dieses Abschnitts – ebenso wie diejenige des Abschnitts 4.4.1 – als 
theoretischer Grenzfall zu betrachten. Die tatsächliche Entwicklung liegt in einem 
Korridor, der durch diese beiden Extremvarianten definiert wird, allerdings deutlich 
näher am hier untersuchten Szenario mit identischen Löhnen als am zuvor untersuchten 
Szenario mit identischen Gewerkschaftspräferenzen. 
                                                 
590  Vgl. Burda / Funke (2001), S. 33; Franz / Steiner (2000), S. 241; Paqué (2001), S. 55ff. S. hierzu auch 
den Abschnitt 2.5.1. 
591  S. den Abschnitt 2.5.1. 
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Einen Überblick über die Entwicklung der Modellvariablen jtk , 
j
ty  und 
j
tu  im Fall ohne 
Finanzausgleich bietet die Tabelle 28. Die Arbeitslosenquote ( )jt1 l−  der reicheren 
Region II liegt für diesen Fall ab t 1=  bei konstant 10,8 %, diejenige der ärmeren 
Region bei konstant 62,6 %. 
 
Tabelle 28: Simulation 4.4.2 ohne Finanzausgleich – Modellvariablen 











0 0,00010000 0,06811126 0,03389440 0,00300000 0,16244466 0,08083779 
1 0,03271934 0,29915147 0,04803987 0,03271934 0,29915147 0,11457461 
2 0,05376641 0,33963791 0,05251844 0,05376641 0,33963791 0,12525596 
3 0,06104303 0,35083561 0,05372846 0,06104303 0,35083561 0,12814184 
4 0,06305559 0,35375599 0,05404214 0,06305559 0,35375599 0,12888995 
5 0,06358047 0,35450621 0,05412259 0,06358047 0,35450621 0,12908183 
6 0,06371530 0,35469818 0,05414317 0,06371530 0,35469818 0,12913092 
7 0,06374981 0,35474726 0,05414843 0,06374981 0,35474726 0,12914346 
8 0,06375863 0,35475980 0,05414978 0,06375863 0,35475980 0,12914667 
9 0,06376088 0,35476301 0,05415012 0,06376088 0,35476301 0,12914749 
10 0,06376146 0,35476383 0,05415021 0,06376146 0,35476383 0,12914770 
11 0,06376161 0,35476404 0,05415023 0,06376161 0,35476404 0,12914775 
12 0,06376164 0,35476409 0,05415024 0,06376164 0,35476409 0,12914776 
13 0,06376165 0,35476410 0,05415024 0,06376165 0,35476410 0,12914777 
14 0,06376166 0,35476411 0,05415024 0,06376166 0,35476411 0,12914777 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Da sich die Lohnniveaus beider Region ab der Periode t 1= , in der die Löhne 
annahmegemäß erstmals gewerkschaftlich gesetzt werden, entsprechen, gleichen sich 
aufgrund der zu (144)592 äquivalenten Lohnfunktion 
 
(170) ( ) ( ) ( )/ 1 / 1j jt t1w k α −β β −β− α −β= ⋅ ⋅ τφ  
 
zwangsläufig auch die Kapitalintensitäten und Arbeitsproduktivitäten beider Regionen 
einander an. Da in der ärmeren Region I jedoch eine wesentlich niedrigere private 
Kapitalmenge zur Verfügung steht, fällt die Beschäftigung dort niedriger aus als in der 
Region II, so dass die hohe Arbeitslosigkeit von 62,6 % der erwerbsfähigen 
Bevölkerung der Region I entsteht. Diese wird im Zeitablauf nicht abgebaut, so dass das 
Nutzenniveau der in der ärmeren Region lebenden Haushalte im gesamten 
Untersuchungszeitraum weit unterhalb des Niveaus in der reicheren Region lebenden 
Haushalte liegt. Folglich befindet sich die Region I in einer – allerdings selbst 
                                                 
592  S. Abschnitt 3.5.1. 
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verschuldeten – Armutsfalle.593 
 
Tabelle 29: Simulation 4.4.2 ohne Finanzausgleich – Konvergenzmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  
0  0,51238591 0,48911333 
1 1,00000000 -0,41733971 0,67801236 0,67801236 
2 1,00000000 -0,54947283 0,72800792 0,72800792 
3 1,00000000 -0,58517248 0,74028504 0,74028504 
4 1,00000000 -0,59442694 0,74338426 0,74338426 
5 1,00000000 -0,59680062 0,74417369 0,74417369 
6 1,00000000 -0,59740779 0,74437526 0,74437526 
7 1,00000000 -0,59756300 0,74442677 0,74442677 
8 1,00000000 -0,59760266 0,74443993 0,74443993 
9 1,00000000 -0,59761280 0,74444329 0,74444329 
10 1,00000000 -0,59761539 0,74444415 0,74444415 
11 1,00000000 -0,59761605 0,74444437 0,74444437 
12 1,00000000 -0,59761622 0,74444442 0,74444442 
13 1,00000000 -0,59761626 0,74444444 0,74444444 
14 1,00000000 -0,59761628 0,74444444 0,74444444 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die in Tabelle 29 angegebenen Aufholkoeffizienten des Nutzens sind sogar negativ, d.h. 
die Nutzendifferenz beider Regionen vergrößert sich im Zeitablauf. Langfristig nähern 
sie sich einem Wert von ca. -60 % an. Die Aufholkoeffizienten der Arbeitsproduktivität 
betragen aufgrund der interregional angeglichenen jty  in allen Perioden 1, weshalb sich 
auch die momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten jtλ  beider Regionen ab der 
Periode t 1=  entsprechen. Da sich die Entwicklung der reicheren Region II gegenüber 
dem im Abschnitt 4.4.1 untersuchten Szenario nicht verändert, sind auch die momen-
tanen Konvergenzgeschwindigkeiten dieser Region identisch zu den in Tabelle 25 
angegebenen Werten. Der Anstieg der momentanen Konvergenzgeschwindigkeit I0λ  
wird durch die Entstehung der hohen Arbeitslosigkeit in t 1=  und die infolgedessen 
gestiegene Kapitalintensität verursacht. 
 
 
Fall mit Finanzausgleich 
 
Für den Fall mit Finanzausgleich sind die Werte der Kapitalintensitäten, Arbeits-
produktivitäten und Nutzen in der nachstehenden Tabelle 30 zusammengefasst. Die 
                                                 
593  Zum Phänomen der Armutsfalle s. die Erläuterungen im zweiten Teil des Abschnitts 2.2.2. 
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Arbeitslosenquoten ( )jt1 l−  beider Regionen sowie die Transferquoten tz  folgen in 
Tabelle 31. 
 
Tabelle 30: Simulation 4.4.2 mit Finanzausgleich – Modellvariablen 











0 0,00300000 0,16244466 0,07825094 0,00010000 0,06811126 0,08083779 
1 0,03511834 0,29601136 0,10563255 0,02698635 0,29601136 0,11457461 
2 0,05226225 0,33017725 0,11625309 0,04349725 0,33017725 0,12525596 
3 0,05850305 0,34182752 0,12091546 0,05147682 0,34182752 0,12814184 
4 0,06077391 0,34667135 0,12349909 0,05558899 0,34667135 0,12888995 
5 0,06181018 0,34927211 0,12517810 0,05808547 0,34927211 0,12908183 
6 0,06241147 0,35092976 0,12634479 0,05976562 0,35092976 0,12913092 
7 0,06281128 0,35206804 0,12717117 0,06094324 0,35206804 0,12914346 
8 0,06309102 0,35286823 0,12775752 0,06177729 0,35286823 0,12914667 
9 0,06328927 0,35343321 0,12817229 0,06236784 0,35343321 0,12914749 
10 0,06342975 0,35383152 0,12846462 0,06278468 0,35383152 0,12914770 
11 0,06352896 0,35411161 0,12867002 0,06307797 0,35411161 0,12914775 
12 0,06359880 0,35430809 0,12881400 0,06328378 0,35430809 0,12914776 
13 0,06364781 0,35444567 0,12891476 0,06342793 0,35444567 0,12914777 
14 0,06368215 0,35454187 0,12898518 0,06352873 0,35454187 0,12914777 
Quelle: eigene Darstellung. 
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Die Einführung des finanzkraftorientierten Finanzausgleichs bewirkt – wie die jtu  in 
Tabelle 30 zeigen – langfristig eine vollständige Konvergenz der Nutzenniveaus,594 
wobei der Konvergenzprozess allerdings wesentlich langsamer abläuft als in der Basis-
simulation des Abschnitts 4.2 und im Szenario des Abschnitts 4.4.1. Folglich sinken die 
Transferquoten tσ  wesentlich langsamer als in diesen beiden Simulationen, was in 
Abbildung 26 graphisch veranschaulicht wird. 
 
Tabelle 31: Simulation 4.4.2 mit Finanzausgleich –  
Arbeitslosen- und Transferquoten 
t ( )It1 l−  ( )IIt1 l−  tz  
1 0,54637734 0,16863561 0,01135909 
2 0,44516836 0,15368580 0,00861035 
3 0,36038808 0,14153979 0,00637328 
4 0,29310537 0,13217944 0,00463592 
5 0,24172799 0,12520201 0,00333008 
6 0,20355201 0,12011237 0,00237075 
7 0,17572527 0,11645286 0,00167711 
8 0,15571391 0,11384710 0,00118114 
9 0,14145824 0,11200392 0,00082924 
10 0,13136967 0,11070606 0,00058090 
11 0,12426298 0,10979504 0,00040631 
12 0,11927292 0,10915695 0,00028389 
13 0,11577694 0,10871068 0,00019820 
14 0,11333154 0,10839891 0,00013831 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Dass die Konvergenz der Nutzen im Gegensatz zum Fall ohne Finanzausgleich zustande 
kommt, liegt daran, dass bei einem finanzkraftorientierten Finanzausgleich die absolute 
Ausstattung jtG  mit öffentlich angebotenen Inputfaktoren in beiden Regionen identisch 
ist, die Pro-Arbeiter-Ausstattung jtg  in der ärmeren Region damit jedoch höher ausfällt 
als in der reicheren. Dies hat zur Folge, dass zur Erreichung einer identischen Arbeits-
produktivität jty  und damit eines identischen Lohnniveaus 
j
tw  in der ärmeren Region I 
eine (private) Kapitalintensität ausreicht, die niedriger ist als in der reicheren Region. 
 
Da jeder Arbeitsplatz mit einer niedrigeren Kapitalmenge ausgestattet werden muss als 
im Fall ohne Finanzausgleich, erhöht sich die Beschäftigungsquote in der ärmeren  
                                                 
594  Einen Vergleich der Nutzen der Haushalte in beiden Regionen in den Fällen mit und ohne 
Finanzausgleich bietet die Abbildung 25. 
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Region im Vergleich zur Situation ohne Finanzausgleich, wie die Werte in Tabelle 31 
zeigen. Dieser Prozess setzt sich in jeder Periode fort, bis die Beschäftigungsquote und 
der Nutzen des repräsentativen Haushalts im langfristigen Gleichgewicht das Niveau 
der reicheren Region erreicht haben. 
 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Während die Arbeitslosigkeit in der ärmeren Region langsam abnimmt, steigt sie in der 
reicheren Region bei Einführung des Finanzausgleichs in der Periode t 1=  auf ca.  
16,9 % an, um sich danach wieder kontinuierlich dem langfristig gleichgewichtigen 
Niveau von 10,8 % anzunähern. Dieser im Gegensatz zum Szenario des Abschnitts 
4.4.1 auftretende vorübergehende Anstieg der Arbeitslosigkeit ist darauf zurück-
zuführen, dass die Gewerkschaft in der reicheren Region den öffentlichen Kapitalstock 
im Rahmen ihres kurzfristigen Optimierungskalküls als konstant ansieht595 und deshalb 
Auswirkungen des Verhaltens der Gewerkschaft der ärmeren Region auf die 
Transferquote und damit auf das in der Region I verbleibende Steueraufkommen nicht 
berücksichtigt.  
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Tatsächlich liegt die Transferquote aufgrund der niedrigeren Beschäftigung in der 
ärmeren Region jedoch oberhalb des Niveaus des vorherigen Szenarios, so dass das in 
der reicheren Region verbleibende Angebot an öffentlichen Inputs geringer ausfällt, was 
zur Folge hat, dass die Grenzproduktivität der Arbeit c.p. sinkt. Um wieder die Grenz-
produktivität zu erreichen, die der gewerkschaftlichen Lohnforderung entspricht, muss 
die Beschäftigung sinken, was den vorübergehenden Anstieg der Arbeitslosigkeit 
erklärt. Mit zunehmender Angleichung der Einkommensniveaus verringern sich die 
Transferquoten, und infolgedessen nähert sich die Beschäftigung in der reicheren 
Region wieder langsam ihrem langfristig gleichgewichtigen Niveau an. 
 
Tabelle 32: Simulation 4.4.2 mit Finanzausgleich – Konvergenz- und Wohlfahrtsmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  ItΩ  IItΩ  tΩ  
0   0,42233185 0,52859546 1,07555112 0,96799945 0,99977257
1 1,00000000 -0,0432632 0,44896714 0,59853086 1,29118876 0,92195424 1,03103419
2 1,00000000 0,13778079 0,39377279 0,54270657 1,52738653 0,92812423 1,10515941
3 1,00000000 0,34075676 0,33473546 0,43183637 1,73766138 0,94360640 1,17818760
4 1,00000000 0,51265478 0,30546721 0,34684137 1,90832793 0,95817474 1,23887076
5 1,00000000 0,64643169 0,29599926 0,30811689 2,03982162 0,96975765 1,28587794
6 1,00000000 0,74658302 0,29469759 0,29611371 2,13790640 0,97842404 1,32096047
7 1,00000000 0,81987626 0,29592892 0,29435423 2,20953311 0,98472786 1,34656210
8 1,00000000 0,87271902 0,29759957 0,29561189 2,26109354 0,98924361 1,36497588
9 1,00000000 0,91042910 0,29906666 0,29737754 2,29784546 0,99244897 1,37809163
10 1,00000000 0,93714894 0,30020139 0,29892193 2,32386395 0,99471092 1,38737177
11 1,00000000 0,95598751 0,30103389 0,30010849 2,34219665 0,99630092 1,39390794
12 1,00000000 0,96922337 0,30162958 0,30097395 2,35507137 0,99741566 1,39849683
13 1,00000000 0,97850022 0,30205055 0,30159045 2,36409228 0,99819578 1,40171146
14 1,00000000 0,98499124 0,30234611 0,30202465 2,37040282 0,99874105 1,40395992
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Da die Arbeitslosigkeit in der ärmeren Region I sich infolge der Einführung des 
Finanzausgleichs langfristig bis auf das Niveau der reicheren Region I verringert, 
erhöhen sich die Aufholkoeffizienten ( )t tuµ  des Nutzens gegenüber dem Fall ohne 
Finanzausgleich in allen Perioden596 und konvergieren gegen 1, wie sich aus den Zahlen 
in Tabelle 32 erkennen lässt. Die Aufholkoeffizienten der Arbeitsproduktivität betragen 
aufgrund der fehlenden interregionalen Lohnunterschiede weiterhin 1. 
 
Verursacht durch den Finanzausgleich und die auch mittelfristig verhältnismäßig hohen 
Transferquoten sinken die momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten jtλ  ab t 1=  
                                                 
596  Vgl. die Werte in der Tabelle 29 im ersten Teil dieses Abschnitts. 
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deutlich und liegen ab t 5=  bei ca. 30 % gegenüber etwa 74 % im Fall ohne 
Finanzausgleich. Sie unterscheiden sich zudem nun interregional, da die privaten 
Kapitalintensitäten beider Regionen – wie oben erläutert – nicht mehr übereinstimmen. 
Das Sinken der momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten ist, besonders für die 
ärmere Region I, auf den Abbau der Arbeitslosigkeit zurückzuführen, denn die neu 
hinzugekommenen Arbeitsplätze müssen mit der entsprechenden Kapitalmenge 
ausgestattet werden. Die reichere Region II, die von der Arbeitslosigkeit in geringerem 
Ausmaß betroffen ist, muss zudem die Finanzausgleichstransfers finanzieren, was sich 
ebenfalls negativ auf die momentane Konvergenzgeschwindigkeit auswirkt. Auch die 
j
0λ  verändern sich, was am Einfluss des Finanzausgleichs auf die Arbeitslosigkeit in 
t 1=  liegt. 
 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die in Abbildung 27 graphisch veranschaulichten Gesamt-Wohlfahrtswirkungen des 
Finanzausgleichs sind auf den ersten Blick sehr positiv zu bewerten. Neben den aus der 
Basissimulation597 bekannten negativen Produktivitäts- und positiven Investitions-
effekten löst der Finanzausgleich nun zusätzlich in Region I positive und in Region II 
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negative Beschäftigungseffekte aus. Da die positiven Beschäftigungseffekte in Region I 
auch langfristig bestehen bleiben, während die drei übrigen Effekte verschwinden, 
nähern sich die Gesamt-Wohlfahrtsindikatoren tΩ  nicht – wie in allen vorhergehenden 
Simulationen – asymptotisch dem Wert 1 an, sondern bewegen sich auf einen Wert 
knapp oberhalb von 1,4 zu. Dementsprechend steigen auch die Nutzen der in Region I 
lebenden Generationen in allen Perioden und im langfristigen Gleichgewicht deutlich, 
wie die ItΩ  zeigen, während die Nutzenverluste der Haushalte in Region II moderat sind 
und zudem auf den Übergangsprozess zum Steady State beschränkt sind. 
 
Die vorangehende, sehr positive Beurteilung der durch den Finanzausgleich verur-
sachten Wohlfahrtswirkungen muss allerdings relativiert werden, wenn man die 
Situation dieses Szenarios mit derjenigen der Basissimulation, die von vollkommenen 
Arbeitsmärkten ausgeht, vergleicht. Wie die nachfolgende Abbildung 28 verdeutlicht, 
liegen die Nutzen der Haushalte unabhängig von der Wohnsitzregion in allen Perioden 
deutlich unterhalb des jeweiligen Niveaus der Basissimulation.  
 
















Quelle: eigene Darstellung. 
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die gewerkschaftliche Setzung überhöhter Löhne, von der die ärmere Region I hier in 
besonderem Ausmaß betroffen ist, dar. Vielmehr sollte der Staat sein Hauptaugenmerk 
darauf legen, die vorhandenen Arbeitsmarktunvollkommenheiten durch Änderungen des 
Tarifrechts und den Abbau weiterer beschäftigungshemmender Arbeitsmarktregulie-
rungen schnell und weitgehend zu beseitigen, um Lohnvereinbarungen, die nahe am 
Konkurrenzniveau liegen, zu ermöglichen. 
 
 
4.5 Vergleichssimulation mit Anpassungskosten und identischen 
Löhnen 
 
Fall ohne Finanzausgleich 
 
Die vorhergehende Simulation 4.4.2 gelangte zu dem interessanten Ergebnis, dass die 
Nutzen der Haushalte der beiden Regionen im Fall ohne Finanzausgleich auch 
langfristig nicht vollständig konvergieren, wenn die Lohnpolitik der Gewerkschaft in 
der ärmeren Region I sich am Lohnniveau der reicheren Region II orientiert, da in 
diesem Fall die Arbeitslosigkeit in der Region I auf hohem Niveau verharrt. Der 
Finanzausgleich kann eine vollständige Konvergenz der Steady-State-Nutzenniveaus 
herbeiführen, stellt jedoch keine optimale Antwort des Staates auf die gewerkschaftlich 
gesetzten Löhne dar. 
 
Die Simulation des Abschnitts 4.4.2 geht allerdings von interregional immobilen 
privaten Produktionsfaktoren aus, was für Regionen innerhalb Deutschlands nicht 
realistisch erscheint. Um zu überprüfen, ob ähnliche Ergebnisse auch bei Aufhebung der 
Immobilitätsannahme auftreten, wird im Folgenden eine Simulation auf Basis der im 
Abschnitt 3.5.2 entwickelten Modellvariante durchgeführt. Diese geht von denselben 
Faktormobilitäts-Annahmen aus wie die Simulation des Abschnitts 3.3.4, berücksichtigt 
jedoch zusätzlich, dass die Gewerkschaft der ärmeren Region I – ebenso wie in der 
vorherigen Simulation 4.4.2 – die Löhne der reicheren Region II übernimmt, die 
Lohnniveaus beider Regionen also übereinstimmen. Dies führt im Fall ohne 
Finanzausgleich zu der in Tabelle 33 zusammengefassten Entwicklung der Modell-
variablen jtk , 
j
ty  und 
j
tu . Die Anteile junger Haushalte, die in Region I leben, und die 
aufgrund der Faktorwanderungen in jeder Periode variierenden Arbeitslosenquoten 
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( )jt1 l−  beider Regionen folgen in Tabelle 34. 
 
Tabelle 33: Simulation 4.5 ohne Finanzausgleich – Modellvariablen 











0 0,00010000 0,06811126 0,03413911 0,00300000 0,16244466 0,08142143 
1 0,02488747 0,27894919 0,01881941 0,02488747 0,27894919 0,10250887 
2 0,04054477 0,31600295 0,04393777 0,04054477 0,31600295 0,11994633 
3 0,05534229 0,34215459 0,06052145 0,05534229 0,34215459 0,12671468 
4 0,06106471 0,35086745 0,06629919 0,06106471 0,35086745 0,12906213 
5 0,06295292 0,35360870 0,06783833 0,06295292 0,35360870 0,12980694 
6 0,06352513 0,35442733 0,06822205 0,06352513 0,35442733 0,13003362 
7 0,06369336 0,35466695 0,06831708 0,06369336 0,35466695 0,13010097 
8 0,06374208 0,35473627 0,06834080 0,06374208 0,35473627 0,13012068 
9 0,06375608 0,35475617 0,06834679 0,06375608 0,35475617 0,13012639 
10 0,06376007 0,35476185 0,06834832 0,06376007 0,35476185 0,13012804 
11 0,06376121 0,35476347 0,06834872 0,06376121 0,35476347 0,13012850 
12 0,06376153 0,35476393 0,06834882 0,06376153 0,35476393 0,13012864 
13 0,06376162 0,35476406 0,06834885 0,06376162 0,35476406 0,13012868 
14 0,06376165 0,35476409 0,06834886 0,06376165 0,35476409 0,13012869 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Wie in der Simulation des Abschnitts 4.4.2 kommt es aufgrund des unterstellten 
einheitlichen Lohnniveaus hier ebenfalls ab t 1=  zu einer Angleichung der Kapitalin-
tensitäten und Arbeitsproduktivitäten. Die Nutzen jtu  der nicht wandernden Haushalte 
konvergieren auch bei interregionaler Faktormobilität nicht vollständig, aufgrund der 
anfänglichen hohen Investitionsanpassungskosten598 müssen die in Region I bleibenden 
Haushalte gegenüber ihrer Elterngeneration sogar Nutzenverluste hinnehmen.  
 
Das Ergebnis der nicht vollständig konvergierenden Nutzenniveaus mag angesichts der 
unterstellten Mobilität der privaten Produktionsfaktoren zunächst überraschend 
erscheinen, lässt sich jedoch erklären: Da die Kapitalintensitäten und Arbeits-









α= ⋅ν  
 
auch die Grenzproduktivität des privaten Kapitals in beiden Regionen übereinstimmen. 
Dies impliziert, dass bei der angenommenen optimalen Investitionspolitik der 
                                                 
598  Dass die Investitionsanpassungskosten verlangsamend auf den interregionalen Konvergenzprozess 
wirken, wurde bereits in den Abschnitten 4.3.1, 4.3.2 und 4.3.4 erläutert. 
599  S. Abschnitt 3.1.3. 
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Unternehmen die marginalen Investitionsanpassungskosten aufgrund der Optimal-
bedingung600 
 
(108) ( ) ( )
I II
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ebenfalls interregional nicht variieren. Da diese sich gemäß601 
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ergeben, wächst der Kapitalstock in beiden Regionen in allen Perioden mit der gleichen 
Rate. Folglich wird ein schneller Kapitalaufbau in der ärmeren Region I durch die 
gewerkschaftlich gesetzten Löhne trotz der interregionalen Kapitalmobilität entschei-
dend gehemmt und die Region I kann den relativen Rückstand gegenüber der Region II 
bezüglich ihres privaten Kapitals niemals verringern, weshalb die Nutzenniveaus der in 
ihrer Heimatregion bleibenden Haushalte auch im langfristigen Gleichgewicht nicht 
identisch sind. 
 
Tabelle 34: Simulation 4.5 ohne Finanzausgleich –  









 ( )It1 l−  ( )IIt1 l−  
1 0,15366548 0,85485552 0,20940141 
2 0,08340730 0,67292935 0,10712530 
3 0,06523755 0,57193058 0,10374453 
4 0,06093476 0,53858472 0,10178033 
5 0,05995821 0,53027296 0,10118907 
6 0,05973901 0,52833612 0,10099214 
7 0,05968993 0,52789079 0,10092952 
8 0,05967895 0,52778827 0,10091023 
9 0,05967649 0,52776455 0,10090444 
10 0,05967594 0,52775902 0,10090273 
11 0,05967582 0,52775773 0,10090223 
12 0,05967579 0,52775742 0,10090209 
13 0,05967579 0,52775734 0,10090205 
14 0,05967579 0,52775733 0,10090203 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
                                                 
600  S. Abschnitt 3.3.2. 
601  S. ebenda. 
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Wie die Werte der Bevölkerungsanteile ( )I I IIt t tM / M M+  in Tabelle 34 zeigen, führen 
die dauerhaft schlechten wirtschaftlichen Bedingungen in der Region I jedoch dazu, 
dass der größte Teil der dort geborenen jungen Haushalte bereits in der Periode t 1=  
aus dieser Region abwandert und die Wanderungsrichtung sich im Gegensatz zur 
Simulation 4.3.4 mit vollkommenen Arbeitsmärkten in späteren Perioden nicht 
umkehrt. Im langfristigen Gleichgewicht liegt der Bevölkerungsanteil der ärmeren 
Region I nicht – wie in allen vorhergehenden Simulationen – bei 50 %, sondern ledig-
lich bei knapp 6 %. Der Wanderungssaldo in diesem Steady State beträgt 0, obwohl die 
Bevölkerung nicht hälftig auf beide Regionen verteilt ist, was bei vollkommenen Ar-
beitsmärkten notwendige Bedingung für ein stabiles langfristiges Gleichgewicht ist.602  
 
Dies liegt daran, dass im hier verwendeten Modellrahmen im Steady State die 
Lohnsätze beider Regionen zwar zwangsläufig identisch sind, die Arbeitslosenquoten 
und damit die Gesamt-Lohneinkünfte der jungen Haushalte jedoch auch langfristig 
variieren können. Dies ist im Modell mit vollkommenen Arbeitsmärkten nicht der Fall, 
da dort die Erwerbslosenquoten stets 0 betragen. Das hier betrachtete Modell besitzt 
also einen zusätzlichen Freiheitsgrad, der unsymmetrische langfristige Gleichgewichte 
ermöglicht. Unter der gewählten Parameterkonstellation beträgt die langfristig gleich-
gewichtige Arbeitslosenquote in der reicheren Region II ca. 10 % und in der ärmeren 
Region I knapp 53 %.603 
 
Die folgende Tabelle 35 bietet einen Überblick über die Werte der Aufhol-koeffizienten 
( )t tyµ  und ( )t tuµ  sowie der momentanen Konvergenzgeschwindigkei-ten jtλ . Die 
Aufholkoeffizienten des Nutzens sind wie in der Simulation 4.4.2604 in allen Perioden 
negativ, d.h. die ursprünglich vorhandene Nutzendifferenz vergrößert sich. Aufgrund 
der in den ersten Perioden stark negativen Wirkungen der Investitionsanpas-
sungskosten liegen sie betragsmäßig oberhalb der Werte der Simulation 4.4.2, konver-
gieren langfristig jedoch gegen ein ähnliches Niveau, während die Aufholkoeffizienten 
der Arbeitsproduktivität aufgrund ihrer interregionalen Angleichung auch hier 1 
betragen. Die momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten beider Regionen sind etwas 
                                                 
602  Vgl. die Ausführungen zum Modell von Raffelhüschen (1992) im zweiten Teil des Abschnitts 2.4.4. 
603  Dies erscheint unrealistisch hoch, im für Deutschland empirisch relevanten Fall mit Finanzausgleich 
liegen die Arbeitslosenquoten jedoch in den meisten Perioden deutlich niedriger; vgl. Tabelle 37. 
604  Vgl. die Werte in der Tabelle 29 im ersten Teil des Abschnitts 4.4.2. 
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niedriger als die entsprechenden Zahlen der Simulation 4.4.2, was zunächst auf die 
hohen Investitionsanpassungskosten und in späteren Perioden auf den Abbau der 
Arbeitslosigkeit zurückzuführen ist, denn die neu hinzukommenden Arbeitsplätze 
binden privates Kapital, das somit nicht für eine Steigerung der Kapitalintensität zur 
Verfügung steht. 
 
Tabelle 35: Simulation 4.5 ohne Finanzausgleich – Konvergenzmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  
0  0,38936270 0,36021853 
1 1,00000000 -0,90864421 0,40276854 0,40276854 
2 1,00000000 -0,89535990 0,63736016 0,63736016 
3 1,00000000 -0,69814726 0,67967348 0,67967348 
4 1,00000000 -0,62466784 0,70012747 0,70012747 
5 1,00000000 -0,60842070 0,70754088 0,70754088 
6 1,00000000 -0,60560720 0,71123039 0,71123039 
7 1,00000000 -0,60525383 0,71341447 0,71341447 
8 1,00000000 -0,60525456 0,71492325 0,71492325 
9 1,00000000 -0,60527719 0,71599469 0,71599469 
10 1,00000000 -0,60528857 0,71683259 0,71683259 
11 1,00000000 -0,60529287 0,71753710 0,71753710 
12 1,00000000 -0,60529433 0,71727633 0,71727633 
13 1,00000000 -0,60529478 0,72075775 0,72075775 
14 1,00000000 -0,60529494  
Quelle: eigene Darstellung. 
 
 
Fall mit Finanzausgleich 
 
Für den Fall mit Finanzausgleich ist die Entwicklung der Kapitalintensitäten, 
Arbeitsproduktivitäten und Nutzenniveaus in Tabelle 36 und diejenige der Bevölke-
rungsanteile, der Arbeitslosenquoten sowie der Transferquoten in Tabelle 37 dargestellt.  
 
Wie sich aus den Werten dieser Tabellen unmittelbar ersehen lässt, bewirkt der 
Finanzausgleich auch im hier betrachteten Fall mit interregional mobilen privaten 
Faktoren langfristig eine vollständige Konvergenz der Nutzenniveaus jtu  der nicht 
wandernden Haushalte. Die Begründung für dieses Ergebnis ist ähnlich wie in der 
vorangegangenen Simulation 4.4.2: Da die Pro-Arbeiter-Ausstattung mit dem öffentlich 
angebotenen Inputfaktor ab t 1=  bei dem unterstellten finanzkraftorientierten Finanz-
ausgleich in der ärmeren Region I größer ist als in der reicheren Region II, kann die 
private Kapitalintensität dort zum Erreichen einer gleich hohen Arbeitsproduktivität 
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geringer sein. Infolgedessen übersteigt die Bruttoverzinsung jtr  der Region I diejenige 
der Region II. 
 
Tabelle 36: Simulation 4.5 mit Finanzausgleich – Modellvariablen 











0 0,00010000 0,06811126 0,03395547 0,00300000 0,16244466 0,08098346 
1 0,01672622 0,27552736 0,03971832 0,02566569 0,27552736 0,10633780 
2 0,03618492 0,31419688 0,09195067 0,04077354 0,31419688 0,12100737 
3 0,05271793 0,34005553 0,11691051 0,05458379 0,34005553 0,12664727 
4 0,05995748 0,35006071 0,12445685 0,06081341 0,35006071 0,12858123 
5 0,06241929 0,35330010 0,12675701 0,06293611 0,35330010 0,12918389 
6 0,06320557 0,35427348 0,12765004 0,06356512 0,35427348 0,12932635 
7 0,06347247 0,35456506 0,12810634 0,06373562 0,35456506 0,12933118 
8 0,06357997 0,35465946 0,12838970 0,06377616 0,35465946 0,12930273 
9 0,06363462 0,35469637 0,12858494 0,06378203 0,35469637 0,12927107 
10 0,06366844 0,35471523 0,12872611 0,06377961 0,35471523 0,12924368 
11 0,06369190 0,35472729 0,12883047 0,06377590 0,35472729 0,12922162 
12 0,06370904 0,35473599 0,12890842 0,06377259 0,35473599 0,12920434 
13 0,06372185 0,35474257 0,12896697 0,06376995 0,35474257 0,12919097 
14 0,06373151 0,35474763 0,12901108 0,06376792 0,35474763 0,12918069 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Tabelle 37: Simulation 4.5 mit Finanzausgleich – Bevölkerungsanteile 








 ( )It1 l−  ( )IIt1 l−  tσ  
1 0,26547544 0,69058209 0,17159596 0,00831587 
2 0,26023576 0,31591786 0,09974575 0,00312443 
3 0,30391774 0,17002428 0,10090072 0,00116827 
4 0,34822503 0,13264765 0,10390438 0,00055849 
5 0,38418788 0,12195059 0,10513951 0,00036087 
6 0,41200891 0,11736475 0,10577390 0,00026702 
7 0,43325209 0,11467190 0,10620717 0,00020516 
8 0,44940168 0,11284682 0,10653793 0,00015867 
9 0,46165707 0,11153781 0,10679692 0,00012252 
10 0,47094944 0,11057589 0,10699979 0,00009430 
11 0,47799208 0,10986053 0,10715787 0,00007234 
12 0,48332836 0,10932500 0,10728036 0,00005535 
13 0,48737119 0,10892248 0,10737479 0,00004225 
14 0,49043383 0,10861920 0,10744731 0,00003220 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Deshalb können bei der angenommenen optimalen Investitionspolitik gemäß605 
 
                                                 
605  S. Abschnitt 3.3.2. 
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in der ärmeren Region höhere marginale Anpassungskosten in Kauf genommen werden, 
so dass diese im Gegensatz zum Fall ohne Finanzausgleich bezüglich ihrer privaten 
Kapitalausstattung gegenüber der reicheren Region aufholen kann. 
 
Abbildung 29: Simulationen 4.5 und 4.4.2 mit Finanzausgleich – 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Da die Region I im hier betrachteten Fall mit interregionaler Kapitalmobilität von 
privaten Kapitalimporten profitieren kann, erhöhen sich die Nutzen der dort geborenen, 
nicht migrierenden Haushalte mit Ausnahme der ersten beiden Generationen606 wesent-
lich schneller als in der Simulation 4.4.2 mit Finanzausgleich, wie Abbildung 29 
graphisch veranschaulicht. Der interregionale Konvergenzprozess beschleunigt sich also 
mittelfristig gegenüber der Simulation 4.4.2. 
 
 
                                                 
606  Diese sind von den in ihren Lebensperioden besonders hohen Investitionsanpassungskosten negativ 
betroffen, wie bereits mehrfach erläutert wurde. Vgl. beispielsweise die Ausführungen im zweiten 
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Abbildung 30: Simulation 4.5 – 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Aufgrund der durch den Finanzausgleich ausgelösten positiven wirtschaftlichen 
Entwicklung in der Region I kommt es im Gegensatz zum Fall ohne Finanzausgleich, 
aber analog zu den Simulationen 4.3.3 und 4.3.4, zu einer Umkehrung der Nettowan-
derungsrichtung, die allerdings erst in t 3=  und nicht schon in t 2=  erfolgt. Langfristig 
nähert sich der Bevölkerungsanteil der ärmeren Region wieder dem Ausgangswert von 
50 % an. Die in Abbildung 30 visualisierte Bevölkerungsentwicklung verläuft folglich 
deutlich anders als im Fall ohne Finanzausgleich, wo der Bevölkerungsanteil dieser 
Region gegen einen sehr niedrigen Wert von knapp 6 % konvergiert. 
 
Aufgrund der Kapitalimporte baut sich auch die Arbeitslosigkeit in der Region I 
wesentlich schneller ab als in der Simulation 4.4.2. Dies wird in Abbildung 31 
verdeutlicht. Von der Arbeitslosigkeit in der ärmeren Region sind in der hier 
betrachteten Simulation zudem weniger Haushalte betroffen, da der Anteil junger 
Wirtschaftssubjekte, die in der Region I leben, unterhalb von 50 % liegt. Die 
Transferquoten fallen infolge dieser niedrigeren Bevölkerungsanteile der Region I im 
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Abbildung 31: Simulationen 4.5 und 4.4.2 mit Finanzausgleich – 















Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die Arbeitslosigkeit in der reicheren Region II reduziert sich gegenüber dem Fall ohne 
Finanzausgleich zunächst ebenso wie diejenige in der Region I, wie ein Vergleich der 
Werte in den Tabellen 34 und 37 zeigt. Im Falle der Region II ist dies auf die geringere 
Zuwanderung aus der Region I zurückzuführen, denn die Gewerkschaft dieser Region 
nimmt die Bevölkerungsgröße in ihrem Optimierungskalkül annahmegemäß als 
gegeben an. Langfristig beträgt der Wanderungssaldo 0, so dass sich die Erwerbslosen-
rate wie in der Simulation 4.4.2 10,8 % annähert. Dass die Arbeitslosenrate der Region 
II im Fall ohne Finanzausgleich ab t 2=  und auch langfristig unterhalb dieses Wertes 
liegt,607 lässt sich dadurch begründen, dass die Höhe des Kapitalstocks von der 
Gewerkschaft der Region II ebenfalls als konstant angesehen wird. Tatsächlich kann der 
Kapitalstock der ärmeren Region I – wie im ersten Teil dieses Abschnitts erläutert – bei 
fehlendem Finanzausgleich nicht schneller wachsen als derjenige der Region II. Dies 
wäre – wie die Simulation 4.3.4 zeigt – bei vollkommener Konkurrenz der Fall. 
Gegenüber der Konkurrenzsituation, deren Lohnniveau in das gewerkschaftliche 
Optimierungskalkül eingeht, steht der Region II also in jeder Periode ein höherer 
                                                 










1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
Periode
Simulation 4.5 Simulation 4.4.2
4   Ergebnisse dynamischer Simulationsanalysen   200
Kapitalstock zur Verfügung, was die verhältnismäßig niedrige Arbeitslosigkeit bei nicht 
vorhandenem Finanzausgleich erklärt. Im Fall mit Finanzausgleich tritt dieser Effekt im 
Steady State nicht auf, da dann unabhängig vom Gewerkschaftsverhalten das private 
Kapital stets hälftig auf beide Regionen verteilt ist. 
 
Tabelle 38: Simulation 4.5 mit Finanzausgleich – Konvergenz- und Wohlfahrtsmaße 
t ( )t tyµ  ( )t tuµ  Itλ  IItλ  ItΩ  IItΩ  tΩ  
0   0,26116540 0,37302623 0,99462094 0,99462094 0,99462094
1 1,00000000 -0,4165921 0,41370286 0,39657342 2,11049822 1,03735220 1,09250898
2 1,00000000 0,38214024 0,59952746 0,60075599 2,09274760 1,00884592 1,05729570
3 1,00000000 0,79295828 0,65553516 0,67876595 1,93172026 0,99946798 1,06486776
4 1,00000000 0,91229929 0,64713365 0,71998538 1,87720006 0,99627393 1,06709062
5 1,00000000 0,94839497 0,58573882 0,76192719 1,86851608 0,99520015 1,06841299
6 1,00000000 0,96435501 0,47996777 0,86751592 1,87109654 0,99456094 1,06941322
7 1,00000000 0,97395510 0,37173394 1,55704470 1,87517304 0,99408312 1,07020325
8 1,00000000 0,98058543 0,30077749 1,87866841 0,99371388 1,07082731
9 1,00000000 0,98541003 0,26621710 0,11867495 1,88136026 0,99342701 1,07131598
10 1,00000000 0,98899446 0,25163450 0,20661683 1,88338361 0,99320396 1,07169556
11 1,00000000 0,99168245 0,24579253 0,23265852 1,88489948 0,99303088 1,07198865
12 1,00000000 0,99370751 0,24347317 0,24141786 1,88603716 0,99289706 1,07221401
13 1,00000000 0,99523688 0,24257835 0,24424890 1,88689302 0,99279400 1,07698331
14 1,00000000 0,99639343 0,24225292 0,24498236 1,88753815 0,99271490 1,07251877
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die Werte der verwendeten Konvergenz- und Wohlfahrtsmaße sind für den Fall mit 
Finanzausgleich in der Tabelle 38 aufgeführt. In den Aufholkoeffizienten ( )t tuµ  des 
Nutzens kommt sowohl die im Gegensatz zum Fall ohne Finanzausgleich608 erfolgende 
langfristig vollständige Angleichung der Nutzenniveaus nicht migrierender Haushalte 
als auch die ab t 2=  einsetzende Beschleunigung des Konvergenzprozesses gegenüber 
der Simulation 4.4.2609 mit interregional immobilen privaten Produktionsfaktoren zum 
Ausdruck. Die Aufholkoeffizienten der Arbeitsproduktivität betragen aufgrund der 
Lohngleichheit in beiden Regionen weiterhin 1.  
 
Die momentanen Konvergenzgeschwindigkeiten Itλ , der Region I sind in allen Perioden 
niedriger als im Fall ohne Finanzausgleich und langfristig auch etwas kleiner als in der 
Simulation 4.3.4 mit vollkommenen Arbeitsmärkten, was vor allem durch den Abbau 
der Arbeitslosigkeit bedingt ist. Die IItλ  steigen aufgrund der Abwanderungen von 
                                                 
608  Vgl. die Werte in der Tabelle 35 im ersten Teil dieses Abschnitts. 
609  Vgl. die Werte in der Tabelle 32 im zweiten Teil des Abschnitts 4.4.2. 
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Haushalten zunächst, bis die Kapitalintensität ihr Steady-State-Niveau in t 8=  über-
schreitet. Danach nähert letztere sich – ähnlich wie in den Simulationen 4.3.3 und  
4.3.4 – vergleichsweise langsam von oben her wieder ihrem langfristig gleichgewich-
tigem Wert an. 
 
Die Werte der verwendeten Wohlfahrtindikatoren fallen insgesamt ähnlich positiv aus 
wie in der Simulation 4.4.2 mit immobilen privaten Produktionsfaktoren. Wie in der 
Simulation 4.3.4610 wird die Entwicklung des Gesamt-Wohlfahrtsindikators tΩ  durch 
negative Produktivitätseffekte bezüglich des öffentlich angebotenen Inputfaktors und 
positive Wohnsitzpräferenzeffekte beeinflusst. Die negativen Produktivitätseffekte 
bezüglich des Produktionsfaktors Arbeit fallen hingegen weg, da interregional 
unterschiedliche Grenzproduktivitäten der Arbeit in der hier analysierten Simulation 
weder im Fall ohne noch im Fall mit Finanzausgleich auftreten können. Hinzu kommen 
jedoch Beschäftigungseffekte, die – anders als in der Simulation II – für beide Regionen 
positiv ausfallen, da die Einführung des Finanzausgleichs auch eine Senkung der 
Arbeitslosigkeit in der Region II bewirkt. Dies erklärt zudem, warum die dortigen 
regionalen Wohlfahrtsindikatoren IItΩ  der nicht wandernden Haushalte für die in t 1=  
und t 2=  geborenen Generationen positiv sind, obwohl die Region II die Finanz-
ausgleichstransfers finanzieren muss. 
 
Zusammenfassend lässt sich also festhalten, dass auch bei interregional mobilen 
Produktionsfaktoren die Nutzenniveaus der Haushalte im Fall ohne Finanzausgleich 
nicht vollständig konvergieren. Der Finanzausgleich kann langfristig ebenso wie im 
Rahmen der Simulation des Abschnitts 4.4.2 mit immobilen privaten Produktions-
faktoren eine Angleichung dieser Nutzenniveaus bewirken. Wie dort muss bei interre-
gionaler Faktormobilität jedoch ebenfalls von einem Einsatz des Finanzausgleichs als 
Instrument zur Reduzierung der negativen Auswirkungen, die durch die gewerkschaft-
liche Lohnsetzung in der Region I verursacht werden, abgeraten werden, denn auch in 
der hier betrachteten Simulation liegen die Nutzenniveaus der nicht wandernden Haus-
halte weit unterhalb der Werte der korrespondierenden Simulation 4.3.4 mit mobilen 
Faktoren und vollkommenen Arbeitsmärkten. Dies wird in Abbildung 32 gezeigt. 
                                                 
610  Vgl. hierzu auch die ausführlichen Erläuterungen der bei Haushaltsmobilität auftretenden 
Wohlfahrtseffekte im zweiten Teil des Abschnitts 4.3.3. 
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Es ist davon auszugehen, dass die Simulationen 4.3.4 mit vollkommenen und 4.5 mit 
unvollkommenen Arbeitsmärkten aufgrund der getroffenen Annahme, dass die beiden 
privaten Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital interregional mobil sind, die 
realitätsnächsten Ergebnisse liefern. Um zu überprüfen, inwieweit die vorangehend 
dargestellten Resultate dieser Simulationen von der Wahl der verwendeten Modell-
parameter611 abhängen, wurden die insgesamt 18 Sensitivitätsanalysen S1 bis S18 für 
alternative Parameterkonstellationen durchgeführt. Die hierbei jeweils veränderten 
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Tabelle 39: Sensitivitätsanalysen – Variationen der Parameterwerte 
 
Nutzenelastizität des Jugendkonsums 
(S1) =a 0,4    
(S2) =a 0,8    
    
    
Heimatbindung (Parameter der Gamma-Verteilung) 
(S3) 1γ =    
(S4) 5γ =    
(S5) 9γ =    
    
    
Bevölkerungswachstum 
(S6) =n 0,2    
(S7) =n 0,7    
    
    
Produktionselastizitäten 
(S8) 0,2α =  0,15β =  ( )1 / 0,7−α−β φ=  
(S9) 0,3α =  0,05β=  ( )1 / 0,7−α−β φ=  
(S10) 0,3α =  0,15β =  ( )1 / 0,6−α−β φ=  
    
    
Parameter der Investitionsanpassungskosten-Funktion 
(S11) 0,01ϕ =    
(S12) 0,05ϕ =    
    
    
Gewerkschaftspräferenz für das Lohnziel 
(S13) 0,04ε =    
(S14) 0,2ε =    
(S15) 0,5ε =    
    
    
Steuersatz 
(S16) 0,03τ =    
(S17) 0,08τ =    
(S18) 0,2τ =    
    
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Die 18 Parametervariationen haben nur geringen Einfluss auf den grundsätzlichen 
Verlauf des Konvergenzprozesses, die Bevölkerungsverteilung und die Wirkungen des 
Finanzausgleichs.612 In allen Sensitivitätsanalysen bleiben insbesondere die Ergebnisse 
erhalten, dass die Einführung der interregionalen Transfers 
 
• eine Beschleunigung des Konvergenzprozesses bewirkt, 
 
• negative Produktivitätseffekte bezüglich des öffentlich angebotenen Produktions- 
                                                 
612  Auf eine Wiedergabe der numerischen Ergebnisse der Sensitivitätsanalysen wird aus Platzgründen 
verzichtet. Bei Interesse sind sie auf Anfrage beim Autor der Arbeit erhältlich. 
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faktors und im Falle der Simulation mit vollkommenen Arbeitsmärkten auch 
bezüglich des Produktionsfaktors Arbeit verursacht, 
 
• positive Wohnsitzpräferenzeffekte hervorruft sowie 
 
• im Falle der Simulation mit unvollkommenen Arbeitsmärkten für positive Beschäf-
tigungseffekte sorgt und die ärmere Region I aus einer durch die dortige Gewerk-
schaft zu verantwortenden Armutsfalle befreit. 
 
Auch die Vorzeichen und die zeitliche Entwicklung der Gesamt-Wohlfahrtsindikatoren 
tΩ  bleiben im Regelfall weitgehend unverändert, es kommt lediglich in einigen Sensiti-
vitätsanalysen zu einer leichten zeitlichen Verschiebung des dritten Vorzeichenwechsels 
bei der Simulation mit vollkommenen Arbeitsmärkten. Zu diesem fortgeschrittenen 
Zeitpunkt sind die noch auftretenden Wohlfahrtswirkungen allerdings betragsmäßig 
sehr gering, so dass die vorübergehenden Änderungen ihres Vorzeichens nicht sehr 
bedeutend erscheinen.  
 
Eine Ausnahme vom zuvor Gesagten bilden die Sensitivitätsanalysen (S3) bis (S5), in 
denen der Heimatbindungsparameter der Gamma-Verteilung variiert wird. In der 
Analyse (S3) sind die Haushalte aufgrund einer im Durchschnitt nur gering ausge-
prägten Vorliebe für ihre Geburtsregion vergleichsweise mobil, so dass die Zahl der 
wandernden Haushalte entsprechend hoch ausfällt. Dies führt besonders in den ersten 
Perioden zu einer Verstärkung der auftretenden Wohnsitzpräferenzeffekte, weshalb im 
Falle der Simulation mit vollkommenen Arbeitsmärkten auch der Gesamt-Wohlfahrts-
indikator 2Ω  für die Periode t 2=  positiv wird, der in der Simulation 4.3.4 ein 
negatives Vorzeichen aufwies. Umgekehrtes gilt für die Sensitivitätsanalysen (S3) bis 
(S5): Hier ist die Gesamtwohlfahrtwirkung bei vollkommenen Arbeitsmärkten für die in 
t 1=  geborene Generation negativ, was auf die gering ausfallenden Wohnsitz-
präferenzeffekte zurückzuführen ist, die nicht mehr ausreichen, um die negativen 
Produktivitätseffekte zu kompensieren. 
 
Bezüglich der Sensitivitätsanalysen mit unvollkommenen Arbeitsmärkten ist vor allem 
interessant, dass Änderungen des gewerkschaftlichen Lohnpräferenz-Parameters ε zwar 
großen Einfluss auf die Arbeitslosenrate, nicht jedoch auf den Verlauf des 
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interregionalen Konvergenzprozesses und auf die durch den Finanzausgleich 
verursachten Wohlfahrtswirkungen haben. Dies liegt daran, dass einer Änderung der 
Gewerkschaftspolitik sich gleichermaßen auf beide Regionen auswirkt. Weiterhin ist 
bemerkenswert, dass die interregionalen Wanderungen der jungen Haushalte im Fall mit 
unvollkommenen Arbeitsmärkten und fehlendem Finanzausgleich invariant gegenüber 
den Parametervariationen der Sensitivitätsanalysen (S6) bis (S18) sind, d.h. das Migra-
tionsverhalten der Haushalte wird in diesem Falle allein durch ihre eigenen Präferenz-
parameter und die Ausgangssituation der ökonomischen Verhältnisse festgelegt. Für 
den Fall mit Finanzausgleich gilt diese Feststellung nicht mehr, da die Transferquoten 
von den übrigen Modellparametern abhängig sind und diese wiederum das 
Wanderungsverhalten beeinflussen. 
 
Insgesamt lässt sich als Resultat der durchgeführten Sensitivitätsanalysen festhalten, 
dass die qualitativen Ergebnisse der Simulationen 4.3.4 und 4.5 in hohem Maße robust 
gegenüber Parametervariationen sind. Deshalb erscheint es durchaus gerechtfertigt, die-
sen Ergebnissen eine weitgehend allgemeingültige Bedeutung für die Einschätzung der 
Wirkungen von Finanzausgleichsmaßnahmen bei wachstumsfördernder Verwendung 
der Transfers zuzumessen. Die Robustheit der Ergebnisse ist insbesondere auch deshalb 
sehr positiv zu sehen, da die Schätzungen einiger benötigter Eingangsgrößen der 
Simulationen, vor allem des Parameters der Heimatbindung γ und des Investitionsan-
passungskosten-Parameters ϕ, mit großen Unsicherheiten behaftet sind. 
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5 Zusammenfassung 
 
Im Mittelpunkt dieser Arbeit stehen die Fragen, welchen Einfluss distributiv orientierte 
Finanzausgleichsmaßnahmen auf interregionale Konvergenzprozesse haben und wie 
sich solche Transfers auf die Wohlfahrt der Bürger in dem betrachtetem Gebiet 
auswirken. Die theoretischen Aspekte beziehen sich hierbei vor allem auf Regionen, 
deren Größe mindestens etwa mit derjenigen deutscher Flächen-Bundesländer über-
einstimmt und die sich bezüglich ihrer strukturellen Merkmale nicht allzu sehr 
unterscheiden. Dies trifft beispielsweise auf Ost- und Westdeutschland oder auch auf 
Regionen innerhalb der Europäischen Union zu. Die vorgenommene Eingrenzung ist 
insofern wichtig, als Konvergenzprozesse auf kleinräumiger Ebene oder zwischen sehr 
heterogen Regionen grundsätzlich anders ablaufen können als diejenigen zwischen der 
hier analysierten Art von Gebietseinheiten.613 
 
Das Kapitel 2 gibt zunächst einen Überblick über den – noch nicht sehr weit 
fortgeschrittenen – gegenwärtigen Stand der Forschung zum Thema. Als Beispiel für 
ein distributiv orientiertes Finanzausgleichssystem wird in den Abschnitten 2.1.1 und 
2.1.2 der deutsche Länderfinanzausgleich kurz vorgestellt. Dieser bewirkt eine weitge-
hende Angleichung der Pro-Kopf-Einnahmen der einzelnen Bundesländer.614 Angelehnt 
hieran wird in den theoretischen Teilen der Kapitel 3 und 4 der Arbeit von einem 
finanzkraftorientiertem Finanzausgleich ausgegangen, der ein identisches Pro-Kopf-
Bereitstellungsniveau der vom Staat angebotenen Güter sicherstellt. Die Transfer-
leistungen in die neuen Bundesländer gehen allerdings weit über die im Länderfinanz-
ausgleich empfangenen Beträge hinaus, wie im Abschnitt 2.1.3 dargestellt wird. 
 
Die empirische Konvergenzforschung kommt übereinstimmend zu dem Resultat, dass 
zwischen strukturell hinreichend ähnlichen größeren Regionen tatsächlich Konvergenz-
prozesse zu beobachten sind und die mit der Datenlage in Einklang stehenden 
gesamtwirtschaftlichen Produktionsfunktionen abnehmende Grenzerträge in den akku-
                                                 
613  S. hierzu den Abschnitt 2.2.4. 
614  Die Problematik der Einwohnerwertung der Stadtstaaten wird im Rahmen der Arbeit ausgeklammert, 
da die Staatstaaten kleinräumige Gebilde darstellen und deshalb, wie oben erläutert, ein abweichender, 
beispielsweise auf Modellen der New Economic Geography basierender theoretischer Rahmen zu 
wählen wäre, um die auf dieser Ebene ablaufenden Konvergenzprozesse korrekt zu analysieren. 
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mulierbaren Produktionsfaktoren aufweisen.615 Dies bedeutet, dass zur theoretischen 
Analyse solcher Konvergenzprozesse ein neoklassischer Modellrahmen adäquat 
erscheint, denn Modelle der neuen Wachstumstheorie besitzen im Regelfall aufgrund 
der Annahme konstanter Skalenerträge in den akkumulierbaren Faktoren Konvergenz-
eigenschaften, die keinen Abbau wirtschaftlicher Disparitäten im Zeitablauf impli-
zieren.616 
 
Die bisher bereits existierenden wachstumstheoretischen Modelle zur Untersuchung der 
Auswirkungen des Finanzausgleichs im Konvergenzprozess von Regionen werden in 
den Abschnitten 2.3.1 und 2.3.2 besprochen. In allen diesen Modellen bewirkt der 
Finanzausgleich eine Beschleunigung der interregionalen Konvergenz oder ermöglicht 
diese im Falle der endogenen Wachstumsmodelle von Thomas (1994), Kellermann 
(1998)617 und Schmidt (1997) und Funke und Strulik (2000) überhaupt erst, wobei die 
letzteren Modelle allerdings – wie oben erläutert – vor dem Hintergrund der empiri-
schen Forschungsergebnisse sehr kritisch zu sehen sind. Von der Empirie entspre-
chenden neoklassischen Produktionsannahmen gehen die im Abschnitt 2.3.1 vorge-
stellte Simulation von Kellermann und Schmidt sowie der Beitrag von Homburg (1993) 
aus. Beide Arbeiten gelangen zu dem Ergebnis, dass der Finanzausgleich zumindest in 
einigen Perioden Wohlfahrtsgewinne generieren kann, während er in den Modellen der 
neuen Wachstumstheorie zwangsläufig Wohlfahrtsverluste verursacht. 
 
Ein alternativer Ansatz zu diesen wachstumstheoretischen Modellen, der zeigt, dass der 
Finanzausgleich aus theoretischer Sicht nicht in jedem Fall beschleunigend auf 
interregionale Konvergenzprozesse wirken muss, stammt von Kessler und Hansen 
(2003).618 Ihr spieltheoretisches Modell ist allerdings in mehrfacher Hinsicht zu 
kritisieren, insbesondere die für ihre Ergebnisse entscheidende Annahme, dass inter-
personelle Umverteilung nur über unterschiedliche Beiträge zur Finanzierung öffent-
licher Konsumgüter erfolgen kann, ist problematisch. Deshalb erscheinen die vor-
genannten wachstumstheoretischen Modelle als Ausgangspunkt zur Analyse der 
Wirkungen des Finanzausgleichs im Konvergenzprozess insgesamt vielversprechender,  
                                                 
615  S. den Abschnitt 2.2.3. 
616  S. den Abschnitt 2.2.2. 
617  Diese Aussage bezieht sich auf das im Abschnitt 2.3.2 behandelte zweite Modell von Kellermann und 
Schmidt, nicht auf die Simulation des Abschnitts 2.3.1. 
618  S. den Abschnitt 2.3.3. 
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auch wenn sie ebenfalls mit Schwächen behaftet sind. Wie die im Abschnitt 2.3.4 
erläuterten Ergebnisse empirischer Untersuchungen zeigen, tritt die von diesen Model-
len prognostizierte Beschleunigung des Aufholprozesses ärmerer Regionen allerdings 
nur ein, wenn diese die empfangenen Finanzausgleichstransfers wachstumsfördernd 
verwenden, was insgesamt eher für investive als für konsumtive Staatsausgaben gelten 
dürfte. Von einer solchen Verwendung wird in diesen Modellen, aber auch in dem im 
Kapitel 3 entwickelten neuen theoretischen Rahmen also implizit ausgegangen. 
 
Eine große Schwäche der in den Abschnitten 2.3.1 und 2.3.2 vorgestellten vorhandenen 
Modelle ist, dass sie ausnahmslos annehmen, dass die privaten Produktionsfaktoren 
entweder interregional vollkommen immobil oder vollkommen und kostenlos mobil 
sind. Beide Extremvarianten erscheinen problematisch, denn in der Realität sind 
zwischen der betrachteten Art von Regionen durchaus Faktorwanderungen in nicht zu 
vernachlässigendem Ausmaß zu beobachten; diese verlaufen jedoch langsam und führen 
nicht zu einer sofortigen Angleichung der Faktoreinsatzverhältnisse, was bei 
vollkommener und kostenloser Mobilität der Fall sein müsste.619 Letzteres spricht dafür, 
dass interregionale Faktorwanderungen nicht kostenlos erfolgen, sondern die Wirt-
schaftssubjekte vielmehr Investitionsanpassungskosten und Wanderungskosten zu 
berücksichtigen haben.620 
 
Die in den Abschnitten 2.4.3, 2.4.4 und 2.4.5 diskutierten Modelle verdeutlichen, dass 
solche Kosten oder auch Migrations(netto)nutzen durch Wanderungen in Regionen, 
deren natürliche Eigenschaften den Präferenzen einiger Haushalte besonders ent-
sprechen, maßgeblichen Einfluss auf den Verlauf interregionaler Konvergenzprozesse 
und folglich vermutlich auch auf die Wirkungen des Finanzausgleichs haben. Deshalb 
ist deren Vernachlässigung in den existierenden Modellen der Abschnitte 2.3.1 und 
2.3.2 schwer zu rechtfertigen. Der im Kapitel 3 entwickelte Rahmen greift diese Kritik 
auf und integriert Investitionsanpassungskosten und heterogene Wohnsitzpräferenzen621 
in ein Wachstumsmodell zur Untersuchung der Wirkungen des Finanzausgleichs im 
Konvergenzprozess.622 
                                                 
619  S. hierzu den Abschnitt 2.4.1. 
620  S. hierzu den Abschnitt 2.4.2. 
621  Diese werden in Anlehnung an das Modell von Raffelhüschen (1992) modelliert, das im zweiten Teil 
des Abschnitt 2.4.4 vorgestellt wird und zur Abbildung langfristiger Migrationsprozesse besonders 
geeignet erscheint. 
622  S. hierzu insbesondere die Abschnitte 3.3 und 3.4. 
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Ein weiterer Schwachpunkt der in den Abschnitten 2.3.1 und 2.3.2 besprochenen 
Modelle ist, zumindest falls man anhand dieser Modelle zu Aussagen über den 
Konvergenzprozess zwischen Ost- und Westdeutschland kommen möchte, dass sie 
vollkommene Arbeitsmärkte unterstellen. Diese dürften in Deutschland nicht gegeben 
sein, wie sich an der insbesondere in den neuen Bundesländern hohen Arbeitslosigkeit 
unmittelbar erkennen lässt.623 Lediglich eine Variante des endogenen Wachstums-
modells von Funke und Strulik berücksichtigt Arbeitsmarktunvollkommenheiten in 
einfacher Form.624 Dieses vor allem aufgrund seiner Produktionsannahmen zu 
kritisierende625 Modell zeigt bereits deutlich, dass gewerkschaftlich gesetzte überhöhte 
Löhne,626 die für Deutschland von besonderer Relevanz sein dürften, den inter-
regionalen Konvergenzprozess verlangsamen, also nicht unbedeutend für dessen 
Verlauf sind. In dem Modell fehlt allerdings eine mikroökonomische Fundierung des 
Gewerkschaftsverhaltens. 
 
Diese wird in dem im dritten Kapitel vorgestellten neuen Zwei-Regionen-Modell für die 
Varianten mit unvollkommenen Arbeitsmärkten vorgenommen.627 Neben der in den 
existierenden neoklassischen Beiträgen von Kellermann (1998) und Schmidt (1997) 
sowie Homburg (1993) fehlenden Berücksichtigung von Investitionsanpassungskosten, 
heterogenen Wohnsitzpräferenzen und unvollkommenen Arbeitsmärkten zeichnet sich 
dieser Rahmen insbesondere dadurch aus, dass es sich um ein Modell überlappender 
Generationen handelt, das somit den Vorteil bietet, generationenspezifische Wohl-
fahrtswirkungen des Finanzausgleichs analysieren zu können. Dies erscheint insofern 
bedeutend, als der Finanzausgleich bereits in der Simulation von Kellermann (1998) 
und Schmidt (1997) per Saldo in einigen Perioden positive, in anderen Perioden 
hingegen negative allokative Wirkungen verursacht. Die Simulationen des Kapitels 4 
führen zu teilweise noch wesentlich komplexeren Verläufen der utilitaristisch 
gemessenen628 Wohlfahrtswirkungen des Finanzausgleichs. Folglich sollte den genera-
tionenspezifischen Wirkungen besondere Beachtung geschenkt werden, was nur in 
einem Generationenmodell, nicht jedoch in einem an das Ramsey-Cass-Koopmans-
Modell angelehnten Rahmen möglich ist. 
                                                 
623  S. hierzu den Abschnitt 2.5.1. 
624  S. hierzu den Abschnitt 2.5.4. 
625  Diese Kritik wurde obenstehend erläutert. 
626  Zur Theorie des Gewerkschaftsverhaltens s. die Abschnitte 2.5.2, 2.5.3 und 2.5.5. 
627  S. hierzu den Abschnitt 3.5. 
628  S. hierzu den Abschnitt 3.3.2. 
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Bei der Durchführung der Simulationen des Kapitels 4 wird ein schrittweises Vorgehen 
gewählt, um die Bedeutung von Investitionsanpassungskosten, interregionaler Faktor-
mobilität und unvollkommenen Arbeitsmärkten für die Wirkungen des Finanzaus-
gleichs im Konvergenzprozess klar herauszuarbeiten. In allen Simulationen dieses 
Kapitels wird eine Parameterkonstellation verwendet, die annähernd auf die Verhält-
nisse in der Bundesrepublik Deutschland kalibriert ist.629 Wie die Sensitivitätsanalysen 
des Abschnitts 4.6 zeigen, sind die Simulationsergebnisse allerdings sehr robust gegen-
über Parametervariationen, so dass die wesentlichen Ergebnisse ohne große Gefahr 
verallgemeinert werden können. 
 
Die Basissimulation des Abschnitts 4.2 geht zunächst ebenso wie Kellermann (1998) 
und Schmidt (1997) von fehlenden Investitionsanpassungskosten, interregional 
immobilen privaten Produktionsfaktoren und vollkommenen Arbeitsmärkten aus. 
Folglich treten im Fall mit Finanzausgleich qualitativ auch dieselben, auf die Wohlfahrt 
wirkenden Effekte auf wie dort. Die durch den Finanzausgleich ausgelösten Gesamt-
Wohlfahrtswirkungen sind zunächst negativ und in späteren Perioden positiv. Dies liegt 
daran, dass der Finanzausgleich in jeder Periode negative, betragsmäßig im Zeitablauf 
abnehmende Produktivitätseffekte verursacht, da der öffentlich angebotene Produktions-
faktor im Fall mit Finanzausgleich in der ärmeren Region eine niedrigere Grenzproduk-
tivität aufweist als in der reicheren. Demgegenüber stehen in späteren Perioden positive 
Investitionseffekte, denn der Finanzausgleich bewirkt eine Verlagerung der privaten 
Investitionstätigkeit in die ärmere Region, in der die Grenzproduktivität des privaten 
Kapitals höher ist als in der reicheren. 
 
Die Simulation des Abschnitts 4.3.1 geht im Unterschied zu Basissimulation davon aus, 
dass beim Aufbau des privaten Kapitals Investitionsanpassungskosten anfallen, jedoch 
weiterhin nur in der eigenen Region investiert werden kann, das private Kapital also 
interregional immobil ist. Unter dieser Annahme bewirkt die Einführung von Investi-
tionsanpassungskosten eine Verlangsamung der Konvergenzgeschwindigkeit zum 
Steady State, von der die ärmere Region in besonderem Ausmaß betroffen ist, so dass 
sich der interregionale Konvergenzprozess ebenfalls verlangsamt. Infolgedessen steigt 
die Finanzausgleichsintensität gegenüber der Basissimulation. Die negativen Produk-
tivitäts- und positiven Investitionseffekte bleiben qualitativ erhalten, die generationen-
                                                 
629  S. hierzu den Abschnitt 4.1. 
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spezifischen Gesamt-Wohlfahrtswirkungen werden jedoch später positiv als in der 
Basissimulation. 
 
Im folgenden Abschnitt 4.3.2 wird die interregionale Immobilitätsannahme bezüglich 
des privaten Kapitals aufgehoben. Dies hat zur Folge, dass der interregionale Kon-
vergenzprozess im Vergleich zum Abschnitt 4.3.1 wesentlich beschleunigt wird, da 
aufgrund der dortigen höheren Grenzproduktivität private Kapitalimporte in die ärmere 
Region erfolgen. Gegenüber der Basissimulation überwiegt allerdings zunächst der 
negative Effekt der Investitionsanpassungskosten, so dass erst mittelfristig eine 
Beschleunigung des Aufholprozesses der ärmeren Region eintritt. Das interessanteste 
Ergebnis dieser Simulation betrifft die durch den Finanzausgleich verursachten Gesamt-
Wohlfahrtswirkungen: Diese sind nun für alle Generationen negativ, da bei inter-
regionaler Kapitalmobilität die marginalen Kapitalrückflüsse unter Berücksichtigung 
der Investitionsanpassungskosten interregional ausgeglichen sind und somit keine 
positiven Investitionseffekte mehr auftreten können. Folglich zeigt dieses Ergebnis 
deutlich, dass bei Investitionsanpassungskosten und infolgedessen nicht-kostenloser 
interregionaler Kapitalmobilität die zumindest für einige Generationen positiven 
Ergebnisse von Kellermann (1998), Schmidt (1997) und Homburg (1993) nicht haltbar 
sind. Dies unterstreicht die Bedeutung von Investitionsanpassungskosten für die 
Beurteilung von Finanzausgleichsmaßnahmen im Konvergenzprozess von Regionen. 
 
Die Simulation des Abschnitts 4.3.3 geht wieder von der Basissimulation aus, unterstellt 
zusätzlich jedoch interregionale Haushaltsmobilität, um deren Auswirkungen zunächst 
separat zu analysieren. In der Periode der Grenzöffnung tritt eine starke 
Nettomigrationswelle von der ärmeren in die reichere Region auf, da das Lohnniveau 
dort höher liegt. Bereits in der nächsten Periode dreht sich die Nettowanderungsrichtung 
allerdings um. Dies liegt daran, dass der Anteil der in der ärmeren Region geborenen 
Haushalte, die ihre Heimat verlassen, zwar immer höher ist als der entsprechende Anteil 
der reicheren Region, die absolute Zahl der Auswanderer aus der reicheren Region 
aufgrund deren höherer Bevölkerungszahl aber größer ist als die Zahl der Auswanderer 
aus der ärmeren Region. Die Umkehrung der Wanderungsrichtung verursacht eine 
deutliche Verlangsamung der interregionalen Konvergenzgeschwindigkeit, da in der 
ärmeren Region nun zusätzlich die Arbeitsplätze der Einwanderer mit privatem Kapital 
ausgestattet werden müssen. Die Wohlfahrtswirkungen des Finanzausgleichs werden im 
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Vergleich zur Basissimulation nun durch zwei weitere Effekte beeinflusst: negative 
Arbeitsproduktivitätseffekte und positive Wohnsitzpräferenzeffekte, die sich aus einer 
verbesserten Erfüllung der regionalen Präferenzen der Haushalte ergeben. Da letztere 
besonders in den ersten Perioden ab der Einführung des Finanzausgleichs anfallen, sind 
die Gesamt-Wohlfahrtswirkungen nur für die bei Einführung des Finanzausgleichs alte 
Generation, die ihre Wanderungsentscheidungen nicht mehr revidieren kann, negativ. 
 
Im Abschnitt 4.3.4 werden die Faktormobilitätsannahmen der Abschnitte 4.3.2 und 
4.3.3 verbunden, d.h. sowohl das private Kapital als auch die Haushalte sind nun 
interregional mobil und die Simulation ist folglich als besonders realitätsnah anzusehen. 
Da ebenso wie im Abschnitt 4.3.2 infolge der Kapitalmobilität die positiven 
Investitionseffekte wegfallen, wird das gemeinsame Outputniveau der betrachteten 
Föderation nun in allen Perioden durch die negativen Produktivitätseffekte bezüglich 
des staatlich angebotenen Produktionsfaktors und bezüglich des Produktionsfaktors 
Arbeit eindeutig negativ beeinflusst. Trotzdem sind aufgrund der positiven Wohnsitz-
präferenzeffekte die Gesamt-Wohlfahrtswirkungen für einige Generationen positiv. 
Dieses Ergebnis legt nahe, dass der Erfolg von Finanzausgleichsmaßnahmen nicht allein 
an der Entwicklung von Aggregaten der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
abgelesen werden sollte. In der Realität dürften die immateriellen Wohnsitzpräferenz-
effekte jedoch kaum zuverlässig quantifizierbar sein, weshalb die Gefahr besteht, dass 
von politischer Seite im Rahmen der Beurteilung von Finanzausgleichsmaßnahmen die 
hierdurch eröffneten Manipulationsspielräume genutzt werden könnten. Die Rechtfer-
tigung des Finanzausgleichs allein durch positive Wohnsitzpräferenzeffekte ist also 
nicht ganz unproblematisch. 
 
Die Simulationen des Abschnitts 4.4 mit wiederum immobilen privaten 
Produktionsfaktoren gehen im Gegensatz zu den vorhergehenden Simulationen von 
gewerkschaftlicher Lohnsetzung auf den Arbeitsmärkten aus. Fordern die Gewerk-
schaften in beiden Regionen identische Lohnaufschläge auf den Konkurrenzlohn, so 
ergeben sich keine nennenswerten Veränderungen bezüglich des Verlaufs des Konver-
genzprozesses und der Auswirkungen des Finanzausgleichs. Die gesamte ökonomische 
Aktivität spielt sich lediglich auf einem niedrigeren Niveau ab.630  
                                                 
630 S. hierzu den Abschnitt 4.4.1. 
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Fordert die Gewerkschaft der ärmeren Region hingegen eine Angleichung der Löhne an 
das Niveau der reicheren Region,631 wie sie in vielen ostdeutschen Tarifverträgen zu 
Anfang der neunziger Jahre vorgesehen war, bewegt sich die ärmere Region im Fall 
ohne Finanzausgleich in eine „Armutsfalle“ mit auch langfristig im Vergleich zur 
reicheren Region wesentlich höherer Arbeitslosigkeit und geringerem Nutzenniveau. 
Dies gilt ebenso für den in der Simulation des Abschnitts 4.5 analysierten Fall mit 
interregionaler Faktormobilität. Der Finanzausgleich kann einen Abbau der Arbeits-
losigkeit bis auf das Niveau der reicheren Region und eine vollständige Konvergenz 
aller ökonomischen Variablen im Steady State herbeiführen. Er stellt allerdings kein 
optimales Instrument zur Beseitigung der negativen Auswirkungen überhöhter Löhne, 
insbesondere in der ärmeren Region, dar, da die realisierten Nutzenniveaus in der 
Basissimulation für die Bewohner beider Regionen deutlich oberhalb der Werte der 
Simulation des Abschnitts 4.4.2 mit identischen Löhnen liegen. Folglich sollte der Staat 
nicht in erster Linie versuchen, die Arbeitsmarktunvollkommenheiten durch den Einsatz 
des Finanzausgleichs abzumildern, sondern durch Änderungen des Regulierungs-
rahmens für deren möglichst vollständigen Abbau sorgen. 
 
Als wichtigste Ergebnisse der Arbeit können zusammenfassend gelten: 
 
• Betrachtet man den gemeinsamen Output beider Regionen, so kann der 
Finanzausgleich auf diesen im Gegensatz zu den vorhandenen Modellen von 
Kellermann (1998) und Schmidt (1997) sowie Homburg (1993) mit neoklassischer 
Produktionsfunktion bei Unterstellung von vollkommenen Arbeitsmärkten, 
Investitionsanpassungskosten und interregionaler privater Kapitalmobilität niemals 
positive Wirkungen entfalten. Insofern ist die Berücksichtigung nicht-kostenloser 
Kapitalmobilität essentiell für die zu beobachtenden Wirkungen des Finanzaus-
gleichs. 
 
• Bei Berücksichtigung interregional mobiler Haushalte treten positive Wohnsitz-
präferenzeffekte auf, die dafür sorgen können, dass in der Simulation mit 
vollkommenen Arbeitsmärkten und interregional mobilen Faktoren632 die Gesamt-
Wohlfahrtswirkungen für einige Generationen positiv werden, obwohl der 
                                                 
631  S. hierzu den Abschnitt 4.4.2. 
632  S. hierzu den Abschnitt 4.3.4. 
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gemeinsame Output durch den Finanzausgleich – wie oben gesagt – eindeutig 
negativ beeinflusst wird. 
 
• Erfolgt bei unvollkommenen Arbeitsmärkten eine zu rasche interregionale Anglei-
chung der Lohnniveaus, wird das realisierte Nutzenniveau der Haushalte in der 
ärmeren Region selbst bei interregionaler Mobilität der privaten Produktions-
faktoren geringer sein als in der reicheren Region. Der Finanzausgleich kann eine 
solche Entwicklung verhindern, stellt jedoch keine optimale Antwort des Staates auf 
die gewerkschaftliche Lohnsetzung dar. 
 
Die vorliegende Arbeit liefert somit einen ersten Beitrag zu einer differenzierteren 
Analyse der Auswirkungen des Finanzausgleichs im Konvergenzprozess von Regionen. 
Für die zukünftige Forschung erscheint vor allem interessant, die gewonnenen theore-
tischen Erkenntnisse empirisch zu überprüfen. Darüber hinaus wäre es wünschenswert, 
die modelltheoretischen Analysen dahingehend zu erweitern, möglichst pareto-optimale 
Übergangspfade zum Steady State zu ermitteln. 
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